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Frank-Michael Kuhlemann

Nachkriegsprotestantismus in Westdeutschland. Religionssoziologische
und mentalititsgeschichtliche Perspektiven'

Die Nachkriegsgeschichte des deutschen Protestantismus findet seit einigen Jahren verstirkte
Aufmerksamkeit. Das hingt zum einen mit dem Gang der allgemeinen zeitgeschichtlichen
Forschung zusammen, die sich nach einer langen Periode der Beschiftigung mit dem Natio-
nalsozialismus inzwischen intensiver der Bundesrepublik Deutschland und neuerdings auch
der DDR zugewandt hat. Zum anderen sind die Defizite der einschldgigen Protestantismus-
forschung fiir den Zeitraum zwischen 1945 und 1968 uniibersehbar geworden. Auffillig ist
die zeitliche Beschrinkung vieler Studien auf die unmittelbare Nachkriegszeit von 1945 bis
1949. Dariiber hinaus sticht vor allem ein methodisch-theoretisches Defizit ins Auge. Viele
Arbeiten bleiben auf eine (traditionelle) kirchenpolitische Perspektive beschrinkt: Die Kir-
chenversammlung in Treysa etwa, die Stuttgarter Schulderkldrung, das Darmstiddter Wort —
immer vor dem Hintergrund des ,.Kirchenkampfes" und aus einer binnenkirchlichen Per-
spektive — bestimmten lange Zeit die Diskussionen iiber den Nachkriegsprotestantismus.
Auch ist bis heute eine gewisse Vorliebe fiir biographische Studien zu erkennen: Studien tiber
Martin Nieméller, Gustav Heinemann, Hans Asmussen, Theophil Wurm, Walter Kiinneth,
Gerhard Ritter, Otto Dibelius, Hanns Lilje, Reinold von Thadden-Trieglaff, Karl Barth, Otto
Weber, Helmut Thielicke, Hermann Ehlers, Eugen Gerstenmaier, Johannes Kunze etc.

Die Charakterisierung der Forschung bliebe freilich unvollstdndig, wiirde man nicht zu-
gleich auf einige neuere Entwicklungen, Themen und Forschungsfelder hinweisen, durch die
die beschriebenen Schwerpunkte langsam tiberwunden werden. Solche Tendenzen verdanken
sich nicht zuletzt einer fruchtbaren Anniherung zwischen einer eher traditionellen Kirchenge-
schichtsschreibung und den Ansétzen einer modernen Sozialgeschichte der Religion. Zu nen-
nen sind etwa Arbeiten iiber relevante kirchliche bzw. kirchennahe Institutionen: das Evan-
gelische Hilfswerk, die Evangelischen Akademien, die Kirchentage, die evangelische Publi-
zistik, den Kronberger Kreis etc. Auch Themen wie die Neuordnung der Schulen und die
evangelischen Studentengemeinden, die Entnazifizierungs- und Vertriebenenproblematik, der
Interkonfessionalismus und die Wiederbewaffnung fanden das Forschungsinteresse.” Solche
zum Teil sehr innovative Arbeiten und Themenstellungen liegen jedoch noch keineswegs in
ausreichender Zahl vor, so daB} auf dem Feld der westdeutschen Protestantismusgeschichte

'Es handelt sich beim vorliegenden Text um die modifizierte Ausarbeitung eines Vortrags, den ich zunéchst
am 23. Mirz 2000 auf der Studientagung der Kommission fiir kirchliche Zeitgeschichte der Evangelischen
Kirche von Westfalen, am 11. Mai 2000 im Arbeitskreis "Religion in der Geschichte" an der Forschungsstelle
fur Diakoniegeschichte in Bethel sowie schlieBlich am 22.6.2000 in der Mitgliederversammlung der
Evangelischen Arbeitsgemeinschaft fiir Kirchliche Zeitgeschichte in Magedeburg gehalten habe. Die
Erstverdffentlichung befindet sich in B. Hey (Hg.), Kirche, Staat und Gesellschaft nach 1945. Konfessionelle
Prigungen und sozialer Wandel, Bielefeld 2001. Allen Beteiligten danke ich fiir Ihre Kritik, die der schriftlichen
Fassung zugute gekommen ist.

2Gtatt vieler Titelangaben verweise ich auf die informativen Uberblicke von C. Vollnhals, Kirchliche
Zeitgeschichte nach 1945. Schwerpunkte, Tendenzen, Defizite, in: J.-C. Kaiser u. A. Doering-Manteuffel (Hg.),
Christentum und politische Verantwortung. Kirchen im Nachkriegsdeutschland, Stuttgart 1990, S. 176-191;
sowie in der Einleitung und im ersten Kapitel von: T. Sauer, Westorientierung im deutschen Protestantismus?
Vorstellungen und Titigkeit des Kronberger Kreises, Miinchen 1999. Vgl. auch die wissenschaftliche Reihe
"Konfession und Gesellschaft" (seit 1988 bei Kohlhammer); vor allem den Theorieband: A. Doering-Manteuffel
u. K. Nowak (Hg.), Kirchliche Zeitgeschichte. Urteilsbildung und Methoden, Stuttgart 1996; schlieBlich die
Zeitschrift "Kirchliche Zeitgeschichte. Internationale Halbjahresschrift fiir Theologie und Geschichtswissen-
schaft", 1988fT.
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noch einiges zu bestellen ist. Es fehlen Studien, die in der Lage sind, die binnenkirchliche
und politikgeschichtliche Perspektive stirker als bisher aufzubrechen und fiir gesellschafts-
und kulturgeschichtliche Fragestellungen zu 6ffnen. Dazu gehoren etwa religionssoziologi-
sche und modernisierungstheoretische, sozialgeschichtliche und geschlechtergeschichtliche,
milieutheoretische und mentalititsgeschichtliche, um nur einige wenige zu nennen.’

Ich kann im vorliegenden Beitrag auf die Vielfalt der Forschungsdesiderata nicht néher
eingehen. Auch sind meine folgenden Ausfithrungen eher in einer programmatischen, the-
senhaft zugespitzten Perspektive gehalten und miifiten auf der Basis breiterer Quellenfor-
schung bestitigt, modifiziert oder widerlegt werden. Gleichwohl ist es meine Absicht, hier
eine Zugangsweise zu prisentieren, die fiir eine Analyse des Nachkriegsprotestantismus un-
erliBlich erscheint. Gemeint ist die Mentalititsgeschichte und hierbei besonders die Rekon-
struktion breiterer protestantischer Einstellungsmuster im Rahmen gesamtgesellschaftlicher
Transformationsprozesse. Martin Greschat hat mit dem Blick auf den Nachkriegsprotestantis-
mus in dieser Richtung bereits gedacht und geschrieben. Seine Analysen bleiben jedoch —
soweit ich sehe — auf eine kirchliche Elite beschrinkt. Ein mentalititsgeschichtlicher Ansatz
kann und sollte dariiber hinaus aber durchaus weiter — zeitlich wie auch sozial — gefafdt wer-
den. Und es ist mein Interesse, hier sowohl die Einstellungsmuster einer kirchlichen Elite als
auch breitenwirksame Mentalititen ansatzweise zu beriicksichtigen. Dabei stellt sich vor al-
lem die interessante Frage, inwieweit und ob sich etwa zwischen den breitenwirksamen Dis-
positionen einer Vielzahl von Protestanten und dem Diskurs kleinerer protestantischer Eliten
iiberhaupt Beziige herstellen lassen.

Solche Beziige konnten sich etwa anhand charakteristischer "Mentalitatsthemen" oder in
Form eines gleichgerichteten sozialen Handelns ergeben.’ Ein zentraler Aspekt des hier ver-
tretenen Mentalititskonzepts besteht daher darin, daf} es bei der Analyse von Mentalititen
nicht nur um die ideelle Seite bestimmter Uberzeugungen und Einstellungsmuster geht, son-
dern daB dabei immer auch die Implikationen solcher Einstellungen in Form des sozialen und
politischen Handelns angesprochen sind. Dariiber hinaus sind gesellschaftliche Erfahrungen
und Prigungen ebenso wie spezifische Erwartungen zu beriicksichtigen. Genau in diesen
kategorialen Zusammenhéingen ist dann auch der systematische Ort religionssoziologischer
Fragestellungen zu suchen - Fragen nach dem Einflufl der Konfessionen auf ein bestimmtes
Verhalten oder aber dessen Prigung vor dem Hintergrund eines bestimmten "Erfahrungsrau-
mes" und eines "Erwartungshorizonts", um die beiden Kategorien Reinhart Kosellecks an
dieser Stelle aufzunehmen.® Was die Datenbasis angeht, soll hier vor allem auf die religions-
soziologischen Untersuchungen Gerhard Schmidtchens zuriickgegriffen werden, ohne dabei

’Eine politikzentrierte Perspektive zeichnet noch die gerade erschienene Studie von C. Hanke, Die Deutsch-
landpolitik der Evangelischen Kirche in Deutschland von 1945 bis 1990, Berlin 1999, aus. Sie enthélt eine
Reihe von erwigenswerten und auch anregenden politikwissenschaftlichen Fragen. Auch ist sie bemiiht, gerade
aus einer demokratietheoretischen Perspektive bestimmte theologische Engfiihrungen zu iiberwinden. Aufgrund
ihrer weithin einseitigen Fokussierung auf offizielle Stellungnahmen bleibt sie jedoch fiir weiterreichende
Fragestellungen innerhalb der Geschichtswissenschaft zu begrenzt.

“Vgl. M. Greschat, Zwischen Aufbruch und Beharrung. Die evangelische Kirche nach dem Zweiten
Weltkrieg, in: V. Conzemius u.a. (Hg.), Die Zeit nach 1945 als Thema kirchlicher Zeitgeschichte, Gottingen
1988, S. 99-126; Ders., "Rechristianisierung” und "Sdkularisierung". Anmerkungen zu einem europiischen
interkonfessionellen Interpretationsmodell, in: Kaiser u. Doering-Manteuffel (Hg.), Christentum, S. 1-24.

*Vgl. zu beidem F.-M. Kuhlemann, Mentalititsgeschichte. Theoretische und methodische Uberlegungen am
Beispiel der Religion im 19. und 20. Jahrhundert, in: W. Hardtwig u. H.-U. Wehler (Hg.), Kulturgeschichte
heute, Gottingen 1996, S. 182-211.

Vgl R. Koselleck, "Erfahrungsraum" und "Erwartungshorizont" — zwei historische Kategorien, in: U.
Engelhardt u.a. (Hg.), Soziale Bewegung und politische Verfassung, Stuttgart 1976, S. 13-33; auch in: R.
Koselleck, Vergangene Zukunft, Frankfurt 19847, S. 349-375.



dessen spezifische Interpretation protestantischer Kultur zwangsléufig zu tibernehmen. Die
von Schmidtchen ausgewerteten Meinungsumfragen bieten allerdings eine profunde Daten-
basis fiir die Analyse breitenwirksamer Einstellungsmuster, die von der einschldgigen Prote-
stantismusforschung bis heute nicht angemessen zur Kenntnis genommen worden sind.’

Inhaltlich bewege ich mich mit dem formulierten Thema im Kontext der Debatten iiber
die Kontinuititen und die Briiche der Protestantismusgeschichte zwischen "Drittem Reich"
und Bundesrepublik Deutschland, dartiber hinaus aber in einer iibergreifenden Perspektive
vom Kaiserreich iiber die Weimarer Republik und den Nationalsozialismus bis in die 50er
und 60er Jahre der Bundesrepublik. Entscheidende Fragen gelten hierbei den Problemen der
Restauration und des Neuanfangs, den Modernisierungsfortschritten und den konservativen
Uberhiingen. Pointiert gefragt: Handelt es sich bei den 50er Jahren, die hier vor allem im
Zentrum stehen sollen, um jene vielfach beklagte "bleierne Zeit"? Oder aber — ganz anders —
lassen sich die 50er Jahre in einer protestantismusgeschichtlichen Perspektive vielleicht im
Rahmen der von manchen beschriebenen grofien Epochenschwelle begreifen? Wie steht es
dariiber hinaus mit den Kontinuititen zwischen den 20er und den 50er Jahren? Lassen sich
vielleicht noch ganz andere Kontinuititen benennen? Schliefllich: Was trennt die 50er Jahre
eigentlich von den 60emn in Anbetracht eines sich hier fraglos noch einmal vollziehenden
Verinderungsschubs?®

Das alles sind weitreichende Fragen, auf die in Anbetracht des unterentwickelten For-
schungsstandes keine hinreichenden Antworten gegeben werden konnen. Ich verfolge
gleichwohl die Absicht, eine Reihe von Aspekten zu benennen, die mir in einer mentalitéts-
geschichtlichen und religionssoziologischen Perspektive fiir die schérfere Konturierung be-
stimmter Entwicklungsprozesse wichtig erscheinen. Meine Hauptthese ist hierbei, daB ich
den Protestantismus zwischen 1945 und dem Beginn der 1960er Jahre in einem weitreichen-
den Umbruch verorten wiirde, einer Zeit der Gérung gewissermalien. Weitreichende Kristalli-
sationsprozesse zeichneten sich ab. Einerseits blieben die mentalen Orientierungen breiter
protestantischer Bevilkerungsgruppen tief in der Vergangenheit verwurzelt. Andererseits
waren die 50er Jahre alles andere als eine nur "bleierne Zeit". Sie verweisen in einer prote-
stantismusgeschichtlichen Perspektive auch bereits auf die 60er Jahre und weit dariiber hin-
aus. Dabei kann ich hier nicht die Frage beantworten, ob man ebenso, wie man die Kon-
tinuitaten zwischen den 20er und den 50er Jahren betont hat, aus einer entfernteren Per-
spektive vielleicht die Zeit zwischen 1950 und 1970 als eine in sich zwar differenzierte, ins-
gesamt aber eigenstindige Ubergangsperiode im konfessionell-religiosen und politischen
Selbstverstindnis des Protestantismus fassen muf. Ich mochte diese Frage aber stellen, denn
immerhin entwickelte sich die westdeutsche Gesellschaft zwischen dem Ende des Zweiten
Weltkriegs und den 1960er Jahren von einer postfaschistischen zu einer demokratischen Ge-
sellschaft — ein fundamentaler Wandel, der unverstiandlich bleiben muf3, sofern man ihn nicht
in Beziehung setzt zu den mentalen Umorientierungen der 50er Jahre.” Mit anderen Worten:

"Vgl. G. Schmidtchen, Protestanten und Katholiken. Soziologische Analyse konfessioneller Kultur, Bern
1973. Fiir religionssoziologische und mentalitdtsgeschichtliche Untersuchungen sind ferner interessant: W.
Harenberg (Hg.), Was glauben die Deutschen? Die Emnid-Umfrage. Ergebnisse, Kommentare, Miinchen/Mainz
1968; sowie die Verweise auf die einschldgigen Untersuchungen bei K.-W. Dahm, Beruf: Pfarrer. Empirische
Aspekte zur Funktion von Kirche und Religion in unserer Gesellschaft, Miinchen (1971) 1972251058

*Vgl. A. Schildt, Nachkriegszeit. Moglichkeiten und Probleme einer Periodisierung der westdeutschen
Geschichte nach dem Zweiten Weltkrieg und ihrer Einordnung in die deutsche Geschichte des 20. Jahrhunderts,
in: GWU, Jg. 44, 1993, S. 567-584, Zitat ebd.; Ders. u. A. Sywottek (Hg.), Modemisierung im Wiederaufbau.
Die westdeutsche Gesellschaft der 50er Jahre, Bonn 1993; M. Frese u. M. Prinz (Hg.), Politische Z4suren und
gesellschaftlicher Wandel im 20. Jahrhundert, Paderborn 1996; M. Gortemaker, Geschichte der Bundesrepublik
Deutschland, Miinchen 1999, bes. S. 199-271.

’Die schwierige Beurteilung der S0er Jahre spiegelt sich auch im nicht eindeutigen Urteil bei Greschat, Re-
christianisierung, S. 18, einerseits sowie Ders., Kontinuitit und Krisen. Der deutsche Protestantismus in den



es geht um die Herausarbeitung jener grundlegenden mentalen Transformation seit dem Ende
des Zweiten Weltkriegs, an deren Anfang der Faschismus und an deren Ende die Demokratle
steht. Begrifflich bietet es sich vielleicht an, von einer "Ubergangsmentalitit" zu sprechen.'’

1. Nationalkonservativ und autoritir, antisemitisch und nazifiziert. Zur Vitalitit eines menta-
len Paradigmas in der frithen Bundesrepublik'’

Blickt man auf die deutsche Gesellschaft der spiten 40er und der 50er Jahre, bietet sich das
Bild einer vom Krieg und seinen Folgen zutiefst gezeichneten Gesellschaft: zerstorte Stédte
und verlorene Hoffnungen, Nahrungsmittelknappheit und Wohnungsnot, "Triimmerfrauen”
und ehemalige Zwangsarbeiter, befreite KZ-Héftlinge und heimkehrende Soldaten, vor allem
auch die zwolf Millionen Vertriebenen, die im Westen aufzunehmen waren. Hinzu kamen die
politischen Erfahrungen der Besatzung und der Teilung Deutschlands in eine westliche und
ostliche EinfluBsphére, dann die Entstehung zweier deutscher Staaten, damit verbunden fiir
die Kirchen der Verlust klassischer evangelischer Gebiete: Sachsen, Sachsen-Anhalt, Thiirin-
gen, Mecklenburg-Vorpommern.' Das alles stellte tiefe Einschnitte im Erfahrungshaushalt
vieler Protestanten dar. Es wirkte nachhaltig auf die Mentalititen, die angesichts der unge-
heuren Probleme sowie der seit dem 19. Jahrhundert ohnehin erkennbaren mentalen Disposi-
tionen auf einen starken deutschen Nationalstaat zundchst in den Kategorien des Alten, ja
geradezu seiner Idealisierung, befangen blieben. Das spiegelt sich in aller Deutlichkeit in den
religionssoziologischen Untersuchungen Gerhard Schmidtchens wider. Auf die Frage hin,
unter welcher Staatsform es den Deutschen im 20. Jahrhundert am besten gegangen sei,
fithrten im Jahre 1951 45% der iiber 18jihrigen Protestanten das "Dritte Reich" an. Ein eben-
so groBer Anteil nannte das Kaiserreich vor 1914, wobei auffillig ist, dal auch Katholiken zu
groBen Teilen ebenso antworteten; 43% nannten das "Dritte Reich" und 42% das Kaiserreich.
Nur 6% der Protestanten und 8% der Katholiken verwiesen dagegen auf die Jahre zwischen
1920 und 1933; und ganze 1% beider Konfessionsangehorigen empfanden die Gegenwart als
die beste Zeit innerhalb des 20. Jahrhunderts.”

Dem BewubBtsein von einer "besseren" Zeit in den beiden autoritédren politischen Ord-
nungen der ersten Jahrhunderthélfte entsprach nach dem Krieg auch die noch lange zu erken-
nende Glorifizierung Adolf Hitlers. Er galt vielen als "einer der goBten deutschen Staats-
ménner”, wenn er nur den Krieg nicht begonnen hitte. In diesem Sinne sprachen sich im Mai
1955 fast die Hilfte (48%) der Protestanten aus; im August 1962 waren es immer noch 40%
(nach zwischenzeitlich 38% im Juli 1960). Hier wirkte offensichtlich jener "Hitler-Mythos"
nach, den Ian Kershaw in seinen Studien iiber die Wirkung der Propaganda bereits fiir das
"Dritte Reich" beschrieben hat.™

Dariiber hinaus blieb die Verhaftung in autorltar—konservatlven Einstellungsmustern je-
doch nicht nur eine Frage eines explizit politischen Selbstverstindnisses. Sie war gleichzeitig

60er Jahren, in: Mitteilungen der Ev. Arbeitsgemeinschaft fir Kirchliche Zeitgeschichte, Folge 18, 1999, S. 8-
19, 9, andererseits wider.

1°Es sei in diesem Zusammenhang iibrigens auch darauf verwiesen, daB die mentalen Transformationen im
politischen Selbstversténdnis der Protestanten seit 1933 und dann 1938/39 bisher als kaum hinreichend erforscht
gelten konnen. Vgl. dazu H. Lehmann, Hitlers evangelische Wihler, in: Ders., Protestantische Weltsichten.
Transformationen seit dem 17. Jahrhundert, Gottingen 1998, S. 130152, 148f.

''Vgl. zum Begriff des mentalen Paradigmas meinen Aufsatz: Mentalititsgeschichte, S. 197ff.

"2Vgl. C. KleBmann, Die doppelte Staatsgriindung. Deutsche Geschichte 1945-1955, Bonn 1984% H
Rudolph, Evangelische Kirche und Vertriebene 1945 bis 1972, 2 Bde., Gottingen 1984/85; K. Schmidt-Clausen,
Das Evangelische Hilfswerk und der Dienst an den Vertriebenen, in: W.R. Rohrbein (Hg.), Reformation und
Kirchentag. Kirche und Laienbewegung in Hannover, Hannover 1983, S. 260-270.

Vgl. Schmidtchen, Protestanten, S. 246.

“Ebd., S. 230; lan Kershaw, Der Hitler-Mythos. Volksmeinung und Propaganda im Dritten Reich, Stuttgart
1980.



durchwoben von emotionalen Bindungen, entweder latenten oder auch offen artikulierten
Gefiihlslagen mit zum Teil symbolischer Bedeutung. Das zeigt die in breiten protestantischen
Schichten mehrheitlich geduBerte Priferenz fiir die Flaggenfarben schwarz-weill-rot statt
schwarz-weill-gold. Es zeigt sich ferner anhand landsmannschaftlicher kultureller Artikula-
tionen auf den gesamtdeutschen Kirchentagen. Uberhaupt wurden die Kirchentage von 1949
bis 1961 zu symboltriachtigen Foren einer deutschen "evangelischen Gesamtgemeinde". Ger-
hard Schmidtchen spricht davon, dafl im Fiihlen und Denken der Deutschen noch lange ein
"merkwiirdiger romantischer Glanz aufleuchtete", geprdgt von der Idealisierung einer vor
allem auf das "verlorene Reich" gerichteten Erinnerung.'

Weitere Aspekte einer riickwirtsorientierten Mentalitét lassen sich auf der Ebene breiter
politischer Uberzeugungen etwa an den Vorbehalten der meisten Protestanten ablesen, sich in
einer politischen Partei zu engagieren. Explizit erkldrten noch im Jahre 1960 82% der Prote-
stanten, dal} sie nicht bereit wiren "in eine Partei einzutreten". Solche Befunde lassen sich
vermitteln mit einem innerhalb des Protestantismus seit dem Kaiserreich immer wieder an-
zutreffenden Staats- und Gesellschaftsbild, in dem der Staat prinzipiell tiber den Parteien
thronte. Parteipolitik und die damit verbundene Artikulation von Interessen wurden von vie-
Jen, wenn auch ldngst nicht von allen, perhorresziert als der strikte Gegensatz zum Ideal einer
konfliktlosen Gesellschaft. Diesem Ideal entsprach bei vielen in den 50er Jahren das
"Wunschbild einer Gesellschaft ohne Widerspriiche". Wie Reinhard Henkys argumentiert,
seien etwa die Kirchentage noch weitgehend der Ausdruck dieser Stimmung gewesen. Damit
korrespondiert die von der jiingeren Forschung herausgearbeitete Flucht in die Privatheit und
das "kleine Gliick" zulasten einer kritischen Aufarbeitung der Vergangenheit.

Zu nicht geringen Teilen verdankte sich die persdnliche politische Abstinenz sowie die
Hochschitzung des Staates einer von protestantischen Eliten und Intellektuellen immer wie-
der vorgetragenen Skepsis gegeniiber der modernen Parteiendemokratie, die bis zur offenen
Ablehnung reichte. Gerhard Ritter, ehemaliges Mitglied der Bekennenden Kirche und des
Freiburger Kreises, zugleich einer der einflufireichsten Historiker nach 1945, hatte in seinem
Buch {iiber "Europa und die deutsche Frage" ein konservatives, gegen die Massen gerichtetes
Staatsbild vertreten. Bei Ritter war es, im Rahmen eines spezifischen sdkularisationstheoreti-
schen Geschichtsverstindnisses, primar der Aufstieg der Massen: das "Massenmenschentum
der modernen Industriegesellschaft", das fiir die Genese des Nationalsozialismus verantwort-
lich gemacht wurde.'®

Dariiber hinaus neigten viele konservative protestantische Intellektuelle dazu, die durch
den Nationalsozialismus verursachte Katastrophe nicht auf der Basis einer rationalen Staats-
und Gesellschaftsanalyse, sondern zum Teil mit metaphysischen Kategorien oder weitausho-
lenden geschichtstheologischen Betrachtungen zu erkldren. Gerhard Ritter sprach von der
"Diamonie der Macht"; auch Walter Kiinneth entwickelte seine Ethik des Politischen im
Spannungsfeld "Zwischen Damon und Gott" — so der Titel seines Buches von 1954. Und der
Diamoniebegriff fand Eingang bis in die Arbeit der Evangelischen Akademien, etwa bei dem
Leiter der Evangelischen Akademie in Bad Boll, Eberhard Miiller, zur Charakterisierung der

13Vel. Schmidtchen, Protestanten, S. 243ff.; R. Henkys, Wunschbild einer Gesellschaft ohne Widerspriiche,
in: Kirche in Bewegung. 50 Jahre Deutscher Evangelischer Kirchentag, hg. v. R. Runge u. M. KdBmann im
Auftrag des Deutschen Evangelischen Kirchentages, Giitersloh 1999, S. 37-66; Hanke, Deutschlandpolitik, S.
137-144.

'*Vgl. K. Nowak, Gerhard Ritter als politischer Berater der EKD (1945-1949), in: V. Conzemius u.a. (Hg.),
Die Zeit nach 1945 als Thema kirchlicher Zeitgeschichte, Gottingen 1988, S. 235-256; Zit. n. W. Jochmann,
Bvangelische Kirche und Politik in der Phase des Neubeginns 1945-1950, in: Conzemius u.a. (Hg.), ebd., S.
194-212, 200. Der Topos der "Masse" war bald weitverbreitet, was sich etwa daran ablesen ldft, daBl Ortega y
Gassets Buch, Der Aufstand der Massen (Madrid 1930), in den 50er Jahren zu den meistgelesenen und
diskutierten Biichern gehorte (ebd.).



modernen Welt im Berufsleben.!” Die Charakterisierung des Nationalsozialismus als ddmo-
nisch ist in einer mentalititsgeschichtlichen Perspektive von auferordentlicher Bedeutung.
Sie erméglichte auf der individuellen Ebene der Tater und auch der tief in den Nationalsozia-
lismus Verstrickten Entlastung. Sie unterstiitzte dariiber hinaus vielfiltige Verdrangungen.
Das wirkte in einem gewissen Sinne unpolitisch. Der Nationalsozialismus lief} sich dadurch
nachtriglich vor allem zu einer iibermenschlichen Macht stilisieren, die man nicht beein-
flussen und der man nicht entrinnen konnte.

Schuld wurde jedoch nicht nur verdrdngt. Dariiber hinaus stechen die Uneinsichtigkeit in
das eigene Versagen, die Ausmalfie der Schuld sowie schlieflich auch der Versuch, sich tak-
tisch ihrer zu entledigen, ins Auge. Deutlich wird das etwa im Vorfeld der Verhandlungen
{iber die Stuttgarter Schulderkldrung. Zwar wurde hier mit der bekannten Formel erklért, dal3
man "nicht mutiger bekannt, nicht treuer gebetet, nicht frohlicher geglaubt und nicht brennen-
der geliebt" habe. Dieser Schulderkldrung gingen allerdings quélende Debatten tiber die Fra-
ge eines einseitigen deutschen Schuldbekenntnisses voraus, weil doch die Alliierten ebenfalls
Schuld auf sich geladen hitten. Auch hatte man iiberlegt, ob man die Stuttgarter Schuld-
erkldrung tiberhaupt verdffentlichen sollte. Schwerer noch wog die Tatsache, dal} diese
Schulderklirung innerhalb des deutschen Protestantismus heftig umstritten blieb. In den Ge-
meinden stieB sie weithin auf entriistete Ablehnung. Das gilt noch mehr fiir das Darmstéddter
Wort, das bekanntermalen viel deutlicher sprach, indem es das Versagen des Protestantismus
in einen politischen und grofen historischen Zusammenhang stellte. Es blieb selbst in bruder-
ritlichen Keisen umstritten.'®

Ganz abgesehen davon fehlte im Darmstddter Wort ein Schuldbekenntnis gegeniiber den
Juden. Hier scheinen sich entweder tief verankerte mentale Vorbehalte ausgewirkt zu haben,
die sich aus einem unbewiltigten Antisemitismus ergaben, oder aber es handelte sich um eine
auch anderswo zu konstatierende weitreichende Gleichgiiltigkeit dieser Frage gegeniiber.
Noch in den Jahren nach 1945 existierte fiir viele innerhalb des protestantischen Milieus eine
"Judenfrage". Ein leitender protestantischer Kirchenflirst wie der oldenburgische Landes-
bischof Wilhelm Stiihlin gab den deutschen Juden 1948 unumwunden zu verstehen, daB sie
durch die Taufe zwar zu gleichberechtigten Mitgliedern der gottesdienstlichen Gemeinschaft,
nicht aber zu gleichberechtigten Biirgern in Staat und Gesellschaft werden koénnten. Auch
hielten viele am Gedanken der Mission fest, ohne nur im entferntesten zu reflektieren, was
das in Anbetracht des millionenfachen Judenmords eigentlich bedeutete."”

Solche Vorstellungen entsprachen, vielleicht nicht in allen Facetten, aber doch weitge-
hend, verbreiteten protestantischen Einstellungsmustern zu Beginn der 50er Jahre. Auf die
Frage hin, ob es flir Deutschland besser sei, "keine Juden im Land zu haben", antworteten
36% der Protestanten mit ja. Nur 19% verneinten dies eindeutig, wihrend der grofite Anteil
von 45% sich unentschieden zeigte. Dariiber hinaus waren noch im Jahre 1960 unter Prote-
stanten und Katholiken Einstellungsmuster anzutreffen, die die vollstdndige biirgerliche
Gleichberechtigung der Juden ablehnten.”

Verdringung, Distanzierung und mangelnde Aufarbeitung sind nicht nur im Hinblick auf

"Vgl. G. Ritter, Die Dimonie der Macht, Stuttgart 1947; W. Kiinneth, Zwischen Ddmon und Gott. Eine
christliche Ethik des Politischen, Berlin 1954; zu Miillers Didmonie-Begriff und seiner Bedeutung in der
sozialethischen Tradition vgl. F. Martiny, Die Evangelischen Akademien: Kirche zwischen Anpassung und
Parteilichkeit. Ein Beitrag zum Problem des gesellschaftlichen Handelns der Kirche, Frankfurt 1977, S. 119-
129.

"®*Vgl. G. Besier u. G. Sauter, Wie Christen ihre Schuld bekennen. Die Stuttgarter Erkldrung 1945, Gottingen
1985; G. Denzler u. V. Fabricius, Christen und Nationalsozialisten. Darstellung und Dokumente, Frankfurt
1993, S. 226-233, 229; Greschat, Aufbruch, S. 114-120; Vollnhals, Zeitgeschichte, S. 179.

"*Vgl. Denzler u. Fabricius, Christen, S. 229; Jochmann, Kirche, S. 205-208.

2V g]. Schmidtchen, Protestanten, S. 234f,



den millionenfachen Judenmord, sondern auch gegeniiber politischen Gegnem des NS-
Systems zu erkennen. Ein anschauliches Beispiel bietet die Weigerung des lutherischen Bi-
schofs Hans Meiser nach dem Kriege, an einer Gedenkfeier fiir Dietrich Bonhoeffer teilzu-
nehmen, weil "dieser kein christlicher, sondern ein ‘politischer Mértyrer® sei". Voéllig aul3er-
halb des kirchlichen Blickwinkels standen erst recht die vielen anderen des Widerstands:
Kommunisten und Sozialdemokraten vor allem.”! Das korrespondierte in der Nachkriegszeit
mit dem bei Protestanten wie bei Katholiken fest verwurzelten Antikommunismus. 68% der
Protestanten und 74% der Katholiken hielten noch im Jahre 1959 den christlichen Glauben
und die kommunistische Weltanschauung fiir unvereinbar, wobei die Werte bei den regelma-
Bigen Kirchgangern mit 75% und 81% noch deutlich hoher lagen.”

Das Problem, die tiefe Verstrickung der meisten Protestanten in den Nationalsozialismus
nicht hinldnglich aufzuarbeiten, 146t sich schlieflich an der Entnazifizierung anschaulich be-
legen. Als ein Grundproblem kirchlicher Funktionstréger stellte sich die Frage, wie man mit
dem groBen Anteil von Pfarrern umgehen sollte, die in der Zeit des Nationalsozialismus ent-
weder Mitglied der NSDAP oder zumindest anderer NS-Organisationen waren. Das fiihrte,
nicht zuletzt aufgrund persénlicher Loyalitdten, aber auch aufgrund einer als ungerecht emp-
fundenen Entnazifizierungspraxis, vielfach dazu, die Entnazifizierung zu verschleppen oder
die ihr zugrundeliegenden Prinzipien zu kritisieren. Bischof Theophil Wurm sprach von der
Entnazifizierung 1947 als einem "unblutigen Biirgerkrieg". Und selbst Martin Niemoéller sah
sich 1948 veranlaBt, durch eine Kanzelabkiindigung der Kirchenleitung in Hessen-Nassau zu
einem Boykott der Entnazifizierungsverfahren aufzurufen, denn sie wiirden nur zur Verstir-
kung von Liige, HaB und Vergeltung, nicht aber zur Versshnung beitragen.” Solche Positio-
nen entbehrten nicht einer gewissen Folgerichtigkeit kirchlicher Verlautbarungen. Bereits in
Treysa hatte der Rat der EKD in einer Erklarung zur Entnazifizierung u.a. bemerkt, daf} es
nicht darum gehen konne, Menschen, die formell zwar der NSDAP und anderen NS-
Organisationen angehért hitten, aus ihren "an sich untadelig wahrgenommenen" Amtern zu
entfernen und der "wirtschaftlichen Verelendung" zu iiberlassen. Auch ist im Kontext dieses
Denkens darauf hinzuweisen, daB sich die EKD auf Initiative Wurms 1949 gegen die Kriegs-
verbrecherprozesse wandte.*

Blicken wir knapp restimierend auf die bisher geschilderten Aspekte zuriick, 145t sich als
mentale Grundierung zunichst eine problematische Mischung aus nationalkonservativer
Stimmungslage und autoritirem Obrigkeitsideal, fehlendem Schuldbewuftsein und psychi-
scher Verdringung festhalten. Das alles gehorte zur mentalen Signatur des Protestantismus
wie zum Teil auch des Katholizismus der spéten 40er und der SOer bis hinein in die 60er Jah-
re. Gleichwohl wire es falsch, wollte man es bei dieser Charakterisierung belassen. Das
mentale Strukturmuster der Ubergangszeit blieb nicht auf die geschilderten Aspekte be-
schrinkt. Sie wurden vielfiltig durchbrochen von gesellschaftlichen Aufbriichen und kultu-
rellen Neuanfingen, die sich in Disposition und Selbstverstdndnis sowie im politisch-
kulturellen Ideenhaushalt vieler Protestanten zunehmend verfestigten. Mit dieser Sichtweise
bin ich weit entfernt von zeitgendssischen Urteilen wie demjenigen von Hans-Joachim
Iwand, der bereits im Jahre 1950 nach einem Treffen zwischen Vertretern der ehemaligen

'V gl Denzler u. Fabicius, Christen, S. 2271, Zitat ebd.; Jochmann, Kirche, S. 205f.

2V g]. Schmidtchen, Protestanten, S. 234-238.

#Vgl. C. Vollnhals, Evangelische Kirche und Entnazifizierung 1945-1949. Die Last der nationalsozialisti-
schen Vergangenheit, Miinchen 1989, S. 104ff., 283; Ders., Entnazifizierung und Selbstreinigung im Urteil der
evangelischen Kirche. Dokumente und Reflexionen 1945-1949, Miinchen 1989; Ders., Zeitgeschichte, S. 179f;
Jochmann, Kirche, S. 205.

#Vgl. H. Diem (Hg.), Kirche und Entnazifizierung. Denkschrift der Kirchlich-theologischen Sozietiit in
Wiirttemberg, Stuttgart 1946, S. 781f.; Denzler u. Fabricius, Christen, S. 230f.



Bekennenden Kirche und der SPD das "Ende der restaurativen Epoche" gekommen sah.*
Dieses Ende lief sich jedoch nicht mehr aufhalten. Und es waren nicht unmafgeblich die
50er Jahre, in denen der Protestantismus zu neuen Ufern aufbrach.

126

2. Abkehr von der Vergangenheit und Losung aus der "Verstrickung

Ankniipfend an die bisher geschilderten Aspekte ist zunéchst das Problem der Vergangen-
heitsbewltigung noch einmal aufzunehmen und nach den in dieser Hinsicht in den 50er Jah-
ren bereits deutlich werdenden Verinderungen zu fragen.”” Zwar zeichnete sich das mentale
Klima bis in die Mitte der 50er Jahre u.a. dadurch aus, daf} fast die Hélfte aller Protestanten
und Katholiken noch fest im Hitler-Mythos befangen war. Diese Werte gingen aber in der
zweiten Hilfte der 50er Jahre zundchst unmerklich, bis 1960 immerhin um 10 Prozentpunkte
zuriick. Dabei ist es auffillig, daB die Hitler-Faszination bei den Katholiken doppelt so
schnell abnahm wie bei den Protestanten. Man mag den Riickgang bei den Protestanten fiir
unbedeutend halten; auch ich neige nicht dazu, ihn zu iiberschétzen. Interessant wird er vor
allen Dingen aber, wenn man ihn in eine lingerfristige Perspektive stellt. So wird deutlich,
daB nach dem Riickgang zwischen 1955 und 1960 bereits um 10 Prozentpunkte (auf 38%)
die Faszination Hitlers von 1960 bis 1967 nur noch um 4 Prozentpunkte (auf 34%, bei einer
sogar zwischenzeitlichen Erhohung auf 40% im August 1962) zuriickging. Es zeigt sich hier
also eine bemerkenswerte zeitliche Beschleunigung bei der Abnahme nazistischer oder
rechtsradikaler Orientierungen besonders am Ende der 50er und nicht etwa erst in den 60er
Jahren.”®

Ahnliches gilt fiir andere Fragekomplexe. Am deutlichsten 146t sich die beschleunigte Ab-
kehr vom Nationalsozialismus in den mit den materiellen Lebenslagen verbundenen Einstel-
lungen nachweisen. Hatten im Jahre 1951 noch 45% der Protestanten als Antwort auf die
Frage, wann es Deutschland im 20. Jahrhundert am besten gegangen sei, das "Dritte Reich"
genannt, ging dieser Wert bis zum Jahre 1959 um mehr als die Hlfte auf 20% zuriick. Diese
Einstellung verlor auch danach weiter an Bedeutung, viel langsamer aber als vorher. So wa-
ren es im Jahre 1963 noch 12% der Protestanten, die auf dieselbe Frage dieselbe Antwort
gaben. Radikaler noch ist der Mentalititswandel zu erkennen bei der Einschitzung der Ge-
genwart. Wahrend im Jahre 1951 nur 1% der Protestanten die "Gegenwart, heute", als die
Zeit bewerteten, in der es "Deutschland am besten gegangen" sei, potenzierte sich dieser Wert
binnen eines knappen Jahrzehnts (bis 1959) auf 35%. Bis 1963 erfolgte ein weiterer bedeu-
tender, aber verlangsamter Anstieg auf 62%.”

Auffillig bleibt hierbei allerdings das Phdnomen, dafl die positive Bewertung des Kaiser-
reichs (vor 1914) nicht in demselben Mafe an Bedeutung verlor wie das positive Urteil tiber
den Nationalsozialismus. Erhielt das Kaiserreich im Jahre 1951 noch eine Zustimmungsquote

»Vgl. H.J. Iwand, Das Ende der restaurativen Epoche. Zum Treffen in Darmstadt, in: LKArchiv Bielefeld,
Bestand 0,1, Nr. 36, hier zit. n. A. Permien, Protestantismus und Wiederbewaffnung 1950-1955. Die Kiritik in
der Evangelischen Kirche im Rheinland und der Evangelischen Kirche von Westfalen an Adenauers Wie-
derbewaffnungspolitik — zwei regionale Fallstudien, Koln 1994, §. 182.

*Der Begriff nach P. Hiittenberger, Dimensionen des Widerstandsbegriffs, in: P. Steinbach (Hg.), Wider-
stand. Ein Problem zwischen Theorie und Geschichte, Koln 1987, S. 80-95. Hiittenberger verwendet den
Begriff mit Bezug auf den Widerstand im Nationalsozialismus. Ich beziehe mich hierbei insofern darauf, als mit
ihm ein Sachverhalt angesprochen ist, der auch fiir die Nachkriegszeit noch gilt. Gemeint ist, da} sich die Neu-
orientierung des Denkens und Verhaltens nur auf der Basis eines vorgeschalteten Prozesses vollziehen kann, den
Hiittenberger als die Losung aus einer geistigen und sozialen, politischen und sprachlichen "Verstrickung"
bezeichnet.

YVgl. allgemein hierzu N. Frei, Vergangenheitspolitik. Die Anfinge der Bundesrepublik und die NS-
Vergangenheit, Miinchen 1996.

*Vgl. Schmidtchen, Protestanten, S. 230.

¥Ebd., S. 246f.



von 45%, fiel dieser Wert bis 1959 nur auf 30% zuriick. Und die mentale Abkehr vom Kai-
serreich beschleunigte sich erst bis 1963, ablesbar an der Halbierung der Zustimmungsrate
auf jetzt 16%. Vom Kaiserreich strahlte, geht man von diesen Zahlen aus, in den 50er Jahren
noch ein stérkerer Glanz in die Gegenwart als vom Nationalsozialismus. Gleichwohl ist der
Bedeutungsverlust auch solcher Orientierungen bereits in der zweiten Hélfte der 50er Jahre
unbestreitbar, was nicht nur an der Beurteilung der realen Lebenslagen, sondern auch an den
verdnderten Symbolwerten wie den Flaggenfarben erkennbar ist.*

Die Abkehr von alten Orientierungen zeigt sich ferner im schwindenden Antisemitismus.
Wurde vorn zwar die unbewiltigte Schuld und der latente wie offene Antisemitismus unter
den Protestanten besonders zu Beginn der 50er Jahre betont, &nderte sich das signifikant be-
reits im Verlauf der 50er Jahre. Wihrend im Jahre 1952 noch 36% aller Protestanten der
Meinung waren, es sei besser, wenn es in Deutschland keine Juden gebe, duflerten sich im
Mai 1958 "nur" noch 24% entsprechend. Im Januar 1960 und im April 1961 vertraten auch
63% bzw. 65% der Protestanten die Meinung, dafl Juden und Nicht-Juden sowohl vom Recht
als auch in allen anderen Hinsichten gleichgestellt sein sollten — viel zu wenig freilich.
Gleichwohl wird sich bei den so antwortenden Protestanten eine an biirgerlicher Gleichbe-
rechtigung und kultureller Pluralitét orientierte Wertvorstellung kaum in Abrede stellen las-
sen. Fir unsere Fragestellung interessant ist ferner der Sachverhalt, da3 sich die Abnahme
antisemitischer Einstellungen in den 50er Jahren ebenfalls schneller vollzog als in den 60ern.
So verringerte sich der Prozentsatz von 24% im Jahre 1958 bis zum Jahre 1965 "nur" noch
um 5 Prozentpunkte auf jetzt 19% im Gegensatz zu den 12 Prozentpunkten bereits zwischen
1952 und 1958.”

Die Verinderung solcher breitenwirksamen Mentalitdten spiegeln sich im Falle des Anti-
semitismus offensichtlich im Denken und Verhalten kleinerer protestantischer Eliten wider,
wobei sich die Wechselwirkungen kaum exakt beschreiben lassen. So waren es am Anfang
innerhalb des kirchennahen protestantischen Milieus nur sehr wenige, die das Problem des
Antisemitismus sowie vor allem auch den millionenfachen Judenmord tiberhaupt themati-
sierten. Die Kirchlich-Theologische Sozietit in Wiirttemberg hatte in "einer weithin ver-
gessenen Erkliarung vom April 1946" die Schuld der Christen an der Judenvernichtung be-
kannt®™. Auch ist auf die bekannten Erkldrungen des Reichsbruderrates aus dem Jahre 1948
sowie der EKD-Synode in Weillenseee aus dem Jahre 1950 zu verweisen. Das fand in den
Gemeinden noch keine entsprechende Aufmerksamkeit; die Anfinge waren jedoch damit
gesetzt, und an "zahlreichen Stellen im Lande begannen Diskussionen, in denen Christen
Bereitschaft zeigten, auf ihre jiidischen Gesprichspartner einzugehen'".”” Eine intensivierte
Debatte setzte freilich erst am Ende der 50er Jahre ein. Dabei konnen vielleicht die Beitrage
von Helmut Gollwitzer und Walter Zimmerli 1959 auf dem Evangelischen Kirchentag in
Miinchen als Initialziindung gelten; in ihrer Folge kam es zum institutionalisierten Dialog
zwischen Juden und Christen in der nunmehr eingerichteten Arbeitsgruppe Juden und Chris-
ten (spiter: "Arbeitsgemeinschaft") im Rahmen der Deutschen Evangelischen Kirchentage.™

Die Ablosung alter mentaler Muster zeigt sich schlieSlich daran, daf3 die Anfilligkeit der
Protestanten fiir eine Wiederbelebung des Nationalsozialismus, etwa in Form einer neuen
Nationalsozialistischen Partei, zunehmend zuriickging. So lagen in den Umfragen der Mei-

¥Ebd., S. 246f.

3'Ebd., S. 231-234.

32V ¢gl. Vollnhals, Zeitgeschichte, S. 179. Zur Judenfrage jetzt die neueren Arbeiten von S. Hermle, Evangeli-
sche Kirche und Judentum — Stationen nach 1945, Géttingen 1990; sowie: W. Wirth, Solidaritit der Kirche mit
Israel. Die theologische Neubestimmung des Verhdlmisses der Kirche zum Judentum nach 1945 anhand der
offiziellen Verlautbarungen, Frankfurt 1987.

**Vgl. Jochmann, Kirche, S. 208.

#Vgl. R. Leudersdorff, Salz der Kirche — Dialog mit der Welt, in: Kirche in Bewegung, S. 93-122, 97f.



10

nungsforscher die offenen Sympathiewerte fir eine neue Nationalsozialistische Partei, die
versuchen wiirde, an die Macht zu kommen, im Juni 1956 bei 13%. Dieser Wert sackte bis
zum August 1962 auf 7% ab. Umgekehrt hatten sich im Juni 1956 49% und im August 1962
62% der Protestanten explizit gegen eine neue Nationalsozialistische Partei ausgesprochen.
Dabei war die potentielle Widerstandsbereitschafi gegen eine solche Partei allerdings unter-
schiedlich stark ausgeprégt; dariiber hinaus gab es ein breites Lager derjenigen, die sich indif-
ferent zeigten. Immerhin erklérten 23% der Protestanten im Juni 1956 auf die Frage hin, wie
man sich verhalten wiirde, wenn eine neue Nationalsozialistische Partei versuchte, an die
Macht zu kommen: "Ich wiirde alles tun, was ich kénnte, damit so etwas nicht passiert". Auf
dieselbe Frage gaben im August 1962 32% dieselbe Antwort, was einer Steigerung von neun
Prozentpunkten entspricht. Der Anstieg in den Jahren danach betrug dagegen nur noch zwel
Prozentpunkte auf 34% im Jahre 1967. Auch hier haben wir also, aufler den generell ab-
nehmenden Sympathiewerten fiir den Nationalsozialismus, den interessanten Befund einer
beschleunigten Entwicklung vor allem am Ende der 50er Jahre zu konstatieren — und zwar in
einer politischen Frage, die man sich in den Diskussionen des Widerstands zwischen 1933
und 1945 erst mithsam wieder erarbeiten mufte.”

Wie genau ein solcher Einstellungswandel mit den Diskursen der politischen und kulturel-
len Eliten in und auBerhalb der Kirche zusammenhingen mag, ist schwer zu entscheiden.
Immerhin hatte sich in der ersten Hilfte der 50er Jahre aber bereits eine dffentliche Debatte
{iber das Problem des Widerstandsrechts entziindet, damit verbunden auch iiber die Frage der
Gewissensethik und die Rechtfertigung der am 20. Juli beteiligten Personen, deren Handeln
gegen die einseitige Glorifizierung des deutschen Militarismus und auch gegen eine einseiti-
ge soldatische Pflichtethik legitimiert wurde. In diesem Zusammenhang kam dem Braun-
schweiger Remer-Proze eine wichtige Funktion zu. Otto Ernst Remer war der ehemalige
Kommandeur des Wachbataillons in Berlin, das im Jahre 1944 mafigeblich zum Scheitern
des 20. Juli beigetragen hatte. Ausgerechnet dieser Remer, der sich nach dem Kriege fiir die
spiter verbotene Nachfolgepartei der NSDAP, die Sozialistische Reichspartei (SRP), betd-
tigte, hatte in einer Wahlrede des Jahres 1951 den Minnern des 20. Juli Hoch- und Landes-
verrat vorgeworfen. Das hatte zur Folge, daB sich Remer nach Strafanzeige des damaligen
Bundesinnenministers Lehr vor Gericht "wegen iibler Nachrede und Beschimpfung des An-
denkens Verstorbener" zu verantworten hatte.

Im Zuge dieses Prozesses, den der damalige Generalstaatsanwalt Fritz Bauer fiir eine "Re-
naissance des Widerstandsrechts”" geschickt nutzte, wurden auch einige moraltheologische
Gutachten vorgelegt, u.a. von den beiden evangelischen Theologen Hans-Joachim Iwand und
Ernst Wolf. Beide Gutachten argumentierten, daB} es bei Luther nicht nur ein Widerstands-
recht, sondern in bestimmten Fillen sogar eine Widerstandspflicht gebe. In beiden Gutachten
wurde dariiber hinaus auf naturrechtliche Auffassungen rekurriert. Emst Wolf berief sich
sogar, dhnlich den Debatten im Kreisauer Kreis, auf eine "gemeinprotestantische” Wider-
standsauffassung vom 16. bis zur Mitte des 19. Jahrhunderts. Den Ménnern des 20. Juli kon-
ne man daher "von der evangelischen Auffassung her ... hochstens den Vorwurf machen, daf3
sie zu spiit eingegriffen”, nicht aber, daB sie gehandelt hatten.™

Das waren deutliche Téne, die die Traditionen eines anderen Protestantismus beschworen.

¥Vgl. Schmidichen, Protestanten, S. 232f; K. von Klemperer, Naturrecht und der deutsche Widerstand
gegen den Nationalsozialismus. Ein Beitrag zur Frage des deutschen "Sonderwegs’, in: P. Steinbach u. J. Tuchel
(Hg.), Widerstand gegen den Nationalsozialismus, Berlin 1994, S. 43-53.

6Vgl. R. Wassermann, Widerstand als Rechtsproblem. Zur rechtlichen Rezeption des Widerstandes gegen
das NS-Regime, in: G.R. Ueberschir (Hg.), Der 20. Juli 1944. Bewertung und Rezeption des deutschen
Widerstands gegen das NS-Regime, Koln 1994, S. 203-213, 208ff.; G. Ringshausen, Der 20. Juli 1944 als
Problem des Widerstands gegen die Obrigkeit. Die Diskussion in der evangelischen und katholischen Kirche
nach 1945, in: Ueberschér (Hg.), ebd., S. 191-202, 197.
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Ahnliche Argumente waren 1952 von dem norwegischen Bischof Eivind Berggrav auf der
Vollversammlung des Lutherischen Weltbundes zu horen. Auch Helmut Thielicke begriin-
dete in den 50er Jahren in seiner Theologischen Ethik das Recht zum Widerstand aus einer
lutherischen Perspektive.”” Viel wichtiger noch war vielleicht die groBe Rede Theodor Heuss'
1954 vor Berliner Studenten der FU zum 10jdhrigen Gedenken an den 20. Juli 1944, in der
der erste Bundesprisident besonders die Gewissensdimension gegen die einseitige Tradition
einer soldatischen Pflichtethik verteidigte.™®

Wie all dieses, ich sagte es schon, in der Breite wirkte, 148t sich kaum exakt bestimmen.
Wirkungslos indessen scheinen solche Debatten nicht gewesen zu sein. Man sollte sich jeden-
falls nicht davon tduschen lassen, da3 orthodoxe Lutheraner wie der Theologe Walter Kiin-
neth seit 1952 das Widerstandsrecht in zahlreichen Beitrigen immer wieder kritisierten. Auch
Kiinneths Position blieb, wie Gerhard Ringshausen herausstellt, trotz seiner vielen Aulftritte
"in Diskussionen iiber den 20. Juli ... sehr umstrittten".*”® Es sollte hier schlieflich auch betont
werden, daB sich die Vertreter eines weitergefaliten, nicht zuletzt auf naturrechtlichen Tradi-
tionen fuBenden protestantischen Widerstandsrechts in einer langfristigen historischen Per-
spektive durchgesetzt haben. Die EKD hat sich im Jahre 1973 in einer Erklarung zum Wider-
standsrecht eindeutig gedufert: und zwar nicht im Sinne einer am géttlichen "Mandat" der
"Obrigkeit", sondern jetzt endlich an den Menschenrechten orientierten Ethik. Damit kommt
in den 70er Jahren ein Denkproze zu Ende, der sich bereits in den Debatten des Kreisauer
Kreises, aber etwa auch im Denken des Lutheraners Dietrich Bonhoeffer noch in der Zeit des
"Dritten Reiches" und dann vor allem seit den 50er Jahren immer mehr Raum verschafft
hat.*’

Zur langfristigen Wirkung von verdnderten politischen Positionen seit den 40er Jahren sei
hier {ibrigens noch einmal an das Darmstidter Wort erinnert. Ungeachtet seiner vorn geschil-
derten Defizite wies es mit seiner Einordnung der deutschen Katastrophe in eine langlebige
obrigkeitsstaatliche Tradition der Deutschen bereits entscheidende Elemente auf, die spater
zum Allgemeingut protestantischen Selbstverstindnisses — nicht nur in den Kirchen iibrigens,
sondern etwa auch in der deutschen Geschichtswissenschaft — wurden. In der Tradition des
Darmstidter Wortes steht das gemeinsame "Wort zum Frieden" der Evangelischen Kirchen
in Ost- und Westdeutschland aus dem Jahre 1979, in dem sowohl die "deutsche Ver-
antwortung fiir die Auslésung des Zweiten Weltkrieges" als auch die tiefen "Verstrickungen"
der Kirchen in den Nationalsozialismus als "Schuld" bekannt werden.” In seiner Tradition
stehen dariiber hinaus die Arbeiten des Hamburger Kirchen- und Allgemeinhistorikers Fritz
Fischer, der bereits 1951 in einem wegweisenden Aufsatz in der Historischen Zeitschrift die
spezifische Belastung der deutschen Geschichte auf den protestantischen Sonderweg der
Deutschen — jenes ,,Pathos des Gehorsams® im Gegensatz zur naturrechtlichen und religidsen
Freiheit des Westens — zuriickgefiihrt hatte.*

Insgesamt 146t sich damit, diesen Abschnitt knapp zusammenfassend, sagen, daB es bereits
in den 50er Jahren sowohl auf einer breitenwirksamen Ebene als auch im Diskurs protestanti-

7Vgl. Ringshausen, 20. Juli 1944, S. 198-201.

*Vel. T. Heuss, Zur 10. Wiederkehr des 20. Juli, in: Die Vollmacht des Gewissens, hg. von der Européischen
Publikation e.V., Miinchen 1956, S. 525-537; auch in: A. Kaufmann (Hg.), Widerstandsrecht, Darmstadt, 1972,
S. 280-290.

¥Ringshausen, 20. Juli 1944, S. 200f.

“Ebd.; Klemperer, Naturrecht, S. 43-53. Zur Gesamtbewertung auch P. Steinbach, Widerstand im Dritten
Reich — die Keimzelle der Nachkriegsdemokratie? Die Auseinandersetzung mit dem Widerstand in der histori-
schen politischen Bildungsarbeit, in den Medien und in der 6ffentlichen Meinung nach 1945, in: Ueberschar
(Hg.), Der 20. Juli 1944, S. 79-100, bes. 88.

“'Hier zit. n. Denzler u. Fabricius, Christen, S. 231.

“2Vgl. F. Fischer, Der deutsche Protestantismus und die Politik im 19. Jahrhundert, in: HZ, Bd. 171, 1951,
S. 473-518. Vgl. auch weiter hinten die Ausfithrungen iiber den Europa-Diskurs.
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scher Eliten deutliche Abldsungsprozesse von alten Traditionen gab, mit nicht unbetrécht-
lichen Folgewirkungen fiir die weitere Entwicklung. Die kritische Auseinandersetzung mit
dem Nationalsozialismus, die auf breiter Front im Protestantismus freilich erst viel spéter
begann, wurde maBgeblich vorbereitet von einem ansatzweise spiirbaren mentalen und dis-
kursiven Wandel bereits in den 50er Jahren. Vor allem sollten die hier im Hinblick auf die
Vergangenheitsbewiltigung knapp angedeuteten intellektuellen Diskurse in ihrer langfristi-
gen Wirkung nicht unterschétzt werden. Der Remer-Prozel3 jedenfalls wurde ,,zu einem 6f-
fentlichen Lehrstiick ..., ja zu einem normativen Akt, der entscheidende Grundlagen fiir die
Verankerung des 20. Juli 1944 im GeschichtsbewuBtsein der Bundesrepublik schuf.“’ Die
intellektuellen Diskurse waren der Grundstein eines neuen protestantischen Selbstverstind-
nisses. Sie waren dariiber hinaus verkniipft mit den spezifischen Elementen eines neuen, sich
sukzessive durchsetzenden mentalen Paradigmas, das im folgenden Abschnitt néher ins Auge
zu fassen ist.

3. Demokratisch und interkonfessionell, friedensbewegt und national, europdisch und 6ku-
menisch: Ansitze und Entwicklungen auf einem neuen Weg

Martin Greschat hat unléngst noch einmal betont, daf es den beiden Kirchen nach 1945 um
"eine umfassende Neuordnung Deutschlands auf der Basis und im Geist des Christentums"
gegangen sei. Er reflektiert damit eine Forschungstradition, in der die Neuanféinge der Kir-
chen nach dem Zweiten Weltkrieg immer wieder im Kontext eines kirchlicherseits favorisier-
ten und von breiteren Bevolkerungsschichten offensichtlich akzeptierten Rechristianisie-
rungsmodells interpretiert worden sind. Dafiir sind diverse Belege angefiihrt worden, etwa im
Bereich der Schul- und Familienpolitik, auf den Feldern von Mission, Verkiindigung und
Seelsorge und nicht zuletzt anhand des generellen Anspruchs auf ein "Wéchteramt", mit dem
sich die Kirchen nach dem "Kirchenkampf" und den Erfahrungen des Nationalsozialismus
gewissermaflen als das moralische Gewissen und die sittliche Instanz gegeniiber Staat und
Gesellschaft, nicht aber in ihnen positioniert haben.*!

Eine solche Interpretation hat vieles fiir sich. Sie scheint mir aber, sofern sie zur bestim-
menden Leitlinie erhoben wird, die vielféltigen, hochst ambivalenten und komplexen Prozes-
se nach 1945 eher zu verschleiern, die sich — quasi unter der Oberflache eines weitreichenden
Rechristianisierungsanspruchs — als strukturelle und mentale Verdnderungen mit deutlichen
Aufbriichen nach vorn und weniger nach hinten begreifen lassen. So gilt es in einer politik-
und mentalititsgeschichtlichen Perspektive zunichst einmal festzuhalten, daf} sich die Mehr-
zahl der Protestanten schon bald nach 1945 auf die neuen politischen Verhiltnisse und die
Grundbedingungen der neuen Republik einstellten. Im Unterschied zu den 20er und 30er
Jahren kann gar kein Zweifel an der zunehmenden Integration der Protestanten ins politische
und kulturelle System der Bundesrepublik Deutschland bestehen. Auch dafiir bieten die Un-
tersuchungen Gerhard Schmidtchens vielfiltige Belege. Es zeigte sich vor allem an der ziigi-
gen, schon bald erfolgenden Akzeptanz der Parteiendemokratie. Auf die Frage der Meinungs-
forscher, ob es fiir ein Land besser sei, "eine Partei zu haben, damit moglichst groBBe Einigkeit
herrscht, oder mehrere Parteien, damit die verschiedenen Meinungen frei vertreten werden
konnen", antworteten im April 1951 30% der Protestanten: "mehrere Parteien". Weitere 32%
antworteten ebenfalls mit "mehrere Parteien", wollten ihre Anzahl aber auf "nicht mehr als
zwei oder drei" eingeschrinkt wissen. Diese weitreichende Akzeptanz der modernen Partei-

“Frei, Vergangenheitspolitik, S. 348.

“Zitat: M. Greschat, Christentumsgeschichte II. Von der Reformation bis zur Gegenwart (Grundkurs
Theologie, Bd. 4), Stuttgart-Berlin-Koln 1997, S. 255; Ders., Rechristianisierung, S. 2f.; Ders., Kirche und
Offentlichkeit in der deutschen Nachkriegszeit (1945-1949), in: A. Boyens u.a., Kirchen in der Nachkriegszeit,
Gottingen 1979, S. 100-124.



endemokratie war bis zum Mai 1955 bereits auf 74% (50 und 24%) und bis zum Juli 1960
auf 78% (50 und 28%) angewachsen. Umgekehrt verlor die Einstellung, dal3 es besser sei, nur
eine Partei zu haben, in den 50er Jahren bereits radikal an Bedeutung. Von 1951 bis 1960
halbierte sich dieser Wert fast von 22 auf 12%. Auffillig ist auch hier der bereits vorn mehr-
fach formulierte Befund einer zeitlichen Beschleunigung des mentalen Wandels bereits in
den 50er Jahren und nicht erst in den 60ern. Vergleicht man ndmlich die Entwicklung zwi-
schen 1951 und 1960 mit derjenigen von 1960 bis 1968, erhtht sich die Akzeptanz des bun-
desrepublikanischen Parteiensystems bei den Protestanten seit 1960 nur noch um 3 Prozent-
punkte bis auf 81%.* Pointiert formuliert, ist damit die These zu vertreten, dafl die Demo-
kratie in Deutschland bis zum Ende der 50er Jahre auch mental fest etabliert war, was sich im
{ibrigen nicht nur an den politischen Einstellungen, sondern vor allem im konkreten Wahl-
verhalten nachweisen 14Bt.*

Zum Teil gingen die demokratischen Orientierungen der Protestanten auch iber das Sy-
stem der parlamentarischen Demokratie hinaus, indem man sich fiir plebiszitére Elemente in
der Demokratie aussprach. Im Juli 1957 waren das 52% aller Protestanten. Dabei gab es auf-
fillige Unterschiede zwischen den Anhéngern der beiden groBen Parteien. Wihrend sich von
den CDU-Anhingem lediglich 32% dafiir aussprachen, 58% aber fiir die Entscheidungs-
kompetenz der Parteien als der Institutionen mit dem gréBeren politischen "Uberblick" op-
tierten, befiirwortete unter den SPD-Anhingem eine breite Mehrheit von 78% eine stirkere
Beriicksichtigung der Volksmeinung. Das hing nicht zuletzt mit den Debatten tiber die Wie-
derbewaffnung zusammen. Hier hatten sich einige der Gegner Adenauers, etwa der ehemali-
ge Geschiftsfithrer des Reichsbruderrates und dann Studentenpfarrer in Darmstadt, Herbert
Mochalski, als entschiedene Vertreter eines plebiszitdren Entscheids gegen die Wieder-
aufriistung ausgesprochen.”’

Gegen die These einer frithen Hinwendung des Protestantismus zur Demokratie ist in der
Forschung das Argument eines betrichtlichen demokratietheoretischen Defizits geltend ge-
macht worden. Und es wird darauf verwiesen, dal man sich im Protestantismus erst in den
80er Jahren mit der Demokratiedenkschrift der EKD im umfassenden Sinne zur Demokratie
bekannt habe. Daran mag vieles richtig sein. Nicht nur bei den Vertretern eines an den "Er-
haltungsordnungen" orientierten Rechtsprotestantismus, sondern gerade auch bei den Ver-
tretern des von Barth und von Barmen her kommenden Linksprotestantismus mit seinem
Modell der "Konigsherrschaft Jesu Christi" sind fundamentale Defizite in der theoretischen
Durchdringung einer auf gesellschaftlicher Pluralitit und Parteienpluralismus basierenden
Demokratietheorie zu konstatieren.”® Es kommt aber einer verkiirzten historischen Betrach-
tungsweise gleich, wenn man die zugegebenermaflen defizitéren theologischen Konzeptionen
nicht riick- oder einbindet in die Prozesse gesellschaftlicher Praxis. Und in dieser Hinsicht
lassen sich die scharfen politischen Debatten und Kontroversen der 50er Jahre, gerade in der
Wiederbewaffnungsfrage, gar nicht anders verstehen als eine Einiibung des Protestantismus
in die Demokratie. Das gilt nicht nur fiir den engeren Bereich der Kirche oder des kirchenna-
hen Milieus. Es gilt vor allem fiir die "groBe Politik" und reicht von unzihligen politischen

#Vgl. Schmidtchen, Protestanten, S. 241. Auch kann hier auf den nur verschwindend geringen Teil derer
hingewiesen werden, die davon ausgingen, daB man am besten "iiberhaupt keine Parteien” benotigte. Dieser
Anteil entwickelte sich von 4% (1951) auf 1% (1960) und sank auch danach nicht mehr weiter ab.

Vg, zum konkreten Wahlverhalten meine Ausfithrungen weiter hinten.

#7Vgl. Schmidtchen, Protestanten, S. 215f.; Permien, Protestantismus, S. 119.

“Vgl. Hanke, Deutschlandpolitik, bes. S. 149-168; H. Schultze, Das Leitbild Demokratie. Konvergenzen
und Differenzen in den Positionen der Evangelischen Kirche in Deutschland und des Bundes der Evangelischen
Kirchen in der DDR, in: J. Mehlhausen u. L. Siegele-Wenschkewitz (Hg.), Zwei Staaten — zwei Kirchen?
Evangelische Kirche im geteilten Deutschland. Ergebnisse und Tendenzen der Forschung, Leipzig 2000, S.
157-172.
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und theologischen Erklarungen iiber Massendemonstrationen bis hin zur Griindung der Ge-
samtdeutschen Volkspartei unter Gustav Heinemann.*’

Der berechtigte Befund eines demokratietheoretischen Defizits innerhalb der kirchlichen
Elite ist bei einer Gesamtbeurteilung vielleicht dadurch zu mildern, daB3 man sich, ob auf dem
linken oder rechten Fliigel, in einem antifaschistischen Grundkonsens verbunden wufte.*
Dieser Grundkonsens scheint in den 50er Jahren bereits auf allen Seiten weitreichende Lern-
prozesse in Gang gesetzt zu haben. Dal} dabei alte Orientierungen nicht verstummten, soll
hier mit dem vorgeschlagenen Begriff der "Ubergangsmentalitit" reflektiert werden. Bei-
spielhaft und auf einer individuellen Ebene 148t sich die mentale Transformation etwa anhand
vieler AuBerungen Martin Nieméllers nachweisen. Gewachsene Vorbehalte und neue Orien-
tierungen blieben aufs engste miteinander verwoben. So finden sich bei ihm noch lange For-
mulierungen, die seine Ablehnung der parlamentarischen Demokratie nach englischem und
amerikanischen Muster verdeutlichen. Dabei klangen einerseits die in den Traditionen eines
deutschen SonderbewuBtseins verankerten Uberzeugungen des deutschen Bildungsbiirger-
tums nach; andererseits schwangen Eindriicke aus der Besatzungszeit mit, in der die Deut-
schen seiner Auffassung zufolge "zu Objekten fiir die Pldne und Machenschaften anderer
Michte" geworden seien. Trotz seiner demokratieskeptischen AuBerungen wire es gleich-
wohl verfehlt, Niemoller als einen Antidemokraten zu bezeichnen. Die Demokratie war fiir
ihn zugleich "die Regierungsform, mit der Christen am leichtesten ihren Frieden machen
konnen"; auch war er davon tiberzeugt, "dal} unser deutsches Volk die Demokratie braucht".
SchlieBlich habe sie, wie er in Treysa bereits betonte, "mehr mit dem Christentum zu tun als
irgendeine autoritire Form der Staatsfithrung".”’

Solche mentalen Transformationen waren auf der individuellen wie der kollektiven Ebene
in erheblichem Male riickgebunden an konkrete historische Erfahrungen und, damit verbun-
den, an einen spezifischen "Erwartungshorizont”. In dieser Hinsicht ist, das unterscheidet die
S0er Jahre grundlegend von den 20ern und den frithen 30ern, als entscheidender "Erfahrungs-
raum" die Tatsache in Rechnung zu stellen, daB} die zweite deutsche Demokratie ,,funktionie-
rte".”* Protestanten wie Katholiken verbanden damit zunehmend einen véllig anderen "Erwar-
tungshorizont" als in den Jahren der Weimarer Republik. Wahrend sich nach dem Ende des
Kaiserreichs die antirepublikanischen Vorbehalte zunehmend verfestigten und in der Politik
der DNVP als der entscheidenden protestantischen (Protest)Partei ihren politischen Ausdruck
fanden, wihrend in den 30er Jahren auch das biirgerlich-protestantische Lager und Teile der
protestantischen Arbeiterschaft "vollig den Boden unter den Fiilen verloren" und massenwei-
se der NSDAP zustromten, war es in der zweiten Republik geradezu umgekehrt. Republika-
nische und demokratische Uberzeugungen gewannen eine immer stirkere Festigkeit. Die
vorn referierten Daten tiber die zunehmende Akzeptanz des Mehrparteiensystems machen das
ja sofort deutlich. Unterstiitzt wurde das vom wirtschaftlichen Aufschwung und den sich da-

“*Ahnlich C. Lepp, Wege des Protestantismus im geteilten und wiedervereinigten Deutschland, in: GWU, Jg.
51, 2000, S. 173-189, 176; auch Hanke, Deutschlandpolitik, S. 149, betont die "gravierenden innerkirchlichen
Gegensitze" und die "daraus resultierende Erkenntnis der innerkirchlichen Pluralitat" in der Wiederaufriistungs-
debatte, die von der offiziellen Kirche mijglicherweise erst in den 60er Jahren voll begriffen worden sei.

*Vel. A. Doering-Manteuffel, Die ideologische Blockbildung im Kalten Krieg und ihre Bedeutung fiir den
westdeutschen Protestantismus in den 1950er und 1960er Jahren, in: Mehlhausen und Siegele-Wenschkewitz
(Hg.), Zwei Staaten, S. 35.

*'Vgl. zum Gesamtzusammenhang J. Bentley, Martin Niemoller. Eine Biographie, Miinchen 1985, S. 242—
265; die ersten beiden Zitate ebd., S. 246f.; drittes Zitat n. M. Moller, Evangelische Kirche und Sozialdemokrati-
sche Partei in den Jahren 1945-1950. Grundlagen der Verstdndigung und Beginn des Dialoges, Géttingen 1984,
S. 34. Die antidemokratische Dimension bei Niemdoller betont Doering-Manteuffel, Blockbildung.

**Vgl. U. Herbert, Drei deutsche Vergangenheiten. Uber den Umgang mit der deutschen Zeitgeschichte, in:
A. Bauerkdmper u.a. (Hg.), Doppelte Zeitgeschichte. Deutsch-deutsche Beziehungen 1945-1990, Bonn 1998, S.
376-390, 380.
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mit verbessernden Lebenslagen breiter Bevolkerungsschichten. Das spiegelt sich seit der
Mitte der 50er Jahre unmittelbar wider in den vorn ebenfalls referierten hohen Akzeptanzwer-
ten fiir die Bundesrepublik Deutschland als der Staatsform, in der es den Deutschen am be-
sten gegangen sei. Auch waren die Eliten innerhalb der Kirchen eben nicht, wie in der Wei-
marer Republik, "ganz iiberwiegend republikfeindlich". Sie waren geprégt von den Erfahrun-
gen des Nationalsozialismus und der im "Kirchenkampf" neugewonnenen Identitét.* Vor
dem Hintergrund dieser strukturell anderen Situation sind denn auch die Neuanfinge inner-
halb des Protestantismus trotz bestimmter kultureller oder politischer Kontinuititen, wie etwa
der vorn genannten Befiirwortung von plebiszitiren Elementen in der Demokratie, grundle-
gend anders zu bewerten als die Dispositionen der Weimarer Republik. Wahrend sich in den
mit plebiszitiren Elementen gefithrten Schulkdmpfen der Weimarer Republik etwa der Zwei-
fel an der Funktionsfihigkeit der demokratischen Staatsform geradezu verfestigte, muf als
Resultat der protestantisch geprigten Friedensbewegung und ihres Scheiterns in den 50er
Jahren genau umgekehrt die Bereitschaft zur Mitarbeit im demokratischen Staat hervorgeho-
ben werden. Der entscheidende Unterschied ist, um es noch einmal zu betonen, ein strukturell
anderer "Erfahrungsraum" und ein damit verbundener neuer "Erwartungshorizont".**

Im Horizont vergangener Erfahrungen und kiinftiger Erwartungen, zu denen nicht nur die
Furcht vor einer fortschreitenden Sikularisierung, sondern auch die Bereitschaft zum Arran-
gement mit den neuen Verhiltnissen gehorte, sind auch die Versuche der Kirchen zu bewer-
ten, im neuen Staat aktiv gestaltend mitzuarbeiten. Die Kirchen bekannten sich, anders als
zuvor, zu einem "Offentlichkeitsauftrag”, den sie auf unterschiedlichen Feldern wahrnehmen
wollten.”® DaB der neue Offentlichkeitsanspruch zunéchst in den Vorstellungen eines gegen-
itber dem Staat positionierten "Wachteramts" artikuliert wurde, ist noch einmal der Ausdruck
jener "Ubergangsmentalitit" zwischen Altem und Neuem. Vor allem sollten die sich darin
ausdriickenden Erfahrungen des "Kirchenkampfes" nicht unterschétzt werden, die bei vielen
Pfarrern etwa zu einem Glaubwiirdigkeitsverlust autoritdrer Staatskonzeptionen gefiihrt ha-
ben.”®

In der Bevolkerung fand der "Offentlichkeitsauftrag" der Kirchen breite Zustimmung. Wie
die Befragungsdaten vom Juli 1954 zeigen, sollte sich die Kirche nach der Auffassung der
Protestanten vor allem um die Fragen von Schule und Jugenderziehung (70%) sowie um die
"Abschaffung der Atombombe" (71%) kiimmern. Nachgeordnet, aber immer noch mit hohen
Werten, erschienen die "Fragen der Ehe und der Familie" (58%) sowie der "Ausgleich der
politischen Spannungen zwischen Ost und West" (54%), wihrend die Fragen der Arbeitswelt
(18%), der Freizeit und Alltagskultur (Zeitschriften, Filme) (22%) sowie der politischen Par-
teien (3%) als Felder kirchlicher Einflufnahme eher am Rande rangierten. Interessant werden
die referierten Zahlen vor allem, wenn man sie mit den katholischen Angaben vergleicht.
Hier zeigt sich auf der einen Seite ein (noch) hoheres Interesse der Katholiken an Schule und
Erziechung, Ehe und Familie, Freizeit, Alltagskultur und den politischen Parteien, wihrend
auf der anderen Seite bei den Protestanten das Interesse an einer kirchlichen Einflufnahme in
den Bereichen der Freizeit und der Alltagskultur um mehr als die Halfte (22% versus 45%)

SErstes Zitat: Schmidtchen, Protestanten, S. 225; zweites Zitat: O. Dibelius; Das Jahrhundert der Kirche,
Berlin 1926, S. 76; vgl. auch Lehmann, Hitlers Wihler, S. 130-152. Vgl. auch D. Pollack, Die Rolle der
evangelischen Kirchen im geteilten Deutschland in religions- und kirchensoziologischer Perspektive, in:
Mehlhausen u. Siegele-Wenschkewitz (Hg.), Zwei Staaten, S. 85-106, 93.

“ygl. in gesamtgesellschaftlicher Perspektive H.-U. Wehler, Bonn — Berlin — Weimar: Droht unserer
Republik das Schicksal von Weimar?, in: Ders., Umbruch und Kontinuitdt. Essays zum 20. Jahrhundert,
Miinchen 2000, S. 98—113; zur Schule und zur Friedensbewegung auch die Ausflihrungen weiter hinten.

**Vgl. Greschat, Rechristianisierung; Ders., Kirche und Offentlichkeit; W.-D. Hauschild, Die Kirchenver-
sammlung von Treysa 1945, Hannover 1985, bes. S. 24-36.

*Vgl. Pollack, Rolle, S. 93.
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und in der Frage der politischen Parteien sogar um das Fiinffache (3% versus 15%) hinter
dem katholischen zuriickbleibt. Die Bereitschaft zu einer umfassenden, religiésen oder gar
kirchlichen Durchdringung der Lebenswelt war bei den Protestanten offensichtlich deutlich
geringer ausgeprigt als bei den Katholiken. Auch ldfit sich aus dem kaum vorhandenen
Wunsch einer EinfluBnahme auf die politischen Parteien die These ableiten, daf3 sich bei den
Protestanten — abgesehen von den groflen Fragen der Atombombe und des Ost-West-
Konflikts — bereits eine weitreichende Einsicht in die Ausdifferenzierung gesellschaftlich-
kultureller Subsysteme und die Autonomie der Politik herausgebildet hatte.”’

Das alles sind hochst interessante Befunde, da sich hier nicht nur Freirfume fiir eine stir-
kere kulturelle Pluralisierung auftaten, sondern vermutlich auch grundlegende Einsichten in
die Steuerungs- und Funktionsprobleme moderner Gesellschaften ausdriickten. Bezogen auf
die Frage langlebiger Kontinuititen sind in diesem Zusammenhang vielleicht noch ganz an-
dere Traditionsbeziige erkennbar, langfristige Wirkungen u.U. einer bereits um die Jahrhun-
dertwende gefiihrten und maBgeblich von Max Weber, Rudolf Sohm und Friedrich Naumann
geprigten Debatte iiber das Verhiltnis von Religion und Politik mit der im Sinne einer mo-
dernen Politikkonzeption grundlegenden Akzeptanz politischer Autonomie. Wirkmechanis-
men und Proliferationsbedingungen solcher Kontinuititen miifiten freilich erst noch erforscht
werden.”®

Im Sinne der Einiibung in die Demokratie und auch eines in Ansétzen greifbaren welt-
anschaulichen Pluralismus sind auch die neuen, innerhalb des Protestantismus entstehenden
Institutionen zu bewerten. Jedenfalls sollten die weitreichenden institutionellen Neuformie-
rungen innerhalb des Protestantismus, deren Geschichte noch lange nicht hinreichend aufge-
arbeitet worden ist, nicht nur in das Interpretationsschema der Restauration und Rechristiani-
sierung eingeordnet werden. Am Beispiel der Evangelischen Akademien 1463t sich argumen-
tieren, dal ihre Arbeit und die hier titigen Personen einerseits zwar in jenem dichotomischen
Modell des Gegeniibers von Kirche und Staat befangen blieben. Hierbei spielten die bereits
erwithnten Vorstellungen einer "ddmonischen Welt* vor dem Hintergrund eines bestimmten
Stkularisierungsverstindnisses eine entscheidende Rolle.”” Andererseits ist gar nicht zu be-
streiten, daf gerade in den Akademien ein politischer Diskurs von Eliten aus unterschiedli-
chen gesellschaftlichen Subsystemen gefordert wurde. Die Akademien stellten, wenn auch
sozialintegrativ und nicht konflikttheoretisch konzipiert, in der Praxis Rédume des gesell-
schaftlichen Konfliktaustrags, fiir den Austausch von Meinungen und Interessen, zur Verfii-
gung. Besondere Bedeutung kam hierbei etwa der Sozialpartnerschaftsdiskussion zu, in der
alte Modelle des Sozialpatriarchalismus und einer berufssténdischen Weltsicht an Bedeutung
verloren. Auch ist die Rolle der Evangelischen Akademien bei der Integration der Soldaten
und der Bundeswehr in die demokratische Gesellschaft hervorzuheben. Am Ende der 50er
Jahre schlieBlich, "als die Ostpolitik der sozialliberalen Koalition noch keineswegs abzusehen
war", bemiihte man sich in diversen Akademien bereits um einen "konstruktiven Dialog"
sowie die "informelle Gesprichsaufnahme" mit Vertretern aus Lindern Osteuropas wie Po-
len, Jugoslawien, Ungarn und der CSSR. Die Akademien trugen, so bereits Schelsky, zur "In-
stitutionalisierung der Dauerreflexion" bei. Allein in Hermannsburg/Loccum fanden zwi-
schen 1946 und 1962 666 Tagungen mit ca. 50.000 Tagungsteilnehmern statt. Und die Aka-
demietagungen fanden in unzihligen Artikeln bundesrepublikanischer Zeitungen zum Teil
eine erhebliche Resonanz. Schliefilich ist gegen festgefligte Werturteile tiber die soziale und

°"Vel. Schmidtchen, Protestanten, S. 244.

*A. Lindt, Friedrich Naumann und Max Weber. Theologie und Soziologie im wilhelminischen Deutschland,
Miinchen 1973; M. Panzer, Der EinfluB Max Webers auf Friedrich Naumann. Ein Bild der liberalen
Gesellschaft in der Wilhelminischen und Nachwilhelminischen Ara, Wiirzburg 1986; W. Spael, Friedrich
Naumanns Verhiltnis zu Max Weber, St. Augustin (1965) 1985.

**Vgl. Martiny, Akademien.
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politische Rolle des Luthertums im Modemisierungsproze zu betonen, daB "die gesell-
schaftspolitisch aktivsten Akademien gerade den lutherischen Landeskirchen (Wiirttemberg,
Hannover, Bayermn)* angehorten.”

Viel weniger als die Akademien sind bisher die Kirchentage sowie die neu entstehende
evangelische Publizistik erforscht worden. Vermutlich diirfte sich aber auch auf diesen ge-
sellschaftlichen Aktionsfeldern ein prinzipiell ambivalenter Strukturprozefl im Spannungsfeld
von kirchlicher Verpflichtung einerseits und notwendiger Anpassung an plurale Kon-
kurrenzstrukturen einer demokratischen Gesellschaft andererseits nachweisen lassen. Dafiir
sprechen im Bereich der Presse nicht nur die in den 50er Jahren bereits ansatzweise erkenn-
baren Bemithungen um die Professionalisierung von Journalisten in der Kirche. Dafiir spre-
chen ebenso die kontroversen Debatten dariiber, ob die evangelische Presse zur "Kanzel"
werden konne. Hierbei handelte es sich um einen Topos, der ja bereits im 19. Jahrhundert ein
klassisches Legitimationsmuster protestantischer Pressearbeit dargestellt hat, der aber seit den
50er Jahren zunehmend problematisiert wurde. Fiir den Wandel der Publizistik nicht un-
wichtig war ferner die Entstehung eines neuen Zeitungstyps, der "konfessionellen politischen
Wochenzeitung', wie er in Gestalt der beiden Zeitungen "Christ und Welt" und "Sonntags-
blatt" (seit 1968 "Deutsches Allgemeines Sonntagsblatt") existierte. Hierbei ist wichtig, daf3
sich etwa das ,,Sonntagsblatt“ erst in den 70er Jahren aufgrund finanzieller Schwierigkeiten
"zu einem Organ in kirchlicher Trégerschaft" wandelte. Vorher war es nichts anderes als ein
.Blatt kirchlich orientierter Einzelpersonen®. Herausgeber und Mitarbeiter arbeiteten von
Anfang an unter den Bedingungen gesellschaftlicher Konkurrenz, waren daher auch in ho-
hem MaBe von Leserzahlen und vom wirtschaftlichen Erfolg ihres Unternehmens abhingig.®

Die Einiibung in die Demokratie und die Pluralisierung von festgefiigten Einstellungs-
mustern wird vor allem deutlich an der sukzessive erkennbaren Uberwindung des politischen
Konfessionalismus sowie der Verschrinkung von demokratischen und tendenziell interkon-

%0ygl. C. Nosser u. R.J. Treidel, Abschlubericht des durch die VW-Stiftung geftrderten Forschungspro-
jektes "Evangelische Akademien nach 1945", Ms. Miinster 1995, S. 4-9; Dies,, Evangelische Akademien als
neue Form des kirchlichen Engagements in der Offentlichkeit nach 1945, in: R. Lachele u. J. Thierfelder (Hg.),
Das evangelische Wiirttemberg zwischen Weltkrieg und Wiederaufbau, Stuttgart 1995, S. 142-153; Dies.,
Evangelische Akademien an Rhein und Ruhr: Zur Herausforderung der Kirchenleitungen im Rheinland und in
Westfalen durch die Montanindustrie und das Boller Akademiemodell, in: B. Hey u. G. van Norden (Hg.),
Kontinuitit und Neubeginn. Die rheinische und westfélische Kirche in der Nachkriegszeit (1945-1949),
Bielefeld 1996, S. 265-285; R.J. Treidel, Kirche und offentliches Leben im Nachkriegsdeutschland: Zum
protestantischen Milieu Evangelischer Akademien und ihrem Engagement in Wirtschaft, Politik und
Journalismus (1945-1962), Ms. Miinster 1995; Ders., Evangelische Kirche und politische Kultur im Nach-
kriegsdeutschland. Bemerkungen zum Engagement der evangelischen Akademie Hermannsburg/Loccum in
Arbeitswelt und Presse, in: JGNKG 91. 1993, S. 189-209, 195f., 207; H. Schelsky, Ist die Dauerreflexion
institutionalisierbar? Zum Thema einer modemen Religionssoziologie, in: ZEE, Bd. 1, 1957, S. 153-174; vgl.
auch A. Schildt, Freizeit und ,Zeitgeist* — Studien zur sozialkulturellen Modernisierung der westdeutschen
Gesellschaft der 50er Jahre, Habilitationsschrift Hamburg 1991, S. 1009-1053; anders die Bewertung bei J.
Habermas, Strukturwandel der Offentlichkeit, Frankfurt 1962, 19917,

'Vgl. Sauer, Westorientierung, S. 252-271, Zitat: 265; H. Schroeter, Kirchentag als vorlaufige Kirche. Der
Kirchentag als eine besondere Gestalt des Christseins zwischen Kirche und Welt, Stuttgart u.a. 1993; C.
Lenhard, Die Marketing-Strategien des Rheinischen Merkur und des Deutschen Allgemeinen Sonntagsblattes.
Eine dkonomische und historische Betrachtung, in: KZG, Jg. 6, 1993, S. 467—496; R. Rosenstock, Ev. Presse im
20. Jahrhundert. Ein Beitrag zur ev. Presseforschung von der Griindung des ,.Ev.-sozialen Presseverbandes fiir
die Provinz Sachsen* bis zur Auflésung der ,,Berliner Arbeitsgemeinschaft fir Kirchliche Publizistik® (1891—
1991). Mit einer Bibliographie zur Geschichte und Gestalt der evangelischen Presse (BEP) und einem
Verzeichnis der ev. Zeitungen und Zeitschriften von 1945 bis 2000 (VEZZ), Diss. Miinchen 2000; M.
Schibilsky u. R. Rosenstock, Journalismus als Beruf, in: F.-M. Kuhlemann u. H.-W. Schmuhl (Hg.), Beruf und
Religion im 19. und 20. Jahrhundert, Stuttgart 2001; A. Schwanebeck, Evangelische Kirche und Massenmedien.
Eine historische Analyse der Intentionen und Realisationen evangelischer Publizistik, Miinchen 1990; K.A.
MithlhauBer, Christentum und Presse, Frankfurt 1876.
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fessionellen Orientierungen. Das ist auf breiter Front in den 50er Jahren an der Hinwendung
der Protestanten zur CDU erkennbar und kann an den Bundestagswahlergebnissen nachvoll-
zogen werden. Im Jahre 1949 hatten sich 25% der Protestanten fiir die CDU entschieden. Bei
der zweiten Bundestagswahl stieg dieser Anteil auf bereits 34% an; er wurde noch einmal
weit iibertroffen von den 41% bei der dritten Bundestagswahl im Jahre 1957. Dieser rapide
Anstieg verlor erst an Dynamik, als zu Beginn der 60er Jahre auch die SPD bei den Prote-
stanten eine stirkere Anziehungskraft gewann.®

Die Hinwendung zur CDU wurde innerhalb der kirchlichen Elite maligeblich unterstiitzt.
Bereits in Treysa hieB es im ,,Wort zur Verantwortung der Kirche fiir das offentliche Leben™:
"Die an vielen Orten bereits in Gang gekommenen Bestrebungen, politische Gegensitze zwi-
schen Protestantismus und Katholizismus auszurdumen ... (verdienen) ebenso unsere Unter-
stiitzung wie die Bemithungen katholischer Prélaten und Laienkreise, ein Wiederaufleben der
chemaligen Zentrumspartei zu verhindern und statt dessen ein politisches Zusammengehen
beider Konfessionen auf dem Boden christlicher Union zu erméglichen."® Dariiber hinaus
beteiligten sich maBgeblich ehemalige BK-Pfarrer sowohl an der Griindung als auch den er-
sten Programmentwiirfen in den rheinischen Griindungszellen der CDU.* Mittel- und lang-
fristig spielte vor allem der Evangelische Arbeitskreis (EAK) in der CDU eine entscheidende
Rolle. Fithrende protestantische Persénlichkeiten, besonders Hermann Ehlers und Robert
Tillmanns, prigten den EAK in den 50er Jahren, dessen Tagungen jeweils von mehreren
hundert Teilnehmem besucht wurden. Auf der regionalen Ebene konstituierten sich ent-
sprechende Kreise, etwa in Form der "Evangelischen Tagung Westfalen", ein Zusammen-
schluB evangelischer CDU-Mitglieder unter Leitung des Betheler Wirtschaftspriifers Johan-
nes Kunze, des spiteren Vaters der Lastenausgleichsgesetzgebung. Kunze gehdrte dann spi-
ter auch zum EAK in der CDU.%

Es ist sicher nicht zu bestreiten, daf die politische Kooperation zwischen Protestanten und
Katholiken protestantischerseits nicht zuletzt dadurch geprigt war, den evangelischen Stand-
punkt innerhalb der CDU nachdriicklich herauszustellen. Auch ging vieles nur sehr langsam
voran und wurde behindert von den schwierigen Fragen der Wiedervereinigung und der
Westintegration. Das dndert jedoch kaum etwas an der dauerhaften Zusammenarbeit im
Rahmen einer demokratischen Partei, mit anderen Worten: an der institutionalisierten Dauer-
kooperation. Vor allem spiegelt sich hierin ein Stiick weit die von Gustav Heinemann ver-
tretene Ansicht wider, dal politische Parteien keine "Weltanschauungsgemeinschaften" seien,
sondern "Vehikel zur Umsetzung politischer Ziele".* Dariiber hinaus war es vor allem Her-
mann Ehlers als einer der mafigeblichen Politiker des EAK, der fiir das "Wesen der Demo-
kratie", vor allem fiir die Identifikation der Deutschen mit dem Parlamentarismus, geradezu
.missionierte", wie es Theodor Heuss etwas pathetisch formulierte.”” Die Hinwendung zur

2Vgl. Schmidtchen, Protestanten, S. 322; zur Einordnung insgesamt auch S. 321-334.

®Hier zit. n. Moller, Kirche, S. 35.

“Vgl. L. Schwering, Frithgeschichte der Christlich-Demokratischen Union, Recklinghausen 1963; hier zit. n.
Dahm, Beruf: Pfarrer, S. 41. Vgl. auch A. Doering-Manteuffel, Die "Frommen" und die "Linken" vor der
Wiederherstellung des biirgerlichen Staates. Integrationsprobleme und Interkonfessionalismus in der frithen
CDU, in: Kaiser u. Doering-Manteuffel (Hg.), Christentum, S. 8§—108.

®Vgl. P. Egen, Die Entstehung des Evangelischen Arbeitskreises der CDU/CSU, 0.0. 1971; A. Meier,
Hermann Ehlers. Leben in Kirche und Politik, Bonn 1991, S. 326-338; Sauer, Westorientierung, S. 272-281;
Permien, Protestantismus, S. 190—198; N. Friedrich, Johannes Kunze — Diakonie, Okonomie und Politik, in: M.
Benad u. K. Winkler (Hg.), Bethels Mission (2). Bethel im Spannungsfeld von Erweckungsfrommigkeit und
offentlicher Fursorge, Bielefeld 2001, S. 125-146.

Hier zit. n. J. Rau, Gustav Heinemann, in: W. Huber (Hg.), Protestanten in der Demokratie. Positionen und
Profile im Nachkriegsdeutschland, Miinchen 1990, S. 65. Heinemann selber stand dem Arbeitskreis in der Mitte
der 50er Jahre freilich noch ablehnend gegeniiber (vgl. Sauer, Westorientierung, S. 272).

“Vel. dazu die vielen Belege in Meier, Ehlers, S. 289-297,
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CDU mag mithin im Kontext eines Rechristianisierungsmodells interpretierbar sein. Nur
sollte bei einer solchen Interpretation nicht der zésurhafte Neuanfang vergessen werden, der
in der politischen Entscheidung vieler Protestanten fiir eine interkonfessionelle Partei lag.
Hier wurde eine bis tief ins 19. Jahrhundert zuriickreichende und in der Weimarer Republik
noch hdchst vitale "Kultursperre" ein fiir allemal iiberwunden.

Die Tendenz zur Uberwindung konfessioneller "Ekelschranken" (Langewiesche) in brei-
ten protestantischen Bevolkerungsschichten kann auch anhand von Umfrageergebnissen tiber
einen moglichen ZusammenschluB beider Kirchen zu "einer einzigen christlichen Kirche"
bestitigt werden. 42% der Protestanten und 56% der Katholiken waren im Jahre 1960 "dafiir"
und nur 20% der Protestanten und 11% der Katholiken explizit dagegen. Die hieran erkenn-
bare interkonfessionelle Aufgeschlossenheit war gleichwohl nicht grenzenlos. In der Frage
der unterschiedlichen Liturgien in evangelischen und katholischen Gottesdiensten gab es eine
deutliche Tendenz der Konfessionsangehorigen, die jeweils eigene Liturgie in einer ver-
einigten Kirche beibehalten zu wollen, wobei das besonders bei den regelméfBligen Kirch-
gingern, weniger bei den selten zur Kirche gehenden ausgeprégt war. Auch in der Frage der
Mischehe sind ganz dhnliche Ergebnisse zu konstatieren. Immerhin schlossen 63% der tiber
16jahrigen Protestanten im Jahre 1960 die Ehe mit einem katholischen Partner nicht aus-
driicklich aus. Nur 31% antworteten kategorisch mit "nein", wobei auch hier die Differen-
zierung nach regelméBigen und seltenen Kirchgangern zu beriicksichtigen ist. Von den re-
gelmiBig zur Kirche gehenden Protestanten wollten 53% keinen katholischen Ehepartner
haben: 44% konnten sich das allerdings durchaus vorstellen.”®

Auf der Ebene des faktischen Verhaltens werden solche Einstellungen indessen keines-
wegs bestitigt. Nur ein verschwindend kleiner Anteil von 6% der tiber 16jdhrigen Protestan-
ten erkliirte 1960, einen Katholiken oder eine Katholikin geheiratet zu haben. Bei den regel-
miBig zur Kirche gehenden waren es sogar nur 3% und bei den nie zur Kirche gehenden 8%.
DaB die Integration von Protestanten und Katholiken im Alltag ein schwieriges Problem
blieb, 148t sich anhand vieler Beispiele belegen. Mancherorts, vor allem in protestantisch
geprigten landlichen Regionen, sprach man vorurteilsbeladen von "de Katholsken". Dartiber
hinaus gab es Streit um religidses Brauchtum, etwa um spezifische Beerdigungsriten auf
dorflichen Friedhofen. Oder, das korrespondiert mit dem bereits Gesagten: "Der familidr-
gesellschaftliche Druck katholischer Eltern auf evangelische Schwiegersdhne und -tochter
zur Konversion war nicht selten von ‘Erfolg’ gekront."®” Mit anderen Worten, die Milieus
hatten sich noch nicht wirklich aufgel6st, sie waren in mancherlei Hinsicht noch intakt, ob-
wohl sich ihr Wandel mental und politisch bereits deutlich artikulierte.

Als ein Beispiel dafiir mdgen auch die Debatten iiber Schule und Schulpolitik gelten, die
in mancherlei Hinsicht noch tief in den Traditionen der 20er Jahre wurzelten. Nicht nur Teile
der kirchlichen Elite, sondern der Elternschaft plddierten — nach entsprechenden Eltern-
befragungen - fiir die nach wie vor mehrheitlich bestehenden Bekenntnisschulen, etwa in
Bayemn, aber auch in Rheinland-Pfalz und Nordrhein-Westfalen. Anders als in den 20er Jah-
ren war die Bekenntnisschule inzwischen aber innerhalb des kirchennahen Protestantismus
immer stirker in die Kritik geraten. Bereits im Kirchenkampf gab es Stimmen in der Beken-
nenden Kirche, die sie nicht mehr fiir zeitgemiB hielten. Die Erfahrung mit dem Nationalso-
zialismus hatte vor allem gezeigt, dal} die duflere Schulform allein keinerlei Garantie gegen

%Vgl. Schmidtchen, Protestanten, S. 4591f.

Ebd., S. 459; C. KleBmann, Kontinuitdten und Verdnderungen im protestantischen Milieu, in: Schildt u.
Sywottek (Hg.), Modernisierung, S. 403417, erstes Zitat ebd., S. 406; K. Teppe, Trimmergesellschaft im
Wiederaufbau, in: Aus Politik und Zeitgeschichte, B 18-19 (1995), S. 22-33, 8. 31; T. Kleinknecht, Die
westfilische Nachkriegsdiakonie vor der Fliichtlingsfrage. Kirchliche Fiirsorge und der Prozef der Integration.
Eine Forschungsskizze, in: Hey u. van Norden (Hg.), Kontinuitit, S. 152, zweites Zitat ebd.
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ideologische Instrumentalisierung bot. Daran wurde nach 1945 unmittelbar angekniipft. Im
Rheinland sprachen sich bedeutende Personen und Gruppen innerhalb des Protestantismus
gegen die von der rheinischen Kirchenleitung privilegierte Bekenntnisschule aus — angefan-
gen bei Oskar Hammelsbeck, der bereits das zentrale Dokument der Bekennenden Kirche
iiber das Verhiltnis von Kirche und Schule aus dem Jahre 1943 maBgeblich verfalit hatte, bis
hin zu 3000 Religionslehrern innerhalb der Gewerkschaft fiir Erziehung und Wissenschaft.
Am Beispiel des Rheinlandes und Westfalens ldBt sich dariiber hinaus zeigen, daf sich die
Kirchen gegeniiber breiten Teilen der die Vokationsordnung kritisierenden Lehrerschaft aus-
geprochen dialogbereit erwiesen.”

Nieméller und Dibelius "unterstiitzten, in Abkehr ihrer fritheren Meinungen, ... die Si-
multanschule". Die grofie Mehrheit der Protestanten auferhalb der katholischen Lénder
schlieBlich hatte sich in den Volksbefragungen fiir die Gemeinschaftsschulen entschieden. In
der Schulfrage scheint sich daher im konfessionellen Selbstverstandnis sowohl eines Teils der
kirchlichen Elite als auch breiterer protestantischer Bevolkerungsschichten ein relativ deutli-
cher Akzeptanzverlust der Bekenntnisschule auszudriicken — ganz im Gegensatz {ibrigens
zum Katholizismus, der nach 1945 mit aller Macht die Bekenntnisschule verteidigte.”

Ein Bruch im protestantischen Selbstverstindnis kiindigt sich nach 1945 bereits in der zu-
nehmenden Relativierung einer zweiten fundamentalen "Kultursperre" an. Gemeint ist der
Prozef einer allmihlichen, auch offiziellen Anndherung an die Sozialdemokratie. Dabei 1st es
sinnvoll, diesen ProzeB auf mehreren Ebenen zu verfolgen. In den Jahren 1947 und 1950 kam
es zunichst zu zwei Treffen zwischen herausragenden Vertretern vor allem des bruderrétli-
chen Fliigels der Evangelischen Kirche und der Sozialdemokratischen Partei in Detmold und
Darmstadt. Dabei besa} das Treffen in Darmstadt eine aulerordentliche Brisanz aufgrund der
einsetzenden Debatte iiber den westdeutschen Riistungsbeitrag. Fiir den Anndherungsprozefd
zwischen Kirche und SPD waren ferner diverse Gruppen, Kreise und Arbeitsgemeinschaften
verantwortlich, die sich aus Kirchen- und SPD-Mitgliedern zusammenfanden und fiir die
wechselseitige Verstindigung beider Organisationen arbeiteten. Besonders hervorzuheben
sind der bereits aus der Weimarer Republik stammende "Bund der religitsen Sozialisten" mit
seinen vielen regionalen Arbeitsgemeinschaften, nicht zuletzt die nordrhein-westfilische
" Arbeitsgemeinschaft fiir Christentum und Sozialismus", die die Anndherung von Kirche und
Arbeiterschaft im Sinne des englischen Modells einer engen Kooperation von Labour Party
und Freikirchen diskutierte.”” Ein dritter Faktor ist die Arbeit der Evangelischen Akademien.

Vgl. Hauschild, Kirchenversammlung, S. 28f.; F. Blum, Die Schulpolitik der Evangelischen Kirche im
Rheinland von 1945 bis 1952, in: Hey u. van Norden (Hg.), Kontinuitét, S. 233-252; Kirche und Schule. Doku-
ment der Bekennenden Kirche aus dem Jahre 1943, in: Die Denkschriften der EKD. Bd. 4/1: Bildung und
Erziehung, Giitesloh 1987; D. Buchhaas, Gesetzgebung im Wiederaufbau. Schulgesetz in Nordrhein-Westfalen
und Betriebsverfassungsgesetz. Eine vergleichende Untersuchung zum Einflul von Parteien, Kirchen und
Verbinden in Land und Bund 1945-1952, Diisseldorf 1985; H. Becker u. G. Kluchert, Die Bildung der Nation.
Schule, Gesellschaft und Politik vom Kaiserreich zur Weimarer Republik, Stuttgart 1993, S. 159-183; N.
Friedrich, Der Kampf der Protestanten fiir Religionsunterricht und Bekenntnisschule in der Weimarer Republik
— ein Paradigma fiir die Haltung zum Verfassungsstaat?, in: G. Brakelmann u.a. (Hg.), Auf dem Weg zum
Grundgesetz. Beitrige zum Verfassungsverstindnis des neuzeitlichen Protestantismus, Miinster 1999, S. 111-
124. Inwieweit sich die kritische Haltung der Religionslehrer nach 1945 aus einer bereits in der Weimarer
Republik erkennbaren Sympathie vieler Religionsoberlehrer etwa fiir die schulpolitischen Positionen der DVP
ableiten 148t, muf} hier offenbleiben. Vgl. A. Roggenkamp-Kaufimann, Die evangelischen Religionsoberlehrer in
Kaiserreich und Weimarer Republik, in: Kuhlemann u. Schmuhl (Hg.), Beruf.

"'Wel. Spotts, Kirchen, S. 181-203; Friedrich, Kampf, Zitat ebd., S. 124. Vgl. auch S. Miiller-Rolli,
Evangelische Schulpolitik in Deutschland 1918-1958. Dokumente und Darstellung, Gottingen 1999. Auf der
Basis von Kreissynodalprotokollen und Gemeindeberichten demnéchst dazu die in Vorbereitung befindliche
Miinsteraner Dissertation von W. Beck, Die Kirche im Dorf. Protestantische Gemeinden in Westfalen zwischen
Milieubildung und selektiver Kirchlichkeit am Beispiel des Kirchenkreises Liibbecke (1918-1968).

Vgl. Moeller, Kirche, S. 13, 141-172; in regionaler Perspektive aufschlufreich Permien, Protestantismus,
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Dabei bemiihte sich in der Anfangszeit "speziell die Akademie in Echzell im Bereich der
Evangelischen Landeskirche von Hessen-Nassau intensiv um Kontakte zur organisierten Ar-
beiterschaft und fiihrte in den Jahren 1947 bis 1950 insbesondere mit der SPD ein kon-
tinuierliches Gespriich".” Viertens vollzog sich die Anniherung zwischen kirchlichem Prote-
stantismus und Sozialdemokratischer Partei im Rahmen der Wiederbewaffnungsdebatte {iber
den Umweg der Gesamtdeutschen Volkspartei (GVP). Heinemann, aber auch eine ganze
Reihe von Pfarrern und jungen Parteimitgliedern, die die Bundesrepublik spiter als Politiker
entscheidend priigten — Johannes Rau, Erhard Eppler, Diether Posser — wechselten nach dem
Scheitern der GVP 1957 in die SPD.™

All diese Faktoren waren wichtig. Sie blieben allerdings unvollstindig, wiirde man nicht
den ideologischen Wandel beriicksichtigen, der sich innerhalb der SPD selber vollzog und
der sich vielleicht als ""Entideologisierung’ des politischen Lebens" beschreiben ldfit. Man
konnte auch vom Ende der SPD als Weltanschauungspartei sprechen. Dieser Prozel begann
in den spiten 40er Jahren, und an seinem Ende stand das Godesberger Programm von 1959.
Im Zuge dieses Prozesses — vor allem im letzten Drittel der 50er Jahre — kritisierten namhafte
Sozialdemokraten den von der Partei vertretenen, noch ganz in alten Traditionen befangenen
Kirchen- und Religionsbegriff. Die Kirchen erschienen danach nicht mehr als die Sachwalter
biirgerlicher Klasseninteressen, sondern zunehmend als "Partner" im gesellschaftlichen Feld,
auf dem sie, wie die Parteien, "an der inhaltlichen Gestaltung des Staates" mitwirkten. Diese
neue Sichtweise sei, wie Heinemann herausstellte, nicht zuletzt deshalb mdglich geworden,
weil die Kirche selber "ein neues gesellschaftliches Selbstverstindnis gewonnen" hitte. Darin
liegt denn wohl auch der entscheidende Punkt, der die Verhiltnisse der 1950er Jahre von
denen der 1920er Jahre unterscheidet: Aufgrund einer gewissermalien konvergenten Entwick-
lung der Kirchen hin zur Demokratie einerseits und der Uberwindung der atheistisch-
marxistischen Religionskritik innerhalb der SPD andererseits wurde ein kritischer, von welt-
anschaulichen ,,Kulturkriegen® befreiter Dialog méglich, den es so vorher nicht gegeben hat.
Daran konnte dann in den 60er Jahren problemlos angekniipft werden, etwa wenn sich fiih-
rende Kirchenvertreter wie der westfélische Prises Emst Wilm 6ffentlich fiir die SPD enga-
gierten.”

Wie sehr die ideologische Offnung auf beiden Seiten nach dem Zweiten Weltkrieg in ei-
nem sich sukzessive veridndernden mentalen Klima stattfand, mag vielleicht die Reaktion
eines nicht unmafBgeblichen, ehemals deutschnationalen Protestanten, des Ratsvorsitzenden
der EKD, Bischof Otto Dibelius, auf das in der Kirche heftig umstrittene Darmstadter Treffen
zwischen Kirche und SPD im Jahre 1950 verdeutlichen. Dibelius schrieb: "Mich persénlich
hat von allen Vorgingen des letzten Jahres keiner innerlich so getroffen wie dieser, weil ein

S. 117-120, 182-185; N. Friedrich, Evangelische Kirche und SPD im Rheinland und in Westfalen nach 1945.
Eine Spurensuche, in: MEKGR, Jg. 47/48, 1998/1999, S. 183-201.

“Moeller, ebd., S. 172.

™Vgl. J. Miller, Die Gesamtdeutsche Volkspartei. Entstehung und Politik unter dem Primat nationaler
Wiedervereinigung 1950-1957, Diisseldorf 1990; Permien, Protestantismus, S. 117-126, 182-189.

Vgl. Moeller, Kirche, S. 68-86, 122-141, Zitate: ebd., S. 130, 139. Wilm engagierte sich fur die GVP und
die SPD bereits in den 50er Jahren, auch der rheinische Prises Held sympathisierte mit ihr, wenn auch nicht so
konsequent wie Wilm. Vgl. Permien, Protestantismus, S. 117-120, 182-185. Der Prozefi der Anndherung
zwischen SPD und Kirche seit dem Ende der 50er Jahre bediirfte dringend einer wissenschaftlichen Auf-
arbeitung. Dabei konnen die bisher vorgelegten Uberlegungen von M.I. Inacker, Die evangelische Kirche in
Deutschland zwischen SPD und SED. Anmerkungen zur Sozialdemokratisierung des Protestantismus, in: KZG,
Jg. 6, 1993, S. 235-249, aufgrund ihrer polemischen Uberzeichnungen und ideologischen Einseitigkeiten
allerdings kaum als ein geeigneter Ausgangspunkt gelten. Vgl. die Gegendarstellung und Replik von R. Henkys
u. W. Huber, Verfilschung durch Zitieren. Michael J. Inacker und die Quellen, in: KZG, Jg. 6, 1993, 5. 558-
567: sowie M.J. Inacker, Verdringung durch Unterstellen. Wolfgang Huber / Reinhard Henkys und die
historische Wahrheit, in ebd., S. 568-576.
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Biindnis zwischen Kreisen der evangelischen Kirche und einer politischen Partei zum Zwek-
ke einer politischen Aktion (gemeint ist das Vorgehen gegen den westdeutschen Riistungs-
beitrag, F.-M.K.) allem widerstrebt, was ich vom Wesen der Kirche und ihres Handelns ge-
lernt zu haben glaube... Aber ich bin objektiv genug, um mir zu sagen, dal so etwas vielleicht
in Kauf genommen werden muf}, um den verhéngnisvollen hundertjdhrigen Gegensatz zwi-
schen einer Partei und der Kirche endlich einmal zu iiberwinden.""

Mit letzterem ist bereits das in der Forschung breiter diskutierte Problem der Wiederbe-
waffnung angesprochen. Auch die sich dariiber entspannende Debatte ist in mehrfacher Hin-
sicht fiir den mentalen Strukturwandel der deutschen Protestanten aufschlufireich, zumal da-
mit ganz wesentlich die Frage der politischen und kulturellen Integration der Deutschen in
den "Westen" verbunden ist. Die Bedeutung der Wiederbewaffnung ergibt sich zunéchst
einmal dadurch, daB durch sie weite Kreise innerhalb der evangelischen Kirchen mobilisiert
werden konnten. Man kann geradezu von mehreren Mobilisierungswellen sprechen. Von
auBerordentlicher Wirkung war der Riicktritt Gustav Heinemanns als Bundesinnenminister
im Oktober 1950, der damit gegen den von Adenauer und der CDU gewollten europiischen
Riistungsbeitrag und zugleich gegen die befiirchtete Entfremdung zwischen West- und Ost-
deutschland protestierte. Dieser Riicktritt miindete noch im selben Jahr in die von Heinemann
und der Zentrumspolitikerin Helene Wessel gegriindete "Notgemeinschaft fiir den Frieden
Europas" und zwei Jahre spiter — aufgrund der zum Teil hysterischen Vorwiirfe, die Notge-
meinschaft wiirde als "trojanisches Pferd" der Sowjetunion zuarbeiten — in die Griindung der
GVP. Die GVP trat mit der Absicht an, "an Wahlen teilzunehmen und parlamentarische Ar-
beit zu leisten" — eine Absicht die sich aufgrund ihres mangelnden politischen Erfolges nicht
realisieren lieB, 1957 bereits wieder zur Selbstauflésung und zum erwéhnten Ubertritt zahlrei-
cher protestantischer Mitglieder zur SPD fiihrte.”

AuBler der GVP-Griindung kam es in diesen Jahren zu einer ,,aulerparlamentarischen Op-
position®, die sich in Form von Massenprotesten Gehor verschaffte. Sie wurde getragen von
hochst heterogenen Kriften und Motiven, bei denen sich "sowohl die haBerfiillte Trotzreak-
tion eines durch die Niederlage verunsicherten deutschen Nationalismus ... als auch der tradi-
tionelle Antimilitarismus innerhalb der Arbeiterschaft und ein christlich begriindeter Pazifis-
mus, wie er in Teilen des Katholizismus und des Protestantismus ... in Erscheinung trat",
ausmachen ld6t. Dieser Massenprotest entwickelte sich von der Volksbefragungsbewegung
des Jahres 1951, die auf die Initiative Niemdéllers zuriickging und (gegen das Verbot des In-
nenministers) fast sechs Millionen Unterschriften zustandebrachte, bis hin zur Paulskir-
chenbewegung mit dem sog. "Deutschen Manifest" im Jahre 1955 als dem "dritten Versuch
einer Massenmobilisierung gegen die deutsche Wiederbewaffnung". Daran waren herausra-
gende Vertreter wichtiger gesellschaftlicher und politischer Gruppen beteiligt: Vertreter der
SPD. vor allem Erich Ollenhauer, der FDP und des DGB, dariiber hinaus Heinemann und
Niemdéller sowie "angesehene Wissenschaftler wie der evangelische Theologe Helmut Goll-
witzer und der Soziologe Alfred Weber".”®

Solche Massenaktionen vollzogen sich nicht im Abseits innerkirchlicher Diskurse. 1950

67it. n. Moeller, Kirche, S. 153.

Vel. K. Holl, Pazifismus in Deutschland, Frankfurt 1988, S. 223ff., Zitate ebd.; J. Vogel, Kirche und
Wiederbewaffnung. Die Haltung der evangelischen Kirche in Deutschland in den Auseinandersetzungen um die
Wiederbewaffnung der Bundesrepublik 1949-1956, Gottingen 1978; Permien, Protestantismus; W.W. Rausch
u. C. Walther (Hg.), Evangelische Kirche in Deutschland und die Wiederaufriistungsdiskussion in der Bundes-
republik 1950-1955, Giitersloh 1978.

"V gl. Holl, Pazifismus, S. 222-226, Zitate ebd.; Rausch u. Walther (Hg.), Evangelische Kirche, S. 139. Vgl.
hierzu auch die Datenangaben bei Spotts, Kirchen, S. 219: Danach stieg der Anteil der Protestanten, der sich
gegen die Wiederbewaffnung aussprach, zwischen Oktober 1950 und Februar 1952 von 29% auf 35% an; der
Anteil der Beflirworter eines westdeutschen Riistungsbeitrags sackte im selben Zeitraum von 64% auf 47% ab.
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hatten sich die Synode der EKD in Weiflensee und anléBlich des Essener Kirchentages des-
selben Jahres deutlicher noch der Rat der EKD gegen eine Remilitarisierung Deutschlands
ausgesprochen. Dariiber hinaus fanden sich die innerkirchlichen Gegner der Wiederaufrii-
stung in anderen Gremien, etwa in der "Evangelischen Konferenz", zusammen. Hierbei han-
delte es sich um den Zusammenschluf} der leitenden Theologen und Nichttheologen aus der
westfilischen, der rheinischen, der hessen-nassauischen und der pfilzischen Kirche. Diese
Konferenz tagte zum ersten Mal 1952 und verstand sich als ein "uniiertes” Gegengewicht
gegen die Blockbildung durch die Vereinigte Evangelisch-Lutherische Kirche in Deutschland
(VELKD). Zu ihren Mitgliedern zihlten u.a. die Présides Ernst Wilm, Heinrich Held, Martin
Niemoller und Hans Stempel. Auch nahmen Gustav Heinemann, Heinz Kloppenburg, Hans-
Joachim Iwand und Helmut Gollwitzer etwa an der ersten Sitzung in Diisseldorf teil.”

Wie damit schon angedeutet, blieb die Wiederbewaffnungsfrage innerhalb der Kirchen,
ebenso wie in der Politik und in breiten Bevolkerungskreisen, hochst umstritten. Wihrend
viele gegen die Wiederbewaffnung protestierten, unterstiitzte die Mehrheit den Kurs Konrad
Adenauers. Das gilt auch fiir die nach 1955/1956 im Zuge des Ausbaus des westlichen Mili-
tarbiindnisses gefiihrte Debatte iiber die Frage der Bereitstellung taktischer Atomwatffen in
Westeuropa und auch auf dem Territorium der Bundesrepublik Deutschland.® Die Kirchen,
ihre fithrenden Vertreter sowie breite Bevolkerungsgruppen rangen im Streit der Meinungen
um die jeweils fiir iiberlegen gehaltene theologische und politische Position. Von besonderer
Bedeutung ist in diesem Zusammenhang die Arbeit der vom Bevollméchtigten der EKD am
Sitz der Bundesregierung in Bonn und spéteren Militirbischof D. Hermann Kunst initiierten
Kommission der Evangelischen Studiengemeinschaft Heidelberg, die zwischen 1952 und
1959 tagte und an deren Ende die sog. "Heidelberger Thesen" standen. Diese Thesen sind
insofern interessant, als sie einerseits — und in Abgrenzung von "fritheren Zeiten" — in These
7 betonten: "Die Kirche mufl den Waffenverzicht als eine christliche Handlungsweise aner-
kennen". Andererseits hieB es in These 8: "Die Kirche muf} die Beteiligung an dem Versuch,
durch das Dasein von Atomwaffen einen Frieden in Freiheit zu sichern, als eine heute noch
mogliche christliche Handlungsweise anerkennen." Die hierin deutlich werdende tiefe Ambi-
valenz wurde sodann in der 11. These, wenn man so will, ‘demokratietheoretisch™ noch ein-
mal reflektiert, indem man die in dieser Frage "divergierenden Entscheidungen" jeder "blof3
duBerlichen Einheitlichkeit der Entscheidung" als eine iiberlegene Position gegentiberstellte.
Sie endete daher mit der bekannten Formel: "Nicht jeder muf3 dasselbe tun, aber jeder mul}
wissen, was er tut".®' Diese Positionsbeschreibung entsprach dem in den 50er Jahren in aller
Schirfe ausgetragenen innerkirchlichen und politischen Meinungsstreit und steht fiir die Plu-
ralisierung theologischer und politischer Positionen in einer ethischen Grundsatzfrage. Ihr
entsprach ja bereits die 1950 von Rat und Kirchenkonferenz der EKD verabschiedete Ent-
schlieBung, wonach "die Gemeinschaft im Glauben nicht die Einheitlichkeit der politischen
Urteile" einschliefe und insbesondere die Frage der Wiederaufriistung "im Glauben verschie-
den beantwortet werden" konne; ihr entsprach ebenfalls die als "Ohnmachtsformel" abquali-
fizierte Entscheidung der sog. "Atomsynode" der EKD von 1958 in Berlin-Spandau, in der
man das Zusammenbleiben der Protestanten "unter dem Evangelium" ungeachtet gegen-
sitzlicher Auffassungen nachdriicklich betonte.*

Fragen wir nach der zisurhaften Bedeutung der Riistungs- und Friedensdebatte fiir den

Vg|. Rausch u. Walther (Hg.), Evangelische Kirche, S. 21-30; Permien, Protestantismus, S. 177-182.

Vo], Holl, Pazifismus, S. 226. Vgl. auch H.K. Rupp, AuBerparlamentarische Opposition in der Ara
Adenauer. Der Kampf gegen die Atombewaffnung in den fiinfziger Jahren. Eine Studie zur innenpolitischen
Entwicklung der BRD, Koln 1970.

81C. Walther (Hg.), Atomwaffen und Ethik. Der deutsche Protestantismus und die atomare Aufriistung 1954—
1961. Dokumente und Kommentare, Miinchen 1981.

$2Vg]. Permien, Protestantismus, S. 54f.; Greschat, Kontinuitit, S.10.
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Jangfristigen Mentalititswandel des Protestantismus, scheint diese Zdsur zunéchst in der ge-
lungenen Verkniipfung von Pluralititsakzeptanz in einer ethischen Grundsatzfrage und
gleichzeitiger Bereitschaft zum demokratischen politischen Konfliktaustrag zu bestehen. Da-
zu gehdrte nach 1955 die grundlegende Akzeptanz der getroffenen parlamentarischen Ent-
scheidung. Dies zeigt sich u.a. daran, daB die Vertreter des Linksprotestantismus bei der Vor-
bereitung des 1956 in Kraft getretenen Wehrpflichtgesetzes und der in diesem Zusam-
menhang zu regelnden Frage der Kriegsdienstverweigerung konstruktiv mitarbeiteten, etwa
durch Vorschlidge der "Evangelischen Konferenz". Es zeigt sich auch in den Diskussionen
{iber das Problem der Militirseelsorge. Ferner sind die vorn bereits genannten intensiven
Bemiihungen der Evangelischen Akademien um die Integration der Soldaten in die demokra-
tische Ordnung der Bundesrepublik Deutschland anzufiihren — vor allem unterstiitzt von den
Vertretern des westlich orientierten Protestantismus um Eberhard Miiller in der Evangeli-
schen Akademie von Bad Boll.”

Es ist schlieBlich — ohne daB das bisher hinlénglich erforscht wire — in einer langfristigen
Perspektive evident, daB der Friedensgedanke durch die Diskussionen der 50er Jahre in den
Kirchen eine immer stirkere Resonanz fand, ja daf} in spiteren Debatten geradezu auf die in
den 50er Jahren erfolgten Grundentscheidungen als Orientierungspunkt zuriickverwiesen
wurde. Ich nenne hier nur aus den Jahren 1981 und 1982 die Hauptvorlage oder auch die Ar-
beitshilfen fiir die Gemeinden der westfilischen Kirche, in denen auf die Heidelberger The-
sen von 1959 als zentrales Dokument der zurtickliegenden Debatten Bezug genommen wur-
de. Auch der Kirchentag in Hannover im Jahre 1967 hatte die Friedensfrage in der pointierten
Ambivalenz eines "Friedensdienstes mit und ohne Waffen" behandelt, womit der Bezug zu
der in den 50er Jahren gefallenen Grundsatzentscheidung offensichtlich war.*

Inwieweit indessen die innerkirchliche Friedensbewegung der 80er Jahre gegen den
NATO-Doppelbeschlul noch aus den Traditionen des Linksprotestantismus der 50er Jahre
schopft, bleibt eine schwierige Frage, zumal in den 60er und 70er Jahren noch andere Bewe-
gungen und Impulse hinzukamen, so etwa die urspriinglich in der DDR beheimatete Aktion
Siihnezeichen (gegr. 1958), die Ostermarschbewegung der 60er, Initiativen wie "Christen fir
die Abriistung” und "Ohne Riistung leben" sowie das Antimilitarismusprogramm des Oku-
menischen Rates in den 70er Jahren. Immerhin sollte jedoch bedacht werden, daf sich gerade
in der Nachriistungsdebatte der 80er Jahre in der auf reformierter Seite eng an Barth orien-
tierten Argumentation, sprich: der Reklamation des status confessionis, bemerkenswerte
theologische Kontinuititen erkennen lassen.*” SchlieBlich sollte nicht vergessen werden, daf
sich im auBerparlamentarischen Protest der 50er Jahre bereits Vertreter aus den Kirchen und
den Gewerkschaften, Parteien und Wissenschaft zu einem gemeinsamen, massenwirksamen
Handeln fiir den Frieden zusammenfanden, ganz dhnlich wie in den Grof3demonstrationen der
Friedensbewegung gegen den NATO-Doppelbeschlufl in den 80er Jahren. Auch solche Kon-
tinuititen gilt es in Zukunft stérker zu untersuchen, zumal sich offensichtlich zeigen ldft, daB
hier mit theologischen Letztbegriindungen (status confessionis) argumentiert wurde. Das
alles erfolgte jedoch im Rahmen demokratischer Spielregeln und einer fest verankerten "Plu-

¥Vgl. Permien, Protestantismus, S. 180ff.; I. Barth, Militdrseelsorge in der Bundesrepublik Deutschland,
Heidelberg 1987; A. Cremers, Staat und Evangelische Kirche im Militdrseelsorge-Vertrag von 1957, Diss.
Freiburg 1973; J. Beckmann, Kirche und Kriegsdienstverweigerung im 20. Jahrhundert, in: K. Aland u. W.
Schneemelcher (Hg.), Kirche und Staat. FS fiir Bischof D. Hermann Kunst D.D. zum 60. Geburtstag, Berlin
1967, S. 249-276; Hanke, Deutschlandpolitik, S. 168ff.; dort auch weiterfithrende Literatur.

%Vgl. Friedensverantwortung der Kirche. Hauptvorlage Landessynode 1982. Evangelische Kirche von
Westfalen, Bielefeld 0.0. (1982); Friedenswoche in Westfalen. Arbeitshilfe fiir die Friedenswoche 1981 in der
Evangelischen Kirche von Westfalen, Bielefeld 1981; Leudesdorff, Salz der Kirche, S. 120.

#Vgl. Das Bekenntnis zu Jesus Christus und die Friedensverantwortung der Kirche. Eine Erklirung des
Moderamens des Reformierten Bundes, Giitersloh 1982; dies gegen Sauer, Westorientierung, S. 287. Verwiesen
sei hier etwa auch auf Nieméllers Beteiligung am Ostermarsch in England 1959 (Bentley, Niemdller, S. 263).
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ralitit der Lesarten" (Habermas).*

Mit der Wiederbewaffnungsfrage unmittelbar verbunden war, wie bereits angedeutet, das
Problem der Wiedervereinigung und damit der nationalen Ordnung der Deutschen. Die dar-
auf bezogenen Einstellungen spielten — neben den pazifistischen Motiven — im Selbstver-
stindnis der Adenauergegner die entscheidende Rolle. Dies zeigt sich bereits am Namen der
"Gesamtdeutschen" Volkspartei, aber auch an vielen anderen Faktoren. Das Bekenntnis zur
Nation erwies sich im gesamten Protestantismus auBerordentlich zihlebig. Noch im Jahre
1963 erklarten 53% aller Protestanten, daf3 sie die Teilung Deutschlands fiir "unertrdglich”
hielten. 1967 waren es immer noch 36%. Eine andere Umfrage aus dem Jahre 1963 belegt die
Prioritit der Wiedervereinigungsfrage vor allen anderen politischen Problemen.”’ Solchen
Gesamtbeurteilungen entsprachen in den 50er Jahren die Kirchentage, die von Millionen
Menschen besucht wurden und die als gesamtdeutsche Veranstaltungen "den Zusammenhalt
der Nation unpolitisch zu artikulieren" versuchten. Das reichte von dem Berliner Kir-
chentagsmotto des Jahres 1951 "Wir sind doch Briider" bis hin zu den von einzelnen artiku-
lierten Hoffnungen auf die "ersehnte Wiedervereinigung", etwa in Frankfurt 1956. Die fest
verankerte nationale Mentalitit der Protestanten artikulierte sich zum Teil auch noch in altbe-
kannten und hochbelasteten Formeln, in denen die Wiedervereinigung etwa als "volkische
Aufgabe" bezeichnet wurde.**

Fiir das hier zur Diskussion stehende Problem der "Ubergangsmentalitdt" sind aber auch
die transitorischen Elemente im nationalen Selbstverstindnis gebiihrend zu berticksichtigen.
Und diese zeigten sich, teils offen, teils unterschwellig, bereits auf den Kirchentagen selber.
Wie Christian Hanke argumentiert, blieben die politischen Debatten iiber Wiederbewaffnung
und Westintegration nicht folgenlos. So wurden auf den Kirchentagen, etwa von Klaus von
Bismarck 1954, Positionen vorgetragen, die zur Verantwortung der Christen in der jeweiligen
politischen Ordnung beider deutscher Staaten aufriefen, anstatt sich auf die in weiter Ferne
liegende Wiedervereinigung zu konzentrieren. Auch scheinen die Kirchentage zumindest
unterschwellig ihre Klammerfunktion fiir Ost und West zunehmend verloren zu haben. Ganz
deutlich wurde das 1959 in Miinchen. Es wurde noch verstirkt durch die Vorwiirfe aus der
DDR, die Kirchentage seien rein westlich orientiert und wiirden einseitig die NATO-Politik
der Bundesregierung unterstiitzen. Manches spricht daher dafiir, dafl sich der vorn angedeu-
tete unpolitische Zusammenhalt der Nation auf den Kirchentagen "im Effekt zu einer Partei-
nahme fiir das westliche Modell zur Wiedervereinigung" verlagerte.®

Jenseits der Kirchentage l4Bt sich dariiber hinaus, ob bei friedensbewegten Neutralisten
oder Vertretern der Westintegration, die Distanzierung von einem konfessions- und kulturhe-
gemonialen, imperialen und revanchistischen Nationalismus eindeutig belegen. Das, was den

86Damit sollen bestimmte Traditionsstringe seit den 20er Jahren nicht bestritten werden. Der entscheidende
Unterschied scheint aber darin zu liegen, daB die theologischen und ethischen Letztbegriindungen in den 20er
Jahren noch unverséhnlich aufeinanderprallten und zur Ausgrenzung und Diffamierung des politischen Gegners
filhrten. Vgl. etwa K.-W. Dahm, Pfarrer und Politik. Soziale Position und politische Mentalitat des deutschen
evangelischen Pfarrerstandes zwischen 1918 und 1933, Kdln 1965, S. 113-127. Vgl. zur Gesamtproblematik
auch A. Doering-Manteuffel, Die Kirchen und die EVG. Zu den Rickwirkungen der Wehrdebatte im
westdeutschen Protestantismus und Katholizismus auf die politische Zusammenarbeit der Konfessionen, in: Die
Europdische Verteidigungsgemeinschaft. Stand und Probleme der Forschung, hg. im Auftrag des
Militirgeschichtlichen Forschungsamtes von H.-E. Volkmann u. W. Schwengler, Boppard am Rhein 1985, S.
317335, bes. 3341

7V gl. Schmidtchen, Protestanten, S. 248f.

88y gl. Hanke, Deutschlandpolitik, S. 137-144, Zitate ebd. Vgl. auch C. Lepp, Die evangelische Kirche als
Klammer* im geteilten Deutschland. Rollenerwartung und Rollenwandel 1948 bis 1969, in: Mehlhausen u.
Siegele-Wenschkewitz (Hg.), Zwei Staaten, S. 66-84, bes. 67-73.

%Hanke, ebd. Lepp, Kirche, S. 70, betont, daB die Klammerfunktion seit der Mitte der 50er Jahre sukzessive
an Bedeutung verlor.
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protestantischen Nationalismus der Nachkriegszeit auszeichnete, war der Verlust eines natio-
nalen Sendungsgefiihls. Es gilt fiir Asmussen ebenso wie fiir Niemoller, erst recht gilt es fiir
Heinemann oder Ehlers oder die EKD.”® Ein mentalititsgeschichtlich wichtiges Argument ist
in diesem Zusammenhang, da} auch bei den protestantischen Vertriebenen offensichtlich je
linger desto mehr die "mentalen Ambivalenzen" {iberwogen, trotz aller Rhetorik von fithren-
den Vertretern der Vertriebenenverbénde, die das in der Vertriebenencharta von 1950 ange-
sprochene "Recht auf Heimat" im Sinne einer Wiederherstellung der alten Grenzen 6ffent-
lichkeitswirksam interpretierten. Die mentalen "Brechungen" ergaben sich aus dem Arran-
gement mit den faktischen Verhéltnissen bzw. dem Sich-Einrichten in der neuen Heimat. Die
Vertriebenen wurden integriert im Rahmen des &rtlichen Vereinswesens: Sport- und Gesel-
ligkeitsvereinen, Volkshochschulkursen und Bildungsvereinen. Vielfiltige Prozesse der kul-
turell-geistigen Enkulturation fanden statt. Hinzu kam die Lastenausgleichsgesetzgebung der
50er Jahre. Das alles bot jedenfalls keine Grundlage fiir einen revanchistischen Nationalismus
— eine Entwicklung, die von den Kirchen durch ihre Betonung des Versshnungsgedankens
wesentlich unterstiitzt wurde.”’

Insgesamt jedenfalls ist im Nachkriegsprotestantismus eine Abkehr von "nationalen Lei-
denschaften" deutlich zu erkennen. Das hingt mit den Erfahrungen des Nationalsozialismus
zusammen, die eben von grundsitzlich anderer Art waren als die im Ersten Weltkrieg. Trutz
Rendttorff spricht in diesem Zusammenhang von einer "Nationalitit hoherer Ordnung", in
der sowoh! die Trennung als auch die Einheit der Deutschen aufgehoben waren.” Das be-
kommmt vor dem Hintergrund der deutschen Geschichte seit 1989 vielleicht eine neue Be-
deutung. Auch ist fiir die 50er Jahre evident, daB der Gedanke eines "consensus nationum" —
eine bereits alte Idee innerhalb des deutschen Nationalismus, die bis weit ins 18. Jahrhundert
zuriickreicht — faktisch zu neuer Geltung gekommen ist.”

Die Idee des "consensus nationum" realisierte sich nach 1945 zum einen in Form der im-
mer deutlicher werdenden Verkniipfung der nationalen Frage mit der Friedensfrage. Das war
im Jahr des Mauerbaus 1961 bereits soweit fortgeschritten, dafl der Rat der EKD in seiner
bekannten "Handreichung zur Friedensfrage" die nationale Frage der Friedensfrage unterord-
nete: und zwar mit der Formel von der "friedlichen Koexistenz". Zum anderen steht der "con-
sensus nationum" nach 1945 im Kontext der bereits angesprochenen europiischen, "westli-
chen" und, damit verbunden, 6kumenischen Perspektive. Wie gesagt, scheint sich in den 50er
Jahren auf den Kirchentagen eine "Verwestlichung" des Protestantismus zumindest unter-
schwellig angedeutet zu haben. Es ist dariiber hinaus argumentiert worden, dal man die EKD
keineswegs nur in der von ihr selber reklamierten gesamtdeutschen Klammerfunktion wahr-
nehmen sollte. "In der Praxis beschrinkte sich ihr Engagement je langer je mehr auf die na-

“Hanke, ebd., S. 182f; Bentley, Niemoller, S. 270; G. Besier, Hermann Ehlers. Ein evangelischer CDU-
Politiker zur Frage der deutschen Einheit, in: Huber, Protestanten, S. 93—121; A. Schildt, Okumene wider den
Liberalismus. Zum politischen Engagement konservativer protestantischer Theologen im Umkreis der
Abendlindischen Akademie, in: T. Sauer (Hg.), Katholiken und Protestanten in den Aufbaujahren der
Bundesrepublik, Stuttgart 2000, S. 187-205, 196. Vgl. auch H. Ludwig, Die Entstehung des Darmstadter
Wortes, in: Junge Kirche 38, 1977, Beiheft zu Heft 8/9, S. 2.

“I'Vgl. Rudolph, Kirche; M. Frantzioch, Die Vertriebenen, Berlin 1987; Kleinknecht, Nachkriegsdiakonie, S.
135-157, Zitate ebd.; Hanke, Deutschlandpolitik, S. 204f.

2Vgl. T. Rendtorff, Protestantismus zwischen Kirche und Christentum. Die Bedeutung protestantischer
Traditionen fiir die Entstehung der Bundesrepublik Deutschland, in: W. Conze u. M.R. Lepsius (Hg.), Sozialge-
schichte der Bundesrepublik Deutschland. Beitrige zum Kontinuititsproblem, Stuttgart (1983) 1985% S. 410~
440, 436f. Vgl. auch K. Nowak, Protestantismus und Nationalstaat im 20. Jahrhundert. Weimarer Republik —
Drittes Reich — DDR/BRD, in: PTh 80, 1991, S. 446-458.

%Vgl. F.-M. Kuhlemann, Pastorennationalismus in Deutschland im 19. Jahrhundert. Befunde und Per-
spektiven der Forschung, in: H.-G. Haupt u. D. Langewiesche (Hg.), Religion und Nation. Trennlinien in der
deutschen Geschichte, Frankfurt 2001.
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tionale Rhetorik ..., ohne beherzt eigene Initiativen fiir die Wiedervereinigung zu ergreifen."
Es ist ferner herausgestellt worden, daB sich der Rat der EKD durch seine Erklarung vom 17.
Januar 1950 im Falle eines Zielkonflikts zwischen Freiheit und Einheit bereits auf die Ver-
teidigung der Freiheit zulasten der Einheit festgelegt hatte.” Wichtiger aber ist, daf§ sich ein
groBer Teil der Protestanten in der ersten Halfte der 50er Jahre bereits fiir die CDU und den
Kurs Adenauers in der Frage der Wiederbewaffnung und damit fiir die Westintegration ent-
schieden hatte. Nationale Identitit und Westorientierung waren immer mehr miteinander ver-
cinbar. Sie verschrinkten sich zunehmend, wobei hier gar nicht entschieden werden soll, ob
und inwieweit die der CDU zuneigenden Protestanten mit ihrer politischen Entscheidung
bereits der Idee eines von Adenauer verfochtenen "européischen Nationalismus" anhingen.
Entscheidend ist vielmehr die sukzessive Ablosung einer alten durch eine neue Disposition:
eine nationale Identitit im Rahmen Europas und der Okumene und damit die Vorstellung von
der prinzipiellen Gleichwertigkeit der Nationen. Das war die eigentliche Abkehr vom Be-
wuBtsein eines deutschen Sonderwegs.”

Die europiische Perspektive spielte nicht zuletzt im kirchlichen und kirchennahen Eliten-
diskurs eine Rolle. 1953 etwa erschien der von Friedrich Karl Schumann herausgegebene
Sammelband "Europa in evangelischer Sicht" mit Beitrdgen u.a. von Hans Asmussen, Ger-
hard Stratenwerth und Fritz Fischer. Dieser Band ging auf eine Tagung proeuropdischer Pro-
testanten zusammen mit der Okumenischen Zentrale in Briissel im Jahre 1951 zurlick. As-
mussen entwickelte hier seine Vorstellungen von einem gemeinsamen christlichen, durch
Reformation und Gegenreformation konsolidierten Europa, das es weiter zu konsolidieren
gelte. Der bereits vorn erwihnte, spéter die sog. Fischer-Kontroverse auslosende Historiker
Fischer entfaltete in Anlehnung an Troeltsch seine 1951 bereits in der Historischen Zeitschrift
entwickelte These vom grundlegenden Gegensatz zwischen einem dem deutschen Luthertum
zugeschriebenen "Pathos des Gehorsams" und einem dem westlichen, calvinistischen Prote-
stantismus zugerechneten "Pathos der Freiheit". Gerhard Stratenwerth, Vizeprésident des
EKD-AuBenamtes, schlieBlich bezog in seinen Begriff vom "ganzen Europa" perspektivisch
auch bereits den Osten mit ein, dessen politische Ordnungen keineswegs "nur bose" seien.
Und er betrachtete die "Einigung Europas (als) eine sittliche Aufgabe von historischem
Rang". Vor allem miisse die Zukunft Europas "vorgelebt werden".”

Die Vorstellung eines "gelebten" Europas war freilich in den 50er Jahren nicht viel mehr
als eine Vision. Zu dieser Vision gehorte auch die maBgeblich von Paul Graf Yorck von
Wartenburg initiierte Griindung eines Deutsch-Franzosischen Bruderrats, der nach Yorcks
Auffassung in eine "echte skumenische, speziell die européischen Kirchen umfassende Kon-
zeption" eingebunden war und der Vernetzung "diakonisch-sozialpolitischer Strukturen" zwi-
schen franzosischem und deutschem Protestantismus dienen sollte. Paul Graf Yorck von
Wartenburg war der #ltere Bruder des zum Kreisauer Kreis gehorenden Peter Graf Yorck von

%Vgl. Hanke, Deutschlandpolitik, S. 193ff.; Sauer, Westorientierung, S. 48f.; Permien, Protestantismus, S.
49.

9%Vgl. Hanke, Deutschlandpolitik, S. 103; Rudolph, Kirche, Bd. 2, S. 29. Es sollte iibrigens nicht vergessen
werden, daB es einen Zielkonflikt zwischen Nation und Europa auch bei den Katholiken gegeben hat; noch im
Jahre 1963 hatten 45% von ihnen die Teilung Deutschlands ebenfalls fur "unertraglich" gehalten, optierten aber
gleichzeitig fur die CDU, ganz abgesehen von der Frage, dab die katholische ebenso wie die evangelische
Kirche bis 1961 die institutionelle Einheit zwischen Ost und West wahrte. Vgl. Schmidtchen, Protestanten, S.
249, 322; Sauer, Westorientierung, S. 48. Zum "europdischen Nationalismus" Adenauers H.-P. Schwarz, Das
auBenpolitische Konzept Konrad Adenauers, in: R. Morsey u. K. Repgen (Hg.), Adenauer-Studien I, Mainz
1971, S. 103.

%Vgl. F.K. Schumann, Europa in evangelischer Sicht, Stuttgart 1953; H. Roser, Protestanten und Europa,
Miinchen 1979, S. 65—69; dort auch die Position des Generalsekretirs des Evangelischen Kirchentages Hans
Hermann Walz. Vegl. zu Asmussens Position im Kontext der Idee vom christlichen Abendland auch Schildt,
Okumene, S. 187-205.
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Wartenburg und seit 1947 Leiter der Geschiftsstelle des Hilfswerks in der franzisischen Be-
satzungszone mit Sitz in Baden-Baden.”’

Diese Initiative fiihrte nicht zu dem, was sich Yorck von Wartenburg von ihr versprochen
hatte. Gleichwohl 146t sich im Hinblick auf die mentale Breitenwirkung und die sukzessive
sich vollziechenden mentalen Umdeutungen sagen, dafl den Deutschen und namentlich den
Protestanten der "Westen" nach 1945 vor allem durch die Kooperation des Hilfswerkes be-
sonders mit den westlichen Kirchen der Okumene als reale Erfahrung begegnete. "Das
Hilfswerk organisierte — als uniibersehbares Markenzeichen seiner Arbeit — die Spendenhilfe
der 6kumenischen Christenheit." Und es war der Okumenische Rat der Kirchen, durch dessen
"Hénde in den ersten Jahren Millionenwerte zur Linderung der Not, zur Stillung des Hungers
und zur Uberwindung der schlimmsten Kriegsschiden am kirchlichen Leben nach Deutsch-
land gegangen sind."”® Zu den Institutionen, die die europdische Zusammenarbeit der Kirchen
zum Ziel hatten, gehorte etwa die seit 1950 bestehende, zunichst inoffizielle, sich zweimal
im Jahr treffende Okumenische Kommission fiir europiische Zusammenarbeit, das spitere
Commitee on Christian Responsibility for European Cooperation (CCREC). Oder es ist auf
das bedeutende 6kumenische Treffen in Bad Boll vom 18.-27. Juli 1951 hinzuweisen. Daran
nahmen 200 "in der Laienbewegung der Okumene an verantwortlicher Stelle stehende Dele-
gierte aus fast allen Lindern Europas, einschlieBlich der Ostblockstaaten" teil.”” 1947 war es
bereits mit Hilfe 6kumenischer Unterstiitzung aus dem Ausland zur Griindung der Okumeni-
schen Centrale in Frankfurt gekommen, die die Kontakte der deutschen Kirchen zum Okume-
nischen Rat der Kirchen in Genf fordem sollte. 1954 wurde Otto Dibelius als erster Deut-
scher zu einem der fiinf Prisidenten innerhalb des Okumenischen Rates berufen.'®

Die "Verwestlichung" des Protestantismus war freilich keine nur européische. Sie war
dariiber hinaus geprédgt von amerikanischen Einfliissen. Hierzu hat unlidngst Thomas Sauer
seine wegweisende Untersuchung tiber den Kronberger Kreis vorgelegt, deren Ergebnisse
hier nicht im einzelnen zu referieren sind. Es sei unter mentalitiitsgeschichtlichen Gesichts-
punkten nur festgehalten, dall die Kronberger, die am Modell des US-amerikanischen Kon-
sensliberalismus orientiert waren, durch ihre prominenten Mitglieder Hanns Lilje, Eberhard
Miiller und Reinold von Thadden-Trieglaff iiber diverse "Schnittstellen zur Offentlichkeit"
verfligten — mit der Mdglichkeit zur EinfluBnahme auf breitere Bevilkerungsschichten. Dazu

’’Vgl. M. Greschat, Das Hilfswerk der EKD und die Entstehung des Deutsch-Franzésischen Bruderrates, in:
J.-C. Kaiser (Hg.), Soziale Arbeit in historischer Perspektive. Zum geschichtlichen Ort der Diakonie in
Deutschland. FS Helmut Talazko zum 65. Geburtstag, Stuttgart 1998, S.135-151. Inwieweit hier die intensiven
Europa-Debatten des Kreisauer Kreises eingeflossen sind, bleibt offen; vgl. zu den Europa-Pldnen im
Widerstand W. Lipgens (Hg.), Europa-Foderationspline der Widerstandsbewegungen 1940-1945. Eine
Dokumentation, Miinchen 1968; speziell zum Kreisauer Kreis: H. Mommsen, Die kiinftige Neuordnung
Deutschlands und Europas aus der Sicht des Kreisauer Kreises, in: Steinbach u. Tuchel (Hg.), Widerstand, S.
246-261. Hingewiesen sei auch auf die europafreundlichen Positionen, dic der Initiator des Hilfswerks und
spatere Bundestagsprasident Eugen Gerstenmaier in den 50er Jahren vertrat (Roser, Protestanten, S. 70). Zur
neueren Europa-Forschung, insbesondere zum Problem des "gelebten" und "erfahrenen" Europa R. Hudemannn
u.a. (Hg.), Europa im Blick der Historiker. Européische Integration im 20. Jahrhundert: BewuBtsein und
Institutionen, Miinchen 1995; M. Greschat u. W. Loth (Hg.), Die Christen und die Entstehung der Europiischen
Gemeinschaft, Stuttgart 1994.

*Vgl. Kleinknecht, Nachkriegsdiakonie, S. 145, erstes Zitat ebd.; zweites Zitat von Visser't Hooft, n.
Schmidt-Clausen, Hilfswerk, S. 265f. Vgl. auch M. Skorran, Das Hilfswerk der Evangelischen Kirche und seine
Fliichtlingsarbeit in Hessen 1945-1955, Wiesbaden 1995.

*Vgl. Meier, Ehlers, S. 382f.

'"Vgl. H.J. Held, Okumene in der Nachkriegszeit, in: Hey u. van Norden (Hg.), Kontinuitit, S. 287-316.
Rendtorff, Protestantismus, S. 437, spricht von der "positiven Verschmelzung" von "deutscher" und "westlicher
Freiheit" im Rahmen der zunichst westlich orientierten Okumene. Zum Themenkomplex neuerdings auch G.
Besier u.a., Nationaler Protestantismus und kumenische Bewegung. Kirchliches Handeln im Kalten Krieg
(1945-1990), Berlin 1999.
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zihlten vor allem die Evangelischen Akademien und mit eingeschrénkter Wirkung die Kir-
chentage, das "Sonntagsblatt" sowie der EAK innerhalb der CDU.""

Die ckumenische Orientierung des deutschen Protestantismus zeigte sich auf den Kir-
chentagen durch die von Anfang an unterstiitzte Mitwirkung des Generalsekretérs des
Weltrats der Kirchen, Willem A. Visser't Hooft. Dariiber hinaus nahmen seit 1949 zuneh-
mend "Besucherinnen und Besucher aus der weltweiten Christenheit" an den Veranstaltungen
des Kirchentags teil — wenige zunéchst, 1961 in Berlin aber schon 1.200 ausldndische Géste.
Auf diesem Kirchentag riickte die Okumene auch inhaltlich ,,mit Referaten tiber Afrika, Asi-
en, Lateinamerika und Europa sowie einem Vorschau-Abend zu Neu Delhi", dem Ort der
Weltkirchenkonferenz, ins Zentrum des Interesses.'*

Mit all dem war man sicher noch weit entfernt von einer intensivierten kumenischen Be-
gegnung. Auch viele andere Verdnderungsprozesse, die hier geschildert worden sind, besaen
zunichst nichts anderes als eine katalysatorische Funktion fiir einen weiterreichenden Wan-
del. Die kiinftige Forschung wird zeigen miissen, wie dieser Wandel im einzelnen zu periodi-
sieren ist. Die Entwicklungen in den 50er Jahren wiesen jedoch, so sehr sie noch im Vergan-
genen wurzelten, mentalititsgeschichtlich bereits in eine andere Republik als diejenige der
20er und frithen 30er Jahre. Der Protestantismus 16ste sich zunehmend aus alten Verstrickun-
gen und alten kulturellen Identititen. Er war eingebunden in ein mentales Raster aus Erfah-
rungen und Erwartungen, die sich von denen in Weimar strukturell unterschieden. Darin liegt
die eigentliche Zasur der Protestantismusgeschichte nach 1945.

191yg]. Sauer, Westorientierung, S. 239-281.
'V gl. Leudesdorff, Salz der Kirche, S. 98.






Martin Ziegler

Spitzengespriche. Zur Gesprichsstrategie des Bundes der Evangelischen
Kirchen in der DDR 1978-1989

Die folgende Darstellung der , Spitzengesprdiche ™ habe ich als ,, Zeitzeugenbericht™ im
wesentlichen allein auf Grund meiner Handakten verfafit und aus der Einsicht, wie sehr
sich Erinnerungen verschieben kénnen, nur aufgenommen, was ich mit schriftlichen Noti-
zen und Vermerken aus meinen Handakten belegen kann. Gelegentlich eingeflossene Be-
wertungen sind Urteile aus heutiger Sicht. In meinen Notizen habe ich Beurteilungen und
Wertungen nie vermerkt. Fiir meine Koordinierungsaufgaben im Sekretariat des Bundes
der Evangelischen Kirchen in der DDR habe ich in meinen Handakten Kopien aller Ver-
merke iiber Gespréche mit dem Staatsratsvorsitzenden und Vertretern der Diensistelle des
Staatssekretdrs fiir Kirchenfragen gesammelt. Die Originale der Vermerke gingen, sofern
der Vorstand nichts anderes beschlofs, in die Hauptakte der Registratur A 5002, deren Ak-
tennummer ich auch fiir meine Handaktensammlung benutzte. Aufserdem legte ich fiir be-
sondere Vorginge und spezielle Themen ,, Materialsammlungen™ an, in die auch meine
stenografischen Notizen aufgenommen wurden. Die vorliegende Arbeit soll zundchst nur
dazu dienen, den Zugang zu diesem Handaktenmaterial zu erschliefen in der Hoffnung,
daf3 es irgendwann einmal fiir eine sachlich beurteilende, nicht fiir tagespolitische Ausein-
andersetzungen instrumentalisierte Geschichtsschreibung von Nutzen sein kann. Das Ma-
terial wird fiir eine Uberfiihrung in das Evangelische Zentralarchiv in Berlin vorbereitet.

1. ,.Gespriche statt Recht*

,,Gespriche statt Recht. Mit drei Worten kennzeichnet Reinhard Henkys treffend die Si-
tuation der Kirchen im Staatsgefiige der DDR (1). Es gab kein Staatskirchenrecht. Laut
Verfassung der DRR von 1949 hatten die Kirchen zwar nach dem Muster der Weimarer
Verfassung noch den Status einer Korperschaft 6ffentlichen Rechts (Artikel 43), mit der
Verfassung von 1968/74 verloren sie diese Rechtsgrundlage. In Artikel 39 Abs. 2 ist ledig-
lich noch festgelegt: ,.Die Kirchen und anderen Religionsgemeinschaften ordnen ihre An-
gelegenheiten und iiben ihre Tétigkeit aus in Ubereinstimmung mit der Verfassung und den
gesetzlichen Bestimmungen der Deutschen Demokratischen Republik. Néheres kann durch
Vereinbarungen geregelt werden.“ Es wurde aber kaum etwas durch rechtsverbindliche
Vereinbarungen geregelt. Bis zum Ende der DDR gab es lediglich zwei derartige Vereinba-
rungen gemil Artikel 39 Abs. 2, die erste ,.iiber die Ausbildung von mittleren medizini-
schen Fachkriften fiir eine Titigkeit in evangelischen Gesundheits- und Sozialeinrichtun-
gen in der DDR-Ausbildungsvereinbarung vom 2. Juni 1975* und die ,,Vereinbarung iiber
die Rentenversorgung der Diakonissen der Evangelischen Mutterhduser und Diakoniewer-
ke in der Deutschen Demokratischen Republik vom 1. Miérz 1985%. Beide Vereinbarungen
betrafen den Bereich der Diakonie, deren Dienste im Sozial- und Gesundheitswesen der
DDR gebraucht wurden. Ahnlich rechtlich verbindliche Vereinbarungen etwa iiber Seel-
sorge in Krankenhdusern, Altersheimen oder Haftanstalten oder gar tiber das Betreiben von
Kindertagesstiitten oder kirchliche Mitwirkung in Rundfunk und Fernsehen gab es nicht.
Was den Kirchen zugestanden wurde, wurde ihnen durch politische Entscheidungen oder
Verwaltungsanordnungen gewihrt. Um solche Zugestdndnisse zu erlangen, blieb den Kir-
“chen nur ein Weg, das Gesprich, die Verhandlung mit den Staatsorganen. Die Kirchen
waren gendtigt, eine offensive Gesprichsstrategie zu entwickeln, weil sie keine verbrieften
Rechte fiir sich einklagen konnten. Die Gespriche waren auf allen Ebenen zu fiihren. Im



sentralistischen Staatswesen der DDR mit dem Fithrungsanspruch ,.der Arbeiterklasse und
ihrer marxistisch-leninistischen Partei* (2) hatten verstindlicherweise politische Zusagen
des Staats- und Parteichefs hochste Autoritit und waren richtungsweisend fiir alle unterge-
ordneten Staats- und Parteiorgane. Deshalb muBite es das Bestreben der Kirchen sein,
Spitzengespriche® mit dem Staatsratsvorsitzenden und Generalsekretdr der SED zu fiih-
ren.

Genau genommen hat es nur ein einziges wirkliches Spitzengesprich gegeben. Am 6.
Mirz 1978 traf der Vorstand der Konferenz der Evangelischen Kirchenleitungen (KKL)
mit dem Vorsitzenden des Staatsrates der DDR zu einem Gespridch zusammen, das rich-
tungsweisend fiir das Verhéltnis zwischen Staat und Kirche in den folgenden J ahren war.
Bis zum Ende der DDR hat der Bund der Evangelischen Kirchen in der DDR versucht,
weitere ,.Spitzengespriache* zu filhren. Es kam keine Begegnung des gesamten Vorstandes
der KKI. mit dem Staatsratsvorsitzenden mehr zustande. Es gab lediglich noch 1985 und
1988 zwei Gespriche Erich Honeckers mit dem jeweils amtierenden Vorsitzenden der
KKL und am 19. Oktober 1989 zwischen dem Vorsitzenden der KKL und seinen Stellver-
tretern und dem gerade neu gewihlten Generalsekretir Egon Krenz. Bei allen Gesprdchen
wurde der Vorsitzende der KKL vom Leiter des Sekretariats des Bundes der Evangelischen
Kirchen in der DDR begleitet, in dessen Verantwortung auch die Vorverhandlungen, die
Gesprichsnachschrifiten und die Veroffentlichungen tiber Verlauf und Ergebnisse der Ge-
spriche lagen. (3)

2. 1978 — Gleichberechtigung, Gleichachtung und Chancengleichheit fiir alle Biirger

Das ,,Spitzengesprich® vom 6. Mérz 1978 war eine entscheidende Wegmarke in der Ent-
wicklung des Verhiltnisses von Staat und Kirche in der DDR. Allein die Tatsache eines
Gesprichs zwischen dem Vorstand der KKL und dem Vorsitzenden des Staatsrats hatte
Signalwirkung. Die Kirchen erschienen als eine gesellschaftliche Kraft. Ihnen wurde zuge-
standen und bestitigt, daB sie fihig und berechtigt seien, ihren Beitrag zur Gestaltung der
Verhiltnisse in Gesellschaft und Politik zu leisten, und daf ihre Stimme auch bei der Lo-
sung weltweiter Gegenwartsprobleme wie Friedenssicherung und Abriistung Gewicht ha-
be. Der Staat respektierte die Institution Kirche. Deutlich wurde damit eine frithere Leitli-
nie verlassen, der zufolge nur einzelnen christlichen Biirgern das Recht zugestanden wurde,
sich zu gesellschaftlichen und politischen Fragen zu duern, oder wonach die CDU bean-
spruchte, die Vertreterin der christlichen Biirger im Staat zu sein. Mit der Regelung einiger
Sachprobleme der Kirchen, die Honecker in dieser Begegnung bekannt gab (Kirchliches
Neubauprogramm, Sendezeiten im Fernsehen, Gottesdienste in Haftanstalten, Pachtgebiih-
ren fiir kirchliche Landwirtschaft u. a.), wurde dem Rechnung getragen und die Stellung
der Kirchen in der Offentlichkeit gestéirkt. Das Gesprich wurde als ,,die verheilungsvollste
Form des Miteinanders von Christen und Nichtchristen, von Staat und Kirche™ deklariert.
(4) Das wichtigste Ergebnis fiir Gemeinden und Gemeindeglieder war jedoch die offentli-
che Zusicherung von Gleichberechtigung, Gleichachtung und Chancengleichheit fiir alle
Biirger unabhingig von ihrer Weltanschauung oder religidsen Uberzeugung durch den
obersten Reprisentanten des Staates und der herrschenden Partei.

Auf dieses Gesprich beriefen sich in den Folgejahren die Kirchen, um ihr Recht auf ge-
sellschaftliche Mitgestaltung und auf offentliche Stellungnahmen zu gesellschaftlichen
Fragen gegeniiber allen Einschriankungsversuchen des Staates zu behaupten. Christliche
Biirger konnten die Erklarung des Staatsratsvorsitzenden zitieren, daB ,.die Gleichberechti-
gung und Gleichachtung aller Biirger, ihre uneingeschrinkte Einbezichung in die Gestal-
tung der entwickelten sozialistischen Gesellschaft eine Norm darstellt, welche die zwi-
schenmenschlichen Beziehungen prigt und fiir alle verbindlich ist”. Der Staatssekretér fiir
Kirchenfragen und die Mitarbeiter seiner Dienststelle erinnerten besonders in Krisenzeiten



(5]
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zuweilen geradezu beschworend an dieses Gesprach. Die Kirchen sollten durch Kritik und
iiberzogene Forderungen die erreichte Anndherung zwischen Staat und Kirche nicht ge-
fahrden, sondern alles tun, um die mit dem 6. Miarz 1978 gegebenen Ansitze fiir ein ,,von
Sachlichkeit, Vertrauen und Freimiitigkeit (4) geprdgtes Verhiltnis zwischen Staat und
Kirche weiter zu entwickeln.

Verlauf und Ergebnisse des Gesprichs vom 6. Mirz 1978 sind ausfiihrlich und mehr-
fach dokumentiert. (6) Die Verfahrensweise bei der Vorbereitung, Ablauf und Stil der Be-
gegnung vom 6. Mérz 1978 wurden mafigebend auch fiir alle spiteren Begegnungen mit
dem Staatsratsvorsitzenden. Die Vor- und Nacharbeit war jedoch nie wieder so intensiv
wie bei diesem ,,Spitzengesprich. Der Vorstand der KKL verfalite tiber Inhalt und Verlauf
eine umfangreiche Niederschrift. In sie flossen die Aufzeichnungen aller kirchlichen Ge-
sprichsteilnehmer ein. Thre Gesprichsbeitrdge sind zum Teil wortlich wiedergegeben
(Schonherr, Wahrmann, Schultheif). Was die einzelnen Vorstandsmitglieder sagen wiir-
den, war nach Aussage von Bischof Schonherr vorher nicht abgesprochen worden (7). Al-
lerdings hatte der Vorstand Ziele und Linie des Gespréchs bis in die Einzelheiten festge-
Jegt. Seit Mai 1977 wurden Vorgespriche mit dem Staatssekretér fiir Kirchenfragen, Hans
Seigewasser, und dem Leiter der Arbeitsgruppe Kirchenfragen beim Zentralkomitee der
SED, Rudi Bellmann, gefiihrt. Der Vorstand beriet am 11. November und am 21. Dezem-
ber 1977 iiber einen ,,Aufrif} Spitzengesprich“. Die Letztfassung dieses Aufrisses unter-
schied zwischen ,,1. Gegenstinde zur unmittelbaren Verhandlung™ und ,,2. Gegenstinde
zur Verweisung zwecks weiterer Klirung®. Als erstes Gesprichsziel wird unter der Uber-
schrift ,,Gemeinsame Verantwortung fiir die Menschen® genannt ,,Gleiche Chancen fiir alle
Biirger unabhéngig von der Weltanschauung und dem religiésen Bekenntnis™. Das trat an
die Stelle der in der ersten Fassung unter Nummer 1. aufgefiihrten Forderung ,,Erweiterung
der Reisemoglichkeiten in dringenden Familienangelegenheiten™. Unter den ,,praktischen®
Gesprichsgegenstinden riickten ,Kirchliche Kindergérten” und ,,Fragen des kirchlichen
Eigentums® (kirchliche Land- und Forstwirtschaft, kirchliche Friedhofe) in die Kategorie 2.
Dagegen wurde die . Altersversorgung fiir auf Lebenszeit angestellte kirchliche Mitarbei-
ter” in die Kategorie 1 vorgezogen. Fragen des Theologiestudiums an den Universititen
entfielen ganz. Fiir jeden der ,,praktischen” Fragenkomplexe wurden auf acht Anlagen
konkrete Bitten ausgesprochen und begriindet. Auf diese Bitten ging Honecker am 6. Mirz
1978 im einzelnen ein. Uber die Losung der vorgetragenen Probleme wurde jedoch nicht
verhandelt, sondern Honecker verkiindete die staatlichen Entscheidungen. Die gegebenen
Zusagen wurden in den folgenden Monaten eingeldst und von den zustindigen staatlichen
Stellen umgesetzt.

3. 1978 — 1985 — Gesprachspolitik nach den ,,Grundsitzen des 6. Méirz 1978

Der positive Verlauf des ,,Spitzengespriches® konnte nicht die Losung aller Probleme zwi-
schen Staat und Kirche bringen. Aber es schuf eine neue Basis, auf der die Losung kiinftig
auftauchender Sachprobleme nach der Regel ,,Vertrauen gegen Vertrauen™ moglich werden
sollte. (8) Zunéchst jedoch mufite die Bedeutung dieses Gespriachs den tiberraschten Ge-
nossen auf allen Ebenen und vielen skeptischen Gemeindegliedern erst einmal einleuch-
tend erklidrt werden. Die Umsetzung hatte Hindernisse auf staatlicher wie auf kirchlicher
Seite zu iliberwinden, ehe ,,der einzelne christliche Biirger in seiner gesellschaftlichen Si-
tuation vor Ort erfahren konnte, wie gut das Verhiltnis von Staat und Kirche ist.” (9)

Der Kirche konnte nicht nur an der Regelung von einzelnen Zwischenfillen gelegen
sein, die es vor allem im Schulbereich immer wieder gab. Es ging ihr grundsatzlich darum,
bei Anerkennung des Prinzips der Trennung von Kirche und Staat ihre Eigenstandigkeit zu
beweisen und als Partner ernst genommen zu werden, der Anspruch auf Information und
auf Gehor fiir seine Vorschldge, Bitten und Bedenken hat. Es ging ihr um Teilhabe an der



Gestaltung der Gesellschaft im Interesse der Menschen. Bei einem Empfang fiir das Prési-
dium der Bundessynode, die KKL und die 6kumenischen Géste am 22. September 1979
auf Schlof Mosigkau erkannte Staatssekretir Seigewasser die Eigenstandigkeit der Kir-
chen in der DDR ausdriicklich noch einmal an und erklarte: ,.Die Eigenstindigkeit der
evangelischen Kirchen in der DDR hat sich als bewiahrtes Prinzip auch fiir die kiinftige
Entwicklung erwiesen.” (10) Bischof Schonherr nahm das in seinem Grulwort auf und
berichtete, da Gesprichspartner in den USA, die er gerade besucht hatte, mit Uberra-
schung festgestellt hétten: ,,Es gibt dort (in der DDR Zg.) eine eigenstindige Kirche. Eine
eigenstindige Kirche nach innen in dem Sinn, daf§ unsere Identitét geachtet wird, und nach
aufen, indem wir von niemandem beeinfluflit werden.” (11)

Das Mittel, eigenstindige Beitrige in die Beratung und Losung gesellschaftlicher Pro-
bleme einzubringen, sahen die Kirchen in ,,Sachgesprichen®, die sie in den Folgejahren
unentwegt anmahnten. Sachgespriche ,.bedeuten der Kirche eine wichtige Hilfe flir die
Wahrnehmung ihrer gesellschaftlichen Mitverantwortung im Interesse der Menschen unse-
res Landes®, solche wirklichen Gespriche zu gemeinsam interessierenden Sachfragen seien
eine Konsequenz der am 6. Mérz 1978 im Gesprach mit dem Staatsratsvorsitzenden her-
ausgestellten Absichten, erkldrte Bischof Schénherr beim ersten Sachgespréch mit Vertre-
tern der Regierung iiber Fragen der Umwelt, der Okologie und der Kernenergie am 6. Miérz
1980. (12) Die Kirchen suchten in den Sachgesprichen eine Moglichkeit, mit Staatsvertre-
tern in eine offene Diskussion einzutreten, eigene Gesichtspunkte einzubringen und gege-
benenfalls Widerspruch anzumelden. Die staatlichen Intentionen liefen in eine andere
Richtung, die durch die spitere Sprachregelung unmifSverstindlich klar wurde. Man kam
der Kirche entgegen, indem man einlud, um Kirchenvertreter {iber spezielle Themen zu
informieren, ganz offensichtlich in der Erwartung, sie durch solche Belehrungen fiir die
staatliche Sicht zu gewinnen. Die Kirchen forderten ,,Sachgespriche®, der Staatssekretér
vermittelte ,Informationsgespriche®, die ausdriicklich nicht zu ,,Verhandlungen® werden
sollten.

An Themen fiir klirende Gespriche war kein Mangel. Schon im Juni 1978 war die fiir
den 1. September 1978 vorgesehene Einfiihrung des obligatorischen Schulfaches ,,Soziali-
stische Wehrerziehung® Gegenstand eines Gesprichs, in dem der Staatssekretér fiir Kir-
chenfragen informierte und erlduterte und die Vertreter der Kirchen ihre Bedenken und
ihren Widerspruch ohne grundlegenden Erfolg vorbrachten. (13)

Nach dem plétzlichen Tod von Staatssekretir Hans Seigewasser im Oktober 1979 und
dem Dienstantritt von Klaus Gysi Anfang November 1979 gab es neben den regelméfigen
Gesprichen von Mitarbeitern des Sekretariats des Bundes mit Vertretern der Dienststelle
des Staatssekretirs fiir Kirchenfragen iiber die unterschiedlichsten Themen von der Straf-
gesetzanderung, Arbeitskriftelenkung, Sicherung kirchlichen Kunst- und Kulturgutes bis
hin zu Fragen des Essensgeldes in Kindergirten und von Friedhofsgebiihren Gespriche aus
unterschiedlichen Anldssen zwischen dem Vorsitzenden der KKL, Bischof Schonherr, und
dem Staatssekretér.

Zu einem Gesprich des Vorstands der KKL mit dem Staatssekretér fiir Kirchenfragen
kam es am 10. November 1980. Als Thema waren ,,schulpolitische Fragen“ vereinbart
worden. Gysi aber erklirte zu Beginn des Gesprichs, die Tagesordnung miisse zugunsten
aktueller Grundsatzfragen geéindert werden. Es sei der Eindruck entstanden, daf3 die Kir-
chen die Grundsitze vom 6. Mirz 1978 nicht mehr wahrten und sich in die gegen die DDR
gerichtete Hetzpropaganda der Bundesrepublik einspannen lieflen, wie sich auch bei der
Bundessynode in Leipzig gezeigt habe. Die Regierung der DDR sei entschlossen, die Poli-
tik des 6. Mirz 1978 fortzusetzen, aber sie erwarte auch Vergleichbares von der Kirche.
Die Einlassungen der Vertreter der KKL veranlafiten Gysi schlieflich doch, sich zu Fragen
der kommunistischen Erziehung zu duflern, die auf dem VIII. Pddagogischen Kongref3 der



DDR definiert worden waren. Die kommunistische Erziehung sei nicht mit dem Bekennt-
nis zum Atheismus verbunden. Einzelfille von Ubergriffen, durch die Schiiler zu einem
atheistischen Bekenntnis genotigt wiirden, wiren wohl nicht zu vermeiden, aber sie seien
sofort zu korrigieren. Es wurde verabredet, keine Pressenotiz tiber dieses Gesprdch zwi-
schen Vorstand der KKL und Staatssekretdr vorzusehen. Drei Wochen spéter, am 1. De-
zember 1980 verdffentlichte das Sekretariat des Bundes jedoch eine ,,Schnellinformation®
iiber das Gespriach vom 10. November 1980, in der aber vor allem die durch die Schulord-
nung vom 29. November 1979 aufgeworfenen Fragen im Zusammenhang mit der kommu-
nistischen Erziehung ausfiihrlich dargestellt wurden. (14)

Ein zweites Sachgespriach fand am 17. November 1980 mit Regierungsvertretern tiber
das 2. Folgetreffen der KSZE Madrid 1980/81 statt. Eigentliches Ziel der KKL aber blieb
ein weiteres ,,Spitzengespriach™ mit dem Vorsitzenden des Staatsrats. Im August 1981 lag
dem Vorstand ein ,,streng vertraulicher” neuer Aufrif3 fiir ein solches Spitzengespréch vor.
AnlaB sollte der Wechsel im Vorsitz der KKL (22. September 1981) und der 70. Geburts-
tag von Bischof D. Schonherr sein (11. September 1981). Auf dem Hintergrund der vor-
hergehenden kurz skizzierten Entwicklung tberrascht, fiir welche ,,Schwerpunktfragen™
der AufriB kldrende Aussagen fiir nétig halt: Jugendweihe, Martin-Luther-Forschungswerk
mit Promotionsrecht, staatliche Mitverantwortung fiir kulturhistorisch wichtige Kirchen-
bauten, Nachzahlung fiir die Rentenversicherung der Diakonissen. Dagegen erschienen
Wehrdienstfragen, Fragen der kommunistischen Erziehung oder Probleme der sozialdiako-
nischen Jugendarbeit, tiber die im Sekretariat umfangreiche Berichte vorlagen, in diesem
Aufrif nicht. Die Situation war beim Amtswechsel im Vorsitz der KKL von Bischof
Schonherr zu Bischof Werner Krusche auch nicht dazu angetan, das Ziel eines Spitzenge-
spriches mit dem Staatsratsvorsitzenden mit Aussicht auf Erfolg weiter zu verfolgen. Der
Entwurf verschwand in den Handakten des Leiters des Sekretariats. (15)

Die Bedingungen fiir ein ,,Spitzengesprach™ verbesserten sich in den folgenden Jahren
1982/83 nicht. Das erste Gespriich des Vorstands unter Vorsitz von Bischof Krusche mit
dem Staatssekretér fiir Kirchenfragen am 23. Oktober 1981 riickte genau die Fragen in den
Vordergrund, die im ,,AufriB} fiir ein Spitzengesprdach® vom Sommer 1981 fehlten. Gysi
erteilte eine harte und unmifverstindliche Absage fiir ein Gespriach tiber Volksbildungs-
fragen und mit Vertretern des Volksbildungsministeriums. Der Vorstand verwandte sich
fiir einen Wehrersatzdienst im sozialen Bereich und fuir einen Ersatzdienst auch fiir Reser-
visten, die bereits den Fahneneid geleistet hatten, inzwischen aber zu einer anderen Uber-
zeugung gekommen waren. Die Vorstandsmitglieder beklagten die zunechmende Militari-
sierung des Lebens und trugen Probleme mit der vormilitarischen Ausbildung in Schulen
und Lehrverhiltnissen vor, ohne in den Grundsatzfragen etwas zu erreichen. Gysi zog sich
angesichts der massiven Forderungen auf den Vorschlag zuriick, in néchster Zeit ein Ge-
sprich iiber ,,sozialistische Lebensweise™ zu fithren. Das Sachgesprich zur sozialistischen
Lebensweise fand schlieflich am 9. Dezember 1982 statt, eingeleitet durch einen Vortrag
des Professors Hanke von der Akademie der Gesellschaftswissenschaften des Zentralko-
mitees. Die Vertreter der KKL konzentrierten sich in allen Beitrdgen auf Probleme von
Christen im Bereich der Erziehung und Volksbildung. Sie wurden gehort. Aber es war ein
Informationsgesprach®, keine Sachdiskussion zur Losung der Probleme im Volksbil-
dungsbereich.

Hauptthema der Auseinandersetzungen im Jahr 1982 wurde das Symbol der Friedens-
dekade ,,Schwerter zur Pflugscharen”. Im Sachgesprich der KKL mit dem Staatssekretdr
am 7. April 1982 iiber das Wehrdienstgesetz und das Grenzgesetz der DDR nahm es brei-
ten Raum ein und beherrschte auch das vierstiindige Gesprach des Vorstands mit dem
Staatssekretidr am 8. Juli 1982. Die Staatsorgane sahen in dem Symbol ein ,,Abzeichen®. Es
sei ein Sammelzeichen fiir eine sich formierende unabhingige Friedensbewegung, die auch
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mit der Forderung eines sozialen Friedensdienstes auftrete, die von der Kirche unterstiitzt
wiirde. Diese Bewegung spalte die einheitliche Friedensbewegung der DDR. Die Wehrbe-
reitschaft der DDR wiirde unterhohlt und die Friedenspolitik der DDR in Frage gestellt.
Das Zeichen sei eine Aufforderung zur Selbstentwaffnung der DDR. Angesichts dieser
Entwicklung stelle sich dem Staatssekretir die Frage, ob die Kirche sich von der mit dem
6. Miirz 1978 begonnenen Entwicklung entfernen wolle, wo es doch gerade jetzt darauf
ankomme, zu bewahren und fortzufiihren, was am 6. Miarz 1978 erreicht worden sei. Die
Auseinandersetzung endete mit einem Kompromif, den Gysi in seiner Bilanz zum Jahres-
ende 1982 als Erfolg darstellte. Die Kirchen verzichteten auf die Herstellung und Vertei-
lung von Aufnihern mit dem Symbol, behielten es aber als Zeichen der Friedensdekade
bei. Die Wehrdienstfragen wurden immer wieder vorgetragen und schlieilich am 10. Janu-
ar 1983 in einem Gesprich des Vorstands mit dem Staatssekretdr ausfithrlicher verhandelt,
standen aber im Gesprich des KKIL-Vorsitzenden und seiner Stellvertreter mit dem Staats-
sekretir am 12. Dezember 1983 als weiterhin ungeldste Probleme wieder auf der Tages-
ordnung (16). :

Trotz dieser wenig ermutigenden Entwicklung beauftragte der Vorstand das Sekretariat,
erneut Unterlagen fiir ein Spitzengesprich mit dem Staatsratsvorsitzenden vorzubereiten.
Der neuerliche ,, Aufrif* lag am 13. Oktober 1983 vor. Als Anlaf} fiir das erbetene Ge-
sprich wurde der Wechsel im Vorsitz der KKL und die Wahl von Bischof Hempel zu ei-
nem der Prisidenten des Weltkirchenrates genannt. In der Begegnung mit dem Staatsrats-
vorsitzenden sollten zugleich Dokumente der VI. Vollversammlung des Okumenischen
Rates der Kirchen in Vancouver iibergeben werden. Das Sekretariat wurde beauftragt,
Sondierungsgespriche iiber inhaltliche Fragen und die personelle Zusammensetzung der
Gespriichsgruppe zu fithren. Das geschah am 7. November 1983. Gysi erteilte der Bitte um
ein Spitzengesprich zum gegenwiirtigen Zeitpunkt eine eindeutige Absage. Der Vorstand
{ibernahm die Themenliste zum guten Teil fiir das bereits erwihnte Gesprich am 12. De-
zember 1983, in dem Gysi noch einmal erklirte, dafl fiir ein Gesprach mit dem Staatsrats-
vorsitzenden eine bessere Zeit abgewartet werden miisse.

Dennoch gab auch er die Bemiihungen darum nicht auf, sondern arbeitete in den Jahren
1983/84 weiter darauf hin, eine Begegnung zwischen dem KKL-Vorsitzenden und dem
Staatsratsvorsitzenden zu arrangieren. In einem Vieraugengesprich am 8. Juni 1983, zu
dem Gysi Bischof Hempel in das Gistehaus des Ministerrats Johannishof geladen hatte,
sprach er von einer moglichen Begegnung von Schonherr (zur Verabschiedung) und Hem-
pel (mit Gratulation zur Amtsiibernahme) mit Honecker noch in diesem Jahr. Bischof
Hempel versuchte sofort, dieses Vorhaben von der personlichen auf die amtliche Ebene zu
verlagern, und erklirte, es sei besser, mit dem KKL-Vorsitzenden auch seine beiden Stell-
vertreter einzuladen, und daB bei einer solchen Begegnung etwas ..Basiswirksames™ her-
auskommen miisse. Sonst wiirde sie in den Gemeinden falsch gedeutet und fiir die Kir-
chenvertreter eher schidlich sein, was auch fiir den Staat nicht niitzlich wiére. (17)

Doch der Staatssekretir kam 1983 mit seiner Absicht ebensowenig zum Zuge wie der
Vorstand. Die Bundessynode vom 16. bis 20. September 1983 in Potsdam-
Hermannswerder hatte zu neuen Verstimmungen gefithrt. Auf Anfragen zum Bericht der
KKL antwortete Bischof Hempel und bestitigte, daf} eine wachsende Enttduschung und
Verbitterung vieler Biirger und besonders der Jugend zu beobachten sei. Als Griinde nannte
er u. a. unfreundliche und demiitigende Behandlung von Biirgern durch die Staatsorgane,
eine Verkiimmerung schopferischer Potenzen in Wirtschaft und Wissenschaft, eine ,,pdd-
agogische gefilterte“ Art und Weise, erwachsene Biirger zu informieren, den Mangel an
Méglichkeiten, Zorn abzuladen und iiberhohte Anspriiche auf eine gehobene Lebensquali-
tat. Das brachte ihm groBe Zustimmung in den westlichen Medien und scharfe Kritik der
DDR-Regierung ein. Staatssekretdr Gysi hatte sie ihm in einer Begegnung im Johannishof
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am 10. Oktober 1983 zu tibermitteln. Vorgeworfen wurde dem Vorsitzenden der KKL, daf}
er sich anmale, fiir ,,die Biirger* und ,.die Jugend* zu sprechen. Was Trennung von Kirche
und Staat bedeute, miisse offensichtlich neu bedacht werden. Die Kirche habe keine
Waichteramt, noch konne sie partnerschaftliches Mitspracherecht in Anspruch nehmen.
Wortlich erklérte der Staatssekretér: ,,Wir haben in der Kirche keinen gleichwertigen Part-
ner, der dem Staat gegeniiber steht.”” Der zu begriillende Wunsch nach konstruktiver Mit-
wirkung diirfe nicht ausarten in den Versuch negativer oder gar feindlicher Behandlung
gesellschaftlicher Fragen. Hauptabteilungsleiter Heinrich bekriftigte das am 12. Oktober
1983 mir gegeniiber mit dem Hinweis, am 10. Oktober 1983 hitte nicht nur der Staatsse-
kretér fiir Kirchenfragen, sondern die Regierung der DDR gesprochen.

Sorge bereitete dem Staatssekretir auch, in welcher Weise Bischof Hempel bei den Lu-
therfeierlichkeiten in Worms auftreten werde. Seine von KKL-Beschliissen gedeckte Stel-
lungnahme gegen die Aufstellung von Raketen brachte ihm hochstes Mififallen der Bun-
desregierung und spiter die zweifelnde Riickfrage des Staatssekretidrs Gysi ein, welche
Raketen er denn gemeint habe. (18) Fiir einen so umstrittenen KKL-Vorsitzenden gab es
Ende 1983 keine Moglichkeit, dem Staatsratsvorsitzenden zu begegnen, obwohl das Lu-
therjahr in der SchluB3bilanz des Staatssekretdrs am 12. Oktober 1983 als ein Jahr grofler
Erfolge fiir Kirche und Staat gewertet wurde.

Die Themen, die die Vertreter des Vorstands dem Staatssekretdr am 12. Dezember 1983
vorgetragen hatten, beherrschten die Staat-Kirche-Gespréache im folgenden Jahr. Es ging
immer wieder um dieselben Probleme: Die Haltung der Kirchen gegeniiber der Friedens-
politik der DDR, jetzt speziell in der Frage der Raketenaufstellung, die Gleichachtung,
Gleichberechtigung und Chancengleichheit christlicher Kinder und Eltern im Bereich der
Volksbildung, auf dem Gebiet des- Wehrdienstes das neu aufgetretene Problem der Bin-
dung von Reservisten an den Fahneneid, wenn ihnen inzwischen Gewissensbedenken ge-
kommen seien, die Altersversorgung der Diakonissen und Baubilanzen (in Mark der
DDR!) fiir die Erhaltung denkmalswerter Kirchen.

Zum Thema Friedenspolitik waren am ehesten Ubereinstimmungen zu erwarten. So er-
ging zum 27. Januar 1984 die Einladung zu einem Informationsgesprich zu Friedensfra-
gen. Botschaftsrat Ernst vom Ministerium fiir Auswiértige Angelegenheiten erlduterte einer
Gruppe von 23 Vertretern gliedkirchlicher Synoden und der KKL die auBlenpolitischen
Aspekte der Friedenspolitik der DDR. Auch bei ihm fehlte die Warnung vor einer Spaltung
der Friedenskrifte durch das Streben nach einer unabhéngigen Friedensbewegung nicht.
Fiir die mehr innenpolitischen Aspekte der Friedensthematik kiindigte Gysi ein Experten-
gesprich an, das mit einer kleineren Gruppe unter Leitung von Bischof Gienke am 9.April
1984 stattfand.

Der Vorstand dringte weiter auf Kldarung offener Grundsatzfragen und auf die Beant-
wortung seiner konkreten Anfragen. Am 30. Mérz 1984 kam es zu einem Gespriach zwi-
schen dem Staatssekretir und dem Vorstand der KKL, das durch grundsitzliche Ausfiih-
rungen von Bischof Hempel zum Mandat der ,.Kirche im Sozialismus® besondere Bedeu-
tung gewann. Als Ziel seiner Ausfilhrungen gab Bischof Hempel an, ,,Grundvertrauen zu
erneuern”. Er beschrieb ,.Kirche im Sozialismus® als ,,Zustand mit Bewegungsspielraum®,
den die Kirche nutze, und als ,.Beziehung zwischen Staat und Kirche, in der die Kirchen
fiir den Staat zwar nie genau berechenbar, aber jedenfalls deutlich erkennbar® seien. Die
gegenwirtigen allergischen Punkte dieser Beziehung zwischen Staat und Kirche erlauterte
er an fiinf Beispielen mit Ausfithrungen zur sozialistischen Gesetzlichkeit, zum stellver-
tretenden Reden der Kirche, zum Verhiltnis von EKD und Bund, zur Friedensarbeit der
Kirche und zur Stellung der Kirchen des Bundes in der Okumene. (19) Der Staatssekretar
begriifte die Ausfithrungen von Bischof Hempel, stellte mancherlei Ubereinstimmungen
fest, konnte aber auf die konkreten Anfragen und Bitten des Vorstands keine weiter fiih-



renden und verbindlichen Antworten geben.

Der Vorstand bewertete das Gesprich dennoch positiv, weil Wille und Meinung der
Kirche deutlich zum Ausdruck gekommen seien. Fiir die weiterhin ungeldsten Probleme
legte er am 2. April 1984 die néchsten Verhandlungsschritte fest und beaufiragte das Se-
kretariat, eine Kurzmitteilung iiber das Gesprich flir die Presse vorzubereiten, den Ge-
spriachsvermerk und die Ausfithrungen von Bischof Hempel den KKL-Mitgliedern aber in
vollem Wortlaut vertraulich zu iibermitteln. Zur Verdffentlichung der Kurzmitteilung kam
es nicht. Der Staatssekretir lieB darum bitten, von einer Verdffentlichung abzusehen, um
die Fortsetzung der Sachgespriiche, um die er sich gerade bemiihe, nicht zu blockieren.
Gefihrdet sah er diese Bemiihungen durch die Erwihnung der Volksbildung und der
Wehrdienstfragen sowie durch die Deutung der Formel ,.Kirche im Sozialismus™ als Weg,
_bei dem die Richtung klar sei, auf dem es aber Bewegungsspielraum nach rechts und links
giibe®. Der amtierende KKL-Vorsitzende, Bischof Gienke, zog darauthin die Pressemittei-
lung am 9. April 1984 zuriick mit Riicksicht auf die in Aussicht gestellten weiteren Ge-
spriche, die zitierfahige Aussagen zu den offenen Problemen bringen sollten.

Diese Gespriche lieRen jedoch auf sich warten. Die Liste der ungelosten Probleme ver-
Jingerte sich im Lauf der ndchsten Monate. Bischof Hempel hatte als neues Stichwort be-
reits ,,die Ausbiirgerungswelle ins Gesprich gebracht. Am 1. Juni 1984 erkldrte mir
Hauptabteilungsleiter Heinrich, die Kirche sei drauf und dran, auf dem Gebiet der Okolo-
gie ein neues Konfliktfeld aufzubauen. Umweltfragen standen seitdem mit auf der Tages-
ordnung. Eine neue ,,Verordnung zur Bekdmpfung von Ordnungswidrigkeiten® (OWVQ)
vom 22. Mirz 1984 lieB die Kirchen Einschriankungen ihrer Veranstaltungen befiirchten
und fiihrte am 17. September 1984 zu einem Sachgesprich mit dem Staatssekretér tiber die
Auslegung und Anwendung der neuen Verordnung. Mitte Juni lief sich Gysi darauf ein,
die Zielstellung fiir ein Gesprich tiber Volksbildungsfragen einschrénkend zu prézisieren.
Es sollten ,,handhabbare Grundaussagen* zur Praktizierung der am 6. Mérz 1978 erklérten
Prinzipien der Gleichberechtigung, Gleichachtung und Chancengleichheit auf dem kon-
fliktreichen Gebiet der Volksbildung angestrebt werden. Dariiber wolle er nachdenken,
aber eine feste Zusage konne er nach wie vor nicht geben. (20) Nach der Greifswalder
Bundessynode kam es im Oktober 1984 zu Konflikten tiber die Berichterstattung in den
Kirchenzeitungen, besonders in der Mecklenburgischen Kirchenzeitung. Das Thema ,,Kir-
che und Medien wurde in der Folgezeit immer wieder akut. Das Stichwort ,,Reisefragen®
kam neu auf die Themenliste, iiber die der Vorstand zum Jahresende, am 18. Dezemebr
1984, erneut mit dem Staatssekretdr verhandelte.

Inzwischen war im Politbiiro der SED ein Wechsel eingetreten. Dr. Werner Jarowinsky
loste den bisher fiir Kirchenfragen zustindigen Paul Verner ab. Im Gebédude des Zentral-
komitees der SED empfing Jarowinsky am 28. Juni 1984 den KKL-Vorsitzenden Bischof
Hempel und seine Stellvertreter Gienke und Stolpe. Nach dem Urteil der kirchlichen Ver-
treter erbrachte das Gesprich nichts Neues. Jarowinsky sprach im wesentlichen tber die
Weltpolitik. Fiir die Kirchenpolitik der Partei und der Staatsfilhrung, so betonte er, bedeu-
teten andere Namen keine neuen Konzepte. Angesichts der politischen GroBwetterlage
werde die Hilfe der Kirchen gebraucht. Belastungen des Verhaltnisses zwischen Staat und
Kirche durch unnétige Tests auf Konfliktfeldern sollten vermieden werden. Diese Mah-
nung konnte sich nach dem Gesprichsverlauf speziell nur auf die Probleme in der Volks-
bildung beziehen, die die Vertreter des Vorstands als einzige konkrete Frage auch in die-
sem Gesprich angeschnitten hatten. (21)

4. 11. Februar 1985 — Handhabbare Richtlinien fiir die weitere Verwirklichung von
Gleichberechtigung und Gleichachtung christlicher Biirger

Eine Forderung der Bemithungen des Vorstands um ein neues .,Spitzengespriach® liefl die
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Begegnung mit dem Politbiiro-Mitglied Jarowinsky ebenso wenig erwarten wie die hin-
haltenden AuBerungen des Staatssekretirs Gysi in den Gespréichen des Jahres 1984. Trotz-
dem setzte ich auf die Bitte von Herrn Stolpe die Verhandlung tiber eine aktualisierte Fas-
sung des ,.Aufrif} fiir ein Gesprach mit dem Vorsitzenden des Staatsrats vom 13. Oktober
1983 auf die Tagesordnung des Vorstands am 18. Oktober 1984. Der Vorstand reagierte
auf Grund der Gespriachserfahrungen des Jahres zuriickhaltend und zeigte sich nicht bereit,
zum gegebenen Zeitpunkt von sich aus weitere Initiativen zu ergreifen.

Uberraschend brachte Herr Stolpe das Thema ,,Spitzengesprich® in der Vorstandssit-
zung am 7. Januar 1985 wieder zur Sprache. Die Formulierung im Protokoll iiber die 170.
Sitzung des Vorstands am 7. Januar 1985 146t authorchen: ,.Im Nachgang seines Neujahrs-
besuchs bei Bellmann schneidet Stolpe die Moglichkeit eines erneuten Spitzengespréchs
an.“ Sonst pflegte Herr Stolpe bei seinen Beitrdgen zur Situationsanalyse hiufig die For-
mulierung ,,.Die Genossen sagen...“ zu gebrauchen. In der Regel fragte niemand nach, wel-
che Genossen was sagten. Als Konsistorialprasident der Berlin-Brandenburger Kirche hatte
er wie alle ,,Chefs” der landeskirchlichen Verwaltungen vielerlei Verbindungen und Ge-
spriiche mit ,,Genossen® in den Bezirken. Mir war bekannt, da3 er regelméBig Kontakte
zum Leiter der Arbeitsgruppe Kirchenfragen beim ZK der SED, Rudi Bellmann, hatte.
Weitere Verbindungen wurden mir erst spiter klar. Ich wunderte mich nur, daB} ich ihm
offensichtlich nie etwas Neues mitteilte, wenn ich verabredungsgemif dariiber berichtete,
daB ich wieder einmal Besuch von einem Vertreter des Staatssicherheitsdienstes gehabt
hitte und was dabei zur Sprache gekommen sei. (22) Der Kenntnisstand der Vorstands-
mitglieder war offenbar nicht umfassender als der meine. So mulite es aufmerken lassen,
daB diesmal die Quelle der Anregung mit Namen genannt wurde. Das konnte nur als Signal
verstanden werden. Der Vorstand ging jetzt darauf ein und sprach sich dafiir aus, daf} par-
allel ,,bei Bellmann und Heinrich die Realisierbarkeit solchen Treffens angefragt werden®
sollte. Als Treffpunkt sollte wegen eines bevorstehenden Besuchs Honeckers in Dresden
das Diakonissenmutterhaus Dresden vorgeschlagen, der Teilnehmerkreis auf Hempel,
Domsch, Ziegler begrenzt werden. Inhaltlich wurde lediglich festgelegt: ,,AnldBlich der
Begegnung sollte ein Vorstandsgespréch fiir das 2. Halbjahr 1985 verabredet werden®. Be-
deutung und Charakter der Begegnung wurden dadurch von vornherein begrenzt. Im Un-
terschied zum 6. Mirz 1978 sollten keine speziellen Sachfragen zur Sprache kommen. Die
Begegnung sollte eher der Pflege der Atmosphire als der Losung von Problemen dienen.
Das entsprach ganz der von Staatssekretér Gysi verfolgten Linie. Ihm lag durchaus an einer
offentlichen Wiirdigung des KKL-Vorsitzenden, der, wie er gesprachsweise dullerte, ,,bis-
her schlecht behandelt worden sei“. Er argumentierte, die Schaffung personlichen Vertrau-
ens erleichtere die Losung anstehender Probleme und fordere das seit dem Lutherjahr gute
Verhiltnis zwischen Staat und Kirche, das ausgebaut werden miisse. Andererseits mufte es
im Interesse des Staatssekretérs fiir Kirchenfragen liegen, die Bearbeitung von Sachfragen
aus dem kirchlichen Bereich in seiner Zustdndigkeit zu halten. Der Vorstand der KKL hielt
dem gegeniiber an seinem Ziel fest, zu einem Sachgesprich mit dem Vorsitzenden des
Staatsrates zu kommen, weil nur von ihm verbindliche Richtlinien zu erwarten waren. Der
Vorstand lief sich aber auf den Versuch ein, den Boden dafiir durch eine mehr protokolla-
rische Begegnung zu bereiten und 6ffentlich zu bekunden, dafl der durch den 6. Mérz 1978
gepriigte Gesprichsprozefl zwischen Staat und Kirche fortgesetzt werde. Auflerdem war
sich der Vorstand dariiber im Klaren, dafl die Losung von Sachfragen lingere Vorver-
handlungen erforderte. Die Zeit aber dringte, weil die Begegnung im Zusammenhang mit
dem Besuch Honeckers in Dresden zur Wiederer6ffnung der Semper-Oper am 13. Februar,
dem 40. Jahrestag der Zerstorung Dresdens, vorgesehen war. Dieser Plan liel sich wegen
Terminschwierigkeiten Honeckers nicht verwirklichen. Herr Stolpe teilte dem Sekretariat
jedoch bereits am 9. Januar 1985 mit, daB nach seinen letzten Informationen eine Begeg-
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nung in Berlin innerhalb kiirzester Frist ermdglicht werden solle. Am 14. Januar 1985
{ibergab ich dem Staatssekretir den Vorschlag des Vorstands fiir die geplante Begegnung.

Am 30. Januar 1985 reisten Hauptabteilungsleiter Heinrich von der Dienstelle des
Staatssekretirs fiir Kirchenfragen und Herr Kraufler von der Arbeitsgruppe Kirchenfragen
beim ZK der SED nach Dresden, um mit Bischof Hempel Einzelheiten fiir die Begegnung
abzusprechen, die fiir den 11. Februar 1985, 11.00 Uhr, im Gebidude des Staatsrates ange-
setzt wurde. Sie teilten mit, der Staatsratsvorsitzende wiirde vom Staatssekretdr fiir Kir-
chenfragen begleitet sein. Daraufhin erklérte Landesbischof Hempel, daf} ihn der Leiter des
Sekretariats des Bundes der Evangelischen Kirchen in der DDR begleiten wiirde, dal} er
sich aber auch ein Vieraugengesprich hitte vorstellen konnen. Beide Seiten informierten
iiber Hauptgesichtspunkte der vorgesehenen Ansprachen. Im Blick auf die Berichterstat-
tung wiinschte Bischof Hempel eine zuriickhaltende summarische Verlautbarung und die
Vermeidung jeder Einseitigkeit. ,,Jch mdchte bei dieser Begegnung nicht die Kirchenge-
meinden auf kirchlichem Dienstweg korrigierend unterrichten miissen®. (23) Aullerdem
kiindigte er an, daB er um ein Gesprich des Vorstands {iber Sachfragen mit dem Staatsrats-
vorsitzenden bitten werde. Herr Heinrich nahm diese Ankiindigung mit der Bemerkung
auf, daf er den Wunsch iibermitteln werde, jedoch keine Notwendigkeit sehe, tber die tib-
lichen Gespriche mit dem Staatssekretariat hinaus Sachfragen mit dem Staatsratsvorsit-
zenden zu verhandeln.

Auf ausdriicklichen Wunsch des Staatssekretirs kam es am 9. Februar 1985 zu einem
weiteren vertraulichen Vorbereitungsgesprich zwischen Hempel und Gysi in unserer Woh-
nung. Gysi ging es offensichtlich darum, schwierige Sachprobleme aus dieser Begegnung
heraus zu halten, um die Atmosphére des Vertrauens, die sie aufbauen sollte, nicht zu bela-
sten. Bischof Hempel betonte, daf3 die Berichterstattung nicht auf eine vollige Uberein-
stimmung hinaus laufen diirfe. ,,Es miisse klar bleiben, daB es offene und ungeldste Fragen
zwischen Staat und Kirche gebe.“ (24). Beiden Gesprichsteilnehmern war bewuft, daB
nach der Begegnung wiederum schwierige ,,Ubersetzungsarbeit” fiir den Staats- und Par-
teiapparat ebenso wie fiir die Kirchengemeinden zu leisten sei.

Die einstiindige Begegnung am 11. Februar 1985 selbst verlief im abgesprochenen
Rahmen und in einer offenen entspannten Atmosphire. Honecker sprach ohne schriftliches
Konzept. Hempel hielt sich zwar genau an seine vorbereitete Ansprache, brachte sie aber
abschnittsweise im Gesprichston in den Gedankenaustausch mit Honecker ein. Ein Ziel der
Begegnung war es, die Kontinuitit der seit dem 6. Mirz 1978 verfolgten Kirchenpolitik in
der Offentlichkeit erneut sichtbar werden zu lassen und den Gesprachsproze zwischen
Staat und Kirche voran zu bringen. Dem Vorstand ging es aber auch darum, zitierbare und
weiterfithrende Aussagen zu erhalten, auf die sich die Kirchen und Gemeindeglieder im
Lande wiirden berufen konnen. Die im Gesprach 1978 formulierten Prinzipien der
,,Gleichberechtigung, Gleichachtung und Chancengleichheit aller Biirger unabhéngig von
ihrer Weltanschauung® waren nicht einfach nur wieder ins Gedéchtnis zu rufen. Thre Um-
setzung auf allen Ebenen des tiglichen Lebens sollte angemahnt werden. Bischof Hempel
nahm deshalb die von Gysi einmal gebrauchte Formulierung ,.,handhabbare® Richtlinien
(vgl. S. 38) in seine Ansprache auf. In der vom Sekretariat des Bundes vorbereiteten Pres-
severlautbarung wurde bewuB3t der Satz zitiert: ,,Wir in der Kirche wiinschen uns deshalb
fiir manche Gebiete unseres gesellschaftlichen Lebens handhabbare Richtlinien fiir die
weitere Verwirklichung von Gleichberechtigung und Gleichachtung auch christlicher Biir-
ger”. Der Verlauf der Begegnung ermdglichte es, daf3 der von kirchlicher Seite vorbereitete
Text voll in die offizielle Pressemitteilung des Staatsrates libernommen wurde. Der Vor-
stand verzichtete deshalb auf eine eigene Presseinformation. Das Sekretariat gab lediglich
eine Schnellinformation mit dem Wortlaut der Ansprache von Landesbischof Dr. Hempel
an den iiblichen Empfingerkreis heraus. Darin wurde besonders hervorgehoben, daf} die
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Bitte um ein Gesprich mit dem Staatsratsvorsitzenden iiber gegenwirtig anstehende Sach-
fragen ausdriicklich ausgesprochen wurde, und hinzu gesetzt: ,,Der Vorsitzende des Staats-
rats hat zugesagt, dieser Bitte zu entsprechen“. In meinen vertraulichen, nur den Vor-
standsmitgliedern zugénglich gemachten Gesprichsnotizen heifit es noch deutlicher: ,,Ho-
necker erwidert, daB er gern bereit sei, den Vorstand zu gegebener Zeit zu empfangen, um
weitere Sachfragen zu kldren®. (25)

Eine solch eindeutige Zusage findet sich in der Pressemitteilung des Staatsrates aller-
dings nicht. Immerhin gab es ein konkretes Ergebnis nach der Begegnung vom 11. Februar
1985: Am 1. Mirz 1985 wurde nach jahrelangen Verhandlungen die ,,Vereinbarung iiber
die Rentenversorgung der Diakonissen der Evangelischen Mutterhduser und Diakoniewer-
ke in der Deutschen Demokratischen Republik® abgeschlossen. Die Diakonissen waren in
die bereits 1980 geschlossene ,,Vereinbarung iiber die Rentenversorgung fiir auf Lebenszeit
angestellte Mitarbeiter der Evangelischen Kirchen und deren Hinterbliebene®, fiir die eine
Nachzahlung in Valuta geleistet werden mufte, nicht einbezogen worden. Das besondere
Entgegenkommen des Staates bestand darin, daB er in Anerkennung “des lebenslangen
aufopferungsvollen Dienstes der Diakonissen fiir Kranke, Alte und Geschidigte auf die
Zahlung einer einmaligen Nachversicherungssumme verzichtete. (26)

Im iibrigen aber zeigte sich sehr bald, daf man in der Dienststelle des Staatssekretérs fiir
Kirchenfragen die Zusage Honeckers mit kiihler Zuriickhaltung aufnahm und ihre Einld-
sung hinhaltend oder gar nicht betrieb. Als ich am 23. April 1985 die Bitte des Vorstands
in Erinnerung brachte und die Vorbereitung eines Sachgesprichs fiir den Herbst 1985 an-
mahnte, erklirte mir Hauptabteilungsleiter Heinrich: .... es werde von staatlicher Seite die-
se Sache nicht billig gemacht werden. Der 6. Mérz 1978 und der 11. Februar 1985 diirften
nicht wiederholt werden. Wenn es zum Gespriich kiime, miisse es einen neuen Inhalt ha-
ben. Die Hauptfrage sei: Was bringt es uns gemeinsam? Aufhénger fiir das Gesprich
konnten auf keinen Fall ,,Sachfragen® sein, bei denen Forderungen von staatlicher Seite zu
erfiillen wiren. Das Gesprich konne nicht stattfinden unter der Pression, etwas zu errei-
chen. Solche Sachfragen konnten auf der Ebene des Staatssekretérs verhandelt werden. In
solch einem angestrebten Gesprach miifiten vielmehr Grundlinien neu gezeichnet werden.
Er frage, ob denn die Kirche so weit sei, sich neu zu erkldren. Was habe sie denn Neues im
Blick auf das Verhiltnis Staat - Kirche, im Blick auf den Sozialismus zu sagen? (27)

Am 31. Mai 1985 suferte er sich noch deutlicher zur weiteren Entwicklung des Ver-
hiltnisses von Staat und Kirche: ,.Die Begegnung am 11. Februar 1985 zwischen dem
Staatsratsvorsitzenden und dem Vorsitzenden der KKL habe entgegen der urspriinglichen
Absicht der staatlichen Seite einen eigenen Stellenwert bekommen. Sie sei zwar nicht der
Begegnung am 6. Mirz 1978 gleichzusetzen, habe aber doch eine sehr hohe Bedeutung. Es
scheine so, als ob wir erneut an einer Wegscheide im Verhiltnis von Staat und Kirche
stiinden. Die Stellung der Kirche im Sozialismus habe eine neue Qualitit gewonnen. Es-
miisse daran gearbeitet werden, dies nun auch inhaltlich zu beschreiben.

Bei der Begegnung am 11. Februar 1985 sei die Bitte um ein Sachgespréch mit dem
Staatsratsvorsitzenden ausdriicklich ausgesprochen worden. Diese Bitte sei vom Staatsrats-
vorsitzenden auch angenommen worden. Aber ob und wann es dazu komme, stehe ja noch
nicht fest. Vor allen Dingen diirfe es im Vorfeld solchen moglichen Gespriches nicht zu
neuen Belastungen zwischen Staat und Kirche kommen. ... Es sei im Interesse des Staates
wie der Kirche, das bisher Erreichte durch solche Aktionen nicht infrage stellen zu lassen.
Vielmehr wartet der Staat jetzt auf ein Angebot der Kirche, wie sie ihr Verhéltnis zur so-
zialistischen Gesellschaft inhaltlich neu beschreiben wolle.” (28) Woran Herr Heinrich
dachte, kam unverbliimt zum Ausdruck in einer inoffiziellen Bemerkung zwischen Tiir und
Angel am Endes eines der Routinegespriiche in diesen Wochen: ,,Wann werden sich die
Kirchen endlich fiir den Sozialismus erklaren?*. Ich habe auf diese Zumutung nach meiner
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Erinnerung nicht geantwortet. Hatte ich gedacht, daf} aus allen Gespréchen wie aus allen
offiziellen Verlautbarungen der Kirchen den Staatsvertretern klar geworden sein miifite,
daB die Kirchen sich zu eigenstindiger Mitgestaltung einer gerechteren Gesellschaft, nicht
aber zu widerspruchsloser Ubernahme des von der Diktatur einer Partei geprégten ,.real
existierenden Sozialismus*“ bereit finden kénnten, so zeigte mir die ungeschiitzte Auferung
von Herrn Heinrich erneut, wie weit die Staatspolitik in Kirchenfragen trotz gegenteiliger
Versicherungen davon entfernt war, eine selbstindige freie Mitarbeitsbereitschaft der Kir-
chen zu akzeptieren.

In der Bewertung der Begegnung vom 11. Februar 1985 zeichnete sich bereits die in den
folgenden Jahren vom Staat verfolgte Hinhalte- und Verzdgerungstaktik ab, mit der er den
kirchlichen Forderungen nach Sachgesprichen begegnete. Der Vorstand begann trotzdem
sofort mit der Vorbereitung eines .,Spitzengesprichs™ und beauftragte in der Sitzung am
20. Mirz 1985 das Sekretariat, im Mai eine Themenliste vorzulegen, die Probleme und
Zielstellungen benennt. Im Protokoll dieser Sitzung werden bereits folgende Themen auf-
gezihlt: Volksbildung, vormilitdrische Ausbildung, Bausoldaten, Baubilanzen, Landwirt-
schaft, Reisefragen, Kindergirten, Braunkohle, Zusammenleben und Partizipation. (29)
Der Themenkatalog, den ich dem Vorstand am 23. Mai 1985 vorlegte, zihlte unter den
Sammeliiberschriften ,,1. Erziehungsfragen®, ,,2. Wehrdienstfragen®, ,,3. Menschenrechts-
fragen®, ,,4. Kirchliche Fragen®, ,,5. Allgemeine Fragen insgesamt 27 Einzelthemen auf.
Sie waren zum Teil aus den Gliedkirchen direkt angemeldet worden, andere standen bereits
lange an und hatten sich aus der laufenden Arbeit ergeben. Die Fiille und die unverblimte
Formulierung der Problemanzeigen verschlug selbst dem Vorstand den Atem. Die Diskus-
sion iiber die Themenliste war bestimmt von dem Bemiihen um Priorititensetzung, um
Abschwichung und diplomatischere Formulierungen. Die Vernichtung der Themenliste bis
auf ein VerschluBexemplar wurde gefordert. Am Ende stand der Beschluf: ,.Der Vorstand
empfiehlt, auf der Grundlage der Themenliste weiter zu arbeiten, vor allem ,kirchlichere™
Formulierungen zu suchen, die Liste zu reduzieren und mit einer Praambel zu versehen, in
der die eigenstindige Mitverantwortung der Kirche fiir das Wohl der Gesellschaft zum
Ausdruck kommt. (Ankniipfungen an 6. Mirz 1978 und 11.Februar 1985). Die Liste ist
streng unter Verschluf zu halten.” (30)

Zur Sitzung des Vorstands am 20. Juni 1985 legte Herr Stolpe einen 2. Entwurf vor, den
der Vorstand nach nochmaliger griindlicher Uberarbeitung als ,,Vorschlag des Vorstands
der Konferenz der Evangelischen Kirchenleitungen in der Deutschen Demokratischen Re-
publik fiir ein Gespriach mit dem Vorsitzenden des Staatsrates der Deutschen Demokrati-
schen Republik, Erich Honecker verabschiedete. Er enthielt in vorsichtigeren Formulie-
rungen eine Auswahl aus dem Themenkatalog. In Ankniipfung an die Gespriche vom 6.
Mirz 1978 und vom 11. Februar 1985 wurden sie eingebettet in die Berufung auf die ge-
meinsame Verpflichtung von Staat und Kirche fiir Frieden, Internationale Solidaritdt und
fiir das Wohl der Biirger. Diesen Vorschlag iibergab ich am 14. August 1985 dem Staatsse-
kretir fiir Kirchenfragen mit der Erlduterung, der Vorstand habe sich bemiiht, ,.eine fiir
beide Seiten akzeptable Gesprichsgrundlage zu finden. .... Wenn er einzelne Fragen wie z.
B. die des zivilen Ersatzdienstes nicht aufgefiihrt habe, bedeute das nicht, dafl sie in den
Gemeinden und Gemeindegruppen nicht mehr gestellt wiirden. Es zeige nur die Absicht
des Vorstands, sich in dem vorgeschlagenen Gesprich mit dem Vorsitzenden des Staatsra-
tes im Rahmen des gegenwirtig politisch Moglichen zu halten.” (31)

Gysi sagte schnellste Bearbeitung des Vorschlags zu und stellte in Aussicht, mdglichst
noch vor der Bundessynode Nachricht iiber das Ergebnis der Prifung zu geben. Die liel3
jedoch trotz wiederholter Nachfragen auf sich warten. Die Griinde lagen eigentlich auf der
Hand. Selbst die diplomatischsten Formulierungen und die wiederholte Versicherung von
weitgehender Ubereinstimmung in den Zielen zwischen Staat und Kirche konnten die Bri-
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schiedlichkeit der Standpunkte nicht verdecken. In der Auswertung der Dresdener Bundes-
synode 1985 wurde das von staatlicher Seite, wenn auch nicht unter ausdriicklicher Bezug-
nahme auf den Gesprichsvorschlag, unmiBverstindlich ausgesprochen. Am 10. Oktober
1985 brachte Hauptabteilungsleiter Heinrich alles auf einen Nenner: ,Ist die Kirche wirk-
lich ,Kirche im Sozialismus® oder Oppositionsgruppe? ,,Durch stdndiges Uberziehen der
Forderungen und stindiges Wiederholen von Forderungen bringe man das Erreichte in
Gefahr. Wer immer wieder das zur Zeit Unmdgliche fordere, verspiele das Mogliche.” (32)
Die angefiihrten Beispiele fanden sich samt und sonders im Gespréchsvorschlag des Vor-
stands, so daB der Eindruck entstand, es solle mit der Darstellung der gegenwirtigen politi-
schen Situation der Einlosung der von Honecker gegebenen Zusage entgegengewirkt wer-
den. Wie Heinrich duBerte sich Gysi am 15. Oktober 1985 gegeniiber dem Vorstand der
Arbeitsgemeinschaft Christlicher Kirchen in der DDR. ,,Gewisse Themen wiirden tber-
strapaziert. Die Kirchen triten auf mit einer Aufzihlung von Forderungen, die staatlicher-
seits nicht zu akzeptieren seien.“ (33) Das Fazit fiir das Jahr 1985 zog Heinrich am 11. No-
vember 1985, indem er erklirte, ,,daB3 zu einem Gesprich, das der Vorstand wiinsche, vor
Mai 1986 kaum Gelegenheit und Zeit sein werde. Ob es nach dem Mai 1986 méglich sei,
werde sich erst zeigen®. (34) Der Vorstand nahm in seiner Sitzung am 13. Dezember 1985
zur Kenntnis, daB vor dem XI. Parteitag keine Aussicht auf Anberaumung des gesuchten
Gespriches bestehe. (35)

5. 1986 — 1987 — Hinhaltepolitik

Anfang Februar 1986 konstituierte sich die V. Bundessynode in Berlin. Landesbischof Dr.
Werner Leich wurde zum neuen Vorsitzenden der KKL gewihlt. Staatssekretdr Gysi lie
verlauten, daB er die neuen Leitungsgremien des Bundes moglichst bald einmal einladen
wolle. Auf den immer noch unbeantworteten Vorschlag des Vorstands fiir ein ,,Spitzenge-
sprich nahm er dabei in keiner Weise bezug. Die Einladung erging zum 21. Mérz 1986 an
den Vorstand der KKL und an das Prisidium der Bundessynode. Der Staatssekretér hatte
urspriinglich die Absicht, auch den bisherigen KKL-Vorsitzenden, Landesbischof Dr.
Hempel, und den bisherigen Priises der Bundessynode, Siegfried Wahrmann, zu dieser Be-
gegnung einzuladen. Der Vorstand legte jedoch Wert darauf, da der Charakter dieser Be-
gegnung als eine Art Antrittsbesuch der neuen Leitungsgremien nicht verwischt werde. Es
sollte keine Sachverhandlungen geben, sondern hchstens einige Ausfithrungen tiber Ziele
und Arbeitsprogramm der neuen Leitungsgremien in der nichsten Zeit. Dem Vorstand
mufte daran liegen, alles zu vermeiden, was den Anschein erwecken konnte, daB sich das
erbetene ,,Spitzengesprach® durch Verhandlungen mit dem Staatssekretér fiir Kirchenfra-
gen im Grunde erledigt habe. Der Staatssekretdr nutzte die Begegnung jedoch zu grund-
sitzlichen Ausfithrungen tiber die Einstellung der Partei zur Kirche und zu einer umfingli-
chen Analyse der gegenwirtigen politischen Situation. Landesbischof Leich skizzierte die
Situation der Kirchen und benannte pauschal einige Themenbereiche, die in kiinftigen
Sachgesprichen behandelt werden miifiten. Prises Gaebler und einige andere Vertreter des
Bundes erginzten mit allgemeinen Hinweisen auf weitere anstehende Probleme. An das
etwa zweistiindige Gespréch schlof sich ein gemeinsames Essen an, zu dem der Staatsse-
kretdr in den Johannishof einlud. (36)

Mit der Presseverlautbarung gab es trotz mehrfacher Vorgespriche auf Sekretariatsebe-
ne Schwierigkeiten. Den Staatssekretér storte im kirchlichen Textentwurf die Erwéhnung
der Menschenrechte, die Bitte um ein Gesprich auf hochster Ebene und eine zu negative
Darstellung der Probleme bei der Erhaltung kirchlicher Gebdude. Aber es fanden sich
Kompromifformulierungen, die von beiden Seiten akzeptiert wurden. Doch die Pressever-
lautbarung erschien weder am Wochenende noch am darauf folgenden Montag. Statt des-
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sen erschien Hauptabteilungsleiter Heinrich beim Vorsitzenden der KKL in Eisenach, um
darzulegen, daB sich die politische Situation iiber das Wochenende so verandert habe, da}
der Staatssekretir eine Verdffentlichung seiner die politische Lage recht zuversichtlich
beschreibenden Analyse nicht mehr fiir moglich halte. Auflerdem konnte die vereinbarte
Pressenotiz den Eindruck erwecken, als seien die Inhalte des vorgesehenen Spitzenge-
spriichs bereits vorweg genommen. Das sei schwierig. Denn das Spitzengesprach sei ja
zugesagt und werde stattfinden, wenn auch noch nicht gesagt werden konne, innerhalb
welchen Zeitraums. (37) Uber eine statt dessen vorgeschlagene Kurzmeldung kam es zu
keiner Verstindigung. Der Vorstand empfahl darum, auf eine Verdffentlichung tiberhaupt
zu verzichten, was die staatliche Seite sofort akzeptierte.

Die Bemithungen um ein Sachgesprach mit dem Staatsratsvorsitzenden kamen im Jahr
1986 keinen Schritt voran. Mitte des Jahres gab es einen nicht ganz durchschaubaren Vor-
stof der CDU. Am 30. Mai 1986 teilte mir Bischof Gienke vertraulich mit, auf Betreiben
des stellvertretenden CDU-Vorsitzenden Wolfgang Heyl wolle die CDU alle Kirchen nach
der Wahl zu einer Gratulationscour beim Staatsratsvorsitzenden einladen. Der Vorstand
nahm diese Ankiindigung bei seiner Sitzung am 4. Juni 1986 mit duferster Zuriickhaltung
auf und plidierte dafiir, alles zu tun, um eine solche héchst miiverstindliche Demonstrati-
on nach der Wahl zu vermeiden. Meine Riickfrage bei Hauptabteilungsleiter Heinrich am
10. Juni 1986 ergab, daB in der Dienststelle des Staatssekretdrs fiir Kirchenfragen von die-
sem Vorhaben nichts bekannt war. Am selben Tag bestitigte jedoch der stellvertretende
Staatssekretir Kalb Bischof Leich gegeniiber, daB die CDU tatsidchlichen diesen Plan ver-
folge. Sie beabsichtige damit ,,eine Auflockerung des augenblicklich etwas erstarrten Ver-
haltnisses von Staat und Kirche®. Eine solche Begegnung kénne Vorstufe zu einem Sach-
gesprich sein. (38) Die Sache wurde am 13. Juni 1986 endgiltig zu den Akten gelegt durch
eine Mitteilung von Herm Heinrich, der dabei nicht mit UnmutsduBerungen sparte: ,,Von
mafBgeblicher, d. h. staatlicher Seite gab es keine Aktivitdten in dieser Sache und wird es
keine Aktivititen geben.” (39)

Die Bundessynode vom 19. bis 23. September 1986 in Erfurt brachte neue Verstim-
mungen. Herr Heinrich #uBerte, nach der Bundessynode sei der Eindruck entstanden, dall
der neue Vorstand und der neue Vorsitzende scheinbar die Linie vom 6. Mérz 1978, die
Landesbischof Dr. Hempel weiter verfolgt habe, verlassen wolle. Was solle das sténdige
Pochen auf Eigenstindigkeit? Es entstehe der Eindruck, daB damit Andersartigkeit gemeint
sei. Diese Andersartigkeit aber kénne nur in Opposition gegen den Staat bestehen. Es sei
dringend notwendig, daB der Vorsitzende der KKL regelmiBig das Gesprdch mit dem
Staatssekretir fiir Kirchenfragen suche. Eine gute Gelegenheit zu einer Begegnung ganz
auBerhalb des Protokolls bite sich im November des Jahres, wenn der Staatssekretér zu
einer Kur in Bad Liebenstein weile. (40)

Am 27. November 1986 fand diese von Herrn Heinrich empfohlene Begegnung in Ei-
senach auf der Wartburg statt, jedoch nicht ganz auferhalb des Protokolls, weil Bischof
Leich darauf bestand, daB ich ihn begleitete. Hauptgegenstand des Gespréchs waren die
Irritationen, die auf staatlicher Seite durch AuBerungen von Synodalen auf der Erfurter
Bundessynode entstanden waren. Es sei zu fragen, meinte Gysi, ob die Friedensfrage fiir
die Kirche tatsichlich noch erste Prioritit habe. Die Bundessynode habe versidumt, sich zu
den Vorstellungen iiber eine neue Friedensordnung zu dufern, die in den Vorschldgen von
Gorbatschow enthalten seien. Statt dessen fiihre sie eine Debatte iiber ihre Eigenstindigkeit
und fordere vollige Reisefreiheit, Straffreiheit fir Wehrdienstverweigerer, was einer Auf-
hebung der Wehrpflicht gleich komme, Stillegung von Kernkraftwerken und &hnliches.
Landesbischof Leich konnte nur erneut darauf hinweisen, daB solche AuBerungen auf ne-
gative Erfahrungen der Biirger im téglichen Leben und auf Enttéuschungen zuriickzufithren
seien, daB in letzter Zeit keinerlei Fortschritte in der Losung anstehender brennender Fra-
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gen (Volksbildung, Wehrdienst, ziviler Ersatzdienst, Baufragen usw.) zu beobachten seien.
Sachgespriche mit dem Vorstand der KKL seien deshalb dringend nétig. (41) Das Spit-
zengesprich mit dem Staatsratsvorsitzenden wurde namentlich in dieser Begegnung nicht
angesprochen. Der Vorstand legte jedoch in der Auswertung der Begegnung am 12. De-
zember 1986 ausdriicklich fest: ,,Die fiir das Spitzengesprich in einem vertraulichen Papier
festgehaltenen Punkte bleiben auch fiir ein Gespréch auf der Ebene des Staatssekretérs ver-
bindlich. ... Generell ist bei der Festlegung der Themenliste zu beachten: Es darf nicht nur
um innerkirchliche Belange gehen.” (42)

Ab Anfang Januar 1987 bemiihte ich mich in der Dienstelle des Staatssekretérs um eine
Terminfestlegung fiir das geplante Gespriach zwischen Vorstand und Staatssekretdr. Es
wurde zunichst fiir den 27. Februar 1987 angesetzt, konnte jedoch wegen ldngerer Erkran-
kung des Staatssekretirs erst am 21. Mai 1987 stattfinden. Der Vorstand nutzte die Zeit zu
intensiver Vorbereitung. Bereits am 14. Januar 1987 legte er fest, alle Einzelthemen unter
dem Gesichtspunkt des von Gorbatschow in die weltweite Diskussion gebrachten ,.neuen
Denkens® abzuhandeln. Es sei nach den Konsequenzen dieses neuen Denkens fiir den Er-
ziehungsbereich, fiir Wehrdienstfragen, fiir die Behandlung der Biirger und ebenso fur die
Losung einzelner Probleme wie die Erhaltung kirchlicher Gebéude, die Behandlung der
kirchlichen Presse oder die Genehmigung einer jihrlichen steuerfreien Zuwendung auch an
kirchliche Mitarbeiter usw. zu fragen. Am 26. Januar 1987 tibergab ich Herrn Heinrich die
lange Themenliste. Alle Themen wurden akzeptiert. Herr Heinrich kritisierte jedoch sofort
die Beziehung des ,,neuen Denkens* auf innenpolitische Fragen. Bei Gorbatschow sei das
_neue Denken® eindeutig auf die AuBenpolitik bezogen. Innenpolitische Konsequenzen des
..neuen Denkens* hatte jedoch bereits die Bundessynode in Erfurt im September 1986 ein-
gefordert. Der Vorstand hielt in Ubereinstimmung mit der Synode an seiner Linie fest, ob-
wohl Herr Heinrich am 24. April 1987 erneut warnte, dafl es unangemessen sei, mit dem
Stichwort ,.neues Denken* Forderungen in der DDR zu erheben. Man diirfe die Verhéltnis-
se in der UdSSR nicht mit denen in der DDR gleichsetzen. (43)

Dem Vorstand lag vor allem mit Riicksicht auf die Erwartungen der Gemeinden an der
Verdffentlichung einer Pressemeldung tiber das Gespréch. In ihr miifiten allerdings die
angesprochenen Problemkreise benannt werden wie etwa die Forderung der Mitverant-
wortung, Partizipation und Miindigkeit der Biirger, Fragen aus dem Bereich der Erziehung
und Volksbildung sowie Kldrungen im Bereich des Wehrdienstes. Dies kiindigte ich am
15. Mai 1987 Herrn Heinrich und Herrn Dr. Wilke an. (44) Am 19. Mai 1987 erlduterte mir
Herr Dr. Wilke, da3 der Staatssekretér keine Pressemeldung wiinsche. Es kdme ihm in die-
sem Gesprich darauf an, die Dinge zusammenzutragen, die gegenwartig auf der Tagesord-
nung stiinden. Wenn noch keine Losungen anzubieten seien, wecke die Erwihnung der
diskutierten Probleme nur falsche Erwartungen. Man kénne am Ende des Gespriichs festle-
gen, wann mit wem welche Probleme weiter zu beraten seien. Diese Ausfiihrungen veran-
laBBten mich zu der Frage, ob man dann nicht zum gegenwirtigen Zeitpunkt besser auf das
Gesprich verzichten solle, wenn doch nichts herauskommen kénne. Die Themen seien seit
langem bekannt. Der Vorstand erwarte ein ergebnisorientiertes Gespréch, nachdem nun 14
Monate seit dem letzten Gesprich vergangen seien. Dem begegnete Dr. Wilke mit der Er-
klirung, der Staatssekretiir wiinsche, die gegenwirtige Meinung der staatlichen Stellen
darzustellen. Er schloB die Frage an, ob nicht der Vorsitzende der KKL Losungswege an-
deuten konne, z. B. Gespriche statt mit dem Volksbildungsministerium mit pddagogischen
Instituten oder dem Verlag Volk und Wissen. Die Entscheidung tiber eine Presseverlautba-
rung blieb in diesem Vorgesprich offen. Sie sollte abhingig gemacht werden vom Verlauf
der Begegnung. (45)

Nach diesen Vorverhandlungen war es nicht verwunderlich, da} der Vorstand am Ende
der vierstiindigen Begegnung vom 21. Mai 1987 folgendes Fazit ziehen mufite: ,,Abschlie-
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Bend brachte Landesbischof Dr. Leich zum Ausdruck, daf der Vorstand auf Grund vorher-
gehender Recherchen ein .ergebnisorientiertes” Gesprach erwartet habe. Es sei jetzt festzu-
stellen: der Vorstand habe dankenswerterweise alle seine Fragen vortragen konnen. Ergeb-
nisse und Losungen aber stiinden noch aus. Die eigentliche Arbeit stiinde noch bevor. Er
greife den Vorschlag des Staatssekretérs auf, es miisse eine Reihe von weiterfilhrenden
Einzelverhandlungen folgen.“ (46) Die Gemeinden wurden durch eine Schnellinformation
des Sekretariats des Bundes iiber den Verlauf des Gespréchs und die angesprochenen The-
men unterrichtet. (47) Die KKL nahm am 4. Juli 1987 Stellung: ,.Die Konferenz bedauert,
daB das Gesprich keine unmittelbar greifbaren Ergebnisse erbrachte. Sie beauftragt den
Vorstand und das Sekretariat, die in Aussicht gestellten Einzelverhandlungen dringlich zu
betreiben.* (48) Statt von ,,Einzelverhandlungen® sprach der stellvertretende Staatssekretir
Hermann Kalb allerdings schon am 21. Mai 1987 von _Informationsgesprachen®. (49)

Die weitere Bearbeitung der am 21. Mai 1987 aufgeworfenen Fragen lieB sich wider
Erwarten iiberraschend gut an. Die politische Gesamtsituation, vor allem der Stand der
innerdeutschen Beziehungen zu diesem Zeitpunkt spielte vermutlich eine nicht unwesentli-
che Rolle. Der Besuch Honeckers in der Bundesrepublik war geplant (7.-11. September
1987), der Olof-Palme-Friedensmarsch fiir einen atomwaffenfreien Korridor wurde vorbe-
reitet (1.—18. September 1987), und der Staatssekretar {iberlegte, wann er der Einladung zu
einem Besuch des Okumenischen Rates in Genf folgen sollte. Vor diesem Hintergrund war
der staatlichen Seite an moglichst unbelasteten Beziehungen zur Kirche gelegen. Wenig-
stens wartete Herr Heinrich am 23. Juni 1987 bei der Auswertung des Gespréchs vom 21.
Mai 1987 nicht, wie es sonst haufig der Fall war, mit Situationsanalysen und allgemeinen
Darlegungen zum Staat-Kirche-Verhiltnis auf, sondern ging anhand eines ihm vorliegen-
den Protokolls auf alle Fragen des Vorstands mit 16 konkreten Einzelvorschldgen ein. (50)
Darauf fuBend glaubte der Vorstand bei seiner Gesprichsauswertung am 26. Juni 1987
damit rechnen zu kénnen, ,.daB es zu konkreter Behandlung von Sachfragen kommen
wird.“ (51) Er formulierte eigene Vorschlage fir weitere Verhandlungen und benannte
Verantwortliche fiir die zu bildenden Gesprachsgruppen.

So schnell wie erwartet ging es dann allerdings doch nicht voran. Erst unter dem Druck
der unmittelbar bevorstehenden Bundessynode bot Staatssekretidr Gysi in einem kurzfristig
anberaumten Vieraugengesprich mit Landesbischof Leich am 5. September 1987 vier ,.In-
formationsgespriche an. Er sah sich gendtigt, den Begriff ,Informationsgespriache® zu
interpretieren: ,.Er ist das Gefdl fiir Gespréache von Mitgliedern der Konferenz der Kir-
chenleitungen, vorwiegend des Vorstands, mit dem Staatssekretdr unter Hinzuziehung von
leitenden Mitarbeitern anderer Ministerien oder Institutionen. (52) Begonnen werden
sollte mit einem Gesprich iiber Wehrdienstfragen in Gegenwart von Generaloberst Brin-
ner, der fiir die Bausoldaten zustéindig sei. Ausgangspunkt solle die neue Militardoktrin
sein. Dieses Gesprich sowie drei weitere tiber das sozialistische Bildungswesen, tiber
Schulbiicher unter Einbeziehung der Rahmenordnung fiir Kindergérten und tber die Bear-
beitung von Eingaben und die Durchsetzung der sozialistischen Demokratie wiirden ver-
bindlich zugesagt.

Am 10. September 1987 hatte ich mit Abteilungsleiter Dr. Wilke tiber Termine, Reihen-
folge und endgiiltige Themenfestlegung zu verhandeln. Da dem Staatssekretdr nach Aussa-
ge von Dr. Wilke ein Fehler unterlaufen sei, als er das Gesprich iiber Schulbticher anbot,
solle statt dessen das Thema kirchliche Presse in die erste Gesprichsreihe aufgenommen
werden. AuBerdem wiirde noch ein Gesprich iiber die Rechtspraxis vorbereitet. Ich schlug
schlieBlich folgende Reihenfolge vor, die Herr Dr. Wilke akzeptierte: 1. Wehrdienstfragen
(November 1987), 2. Eingaben (Dezember 1987), 3. Erzichungsbereich (Januar 1988), 4.
Kirchliche Presse. (53) Am 15. Oktober 1987 stimmte der Vorstand den vier Informations-
gesprichen zu und machte der KKL Vorschldge fir die Zusammensetzung der Gespréchs-
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oruppen. Gleichzeitig beschloB er, das Gesprich iiber die kirchliche Presse vorlaufig aus-
zusetzen, da zunichst eine interne Meinungsbildung dariiber im Bischofskonvent erfolgen
miisse. (54)

Vom 19. bis 22. September 1987 tagte die Bundessynode in Gorlitz und verhandelte
u. a. die Themen ,,Bekennen in der Friedensfrage” und ,,Absage an Praxis und Prinzip der
Abgrenzung®. Am 19. Oktober 1987 eréffneten mir Herr Heinrich und Herr Dr. Wilke, dafl
nach dieser Synode die Voraussetzungen fiir die angebotenen Informationsgesprache nicht
mehr gegeben seien. AuBerungen auf der Bundessynode hitten den Anschein erweckt, die
angebotenen Informationsgespréche sollten in Verhandlungen umfunktioniert werden, die
die von der Kirche erhobenen Forderungen zum Ergebnis haben miifiten. AuBlerdem habe
die 6ffentlich von der Vizeprisidentin der Bundessynode ausgesprochene negative Beur-
teilung des Informationsgespriches iber ,,Atomsicherheit, Strahlenschutz und Kernener-
gie* mit Professor Dr. Sitzlack am 2. September 1987 die Basis fir vertrauensvolle Ge-
spriche mit Gesprachspartnern aus anderen Ministerien zerstort. Es miisse jetzt zunéchst
mit dem Prisidium der Synode und dem Vorstand Klarheit dariiber geschaffen werden,
was Trennung von Kirche und Staat bedeute und was Kooperation und Mitspracherecht der
Kirche heifie. Auf meinen Einwand, daB der Bund der Evangelischen Kirchen in der DDR
nach auBen von der Konferenz und nicht vom Prisidium der Synode vertreten werde, also
zu fragen sei, was der Staatssekretéir mit einem Gesprédch mit dem Prisidium der Bundes-
synode bezwecke, lieB Gysi auf eine wihrend des Gespriichs von Dr. Wilke tibermittelte
Riickfrage ausrichten, er werde den Vorstand einladen, dem es frei stehe, auler dem Pré-
ses weitere Prisidiumsmitglieder hinzuziehen. (55)

Am 6. November 1987 vertrat Gysi selbst die von Hauptabteilungsleiter Heinrich dar-
gelegte Linie in einem Gespriach mit Bischof Leich. Gleichzeitig aber fragte er an, welche
Bilanz gemeinsam am 6. Marz 1988 im Riickblick auf das Spitzengesprich am 6. Mérz
1978 gezogen werden konne. Die Antwort des KKL-Vorsitzenden lieB an Deutlichkeit
nichts zu wiinschen iibrig: Wenn die Gespriche nicht stattfinden, ist zum 6. Marz 1988
nichts Weiterfiihrendes zu erwarten! Doch auch das veranlafite den Staatssekretdr nicht
sum Einlenken. Seine Situation war klar: ,,Sie iiberfordern mich. Ich kann im Augenblick
nicht mehr sagen.“ (56) Der Honecker-Besuch in der Bundesrepublik war voriiber. Anlafl
zu besonderer Riicksichtnahme auf die Kirchen schien nicht mehr zu bestehen. Der Staats-
sekretir hatte die Beschliisse der Partei durchzufiihren. Die KKL zeigte sich betroffen iiber
die Absage der Gespriche und erklirte, sie sehe ..darin einen Widerspruch zu der in den
letzten Jahren praktizierten Kirchenpolitik“. AuBerdem wies sie ausdriicklich alle ,.Diffe-
renzierungsversuche zwischen Synode, Prasidium, Konferenz oder Bischofen zuriick®. (57)
Eine Briicke blieb erhalten. In allen Verlautbarungen wurde davon gesprochen, dafl die
Informationsgespriche zunichst verschoben seien. Es fanden im Jahr 1987 auch noch zwel
Gespréche auf untergeordneter Ebene statt. Am 1. Dezember 1987 gab es ein Vorberei-
tungsgesprich fiir das geplante ,.Informationsgesprach Wehrdienstfragen®, am 14. Dezem-
ber ein Gesprich zu Fragen der Veranstaltungsverordnung. Ab November 1987 aber wurde
alles tiberlagert von den Auseinandersetzungen um die Durchsuchung der Umweltbiblio-
thek der Berliner Zionsgemeinde in der Nacht vom 24./25. November. Verschérft wurde
die Entwicklung durch die FEreignisse am Rande der Liebknecht/Luxemburg-
Demonstration am 17. Januar 1988 in Berlin und die darauf folgenden Verhaftungen von
Mitgliedern der Biirgerrechtsgruppen. In den Mittelpunkt der Auseinandersetzungen ZWi-
schen Staat und Kirche riickte damit immer mehr die Frage nach dem Verhalten der Kirche
zu den Gruppen.
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6. 3. Mirz 1988 — Handlungen mit Signalwirkung fiir Zukunftserwartung

Die KKL befand sich Anfang 1988 in einer zwiespiltigen Lage. Das Verhiltnis zu den
Gruppen, die sich unter dem Dach der Kirche sammelten, war generell nicht geklart. (58)
Es gab erhebliche Spannungen. Einzelne Gemeinden boten Raum fir Friedens-, Umwelt-
und Menschenrechtsgruppen und fiir Veranstaltungen mit oppositionellen Kiinstlern wie
Stephan Krawczyk und Freya Klier. Gruppen von Ausreisewilligen nutzten Gottesdienste
der Gemeinden wie z. B. der Berliner Sophiengemeinde, um sich zu treffen. Die meisten
Forderungen, die die Gruppen erhoben, standen seit langem auf der Themenliste der KKL,
die in den immer wieder angemahnten Gespriichen mit dem Staat verhandelt werden soll-
ten. Die erste Okumenische Versammlung der Kirchen in Dresden (12.—15. Februar 1988)
brachte viele der brisanten Themen offentlich zur Sprache. Doch die KKL hielt an ihrer
Gesprichsstrategie fest und suchte weiter das Gespréch mit den Staatsvertretern unter Aus-
schluB der Offentlichkeit. Provokatorische Aktionen lehnte sie ab. Um ihrer eigenen Iden-
titat willen muBte sie immer wieder daran erinnern, daB alles, was in der Kirche geschieht,
sich priifen und messen lassen mufl am Evangelium, das sie zu verkiindigen hat. Landesbi-
schof Leich hatte das in eine eingingige Regel gefabt: ,.Die Kirche ist fiir alle da, aber
nicht fiir alles. Bekannt war, daB die Kirchen seit eh und je zum Bleiben in der DDR er-
mutigt hatten und sich nur in schwerwiegenden menschlichen Harteféllen fiir Ausreisewil-
lige einsetzten. ,,Wer verdndern will, muf bleiben.” (59) Sie konnten das Gespréch mit den
Staatsorganen auch nicht abbrechen lassen, weil sie fiir viele alltigliche Vorgédnge und fiir
besondere Vorhaben wie z. B. die vier fiir 1988 geplanten regionalen Kirchentage die Ge-
nehmigung und Unterstlitzung staatlicher Stellen brauchten.

Die staatliche Seite war ebenfalls in einer schwierigen Situation. Auch nach dem Ho-
necker-Besuch in der Bundesrepublik sah sie sich zu auflenpolitischer Riicksichtnahme
gendtigt. Offentlich ausgetragene Differenzen mit der Kirche sollten moglichst vermieden
werden. Die in Aussicht gestellten Gespriiche mit der Kirche waren abgesagt worden. Aber
am 11. Februar 1988 erklirte Gysi selbst, ,,die Sprachlosigkeit zwischen Staat und Kirche,
in die man jetzt geraten sei, miisse {iberwunden werden.” (60) Dafiir gab es einen konkre-
ten AnlaB. Honecker plante fiir Mitte Juni 1988 ein ,Internationales Treffen fiir kernwat-
fenfreie Zonen® in Berlin. Dafiir suchte er die Unterstiitzung kirchlicher Personlichkeiten.
Der Staatssekretir legte also dar, die Mitwirkung von Landesbischof Leich im Vorberei-
tungskomitee sei eine sehr gute Gelegenheit zu einem Kontakt mit dem Vorsitzenden des
Staatsrates. ,,Eine bessere Vorbereitung der ,Wiederaufnahme von Beziehungen® konne
man sich nicht denken. Man kénne wieder alles ordnen. Er werde Landesbischof Leich
die Einladung des Staatsratsvorsitzenden {ibermitteln und bate um Vorinformation. (61)

Fiir diese Ubermittlung wurde der 16. Februar 1988, 14.00 Uhr, in Eisenach vorgesehen.
Doch am 16. Februar um 13.00 Uhr teilte die Dienststelle des Staatssekretdrs telefonisch
mit, der Staatssekretir werde nicht kommen. Um 17.00 Uhr desselben Tages iibermittelte
Hauptabteilungsleiter Heinrich statt dessen die Einladung zu einem Gesprach mit Politbi-
romitglied Dr. Werner Jarowinsky und Staatssekretir Gysi am 19. Februar, 11.00 Uhr, im
Gebiude des Zentralkomitees der SED. Am 18. Februar wurde umbestellt: Das Gesprich
fainde doch nicht im Gebiude des Zentralkomitees statt, sondern im Staatsratsgebaude,
10.55 Uhr, Haupteingang. Am 19. Februar, 9.30 Uhr, bat mich Staatssekretdr Gysi zu sich,
um ,,vorzuwarnen®, wie er sagte. Es gehe heute eigentlich nicht um ein Gesprich, sondern
um die Entgegennahme einer Erkldrung zur augenblicklichen Situation zwischen Staat und
Kirche und zu Vorgingen in der Kirche und um die Kirche. Dr. Jarowinsky wolle den ge-
meinsamen Standpunkt von Partei und Regierung zu diesen Fragen iibermitteln. Es werde
dem Vorsitzenden der KKL nicht zugemutet, sofort darauf zu antworten. Der Text wiirde
zwar nicht schriftlich tibergeben. Aber es kime doch sehr darauf an, die Erkldrung den
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Kirchen genau zu {ibermitteln. Deshalb stiinde mir Hauptabteilungsleiter Heinrich nach der
Begegnung zur Verfiigung, damit ich meine Nachschrift anhand des Redetextes von Dr.
Jarowinsky erginzen und unter Umstidnden berichtigen kénne. AuBlerdem stehe er selbst,
Gysi, zu einem Nachgeprich zur Verfiigung. Im iibrigen sollten wir verstehen, dall die
Verlegung der Begegnung vom ZK-Gebdude in das Staatsratsgebdude ein Zeichen sei. Er
habe seinen Genossen erst klar machen miissen, welchen Eindruck es in der Offentlichkeit
und im Ausland hervorrufen wiirde, wenn der Vorsitzende der KKL ins ZK-Gebdude be-
stellt werde. Langfristig kénne durch diese Begegnung im Staatsratsgebdude ein anderes
Treffen vorbereitet werden! Der KKIL-Vorsitzende solle den Wunsch danach ruhig aus-
sprechen. (62)

Es kam wie angekiindigt. Die Finladung erwies sich als Vorladung, auf die der KKL-
Vorsitzende sofort deutlich betroffen reagierte. Dr. Jarowinsky verlas eine mehrseitige Er-
klirung. Darin wurde der Kirche vorgeworfen, sie verletze stindig das Prinzip der Tren-
nung von Kirche und Staat, halte die Rechtsordnungen der DDR nicht ein und entwickele
sich immer mehr zu einer Oppositionspartei. Wie die Okumenische Versammlung in Dres-
den zeige, lenke sie auf Nebenschauplitze ab. Statt iiber Friedenssicherung und Abriistung
zu beraten, werde beispielsweise iiber Abschaffung von militirischem Spielzeug geredet.
Die Kirchenleitungen und kirchenleitende Personlichkeiten schwiegen und lieBen es an
eindeutigen Klarstellungen fehlen, um Grenziiberschreitungen abzuwehren. Dagegen seien
sie in Interviews mit westlichen Medien sehr beredt. Mit allem verlasse die Kirche die Li-
nie, die seit dem 6. Mirz 1978 das Verhiltnis von Staat und Kirche bestimmt und gute Er-
folge gebracht habe. Die heutige Erklérung von Partei und Regierung wolle der Kirche die
Moglichkeit geben, selbst in den eigenen Reihen Ordnung und Klarheit zu schaffen und so
zum bewihrten Kurs vom 6. Mérz 1978 zuriickzukehren.

Der KKL-Vorsitzende hielt in einer kurzen Antwort dagegen, die Trennung von Kirche
und Staat kénne nicht bedeuten, daB sich die Kirche den Anliegen der Menschen und ihren
gesellschaftlichen Belangen entziehe. Sie sei immer an den ganzen Menschen mit allen
seinen Lebensbeziigen gewiesen. Die Probleme, die gegenwirtig in der Offentlichkeit auf-
brichen, hitte die Kirche seit Jahren benannt und Sachgespriche dariiber gesucht. Diese
seien verweigert worden. Jetzt miisse die Kirche eine Stellvertreterrolle spielen, die sie
selbst gar nicht wiinsche, weil Staat und Gesellschaft den Biirgern keine Mdglichkeit fiir
einen offenen Dialog béten. Auch die Kirche habe die Hoffnung, da3 das Gesprich zwi-
schen Staat und Kirche im Sinne des 6. Mirz 1978 fortgefiihrt werde, vielleicht durch eine
erneute Begegnung mit dem Staatsratsvorsitzenden, der sich immer mit hohem personli-
chen Engagement fiir die Gestaltung eines positiven Verhéltnisses zwischen Staat und Kir-
che eingesetzt habe. (63)

Die Erklirung sollte nach staatlicher Vorstellung zwar moglichst genau den Kirchen
iibermittelt werden. Aber verdffentlicht werden sollte sie nicht. Entsprechend der Voran-
kiindigung Gysis legte mir Hauptabteilungsleiter Heinrich nach der etwa einstiindigen Be-
gegnung den Text der Erklarung vor und half, meine Nachschrift daran zu tiberpriifen. Im
Nachgesprich in den Mittagsstunden teilte Gysi auf Nachfrage mit, die Erklarung werde
nicht veroffentlicht, aber an die Kreissekretidre der SED weiter geleitet. Das geniigte, um
eine Reihe von értlichen Staatsorganen sofort titig werden zu lassen. In Thiiringen wurden
bereits am Abend des 19. Februar Superintendenten von den ortlichen Organen einbestellt,
um ihnen die Erkldrung bekannt zu machen. Es kam auch vereinzelt zu Versammlungen
mit scharfen Angriffen gegen die Kirche und den KKL-Vorsitzenden. Das veranlalite den
Bund, meine Nachschrift am 22. Februar 1988 per Kurier als vertraulichen Vermerk an die
Gliedkirchen zur Unterrichtung der Superintendenten und an die Mitglieder der KKL wei-
ter zu geben. Auf die Dauer war die Vertraulichkeit nicht zu wahren. Immerhin dauerte es
bis zum Herbst 1988, bis Basisgruppen die Texte bei den Montagsandachten in der Leipzi-
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ger Nikolaikirche verteilten. In der westlichen Presse wurden sie im vollen Wortlaut ge-
druckt. (64) Ich war seitdem zuriickhaltender mit der Abfassung und Weitergabe von Ver-
merken und belieB es hiufiger bei meinen stenografischen Notizen, anhand deren ich in
Vorstand, Referentenkollegium und KKL berichtete.

Doch bereits die miindlichen Informationen iiber den Inhalt und die Form, in der die Er-
klirung der Kirche mitgeteilt worden war, geniigte, um die Verstimmung auf beiden Seiten
zu vertiefen. Gysi erklérte zwar in dem schon erwdhnten Nachgespréch, dall sehr wohl ver-
standen worden sei, was der KKL-Vorsitzende iiber die Stellvertreterrolle gesagt habe, in
die die Kirche gegenwirtig gedringt werde. Auch auf den Staatssekretér fiir Kirchenfragen
wiirden jetzt Dinge abgeschoben, die eigentlich Sache der FDJ oder der Volksbildung usw.
wiren. Das Gesprich mit Dr. Jarowinsky habe aber hoffentlich die Zeit der Sprachlosigkeit
beendet. Im Blick auf den 6. Mirz 1988 allerdings wolle er sich zur Zeit zuriickhalten. Auf
die Forderung der Sach- bzw. Informationsgespriche oder gar ein mogliches ,,Spitzenge-
sprich® ging er jedoch in diesem Nachgesprach mit keiner Silbe ein. (65)

Eine besondere &ffentliche Wiirdigung der Entwicklung des Verhiltnisses zwischen
Staat und Kirche seit dem ,,Spitzengesprich® vom 6. Mérz 1978 war nach diesen Vorgén-
gen kaum noch zu erwarten. Unerwartet ergriff in dieser Situation Honecker selbst die In-
itiative. Wihrend der Sitzung des Vorstands am 24. Februar 1988 erhielt Landesbischof
Leich von Staatssekretir Gysi telefonisch die Einladung zu einem Gesprich mit dem
Staatsratsvorsitzenden am 3. Mirz 1988, 11.00 Uhr. Niheres wurde nicht mitgeteilt. Gysi
{ibermittelte nur, daB auBer Honecker und Leich der Leiter der Kanzlei des Vorsitzenden
des Staatsrats der DDR, Staatssekretiir Frank Joachim Hermann und ich teilnehmen sollten.
Auffillig war, daB eine Teilnahme von Gysi anscheinend nicht in Betracht gezogen wurde.
Der Vorstand beauftragte mich, Ort, Dauer und Modalititen des Gespréchs zu kldren und
rechtzeitig fiir den Entwurf einer Presseerklarung zu sorgen. AuBerdem sollte eine Liste der
anstehenden Probleme vorbereitet werden, die zwar in dem Gespridch mit dem Staatsrats-
vorsitzenden nicht alle erwihnt, aber in erneut zu erbittenden weiteren Gesprichen verhan-
delt werden miiften. Eine griindliche Aufbereitung der Sachthemen war anders als 1978
bei der kurzfristigen Einladung nicht moglich. Es konnte nur auf die dem Staatssekretdr am
21. Mai 1987 ausfiihrlich vorgetragenen Fragenkomplexe zuriickgegriffen werden. Waren
am 6. Mirz 1978 vorwiegend die Gleichberechtigung und Gleichachtung der Christen in
der Gesellschaft und kirchliche Einzelprobleme thematisiert worden, so stand diesmal von
vornherein fest, daB} die Gelegenheit eines Gespriiches mit dem Staatsratsvorsitzenden ge-
nutzt werden mubBte, um die akuten Probleme der gesellschaftlichen Entwicklung, die viele
Biirger beunruhigten, zur Sprache zu bringen.

Die Vorbereitung gestaltete sich schwierig, teilweise chaotisch. Am 26. Februar 1988
konnte ich iiber den Staatssekretér fiir Kirchenfragen lediglich erfahren, daff der Termin 3.
Mirz 1988, 11.00 Uhr, noch feststehe und daf der Staatssekretir davon ausgehe, daf} die
Begegnung sich im Rahmen der Begegnung mit Landesbischof Hempel 1985 halten werde.
Die Protokollabteilung des Staatsrates vermochte mir am 29. Februar dariiber hinaus keine
weiteren Einzelheiten mitzuteilen. Dafiir erschien am Abend des 29. 2. 1988 ein Vertreter
des Staatssicherheitsdienstes bei mir, um fiber die Vorbereitung des Gesprichs mit dem
Staatsratsvorsitzenden zu sprechen. Honeckers Ziel sei es, lieB er verlauten, Mifiverstidnd-
nisse auszurdumen, die in den letzten Monaten durch Ereignisse unter dem Dach der Kir-
che entstanden seien. Thm ldge daran, zu klédren, ob die Kirche noch zu den Grundsétzen
vom 6. Mirz 1978 stehe oder eine Alternative dazu sidhe. Er wolle tiber Grundorientierun-
gen sprechen, nicht iiber Einzelfragen, die mit dem Staatssekretér zu kldren seien. Die
Trennung von Kirche und Staat miisse in allem gewahrt bleiben. Es diirfe keine gegenseiti-
ge Bevormundung geben. Die Kirche moge unmif3verstandlich erkldren, was sie fiir ihre
Aufgabe halte. Sie mdge in eigener Zustindigkeit in den eigenen Reihen und Rdumen klare
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Verhiltnisse schaffen. Aber wolle sie das iiberhaupt? Der Staatsratsvorsitzende erhoffe
auch Antwort auf die Frage, wie die Kirche zur Friedenspolitik der DDR stehe, speziell zu
seinem Vorschlag eines Internationalen Treffens fiir kernwaffenfreie Zonen. SchlieBlich
deutete der Herr von der Staatssicherheit noch einige Probleme an, die vielleicht in abseh-
barer Zeit 16sbar seien und darum vom KKL-Vorsitzenden deutlich angesprochen werden
kénnten: ziviler Ersatzdienst im humanitiren Bereich, offensiver Einsatz von DDR-Medien
bei kirchlichen Veranstaltungen, Reisen aus religiosen Griinden. Vielleicht kénne die Kir-
che zur Lésung der Probleme mit den Ausreisewilligen beitragen, indem sie deutlich erkla-
re, daB sie nur humanitire Griinde gelten lasse. (66)

Am 2. Mirz konnte dann auch Staatssekretir Gysi etwas {iber Rahmen und Inhalt der
Begegnung mitteilen. Er iibermittelte, das Gesprich mit Honecker bedeute keine Authe-
bung der Erklirung von Jarowinsky. Es wiirden vom Vorsitzenden der KKL auch Ant-
worten zu den Fragen erwartet, die Jarowinsky gestellt habe. Aber es wiirde diesmal keine
. Verlesung“ geben, sondern ein Gespréch in sachlicher, aufgeschlossener und konstrukti-
ver Atmosphire werden. Ob es ein gemeinsames Kommuniqué geben werde, hdnge vom
Verlauf des Gespriches ab. Zur Abstimmung einer Presseverlautbarung stehe er zur Verfii-
gung. In seiner einfithrenden Rede werde Honecker das Friedensengagement der Kirchen
und die guten Erfahrungen im Lutherjahr 1983 sowie die positiven Folgen des Gespréchs
vom 6. Mirz 1978 wiirdigen und die Gemeinsamkeit von Christen und Nichtchristen bei
der Gestaltung der sozialistischen Gesellschaft betonen. Freimiitiges Gespréch und kon-
struktiver Dialog sollten auch kiinftig die normale Form fiir den Verkehr zwischen Kirche
und Staat sein, ohne daB es zu gegenseitiger Einmischung kommen diirfe. Dann empfahl
der Staatssekretir noch, nicht zu viel von ,Biirgern zu reden (die Kirche sei doch fiir die
Christen da!) und zu erkliren, daf die Kirche die Probleme der Ausreisewilligen nicht auf
ihren Tisch ziehen wolle. (67)

Uber das 2 ¥ stiindige Gesprich gab es keine gemeinsame Verlautbarung. Das war nach
dem Verlauf nicht méglich. Es wurde zwar von beiden Seiten die Form gewahrt, so daf3 es
in der Information des Bundes heiBen konnte: Das Gesprich ,,verlief in einer sachlichen,
offenen und freimiitigen Atmosphére®. Aber es war uniibersehbar, wie sehr sich Honecker
durch Leichs Darstellung der die Biirger beschwerenden Zustinde in der DDR verérgert
und getroffen fiihlte. Seine Entgegnung lie Souverinitét vermissen. Er entgegnete im Stil
der alles schon redenden DDR-Medien. Seine Ausfiihrungen zu den konkret angesproche-
nen Problemen liefen erkennen, wie erschreckend fern der Alltagswirklichkeit der DDR er
lebte und dachte. (68) Gysi bezeichnete Leichs Rede im Nachgesprich tiber Moglichkeiten
einer gemeinsamen Presseverlautbarung als ,,das grofle Halali*. Unser Textvorschlag war
nicht akzeptabel, weil er Probleme im Detail benannte. Es blieb also bei einer Pressemel-
dung des Staatsrats, die im wesentlichen Honeckers Darlegungen und die Ubereinstim-
mungen zwischen Staat und Kirche wiedergab. Ich kiindigte an, daB wir unsere Gemeinden
genauer und vollstdndiger informieren miifiten. (69)

Am 3. Mirz nachmittags wurde die KKL auf einer Sondersitzung tiber das Gespréch in-
formiert. Danach gab das Sekretariat eine Schnellinformation mit dem vollen Wortlaut der
Rede des KKL-Vorsitzenden heraus. Nach kurzer einleitender Wiirdigung der Friedenspo-
litik Honeckers und des Gespriachs vom 6. Mirz 1978 konzentrierte sich der Bischof aus-
schlieBlich auf Fragen, die ,.aus dem gesellschaftspolitischen Bereich kommen®, mit denen
sich die Kirche stellvertretend fiir Staat und Gesellschaft auseinandersetzen miifite, ,,weil
die eigentlichen Adressaten keine Bereitschaft zum Dialog™ signalisierten. Als Kon-
fliktpunkte wurden u. a. genannt der formalistische, administrative Umgang mit den Biir-
gern statt argumentativer Begriindung von Behérdenentscheidungen, eine unrealistische
beschdnigende Medienpolitik, Undurchsichtigkeit der Kriterien fiir Besuchsreisen, was das
Gefiihl der Rechtsunsicherheit bei den Biirgern hervorrufe. Der KKL-Vorsitzende bat er-
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neut um die Durchfiihrung der Informationsgespréiche tiber Fragen des Wehrdienstes, des
zivilen Wehrersatzdienstes, des Bildungswesens und des Umgangs mit dem Biirger. Das
wiirde eine .,Signalwirkung fiir die Zukunftserwartung vieler Biirger* auslosen. (70)

Nach der Veroffentlichung der Rede Leichs sah sich die Partei gendtigt, die offizielle
Pressemeldung durch eine achtseitige Information zu ergénzen, die auler einer Zusammen-
fassung der Ausfithrungen Honeckers seine Stellungnahmen zu den von Landesbischof
Leich aufgeworfenen Fragen enthielt. Sie vermittelte der Partei eine iibersichtliche Zu-
sammenfassung der gegenwirtigen gesellschaftlichen Konfliktpunkte mit dem Schlufite-
nor, “daf} eine weitere giinstige Entwicklung des Verhiltnisses zwischen Staat und Kirche
nicht nur ein Beitrag zur weiteren Gestaltung der entwickelten sozialistischen Gesellschaft
in der DDR ist, sondern auch zum Frieden.” (71)

Von einer ,,weiteren giinstigen Entwicklung® konnte indes zu diesem Zeitpunkt nicht
die Rede sein. Am 6. Mérz 1988 erlduterte Bischof Leich das Gesprich vom 3. Mirz 1988
in einem schon lidnger vereinbarten Interview im Fernsehen der ARD. Das vertiefte die
Verstimmung auf Seiten des Staates. Ausgerechnet am 6. Méarz kam es aulerdem vor der
Berliner Sophienkirche zu Ubergriffen der Polizei, die Ausreisewillige an der Teilnahme
des Gottesdienstes hindern wollten. Wiederholte Eingriffe in die Arbeit der Kirchenzeitun-
gen brachten weiteren Ziindstoff. Intern zog der Bund der Evangelischen Kirchen in der
DDR Bilanz mit der Herausgabe einer Arbeit von Bischof i. R. Dr. Werner Krusche ..6.
Mirz 1978 — 1988 ein Lernweg*. Im iibrigen erwies sich der 10. Jahrestag des Gespréchs
vom 6. Mirz 1978 nicht als ein Jubildumstag, der zu stolzen Bilanzen veranlafite. Die an-
fanglichen Erwartungen von Staatssekretdr Gysi wurden vollstandig enttéduscht. Die Vor-
ginge bei der Vorbereitung des Treffens am 3. Marz 1988 lieBen schon ahnen, dal} die
Stellung des Staatssekretdrs ins Wanken geraten war. Der Vertreter der Staatssicherheit,
der sich in diese Vorginge eingeschaltet hatte, lieB vorsichtig einige abfillige Bemerkun-
gen iiber die Zustinde in der ,,Maternstrafie” fallen und deutete an, da3 wir dort bald einen
besseren Gesprichspartner finden wiirden. Bei der Verabschiedung am 3. Mérz bemerkte
Honecker: ,,Der Staatssekretir fiir Kirchenfragen sei im {ibrigen diesmal nicht dabei gewe-
sen, weil zum Ausdruck gebracht werden sollte, daB es nicht alleine um einzelne Fragen
der Kirche in dieser Begegnung gegangen sei.” (72) Am 13. Juli 1988 wurde Klaus Gysi
sang- und klanglos entlassen und durch Staatssekretar Kurt Loffler ersetzt.

Loffler war in den Kirchen des Bundes nicht unbekannt. Als Sekretdr des staatlichen
Lutherkomitees hatte er sich durch zuverlissige Organisation und Entgegenkommen bei
einigen Kirchenvertretern ein gewisses Zutrauen erworben. Am Stil der Gesprache dnderte
sich grundsitzlich nicht viel. Stets war bei den Gesprachen mit dem Staatssekretdr am An-
fang eine ldngere Einschiitzung der gegenwirtigen politischen Situation anzuhdren. Sie war
bei Loffler etwas kiirzer als bei seinem Vorgiinger, dafiir desto langweiliger, weil ihr auch
der geringste Anflug von Esprit und Humor fehlte, die die langen, manchmal {iberlangen
Reden Gysis immer noch ertriaglich machten. Statt abweichlerischer Ideen, die man bei
Gysi manchmal zu horen bekam, hatte er u. U. taktische Schliche anzubieten nach dem
Motto ,,Das regeln wir unter uns Ménnern!*.

In den Sachfragen kamen wir in der letzten Phase Gysis und in der Anfangsphase Loff-
lers keinen Schritt voran. Der Vorstand gab allerdings nicht auf. Wir machten weiter mit
den alten Begriffen und mit den alten Formeln ,,Kirche im Sozialismus® und ,,Grundsitze
vom 6. Mirz 1978, obwohl immer offensichtlicher wurde, daf} sie zu einer Art von Be-
schworungsformeln geworden waren, die nichts mehr bewegten. Es fehlte eine neue Stra-
tegie. Aber wir sahen noch keine Alternative. Bei der Auswertung der Reaktionen auf das
Gespriich vom 3. Mirz 1988 am 13. April 1988 beauftragte mich also der Vorstand, ,,an
den Staatssekretir fiir Kirchenfragen heranzutreten mit der Bitte, die Informationsgespré-
che nunmehr unverziiglich in Gang zu bringen*. (73)
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Wieder begann die Reihe erfolgloser Anmahnungen der Gespriche. ,,.Der Staatsratsvor-
sitzende hitte sich am 3. Mirz 1988 dafiir auch offen gezeigt”, argumentierte ich am 12.
Mai 1988 in etwas beschénigender Auslegung der Begegnung. Herr Heinrich konterte, ,.er
lege Wert darauf festzustellen, dafl der Staat die Informationsgespréche nicht abgebrochen
habe. Angeboten worden sei ein Gespréch tiber die Militérdoktrin. Doch es habe keine
Einigung tiber die Modalitidten gegeben. Ein Gesprich tiber Wehrdienstfragen unter Betei-
ligung des Ministeriums fiir Nationale Verteidigung aber sei eben zur Zeit nicht moglich.
(74) Am 10. Juni 1988 hieB es, mit der Dialogbereitschaft konne in der gegenwirtigen Si-
tuation leicht MiBbrauch getriecben werden. Darum sei gegenwirtig grofite Zurlickhaltung
geboten, ,, gerade um die Moglichkeiten einer weiteren kontinuierlichen Entwicklung des
Verhiltnisses von Staat und Kirche nicht weiter zu gefihrden.” (75) Der Dienstantritt von
Staatssekretir Loffler und das Gesprich beim Antrittsbesuch des KKL-Vorsitzenden am
10. August 1988 brachte die Informationsgespriache ebenfalls nicht in Gang, obwohl der
Staatssekretir erklérte, ,,auch weiterhin bleibe das offene Gesprich der einzig sinnvolle
Weg zur Kldrung unterschiedlicher Positionen®. (76)

Die verhiltnism#Big ruhig verlaufene Bundessynode vom 16. bis 20. September 1988 in
Dessau nahm die Forderung der KKL auf und erklérte: ,,.Die Synode ist iiberzeugt, daB} die
kiinftige Entwicklung in unserem Lande von Dialogfihigkeit und Dialogbereitschaft in
Kirche und Gesellschaft wesentlich abhingt: Wir miissen miteinander reden lernen, damit
wir miteinander leben kénnen. Die personliche und offentliche Auseinandersetzung tiber
den kiinftigen Weg unserer Gesellschaft, aber auch unserer Kirche, darf keinen Lebensbe-
reich ausklammern.“ Sie forderte erneut Gespriche iiber Bildungswesen, Wehrdienst und
Umgang der staatlichen Stellen mit dem Biirger. (77) Arger bereitete Bischof Leichs auf
der Synode ausgesprochene Forderung einer ,,Gesellschaft mit menschlichem Angesicht™.
Honecker ging darauf ohne Namensnennung bei einer Rede zum 35. Jahrestag der Kampf-
gruppen am 25. September 1988 mit deutlichen AuBerungen des MiBfallens ein. (78)
Staatssekretir Loffler sagte nach der Bundessynode seinen fiir den 23. September vorgese-
henen Besuch bei Landesbischof Leich in Eisenach ab. (79)

Am 26. Oktober 1988 wurde ich im Auftrag des Vorstands wiederum bei Loffler vor-
stellig, um auf den Beginn der Gespriche, wie immer sie bezeichnet werden mdgen, zu
dringen. Loffler sorgte fiir einen kleinen Uberraschungseffekt. Er fragte, ,,worum es denn
in solchen Gespriichen gehen solle. Ich tiberreichte ihm daraufhin eine Kopie der Schnel-
linformation des Bundes iiber das Gesprich zwischen Vorstand und Staatssekretdr fiir Kir-
chenfragen vom 21. Mai 1987 mit dem Hinweis, daf} spitestens seit diesem Zeitpunkt be-
kannt sein miifte, woriiber die Kirchen mit den Vertretern des Staates zu sprechen
wiinschten. Auflerdem seien seitdem eine ganze Serie von Vorgesprichen gefiihrt und fiir
bestimmte Gespriiche bereits feste Zusagen gegeben worden. Loffler sagte schlieflich
,Priifung® zu, ohne sich festzulegen. (80)

Uberschattet wurden in der zweiten Hilfte des Jahres 1988 alle Versuche, zu den ge-
planten Sach- oder Informationsgesprichen zu kommen, durch die Auseinandersetzungen
tiber die Kirchenpresse, woriiber Bischof Leich mit dem Staatssekretdr und dem Leiter des
Presseamtes beim Ministerrat, Dr. Blecha, am 10. August und am 13. Oktober 1988 ohne
wesentlichen Erfolg Gespriiche fiihrte. (81) Am 29. November 1988 holte Loffler seinen
Besuch bei Landesbischof Leich in Eisenach nach. Dabei lieB3 er verlauten, die besonderen
Ereignisse in der Berlin-Brandenburger Kirche blockierten die Sachgespriche. Er, der
Staatssekretiir, brauche Erfolge, sonst kénne er sich im Ministerrat nicht durchsetzen. Zei-
chen der Bereitschaft, die Gespriiche in Gang zu bringen, zeigte er nicht. (82) Beim letzten
Gespriich im Jahr 1988, das ich am 20. Dezember 1988 mit Hauptabteilungsleiter Heinrich
fithrte und in dem ich die ausstehenden Gespridche wieder in Erinnerung brachte, iiber-
raschte Herr Heinrich mich mit der Erkldarung, ,,das solle mit dem Staatssekretir direkt be-
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sprochen werden. Es falle nicht in seine Zusténdigkeit. Aber ich konne mich mit allen
Fragen weiterhin an ihn wenden, er werde mir die zustindigen Gesprédchspartner nennen.
(83)

Angesichts dieser Erfahrungen mit dem Staatssekretar und seiner Dienststelle tiberrascht
der Vermerk im Protokoll tiber die 120. Sitzung der KKL in der DDR am 11./12. Novem-
ber 1988, TOP 6:

,.Stolpe zieht folgendes Fazit aus seinen in den letzten Wochen mit staatlichen Vertre-
tern gefiihrten Gespréchen:

1. In Grundsatzfragen hat es noch nie eine solche Offenheit gegeben wie zum gegenwirti-
gen Zeitpunkt.

2. In praktischen Fragen ist die Lage so kompliziert wie etwa 1968.

3. Auf den Kreis- und Bezirksebenen gibt es jedoch konstruktive Gespréche.

Dr. Demke bestitigt dieses Fazit und betont:

— daB von den Wissenschaftlern eine griindliche Vorbereitung des Dialogs erfolge;

—und daB Perestroika auch ein harter Gang fiir die Kirchen werden wiirde.

In der Aussprache wird u. a. darauf hingewiesen, daf in den Gemeinden auch zu beobach-

ten ist, daB das Verstindnis fiir Reizthemen und die Bereitschaft abnimmt, die von den

Gruppen heifigehaltenen Auseinandersetzungen mitzutragen.” (84)

Der Vermerk zeigt die ganze Zwiespiltigkeit der Situation Ende des Jahres 1988. Er ldft

verstindlich werden, daB der Vorstand trotz einer briisken Ablehnung der Sachgespriche

am 6. Januar 1989 durch den Staatssekretir am 23. Februar 1989 einen neuen Vorstoll zur

,.Beendigung der Sprachlosigkeit* unternahm und etwas vorsichtig und zogernd beschlof:

,,Der Vorstand stimmt zu, daB der Leiter des Sekretariates sondiert, ob noch vor der Bun-

dessynode ein Grundsatzgesprich sinnvoll und méglich wire.* (85)

7. 19. Oktober 1989 — Raum fiir innergesellschaftlichen Dialog

Die Sondierungen stieBen auf die bekannte Hinhaltetaktik und waren so erfolglos wie in
den Jahren zuvor. Zwar wurde auch bei einem Gespridch mit dem neuen Leiter der Arbeits-
gruppe Kirchenfragen beim Zentralkomitee der SED, Peter Kraufer, die Notwendigkeit des
Dialogs betont. (86) Doch der Staatssekretdr mied das offizielle Gespriach mit den verant-
wortlichen Gremien des Bundes. Statt dessen entwickelte er eine eifrige Besuchstitigkeit
und fiihrte Einzelgesprache mit Bischofen, Synodalen, in kirchlichen Institutionen, Ge-
meinden, ja sogar mit speziellen Gruppen. Am 9. Mérz 1988 erklarte er, ,,dal er im Au-
genblick iiberhaupt das kollektive Gesprich vermeiden wolle, auch tber den KSZE-
ProzeB.“ Er sage darum auch das fiir den 13. Mérz 1989 bereits vereinbarte Gesprdch mit
den Chefredakteuren der Kirchenzeitungen ab und biete nur Einzelgespriche an. (87) Auf
die in ermiidender Wiederholung angemahnten Informationsgespridche war er nicht an-
sprechbar. Dafiir wurde bekannt, Margot Honecker habe schulpolitische Fragen mit CDU-
Mitgliedern beraten, und Verteidigungsminister Heinz Kefler habe in CDU-Kreisen iiber
die Verteidigungspolitik gesprochen, was beide mit KKL-Vertretern nicht konnten. (88)

In dieser Situation unternahm der Greifswalder Bischof einen Vorstofy auf eigene Faust.
Ohne vorherige Abstimmung mit dem Bund und den anderen Gliedkirchen lud er den
Staatsratsvorsitzenden zur Wiedereinweihung des Greifswalder Doms am 11. Juni 1989
ein. Er hoffte, damit den seit dem 3. Marz 1988 faktisch abgerissenen Gesprichsfaden und
die Verbindung zum Staatsratsvorsitzenden neu kniipfen zu kénnen. Innerhalb der KKL
fithrte dieses Vorgehen zu erheblichen Spannungen. Sie wurden noch erhoht, als Bischof
Gienke seinen Dankbrief an Honecker verdffentlichen liel und darin die Berichterstattung
tiber die Domeinweihung in einigen Kirchenzeitungen kritisch beurteilte. Fiir den Staatsse-
kretir aber war der erste Besuch Honeckers in einem Gottesdienst anldfllich der Greifswal-
der Domeinweihung ein Erfolg. Die Gespriche seien wieder in Gang gekommen. ,,Dazu
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habe die Domeinweihung in Greifswald wesentlich beigetragen.” ,,Wir miifiten jetzt die

Briicke vorsichtig und behutsam beschreiten, die die Sprachlosigkeit iiberwindet.” (89) Er

bot fiir Ende August / Anfang September, also noch vor der Bundessynode, ,.ein erstes der

dringend gewiinschten Gespriche® an. Es solle eine Gesprichsrunde tiber den KSZE-

ProzeR mit Auswertung der Nachfolgetreffen in Wien, Bukarest und Paris werden. Bischof

Leich erinnerte sofort daran, daB der Bund Gespriche iiber drei Bereiche, namlich Bil-

dungsfragen, Wehrdienstfragen und Menschenrechtsfragen angemeldet habe. Er gehe da-

von aus, daB im Rahmen des KSZE-Gespriches auch iiber Menschen- und Biirgerrechts-
fragen gesprochen werde. Die Betonung der menschlichen Dimension in den Beschliissen
von Wien legte das nahe. Loffler bejahte das. AuBerdem erklérte Leich, ,.ein behutsames

Beschreiten der Gesprichsbriicke konne nicht bedeuten, daBl von uns Sachfragen, die be-

schwerlich sind, verschwiegen werden.* (90) Das Gespréch tiber KSZE-Fragen wurde fiir

den 12. September 1989 angesetzt. Doch schon in den vorbereitenden Absprachen erklarte
mir Dr. Wilke am 4. August, daB} es um die Erlduterung der Beschliisse von Wien und Bu-

karest gehe, nicht aber um anstehende aktuelle Fragen unserer Biirger. (91)

Inzwischen waren die gesellschaftlichen Spannungen enorm gestiegen. Biirgerrechts-
gruppen prangerten Wahlmanipulationen bei der Kommunalwahl am 7. Mai 1989 an. Die
KKL gab am 3. Juni 1989 eine Erklarung zu den Wahlmanipulationen ab und forderte
schnelle konkrete und wahrhaftige Aufklarung sowie die Weiterentwicklung des Wahlver-
fahrens und eine ,,Stirkung des Rechts* iiberhaupt. (92) Am 6. Juni 1989 wurden auf dem
- Weg zur Chinesischen Botschaft Demonstranten verhaftet, die einen Protest gegen die blu-
tige Niederschlagung der Studentenbewegung auf dem Platz des Himmlischen Friedens in
Peking tibergeben wollten. (93) Die Ausreisewelle schwoll beéingstigend an.

Auf dem Hintergrund dieser Entwicklung gratulierte Landesbischof Leich dem er-
krankten Staatsratsvorsitzenden in einem Handschreiben zum 77. Geburtstag. Er regte
darin ein Gesprich ,,auBerhalb von protokollarischen und pressewirksamen Verpflichtun-
gen” an, dessen Teilnehmer und Rahmen der Staatsratsvorsitzende bestimmen sollte. (94)
Darauf gab es zunichst kein Echo. Am 1. September erklérte Staatssekretér Loffler viel-
mehr, auch das fiir den 12. September vorgesehene Gesprich tiber den KSZE-Prozef3 kon-
ne zum gegenwirtigen Zeitpunkt nicht stattfinden. Die Verhandlung von KSZE-Fragen
konne die Losung aktueller Probleme augenblicklich eher verhindern. Die DDR kénne
keine Losung akzeptieren, die der Vertragslage zwischen der DDR und der Ungarischen
Volksrepublik widerspreche. Es wurde nicht ausgesprochen, aber gemeint war das Verhal-
ten der ungarischen Behorden gegeniiber Reisenden aus der DDR, die {iber die ungarisch-
dsterreichische Grenze nach Westdeutschland zu gelangen suchten. (91) Die Ausreisewelle
veranlaBte die KKL, sich mit einem Schreiben vom 4. September 1989 an den Staatsrat der
DDR zu wenden. Sie benannte darin Ursachen fiir die gegenwirtigen gesellschaftlichen
Spannungen und Erfordernisse fiir ihren Abbau. Wortlich heilit es in dem Schreiben:

..Die Konferenz ... sicht eine wesentliche Ursache fiir die Ausreiseantrége darin, da3 von
den Biirgern erwartete und lingst iiberfillige Verénderungen in der Gesellschaft verweigert
werden. Sie hilt es fiir unabdingbar und dringlich, in unserem Land einen ProzeB in Gang
zu setzen, der die miindige Beteiligung der Biirger an der Gestaltung unseres gesellschaft-
lichen Lebens und eine produktive Diskussion der anstehenden Aufgaben in der Offent-
lichkeit sichert und Vertrauen zur Arbeit der staatlichen Organe erméglicht.

Wir bitten deshalb erneut und dringlich darum,

— offene und wirklichkeitsnahe Diskussionen iiber die Ursachen von Unzufriedenheit und
Fehlentwicklungen in unserer Gesellschaft zu fithren und sie nicht sogleich durch ste-
reotype Belehrungen oder sogar Drohungen abzuweisen;

— kritische Einwinde der Biirger aufzunehmen und so zu berticksichtigen, dal3 sie in er-
kennbaren Verinderungen wirksam werden, die allen zugute kommen;
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— auf zutreffende Informationen in allen Bereichen von Politik und Wirtschaft und auf
eine realistische Berichterstattung in unseren Medien hinzuarbeiten, die nicht im Wider-
spruch zu dem stehen, was der Biirger Tag fiir Tag selbst sieht und erlebt;

— darauf hinzuwirken, daB alle Behorden jeden Biirger als mitverantwortlichen Partner
respektieren und ihn nicht als Untergebenen bevormunden;

_ fiir alle Biirger, unabhéingig von verwandtschaftlichen Beziehungen, Reisemdglichkei-
ten in andere Linder zu erdffnen;

_ allen ehemaligen DDR-Biirgern, die in ein anderes Land tibergesiedelt sind, die Riick-
kehr offiziell zu ermoglichen.”

Die KKL kiindigte an, daB der Wortlaut des Schreibens ab 9. September 1989, 17.00
Uhr, den Gemeinden bekannt gegeben werde. Im Begleittext forderte sie die Gemeinde-
glieder wiederum auf, die DDR nicht zu verlassen, weil jeder gebraucht werde. (92).

Am 7. September morgens erschien Staatssekretir Loffler in Eisenach, um den KKL-
Vorsitzenden im Namen von Dr. Jarowinsky zu bitten, er mdge doch priifen, ob die Verof-
fentlichung des Briefes durch Bekanntgabe an die Gemeinden vermieden werden konne.
Gespriche in den von der Kirche erbetenen Bereichen wiirden zugesagt. (93) Dieser plum-
pe Beeinflussungsversuch konnte vom KKL-Vorsitzenden nur zur Kenntnis genommen
werden.

Die Bundessynode vom 15. bis 19. September 1989 in Eisenach prézisierte die im
Schreiben der KKL genannten Ursachen fiir die gegenwirtigen gesellschaftlichen Span-
nungen und die nétigen Schritte zu ihrer Uberwindung. In ihrem Beschlul vom 19. Sep-
tember heift es:

., Wir brauchen:

— ein allgemeines ProblembewuBtsein dafiir, da} Reformen in unserem Land dringend
notwendig sind;

— die offene und offentliche Auseinandersetzung mit unseren gesellschaftlichen Proble-
men;

— jeden fiir die verantwortliche Mitarbeit in unserer Gesellschaft;

— Wabhrhaftigkeit als Voraussetzung fiir eine Atmosphiire des Vertrauens;

— verantwortliche pluralistische Medienpolitik;

— demokratische Parteienvielfalt;

— Reisefreiheit fiir alle Blirger;

— wirtschaftliche Reformen;

— verantwortlichen Umgang mit gesellschaftlichem und persénlichem Eigentum;

— Moglichkeit friedlicher Demonstrationen;

— ein Wahlverfahren, das die Auswahl zwischen Programmen und Personen ermoglicht.”

94)

Das konnten Partei und Staat nur als ein politisches Aktionsprogramm verstehen, auch
wenn die Synode beteuerte: ,,Wir wollen mithelfen, dah Menschen auch in unserem Lande
gerne leben.* Die Konfrontation war nicht mehr zu verschleiern. Der KKL-Vorsitzende
war auch nicht gewillt, das zu tun. In seiner Rede in Jena am 5. Mérz 1989 hatte er sich
von der Formel ,.Kirche im Sozialismus* distanziert. Anfang Oktober weigerte er sich, am
Empfang zum 40. Jahrestag der DDR teilzunehmen. Die Konferenz beschlol am 6. Okto-
ber 1989, ,.sich jeglicher Teilnahme an dem Empfang zum 7. Oktober zu enthalten™. Der
Vorstand erhob jedoch Bedenken gegen einen ,.totalen Abbruch der Beziehungen® und
schlug der KKL vor, entweder Dr. Demke und Ziegler oder Stolpe und Ziegler zum Emp-
fang am 7. Oktober 1989 zu entsenden. Die KKL entschied sich fiir Variante zwei. So sa-
Ben denn Herr Stolpe und ich wihrend des Empfangs im Palast der Republik mit Herrn Dr.
Jarowinsky und Herrn Loffler an einem Tisch und erlebten die kithle Verabschiedung von
Gorbatschow, der den Festakt vorzeitig verlassen mufite. Wir nutzten auch diese Gelegen-
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heit, besonders an Jarowinsky zu appellieren, die offene Aussprache {iber die brennenden
Probleme mit den Biirgern zu beginnen. Es blieb bei den stereotypen Argumenten, daf} das
alles nur angeheizt sei von feindlichen Elementen innerhalb und auBerhalb des Landes.
Loffler verabschiedete mich an diesem Tag mit der vieldeutigen Bemerkung, ich solle
nicht denken, daB Peking so weit entfernt sei, wie es geographisch erscheint. (95)

Mit Appellen an die Einsicht der Regierenden war nichts mehr in Bewegung zu bringen.
Inzwischen aber hatten die groBen Demonstrationen begonnen, zuerst Ende September in
Leipzig im Anschluff an die Friedensgebete in der Nikolaikirche. Wihrend des Festemp-
fangs zum 40. Jahrestag der DDR am 7. Oktober 1989 gab es Demonstrationen in Berlin,
Leipzig, Dresden und anderen Stidten. Am 9. Oktober 1989 demonstrierten 70.000 Men-
schen in Leipzig. Am selben Tag kam es in Berlin wie schon am 7. Oktober hinter dem
Palast der Republik vor der Gethsemanekirche zu gewaltsamen Ubergriffen der Polizei
gegen Demonstranten. Die Unruhen im Lande drohten zu eskalieren.

Angesichts dieser Entwicklungen besann sich Honecker auf das Gespréchsangebot des
KKL-Vorsitzenden. Am Freitag, 13. Oktober gegen Mittag iiberbrachte der persdnliche
Referent des Ersten Sekretirs der Bezirksleitung der SED Erfurt Landesbischof Leich die
Nachricht, als Gespridchstermin mit dem Vorsitzenden des Staatsrates sei der 19. oder 20.
Oktober 1989, 11.00 Uhr vorgesehen. Wegen anderer dienstlicher Verpflichtungen bat Bi-
schof Leich, zu priifen, ob eine Terminverschiebung méglich sei, notfalls aber wiirde er
auch am 19. Oktober fiir das Gesprich zur Verfiigung stehen. Am Wochenende war die
Terminfrage nicht mehr zu regeln. Am 16. Oktober informierte mich Bischof Leich telefo-
nisch und bat um Klirung der Modalitdten. Bischof Hempel habe von der Bezirksleitung
der SED Dresden gehort, es solle ein Gesprich mit dem Vorstand werden.

Eine inhaltliche Vorbereitung war unter den gegebenen Umstanden nicht moglich. Sie
war auch nicht nétig. Woriiber wir zu sprechen wiinschten, war durch den Brief der KKL
an den Staatsrat vom 4. September und durch den Synodenbeschlufl vom 19. September
1989 hinreichend bekannt. Ort und Teilnehmer des Gespréchs waren am 16. 10. 1989 noch
nicht festgelegt. Am Abend des 17. Oktober erschien wie schon vor dem Gesprich am 3.
Mirz 1989 wieder ein Vertreter des Staatssicherheitsdienstes bei mir. Am 18. Oktober
tagte planméBig der Vorstand. Alles tberstiirzte sich so, daf} ich nicht einmal dazu kam,
meine bewihrten Notizzettel zu schreiben. Ebenso tiberstiirzten sich die Ereignisse auf der
politischen Biithne. Am 18. Oktober trat Erich Honecker von allen Amtern zuriick. Egon
Krenz wurde zum Generalsekretir des Zentralkomitees der SED gewdhlt und der Volks-
kammer als Staatsratsvorsitzender und als Vorsitzender des Nationalen Verteidigungsrates
vorgeschlagen. Ein Gesprach mit Honecker ertibrigte sich dadurch einen Tag vor dem an-
gesetzten Termin. Am 18. Oktober um 15.15 Uhr aber teilte mir Staatssekretdr Loffler tele-
fonisch mit, der neue Generalsekretir wolle den Termin wahrnehmen und lade zum 19.
Oktober, 14.00 Uhr zum Gespréch in SchloB3 Hubertusstock ein. Um 12.15 Uhr wiirden die
vier fiir das Gesprich vorgesehenen kirchlichen Vertreter in der Auguststral3e 80 zur Fahrt
nach Hubertusstock abgeholt. Uns blieb vor Dienstschlufl gerade noch Zeit, die KKL-
Mitglieder telefonisch zu benachrichtigen und ihnen fiir den 19. Oktober, 17.30 Uhr ver-
traulich eine Information ,,iiber ein wichtiges Gesprich* anzubieten. (96)

Das Gesprich in Hubertusstock verlief in einer lockeren Atmosphére. Krenz zeigte ver-
standlicherweise kleine Unsicherheiten in seiner neuen Funktion. Er erklérte freimiitig, dafl
er den Umgang mit ,,geistlichen Herren” nicht gewohnt sei, weil er seit seiner Konfirmati-
on mit Pastoren nichts zu tun gehabt habe. Zur Lockerung lud er zunéchst zu einem kleinen
Fernsehspaziergang” durch den Park des Jagdschlosses ein. Dabei entstanden die Fotos,
die am nichsten Tag durch die Presse gingen. Anonym wurde mir spéter eines dieser Zei-
tungsbilder mit der Aufschrift ..Gott segne ,den Fiihrer™ zugesandt. Das zeigte, dal} in der
Bevolkerung diese Begegnung nicht iiberall Zustimmung fand. Das wuflte auch Krenz. Er



58

hatte die Begegnung von 11.00 auf 14.00 Uhr verlegen lassen, weil er nach seinem Amts-
antritt nicht als erstes mit Vertretern der Kirche reden wollte. So besuchte er vormittags
zusammen mit Giinter Schabowski zuerst einmal die Arbeiter im Werkzeugmaschinen-
kombinat ,,7. Oktober in Berlin. (97)

Inhaltlich war nach den gegebenen Umstinden von diesem Gespréch von vornherein
nicht viel Neues zu erwarten. Krenz wollte zweifellos ein Zeichen fiir ,.ein neues Kapitel
konstruktiver Zusammenarbeit von Staat und Kirche® und fiir eine ,,aufrichtige” Dialogbe-
reitschaft setzen. Er hatte aber im {ibrigen leichtes Spiel, weil er gegeniiber allen konkreten
Anfragen der Kirchenvertreter darauf verweisen konnte, daf} er ja erst einen Tag im Amt
sei. Fairerweise mufite ihm fiir die Einarbeitung eine Schonzeit zugestanden werden. Uber
das Gesprich wurde eine Pressemitteilung verdffentlicht, die am Ende der Begegnung be-
sprochen worden war. Das Sekretariat des Bundes gab sie zusammen mit einer Schnellin-
formation weiter, in der zusammenfassend iiber die Gesprachsbeitrdge der Kirchenvertreter
unterrichtet wurde. Sie bewegten sich im Rahmen des Briefes der KKL und des Beschlus-
ses der Bundessynode. In der Pressemitteilung wurde wie {iblich bekannt gegeben, wer
auBer Krenz und Leich an der Begegnung teilgenommen hatten: Dr. Jarowinsky, Staatsse-
kretir Frank-Joachim Herrmann und Staatssekretir Loffler auf staatlicher Seite, Dr. Dem-
ke, Konsistorialprisident Stolpe und Oberkirchenrat Ziegler als Begleiter von Landesbi-
schof Dr. Leich. Eine Gespriachsnachschrift wurde in diesem Fall im Sekretariat des Bun-
des nicht angefertigt. Unter dem Druck der téglich neuen Ereignisse zeigte niemand dafiir
ein weitergehendes Interesse. Es blieb bei meinen umfangreichen stenografischen Notizen.
(98) In den dort erfaBten kurzen Gespriichsbeitragen von Jarowinsky und Loffler fiel mir
auf, daB sie weder neue Gedanken enthielten noch einen neuen Geist verspiiren lieen.
Auch Krenz gab sich noch fest davon iiberzeugt, daf bei der bevorstehenden Umgestaltung
der Gesellschaft der SED die Fithrungsrolle zukomme. Von Dialog war viel die Rede.
Doch die Voraussetzung dafiir sei, da Ruhe und Ordnung im Lande herrsche. Dazu sollten
die Kirchen mit beitragen. ,,Man kann doch nicht jeden Montag auf die Stralie gehen, wenn
man Dialog will.* (99)

Lange Zeit, um eine ,,aufrichtige” Dialogpolitik zu entwickeln, blieb Egon Krenz nicht.
Am 7. November 1989 trat die Regierung Stoph zuriick. Am 9. November 6ffnete sich die
Berliner Mauer. Am 13. November wurde Hans Modrow zum neuen Ministerprisidenten
gewihlt. Am 1. Dezember strich die Volkskammer den Fithrungsanspruch der SED aus der
Verfassung der DDR. Am 3. Dezember traten das Politbiiro und das Zentralkomitee der
SED zusammen mit ihrem Generalsekretéir Egon Krenz zuriick. Am 6. Dezember war auch
die kurze Amtszeit des Staatsratsvorsitzenden Krenz zu Ende.

Aber den Staatssekretir fiir Kirchenfragen gab es noch. Er entwickelte nach der Begeg-
nung in Hubertusstock plétzlich wieder einen grofien Gesprichseifer und erinnerte sich
auch, wo die Ansprechstelle fiir den Bund der Evangelischen Kirchen in der DDR zu fin-
den war. Am 27. Oktober 1989 kam er in das Sekretariat des Bundes und offerierte gleich
drei bereits terminierte Sachgespriche: Gesundheitswesen (6. November 1989); Volksbil-
dung (15. November 1989); Energie und Umwelt (24. November 1989). Weitere Sachge-
spriche iiber Umweltschutz (Miilldeponien), Baufragen und Konsequenzen der KSZE-
Nachfolgetreffen fiir die Losung von Biirgerrechtsfragen (Rechtssicherheit, Wahlen, Rei-
semoglichkeiten) konnten vorbereitet werden. Neben den Sachgesprichen, die er jetzt wohl
zu unterscheiden wuBte von den Informationsgesprichen, bot er solche zu Themen an, die
die Kirche wiinsche, wie z. B. iiber Wirtschaftspolitik, Sozialpolitik oder Militardoktrin.
(100)

Am 1. November 1989 gaben Dr. Jarowinsky und Staatssekretdr Loffler in einem ver-
traulichen Gespridch mit Landesbischof Dr. Leich und mir weitere Erlduterungen zu den
geplanten Sachgesprichen. Loffler warf dabei die Frage auf, ob wir die Offentlichkeit dar-
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iiber informieren sollten. Ich muBte ihn darauf hinweisen, daf er selbst das bereits bei der
Tagung des Regionalausschusses der Christlichen Friedenskonferenz am 28. Oktober 1989
getan habe, wie der Presse zu entnehmen sei. Der weitere Verlauf des Gespréches zeigte,
worum es Dr. Jarowinsky wirklich und hauptsichlich ging. Er wollte die Hilfe der Kirchen
gewinnen, um die Demonstrationen zu beenden. Sie seien mit unkalkulierbaren Risiken
verbunden und konnten schnell zu unkontrollierten gewalttdtigen Eruptionen fithren. Er
begriindete seinen Appell mit einer eindringlichen Schilderung der katastrophalen Lage der
Volkswirtschaft und der Gefihrdung der inneren Sicherheit. Er ging auch auf einzelne Fra-
gen aus dem Gespréch in Hubertusstock ein und versicherte, daf} an einer Reiseverordnung
und an der Anderung des Wahlgesetzes gearbeitet werde. Aber alles brauche Zeit, und ,,wir
brauchen Dialog auch iiber Fragen, fiir die wir noch keine Antwort haben.“ Unter die
heiklen Fragen der Vergangenheit, das habe Egon Krenz schon in Hubertusstock zum Aus-
druck gebracht, solle ein SchluBstrich gezogen werden. ,,Wir suchen Mitwirkung fiir nach
vorn gerichtete Aktionen.“ ,,Worum es jetzt geht, ist nicht, letzte Wahrheiten zu suchen,
sondern bessere Losungen.“ Bischof Leich konnte nur daran erinnern, daf die Kirchen seit
langem den offenen Dialog gesucht hitten, ohne sofort fertige Losungen zu fordern, und
daB sie immer fiir Gewaltlosigkeit und Sachlichkeit eingetreten seien und das auch in der
gegenwirtigen Situation weiter tun wiirden. (101)

8. Recht statt Gunsterweise

Die Serie der Sachgespriche begann am 6. November 1989 zwischen dem Gesundheitsmi-
nister und den Vertretern des Diakonischen Werkes in der DDR. Ausgangspunkt war der
Vorschlag des Direktors des Diakonischen Werkes, Dr. Petzold, Bausoldaten in Einrich-
tungen des Gesundheits- und Sozialwesens einzusetzen, um den Mitarbeitermangel auszu-
gleichen. Die KKL hatte Dr. Petzold auf ihrer Sondersitzung am 1. November 1989 mit auf
den Weg gegeben, er solle nachdriicklich darauf hinweisen, daB es ein Arbeitsgespréch,
nicht aber ein repréisentatives Gespréch sei und dafl mit dieser Beratung die generellen Fra-
gen eines Wehrersatzdienstes im zivilen Bereich nicht erledigt seien. (102) Konferenz und
Sekretariat sammelten weiter Themen und berieten tiber die Zusammensetzung der Ge-
spriachsgruppen. Am 13. November hatte ich dem Staatssekretir Themen fiir acht Sachge-
sprache zu tibermitteln und ihm anzukiindigen, dafi die Konferenz im Januar 1990 Themen
fiir Informationsgespriiche nennen werde. Die KKL hatte eine ganze Reihe solcher Themen
schon formuliert, wie z. B. Sozialismustheoriedebatte, Demokratie und Fithrungsrolle der
SED, Subventionspolitik, Handelspolitik und Wahrung u. a.. Ich hatte sie noch nicht be-
kannt zu geben, weil die KKL den Sachgespriachen Vorrang geben wollte. Am 11. Novem-
ber hatte die KKL auBerdem beschlossen: ,,Die Gespriche werden zukiinftig als ,,Regie-
rungsgespriache und ,,Gespriche deklariert. Aus der Kritikphase gilt es nun in die schwe-
rere konstruktive Vorschlagsphase einzutreten.” (103)

Die KKI. wurde sich allm#hlich bewuft, daB die Zeit der durch den Staatssekretdr fiir
Kirchenfragen vermittelten Sach- und Informationsgesprdche im Grunde vorliber war.
Schon am 1. November 1989 stellte sie auf ihrer Sondersitzung fest, ,.daf} die Stellvertre-
terfunktion der Kirche unter den gegebenen Bedingungen nicht mehr so gegeben ist wie
bisher. Am 14. November wandte sich der KKL-Vorsitzende an den neuen Ministerprési-
denten Hans Modrow, um ihm ,,zur zukiinftigen Zusammenarbeit zwischen der Regierung
der DDR und dem Bund der Evangelischen Kirchen folgende Anregung zu unterbreiten:
Grundsitzlich sollte es den Kirchen zugestanden sein, fiir sie wichtige Sachfragen direkt
den jeweils zustidndigen Staatsorganen zu unterbreiten. ... Darliber hinaus halten wir die
Einrichtung einer Verbindungsstelle beim Vorsitzenden des Ministerrates zu den Kirchen
fiir angemessen.* (104)

Das zweite Sachgesprach zum Bereich Volksbildung fand am 15. November 1989 statt.
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Es verlief dank dessen, daB die Akademie der Pidagogischen Wissenschaften und nicht das
Ministerium fiir Volksbildung die eigentlichen Gesprichspartner stellten, zur Zufriedenheit
der beteiligten Kirchenvertreter. Grundsatzfragen der Erziehungspolitik konnten sachlich
angesprochen und gemeinsame Weiterarbeit an Einzelproblemen verabredet werden. Be-
merkenswert an diesem Sachgesprich, das auf gute Entwicklung fiir die Zukunft hoffen
lieR, war eine Grundsatzerkldrung, mit der der Staatssekretdr fiir Kirchenfragen die Ver-
sammlung erdffnete. Er erklirte: ,,Entgegen seinem staatlichen Auftrag hatte der Staatsse-
kretir fiir Kirchenfragen bisher die verbindliche Weisung, alle Wiinsche der Kirchen in der
DDR nach Gespriichen zu bildungspolitischen Fragen abzulehnen, insbesondere solche mit
dem Ministerium fiir Volksbildung und der Akademie der Padagogischen Wissenschaften.
Die Dienststelle des Staatssekretiirs fiir Kirchenfragen wurde damit zum Vollzugsorgan
einer willkiirlichen Festlegung, der zufolge Bildungsfragen ,die Kirchen nichts angehen®.
Die bloBe AuBerung aus kirchlichen Kreisen zu bildungspolitischen Problemen wurde
durch die zustindigen Volksbildungsorgane als Einmischung verdachtigt und mit Nichtbe-
antwortung geahndet. Der staatliche Auftrag der Dienststelle, im Sinne der Verfassung der
DDR eine Koordinierungs- und Vermittlungsinstanz von Staat und Kirche zu sein, wurde
in den vergangenen Jahren zunehmend ersetzt durch den Auftrag, Gesprichsverweigerung
zu begriinden und Ermahnungen zu formulieren. ... (105) Nach dem Eingestdndnis einiger
Fehler folgte dann ein Programm fiir die notwendige Reform des Bildungswesens, das der
Staatssekretir mit den Worten schloB: ,,Der Staatssekretdr fiir Kirchenfragen und seine
Mitarbeiter haben diese Vorschlige zahlreichen Gesprachen mit kirchlichen Vertretern
entnommen und halten sie filir {ibereinstimmend mit dem Ideal einer radikal erneuerten
sozialistischen Gesellschaft und dem ihr geméfen humanistischen Bildungswesen.” (106)

Bekenntnisse einer befreiten Opfers? Es muf} auf jeden Fall ein Lernprozef3 tief im Inne-
ren des Staatssekretirs gewesen sein, der ihn zu diesem Schlufsatz kommen lie. Vorher
war davon nie das Geringste nach auflen gedrungen! Am 18. November 1989 wurde Kurt
Loffler entlassen. Als ,.Stellvertreter des Vorsitzenden des Ministerrates fiir Kirchenfra-
gen* wurde Lothar de Maziére Ansprechpartner der Kirchen. Am 1. Januar 1990 wurde aus
der Dienstelle des Staatssekretiirs fiir Kirchenfragen das ,,Amt fiir Kirchenfragen®. In der
offiziellen Mitteilung hieB es am Schluf: ,,Die Funktion des Hauptabteilungsleiters gibt es
nicht mehr.” (107)

Die KKL wandte sich mehr und mehr den Gebieten zu, die in dem gesellschaftlichen
Umbruch einer Neugestaltung bedurften. Im Dezember 1989 und Januar 1990 beriet sie
iiber lange Listen der ,,zu erwartenden Veridnderungen® und tiber die Ubernahme von Ver-
antwortung im gesellschaftlichen Bereich. Die Kirchen waren jetzt gesuchter Gesprichs-
partner. Es war schwer, allen Erwartungen gerecht zu werden und immer Gesprichspartner
fiir die unzihligen Arbeitsgruppen verschiedenster Ministerien zu benennen. Die Kirchen
waren nun aber auch nur Gesprichspartner unter anderen. Von ihnen wurden sachkundige
Beitrige zur gesellschaftlichen Verinderung erwartet. Gleichzeitig mufiten die Beziehun-
gen zwischen Staat und Kirche neu geordnet werden. Die Kirchen mufiten darum auch
Forderungen im eigenen Interesse erheben. Rechtsgrundlagen fiir geordnete Verhiltnisse
zwischen Staat und Kirche waren gemeinsam zu erarbeiten und auszuhandeln, nicht aber
als Gunsterweise eines Staatsoberhauptes zu erbitten. Fiir ,,Spitzengespriche” bisheriger
Art gab es in der sich neu gestaltenden Gesellschaft keinen Bedarf mehr.

9. Ein Fazit

Deutlicher als den Handelnden im Ablauf des Geschehens wird es in der Riickschau offen-
bar, in welcher Weise die Kirchen durch das letzte Jahrzehnt der DDR hindurch von den
Staatsorganen hingehalten wurden und welch einer Ausdauer es bedurfte, nicht zu resignie-
ren, sondern immer neue Ansitze zu suchen. Die KKL hat die Zielstellung ihrer Ge-
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sprichsbemiihungen mit den Staatsorganen durchgehalten. Das zeigt u. a. ein Vergleich der
bei den Spitzenbegegnungen gehaltenen Reden der KKL-Vorsitzenden. Die Synode des
Bundes der Evangelischen Kirchen in der DDR erklérte in ihrer Stellungnahme zum Ge-
sprich vom 6. Mérz 1978: ,,.Die Synode begriifit, daB das seit langer Zeit notwendige Ge-
sprach zwischen dem Vorsitzenden des Staatsrates und dem Vorstand der KKL am 6.
Mirz. 1978 zustande gekommen ist und dabei neben innerkirchlichen Sachfragen auch
einige Grundprobleme des Zusammenlebens der Menschen in unserer Gesellschaft ange-
sprochen werden konnten. Wir sehen in diesem Vorgang eine Verwirklichung dessen, dal3
es der Kirche nie nur um die eigenen Belange gehen darf.* (108) Allerdings ist eine deutli-
che Entwicklung festzustellen. ,,Neben innerkirchlichen Sachfragen™ wurden am 6. Mérz
1978 ,.einige Grundprobleme des Zusammenlebens der Menschen in unserer Gesellschaft
angesprochen®. In der Begegnung am 3. Mirz 1988 konzentrierte sich der KKL-
Vorsitzende ganz auf die gesellschaftlichen Probleme, die alle Blirger beunruhigten und
belasteten. Als spezielle kirchliche Sachfrage konnte hochstens bewertet werden, dall er-
neut die Verwirklichung der Chancengleichheit aller Biirger im Bereich der Volks-, Fach-
und Hochschulbildung gefordert wurde. Die Kirchen des Bundes sind in diesem Jahrzehnt
immer stirker in eine Stellvertreterrolle hinein gewachsen, die sie von sich aus nicht ge-
sucht hatten. (109)

Die Ankniipfungspunkte, die als gesprichsvermittelnde Briicke genutzt wurden, blieben
mit unterschiedlicher Akzentuierung weithin dieselben: Die Verantwortung fiir das Wohl
des Menschen, der ,,immer zugleich Staatsbiirger und Trager einer Grundiiberzeugung ist*
(110), eine gemeinsame Friedensverantwortung, Einsatz der Kirchen in der Okumene und
in der Diakonie. Die Betonung dieser Gemeinsamkeiten, meist in den Eingangspassagen
der Reden, war mehr als eine taktische captatio benevolentiae. Es gab punktuelle Uberein-
stimmungen, iiber die man sich bei aller Kritik verstdndigen konnte, ohne zu heucheln. Als
Gesprichsbriicke diente auch der vieldeutige Begriff ,,Kirche im Sozialismus®, der in den
Gespriachen mit den Staatsvertretern immer neue Auslegungen erfuhr, und die Berufung
auf die ,,Grundsitze des 6. Mirz 1978, die ebenso vieldeutig und auslegungsbediirftig
waren.

Ernst genommen wurden die Kirchen mit ihrer Kritik und ihren Forderungen insofern,
als alles sorgsam protokolliert und bis ins Zentralkomitee der SED hinein berichtet wurde,
wie bei Gelegenheit aus AuBerungen von Staatsvertretern zu entnehmen war. Auch daf
manches auf die Ebene der Bezirke und Kreise ,.durchgestellt wurde, war zu bemerken.
Ob die stindig wiederholten Bitten und Forderungen etwas Grundlegendes bewirkten und
AnstoB zu einigen Verbesserungen der Verhiltnisse gaben, wird schwer abzuschitzen und
im einzelnen kaum zu belegen sein. Als Problemanzeigen erreichten sie die Partei- und
Regierungsstellen, auch wenn sie abgewehrt und zuriickgewiesen wurden.

Auf jeden Fall hat die Gesprichsstrategie des Bundes der Evangelischen Kirchen in der
DDR dazu beigetragen, Gemeinden und Christen Lebensspielraum in der DDR zu erhalten
und ein biichen zu erweitern. In Einzelfillen vermochten die Kirchen durch die Gespréche
Losungen und Milderung von Hérten zu erreichen. Zu partnerschaftlicher Mitwirkung bei
der Gestaltung der gesellschaftlichen Verhiltnisse in der DDR kamen sie mit ihrer Ge-
sprichsstrategie nicht. Doch sie hatten kein anderes Mittel. Vielleicht hat die KKL in der
Umbruchphase des Herbstes 1989 auf Grund ihrer jahrelangen Erfahrungen zu lange auf
vertrauliche Verhandlungen mit den staatlichen Stellen gesetzt und die 6ffentliche Ausein-
andersetzung gescheut, die die Gruppen forderten. Doch wenigstens an einer Stelle zahlte
sich das aus. Als eine Frucht ihrer bis zuletzt durchgehaltenen Gesprachsbereitschaft und
ihres um Fairnel bemiihten Gesprichsverhaltens wird die Tatsache zu werten sein, dall die
Kirchen als vertrauenswiirdige und fiir beide Seiten akzeptable Vermittler bei der Bildung
nicht nur des Zentralen Runden Tisches in Berlin, sondern der vielen Runden Tische im
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Lande erschien. Den Umbruch haben jedoch nicht die Gespréche, sondern die Aktionen der
Biirger in einer flir grundlegende Verdnderungen giinstigen Weltsituation bewirkt.
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Nachruf auf Eberhard Bethge (1909-2000)

Mit Eberhard Bethge verstarb am 18. Mérz 2000 einer der letzten unmittelbar betroffenen
Zeitzeugen der theologischen, kirchenpolitischen und politischen Entwicklungen, die die
evangelische Kirche in der Zeit der nationalsozialistischen Herrschaft in eine Zerreillprobe
fithrten; seine Erfahrungen mit staatlich angepafiten Kirchenleitungen, seine Freundschaft
mit Dietrich Bonhoeffer und seine Beziehung zum Widerstand wurden ihm zu einer blei-
benden Verpflichtung, das Erlebte immer wieder kritisch zu reflektieren, um es fiir die Ge-
genwart der Kirche fruchtbar zu machen.

Eberhard Bethge wurde am 28. August 1909 in Warchau in der Kirchenprovinz Sachsen
geboren. Er besuchte von 1920 bis 1929 das humanistische Gymnasium Kloster Unser
Lieben Frauen in Magdeburg und studierte dann Theologie in Koénigsberg, Berlin, Wien,
Tiibingen und Halle-Wittenberg. Nach dem Studium geriet er mitten hinein in die Ausein-
andersetzungen des sog. ,,Kirchenkampfes*: als Kandidat des Wittenberger Predigersemi-
nars stellte er sich auf den Boden des kirchlichen Notrechts, das die Dahlemer Bekenntnis-
synode 1934 angesichts der Bekenntnis- und Verfassungsverletzungen der deutschchristli-
chen Kirchenleitungen verkiindet hatte. Zusammen mit 14 anderen der insgesamt 26 Kan-
didaten weigerte er sich, weiterhin den Weisungen der offiziellen Kirchenleitung zu folgen.
Diese Oppositionshaltung fithrte zum Ausschlufl aus dem Predigerseminar, und da Bethge
nicht bereit war, kirchenpolitische Kompromisse einzugehen, gehérte er fortan zu den ,.I1-
legalen®, die allein die von der Bekennenden Kirche Dahlemer Richtung eingesetzten
kirchlichen Leitungsorgane als theologisch legitim anerkannten.

So fiihrte ihn sein weiterer Weg 1935 in das Predigerseminar, das die altpreuBische Be-
kennende Kirche in Pommern — zunéchst auf dem Zingsthof, dann in Finkenwalde — einge-
richtet hatte. Geleitet wurde das Seminar von Dietrich Bonhoeffer. Die Begegnung mit
Bonhoeffer, aus der sich bald eine tiefe Freundschaft entwickelte, wurde pragend fiir Beth-
ges weiteres Leben. Bonhoeffer assistierte bei Bethges Ordination durch die Bekennende
Kirche. Nachdem Himmler die bekenntniskirchlichen Ausbildungsstitten verboten hatte
und das Finkenwalder Predigerseminar im Oktober 1937 geschlossen werden mufte, ar-
beitete Bethge zuniichst als Studieninspektor in Bonhoeffers — ebenfalls ,,illegalem™ — sog.
Sammelvikariat in GroB-Schlonwitz und Sigurdshof, 1940 wurde er dann Missionsinspek-
tor bei der-GoBner-Mission in Berlin. Durch die fortbéstehende Verbindung mit Bon-
hoeffer kam er in Kontakt mit der politischen Konsplratwn gegen Hitler. 1943 heiratete
Bethge Bonhoeffers Nichte Renate geb. Schleicher. Im selben Jahre wurde er zur Wehr-
macht eingezogen. Nach dem Scheitern des Attentats auf Hitler am 20. Juli wurde Bethge
im Oktober 1944 an der italienischen Front verhaftet und als politischer Gefangener in das
Berliner Gestapo-Geféangnis in der Lehrter Straf3e Verbracht aus dem er beim Einmarsch
der Roten Armee in Berlin am 25. April 1945 befreit wurde, — im Unterschied zu seinem
Schwiegervater und anderen Widerstandskédmpfern, die noch zwei Tage vorher von einem
SS-Kommando hinterriicks erschossen wurden. Erst einige Wochen nach der Kapitulation
Deutschlands — zu dieser Zeit arbeitete er als ,,personlicher Referent™ bei Bischof Dibelius
— erfuhr Bethge, daB Bonhoeffer zusammen mit seinen Mitverschworenen aus der militéri-
schen Abwehr schon am 9. April 1945 in Flossenbiirg von der SS ermordet worden war.
Bethge sah es nun als seine weitere Lebensaufgabe an, Leben und Werk des ermordeten
Freundes der Nachwelt zu vermitteln. Auch in seinen néchsten beruflichen Stationen folgte
er Bonhoeffer nach: von 1945 bis 1953 als Studentenpfarrer in Berlin, von 1953 bis 1961
als Auslandspfarrer in den deutschen Gemeinden in London, die Bonhoeffer von 1933 bis
1935 betreut hatte.
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1949 publizierte Bethge zundchst Bonhoeffers ,,Ethik™, die er aus den erhalten gebliebe-
nen Fragmenten und Notizen des Freundes zusammengestellt hatte. 1952 folgte ,,Wider-
stand und Ergebung®, eine Sammlung von (hauptsichlich an Bethge gerichteten) Briefen
und Aufzeichnungen Bonhoeffers aus der Haftzeit 1943 bis 1945. Zu Bethges eigener
Uberraschung fand dieses Buch als repriisentatives Zeugnis eines christlich und theologisch
motivierten politischen Widerstands und des Ertragens der damit verbundenen Konsequen-
zen rasch ein weltweites Echo, nicht zuletzt auch wegen der theologischen Neuansétze, die
Bonhoeffer in seinen Briefen formulierte. Das Buch erschien in den folgenden Jahren in
zahlreichen Ubersetzungen, 1970 dann in einer erweiterten Neuausgabe, die ebenfalls wie-
der in verschiedene Sprachen iibersetzt wurde. Dieser Erfolg ermutigte Bethge, sukzessive
weitere Teile aus dem NachlaB Bonhoeffers zu veréffentlichen: zwischen 1958 und 1974
erschienen insgesamt sechs Bénde unter dem Titel ,,Gesammelte Schriften”. Es sollte
Bethge vergonnt sein, in den spiten 1990er Jahren den AbschluBl der neuen 16-béndigen
Bonhoeffer-Gesamtausgabe zu erleben, deren Erarbeitung er tiber viele Jahre hinweg inten-
siv begleitet hatte.

1961 war Bethge in den Dienst der rheinischen Kirche getreten und leitete dort bis zu
seinem Eintritt in den Ruhestand 1976 das Pastoralkolleg in Rengsdorf. Trotz der mit die-
sem Amt verbundenen Belastungen konnte er in den ersten Rengsdorfer Jahren sein opus
maximum vollenden: 1967 erschien die erste Auflage der tiber 1.000 Seiten starken Bio-
graphie ,Dietrich Bonhoeffer. Theologe — Christ — Zeitgenosse™. Dieses Werk, das zu den
bedeutendsten Theologen-Biographien des 20. Jahrhunderts gehort, befestigte die Reputa-
tion, die Bethge sich bis dahin bereits weltweit als Herausgeber des Bonhoeffer-Nachlasses
erworben hatte. Die Biographie wurde rasch in mehrere Sprachen tibersetzt und erreichte
zahlreiche Neuauflagen. Sie verschaffte Bethge verschiedene nationale und internationale
Ehrungen, 1969 auch eine Honorarprofessur an der Evangelisch-Theologischen Fakultit in
Bonn. 1971 war Bethge einer der Kandidaten fiir das Priasesamt der rheinischen Kirche.

Spétestens zu dieser Zeit waren Eberhard und Renate Bethge, die sich immer mehr an
den Forschungen beteiligte, zu unverzichtbaren Ansprechpartnern nicht nur der Bon-
hoeffer-Forschung in aller Welt geworden, sondern auch der Widerstandsforschung iiber-
haupt. Es gibt wohl keinen Besucher, der nicht von der Gastfreundschaft der Bethges be-
eindruckt war, ganz zu schweigen von der freundlichen, immer geduldigen und vor allem |
hochst fachkundigen Beratung, die er erfuhr. Bis in sein hohes Alter blieb es eines der vor-
dringlichsten Anliegen Bethges, den folgenden Generationen weiterzugeben, was ihm
selbst wichtig geworden war.

Dies bezog sich allerdings nicht nur auf die Forschung iiber Bonhoeffer: wichtig fiir
Bethge blieb stets, Bonhoeffers Theologie in die Gegenwart von Kirche und Gesellschaft
zu transformieren. Theologie war fiir Bethge, der selbst dem linken Spektrum des deut-
schen Protestantismus zuzurechnen ist, immer auch ein politicum, ja sie mufite bisweilen
unmittelbar politisch werden. In diesem Sinne hielt Bethge in Bonn Kollegs zum politi-
schen Nachtgebet und zur politischen Theologie, und angesichts von Apartheid und Ras-
sismus — speziell in Siidafrika — rief er den status confessionis aus. Von weitreichender
Bedeutung — auch fiir die Historiographie der Kirchlichen Zeitgeschichte — war nicht zu-
letzt Bethges unermiidlich wiederholter Hinweis darauf, daB das Verhalten der Kirche —
gerade auch der Bekennenden Kirche — in der Zeit der nationalsozialistischen Herrschaft
defizitir und schuldhaft gewesen sei: sie hitte iiber ihren ,,Bekenntniswiderstand™ hinaus-
gehen und in Bonhoeffers Sinn viel mehr ,Kirche fiir andere werden missen. Schuldig
gemacht hatte sich die Kirche — das wurde Bethge spitestens 1970 bei dem Besuch einer
Holocaust-Konferenz in den USA klar — insbesondere gegeniiber den Juden. Da aber fiir
ihn ein kirchliches Schuldbekenntnis sich nicht im Abstrakten verlieren durfte, sondern zu
.. Konkretionen® fithren muBte, setzte er sich als Mitglied des Ausschusses ,,Christen und
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Juden® der rheinischen Kirche mit grofer Leidenschaft dafiir ein, dal die rheinische Syn-
ode 1980 als erste Synode einer evangelischen Landeskirche in einer solennen Erklérung
das Verhéltnis von Christen und Juden neu bestimmte.

Der Evangelischen Arbeitsgemeinschaft fiir Kirchliche Zeitgeschichte gehorte Eberhard
Bethge von 1971 bis 1992 an. Auch in diesem Gremium sorgte er mit der ihm eigenen Mi-
schung von Beharrlichkeit und Verbindlichkeit dafiir, dafl Bonhoeffers Verméchtnis auch
fiir die Kirchliche Zeitgeschichte verpflichtend blieb.

Carsten Nicolaisen

Nachruf auf Hermann Kunst (1907-1999)

Nicht die kirchliche Zeitgeschichte erforscht hat Hermann Kunst, Mitglied der Evangelischen
Arbeitsgemeinschaft fir Kirchliche Zeitgeschichte 1979-92; vielmehr hat er sie durch wich-
tige Beitriige mitgestaltet. Kirchengeschichtliche Forschungen hat er gleichwohl in beachtli-
chem MaBe betrieben. Er gehérte zu den wenigen herausragenden Spitzengestalten, die den
deutschen Protestantismus nach 1945 geprigt haben; insofern kann er in eine Reihe mit Otto
Dibelius, Hanns Lilje, Martin Nieméller und Gustav Heinemann gestellt werden. Er war, wie
der damalige Bundesprisident Roman Herzog 1997 sagte, ,.fast ein Symbol des Staat-Kirche-
Verhiltnisses in Deutschland®. Und gem#B der Laudatio von dessen Vorgénger Richard von
Weizsicker 1987 hat er ,,ganz wesentlich an den Fundamenten unseres Staates mitgebaut™.
Das tat er in einem 1949 neu geschaffenen Amt, fiir welches es bis dahin kein Vorbild und
keine Parallele gab: als ,,Bevollmichtigter des Rates der Evangelischen Kirche in Deutsch-
land am Sitz der Bundesrepublik Deutschland“ in Bonn. Diesem Amt gab Kunst — bis zu
seiner Pensionierung 1977 (wohlgemerkt: mit siebzig Jahren aufgrund einer Sonderregelung,
was die Bedeutung seines Wirkens unterstreicht) — durch seine innovative Téatigkeit eine un-
verwechselbare Kontur. Sein groBer EinfluB war jedoch nicht mit dem eher unscheinbaren
Amt verbunden, sondern griindete sich auf seine imponierende Personlichkeit. Der ,,Diplomat
im Lutherrock®, wie die Presse ihn hdufig nannte, brachte den noch jungen, erst zu gestalten-
den Bonner Staat und die sich neu formierende EKD im Sinne des viel zitierten Begriffs der
Partnerschaft in ein dauerhaftes Gespriich, welches sich allseitig beim Aufbau der Strukturen
und bei der Losung von Grundsatzfragen positiv auswirkte. Kunst inszenierte auf der sog.
Bonner Biihne die Rolle der evangelischen Kirche als Pastor und Seelsorger fiir die Politiker,
wie er stets betonte, eindrucksvoll und wirkkréftig. Er vollbrachte eine Pionierleistung.

Am 21. Januar 1907 in Ottersberg bei Bremen als Sohn eines Reichsbahnbeamten gebo-
ren, besuchte Hermann Kunst das katholisch dominierte Gymnasium im miinsterlandischen
Bocholt. Nach dem Abitur machte er dort zunichst eine Banklehre (was seinen spiter oft
bewiesenen Fahigkeiten im Umgang mit Geld zugute kam). 1926-30 studierte er in Marburg,
beeinfluBt u.a. durch Hans von Soden und Rudolf Otto, dann in Berlin (beeindruckt vor allem
durch Hans Lietzmann) und in Minster, wo er vor dem Konsistorium der Kirchenprovinz
Westfalen das Erste Theologische Examen ablegte. Durch die Vikarszeit in Mennighiiffen
begegnete er der fiir das Ravensberger Land typischen Verbindung von Erweckungsfrém-
migkeit und Luthertum, die fortan sein theologisches Profil bestimmte. Er wurde 1932 Pastor
der traditionsreichen Mariengemeinde Stift Berg in Herford, 193940 als Kriegspfar-
rer/Reservist in Polen und Frankreich eingesetzt, 1940 zum Superintendenten des Kirchen-
kreises Herford gewihlt, 1941 (als entschiedener Vertreter der Bekennenden Kirche um Pré-
ses Karl Koch) zum Vertreter Kochs in der westfilischen BK-Leitung bestimmt, 194345 als
Kriegspfarrer nach RuBland geschickt. (Zu letzterem vgl. allgemein: Hermann Kunst [Hg.]:
Gott 148t sich nicht spotten. Franz Dohrmann, Feldbischof unter Hitler, Hannover 1983.) Den’
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Neubau einer westfilischen Landeskirche bestimmte er von Anfang an mit als kommissari-
scher Oberkonsistorialrat und Mitglied der Kirchenleitung. So war es folgerichtig, dal3 er
1948 als Repriisentant der lutherischen, konservativen BK-Gruppierung zur ersten reguldren
Priiseswahl als Nachfolger Karl Kochs kandidierte. Er erhielt 72 Stimmen, der Gegenkandi-
dat Ernst Wilm dagegen 77 Stimmen als Exponent der radikalen, bruderrétlichen und unier-
ten, an Niemoller und Barth orientierten BK-Gruppierung. Damit war eine wichtige Wei-
chenstellung sowohl fiir die Evangelische Kirche von Westfalen als auch fiir den weiteren
Weg Hermann Kunsts vollzogen.

Der Herforder Superintendent iibernahm im Herbst 1949 zunichst im Nebenamt, seit 1950
als hauptamtlicher Pralat die Vertretung der EKD in Bonn. Mit seinem katholischen Pendant
im Kommissariat der deutschen Bischofe — zunichst Prilat Wilhelm Bohler, der u.a. bei der
Entstehung des Grundgesetzes die kirchlichen Interessen effektiv vertreten hatte — ergab sich
eine vertrauensvolle Zusammenarbeit, und das war angesichts der damaligen konfessionellen
Situation keine Selbstverstindlichkeit. Das Amt des Bevollméchtigten bot wenig institutio-
nelle Stiitzen und Sicherungen, jedoch viel Freiheit und Gestaltungsraum, was Kunst — getra-
gen vom Vertrauen des Rates der EKD, insbesondere von dessen Vorsitzendem Otto Dibeli-
us, mit welchem er eng zusammenarbeitete — dazu nutzte, die Interessen der evangelischen
Kirche durch unermiidliche Gespriche in Gesetzgebung und Personalpolitik der entscheiden-
den Griinderjahre zur Geltung zu bringen. Dazu beféhigten ihn sein Charisma im Umgang
mit Menschen verschiedener Art und Herkunft, seine absolute Diskretion und Zuverldssig-
keit, seine geistliche Ausstrahlung und theologische Kompetenz. Die politische Verantwor-
tung der Kirche in Staat und Gesellschaft nach den prigenden Erfahrungen des ,,Kirchen-
kampfes* auf neue Grundlagen zu stellen, war sein wichtigstes Anliegen. Literarisch-
wissenschaftlichen Ausdruck fand das u.a. auch in der von ihm betriebenen Herausgabe des
Evangelischen Staatslexikons, das erstmals 1966 erschien (2 Bde., 3. Aufl., Stuttgart 1987).
Wie nur wenige Ménner in kirchenleitenden Amtern beteiligte er sich an der theologischen
Wissenschaft auf manchen Feldern, z.B. durch eigene Beitrdge zur Lutherforschung (Martin
Luther und der Krieg, Stuttgart 1968; Evangelischer Glaube und politische Verantwortung.
Martin Luther als politischer Berater seiner Landesherrn und seine Teilnahme an den Fragen
des 6ffentlichen Lebens, Stuttgart 1976; Martin Luther. Ein Hausbuch, Stuttgart 1982). Die
fiinffache Verleihung eines Ehrendoktors (darunter in Miinster) entsprach diesem Engage-
ment.

Als geistiger Anreger und unvoreingenommener Gespréchspartner erwies Kunst sich ins-
besondere auf dem Gebiet der Sozialethik hinsichtlich konkreter kirchlicher Probleme. 1959
entstanden die Heidelberger Thesen zu Krieg und Frieden im Atomzeitalter in einer von ihm
angeregten und betreuten Kommission. Das Tiibinger Memorandum zur Aussthnung mit
dem Osten 1961 ging auf seine Initiative zuriick, und er hat diesen hart umstrittenen Text in
Bonner politischen Kreisen vertreten. Auch an der sog. Ostdenkschrift von 1965 und an deren
Verteidigung beteiligte er sich als Mitglied der Kammer fiir 6ffentliche Verantwortung, fer-
ner an der Friedensdenkschrift 1981 und der Demokratiedenkschrift 1985 sowie an etlichen
Dokumenten vergleichbarer Art (immerhin aber auch an der viel geschméhten evangelisch-
katholischen Handreichung ,.Das Gesetz des Staates und die sittliche Ordnung™ 1970).

Sein organisatorisches Geschick bewies Kunst beispielhaft bei dem malfigeblich von thm
konzipierten Aufbau der westfélischen Fliichtlingsstadt Espelkamp auf dem Gebiet einer
ehemaligen Munitionsanstalt seit 1949 (in gemeinsamer Trégerschaft von Staat und Kirche,
d.h. des Landes Nordrhein-Westfalen und der Evangelischen Kirche von Westfalen sowie der
EKD), desgleichen bei der 1949 erfolgten Griindung der Evangelischen Sozialakademie
Friedewald, welche (als Fortsetzung der 1933 gewaltsam geschlossenen Evangelisch-
Sozialen Schule in Spandau) einerseits Angestellte und Arbeiter in Industrie und Gewerbe
durch Bildungskurse sozialethisch schulen, andererseits hauptamtliche Sozialsekretire aus-
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bilden sollte. In beiden Fillen arbeitete Kunst eng zusammen mit Vertretern des Evangeli-
schen Hilfswerks und der Inneren Mission (seit 1957/76: des Diakonischen Werks); das war
generell ein fiir sein gesamtes Wirken kennzeichnendes Element. Organisatorische Pionier-
leistungen vollbrachte er auch auf anderen Gebieten: z.B. 1959ff mit der Griindung des In-
stituts fiir Neutestamentliche Textforschung an der Universitdt Minster (basierend auf grof-
ziigigen Stiftungsmitteln aus der Wirtschaft), 1962ff als Initiator und Vorsitzender der Evan-
gelischen Zentralstelle fiir Entwicklungshilfe (deren Arbeit in der gezielten Weitergabe staat-
licher Gelder und in der Kooperation mit staatlichen Stellen bestand).

An einer erheblichen Weichenstellung war Kunst fithrend beteiligt: an der Errichtung der
Evangelischen Militdrseelsorge und an dem AbschluB3 des entsprechenden Staatskirchenver-
trages mit der Bundesrepublik Deutschland 1957 (nach jahrelangen Vorbereitungen). Dem-
gemiB wurde er 1956/57 der erste Militdrbischof — ein Nebenamt, das er mit groflen Einsatz
und Geschick bis 1972 ausiibte. (Vgl. u.a. seinen Bericht vor der EKD-Synode in Frank-
furt/Main 1965 ,,.Der Dienst der Kirche unter den Soldaten”, BSynEKD 15,30-39.) Auch hier
ging es ihm um die 6ffentliche Verantwortung der Kirche in Verbindung mit der Seelsorge an
Einzelnen. Sein Konzept einer weithin staatsfreien, eng mit der EKD und den Landeskirchen
verbundenen Kirche fiir die Soldaten entsprach dem generellen Grundsatz der Partnerschaft.

Nach dem Berliner Mauerbau 1961, mit der Zementierung der Teilung Deutschlands und
mit zunehmender Erschwerung der Zusammenarbeit zwischen Ostlichen und westlichen
Gliedkirchen der EKD wuchsen Kunst Vermittlungsaufgaben zwischen BRD und DDR zu,
fiir die er gleichsam pridestiniert war durch sein Vertrauenskapital in den unterschiedlichen
politischen Lagern und durch sein diplomatisches Geschick. Auch hier kooperierte er eng mit
staatlichen Stellen in Bonn, mit Kirchenleitungen und mit Vertretern des Diakonischen Wer-
kes: z.B. beim Kirchengeschiift A (Finanzierung der kirchlichen Arbeit in der DDR) und Kir-
chengeschift B (Haftlingsfreikauf). Ein sein gesamtes Handeln bestimmendes Motiv, die
Sorge fiir hilfsbediirftige Menschen, wirkte sich hier auf einem brisanten Aktionsfeld aus.

Diakonische und ckumenische Aktivititen verbanden sich beim vielfiltigen Einsatz fiir
die griechisch-orthodoxe Kirche beim Aufbau von Betreuungsstrukturen fiir die Griechen in
Deutschland und bei der Hilfe fiir kirchliche und wissenschaftliche Einrichtungen in Saloniki,
auf Kreta und in Chambésy/Schweiz.

Die praktische Zusammenarbeit mit der rémisch-katholischen Kirche ergab sich nicht nur
aus gemeinsamer Interessenvertretung in Bonn, sondern auch aus der grundsitzlichen Bereit-
schaft, die konfessionellen Gegensitze durch theologische Arbeit tiberwinden zu helfen. Als
evangelischer Vorsitzender des Okumenischen Arbeitskreises Evangelischer und Katholi-
scher Theologen, des sog. Jacger-Stahlin-Kreises, hat er 1971-86 zusammen mit dem katho-
lischen Vorsitzenden, Hermann Kardinal Volk, eine Konzentration auf kirchlich besonders
relevante Kontroverspunkte gefordert. Er hat sich dafiir eingesetzt, daBl die schwierige Erar-
beitung des umfangreichen Votums ,,Lehrverurteilungen — Kirchentrennend?* 1982-85 ge-
lang. Auch hier wirkte er indirekt, doch sehr effektiv durch personliche Gespriache und Brie-
fe, Anregung und Koordination. In der ékumenischen und diakonischen Arbeit blieb Kunst
auch nach dem Ausscheiden aus dem EKD-Amt 1977 mannigfach prisent. Er stand vielen
Wissenschaftlern und Wissenschaftlerinnen als kompetenter Zeitzeuge fiir intensive Gespré-
che zum breiten Spektrum seiner Tétigkeit zur Verfligung. Bezeichnend fiir die hohe Wert-
schitzung seiner Personlichkeit war nicht nur die Verleihung des Augsburger Friedenspreises
1985 (die neben vielen staatlichen und kirchlichen Ehrungen stand), sondern auch die zeitge-
schichtlich bemerkenswerte Tatsache, da die politischen Parteien der Bundesrepublik ihn im
Bundestagswahlkampf 1980 den Vorsitz in einer gemeinsamen Schiedsstelle tibertrugen, die
bei VerstdfBen gegen das Fairne-Abkommen titig werden sollte.

Hermann Kunst war ein leidenschaftlicher Verkiindiger des Evangeliums, dessen rhetori-
sche Fihigkeiten sich in zahlreichen Predigten, Ansprachen und Vortrdgen zeigten. (Vgl.
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dazu die Auswahlsammlung: Credo Ecclesiam. Vortrdge und Aufsitze 1953 bis 1986, hg. v.
Kurt Aland, Bielefeld 1987.) Er konnte Menschen begeistern fiir eine gemeinsame Sache. Er
verstand es, Geldspenden fiir andere aufzutreiben. Er wulite Rat und Hilfe in vielen Lebens-
lagen. Er war ein begnadeter, eifriger Briefeschreiber. Er sammelte Kunstwerke und wert-
volle alte Biicher, die er teilweise immer wieder verschenkte (z.B. fiir den Grundstock des
respektablen, 1979 in Miinster gegriindeten Bibelmuseums). Und er hat selber — immer ne-
benbei, nach dem kirchlichen Tagewerk — schéne Biicher verfafit. Er starb am 6. November
1999 in Bonn; die Beerdigung in Herford — mit feierlichem Ehrengeleit der Bundeswehr und
Anwesenheit von Bundesprisident Johannes Rau — verdeutlichte noch einmal sein hohes
Ansehen.

Wolf-Dieter Hauschild

Nachruf auf Joachim Mehlhausen (1935-2000)

Zwei unterschiedliche, jedoch sachlich wie personell verbundene Elemente bestimmten Joa-
chim Mehlhausens Leben (geb. am 3. Juni 1935 in Berlin, gest. am 3. April 2000 in Diissel-
dorf-Kaiserswerth): die kirchliche Praxis und die kirchengeschichtliche Wissenschaft. Man
kann sagen, daB er das Erbe des sog. Kirchenkampfes — vertreten z.B. durch seine véterlichen
Freunde im rheinischen Prisesamt Joachim Beckmann und Karl Immer — aufnahm und fort-
entwickelte, indem er die Integration von Wissenschaft und Praxis glaubwiirdig manifestier-
te. Er engagierte sich fiir die Sache in Abkehr von den iiblichen Eitelkeiten und Empfindlich-
keiten theologischer Spitzenkrifte, was heute selten geworden ist. Er war unermiidlich bereit,
neue Aufgaben zu {ibernehmen, und sprang oft in die Bresche, wenn es darum ging, eine von
anderen nicht erledigte Aufgabe rasch zu 16sen. Sein ruhiges, freundliches Wesen schuf mit
unbestechlicher Sachlichkeit in der klaren Argumentation oft einen Ausgleich in verfahrenen
Situationen. Sein profundes Wissen, das iiber Theologie und Geschichtswissenschaft hinaus
weite Gebiete umfaBte, lieferte das Fundament seines Engagements in Verbindung von war-
mem Herz und kithlem Kopf. So war er in vielen Gremien und Kommissionen prisent, und
seine leichte Hand beim Schreiben ermdglichte ihm eine stupende Fiille literarischer Beitra-
ge, die rege Beachtung fanden.

Seit dem Theologiestudium in Hamburg, Ziirich, Basel und Bonn war der wechselseitige
Bezug von theologischer Wissenschaft und kirchlicher Praxis Mehlhausens Grundthema.
Hier hat er — angeregt durch seine Bonner Lehrer Ernst Bizer und Hans Joachim Iwand — ein
unverwechselbar eigenes Geprige entwickelt, in dem sich theologische Position und biogra-
phische Entwicklung verbanden. Die Ordination und die Promotion im Jahre 1965 driickten
das auf beiden Seiten erstmals in institutionalisierter Form aus. Nach seiner Assistentenzeit
engagierte er sich seit 1973 als Bonner Gemeindepfarrer und seit 1976 als Landeskirchenrat
in Diisseldorf. Der Fakultit Bonn, wo er sich 1971 im Fach Kirchengeschichte habilitierte,
blieb er verbunden als auBerplanméBiger Professor seit 1978. In der Evangelischen Kirche im
Rheinland profilierte er sich als Oberkirchenrat und Mitglied der Kirchenleitung seit 1981,
zustindig u.a. fiir die Ausbildung des theologischen Nachwuchses. Bezeichnend war, daB3 bei
den Voriiberlegungen fiir die Wahl eines Préses der rheinischen Kirche (des Nachfolgers von
Gerhard Brandt) vielfach die Meinung vertreten wurde, er wire der beste Kandidat. Doch bei
dieser Weichenstellung zog er die Wissenschaft vor und nahm 1987 einen Ruf der Tiibinger
Evangelisch-Theologischen Fakultiit auf den Lehrstuhl fiir Kirchenordnung und Kirchenge-
schichte als Nachfolger Klaus Scholders an.

Seine iiberragende fachliche Kompetenz und seine menschliche Qualitét waren allgemein
anerkannt. Das zeigte u.a. seine Mitarbeit in zahlreichen Gremien der Kirche, auch auf den



gesamtkirchlichen Ebenen von EKU, Amoldshainer Konferenz und EKD. Daneben hat er
seit 1979 tatkriftig im Herausgeberkreis der ,,Theologischen Realenzyklopddie/TRE mitge-
wirkt durch die Fachbetreuung fiir die neuzeitliche Kirchengeschichte, und er hat zur TRE
viele eigene Artikel beigesteuert, darunter wichtige Beitréige zu den Stichworten ,,Geschich-
te, ,Landeskirche®, , Neuluthertum®, ,Parteien®, ,Nationalsozialismus und Kirchen®. Als
Vorsitzender der Wissenschaftlichen Gesellschaft fiir Theologie 1990-96 wirkte er koordi-
nierend und anregend. (Vgl. den von ihm herausgegebenen KongreBband ,,Pluralismus und
Identitit®, Giitersloh 1995.)

Seit seiner — ungedruckten — Dissertation von 1965 tiber die ,,Grundlagen der spekulativen
Orthodoxie Bruno Bauers® befaBte Mehlhausen sich mit Theologie- und Geistesgeschichte,
Kirchen- und Verfassungsgeschichte des 19. Jahrhunderts und neigte dabei (in Distanz zu
Bruno Bauer) zunehmend den kritisch-liberal-vermittelnden Konzeptionen zu, die eine Re-
form der Kirche gefordert haben. Wie nur wenige verstand Mehlhausen es, das systematisch-
theologische und das philosophische Denken in die historische Arbeit zu integrieren. Eine
Fiille von Beitrigen zum 19. Jahrhundert belegt das, wobei er sich in seltener Spezialisierung
mit den Problemen von Kirchenverfassung und Bekenntnis, Kirchenparteien und Kirchenpo-
litik (einem negativ besetzten Begriff, den er programmatisch rehabilitierte: s. ZThK 83,
1988, 275-302) befaBite. Er lernte und lehrte, daB viele Grundprobleme in Kirche und Theo-
logie der Gegenwart bereits von den Vitern und Miittern im 19. Jahrhundert eindrucksvoll
bedacht worden sind. :

Einen zweiten groBen Forschungsschwerpunkt, mit dem er die Arbeit seines viterlichen
Freundes Bizer fortsetzte, setzte er mit der (nicht im Druck vertffentlichten) Habilitations-
schrift von 1971 iber ,.Die Rechtfertigungslehre des Augsburger Interim®, jenes reformka-
tholischen Religionsgesetzes von 1548, mit dem Kaiser Karl V. die Kirchenspaltung riick-
giingig machen zu konnen glaubte. Die kritische Edition dieses wichtigen Textes (Neukirchen
1970; 2. erweiterte Auflage 1996) und andere Arbeiten zur Bekenntnisgeschichte der spéten
Reformationszeit fanden Beachtung. Mehlhausens Beschiftigung mit dem Katholizismus
driickte sich unter anderem auch darin aus, daB er spiter als Mitglied des Okumenischen Ar-
beitskreises Evangelischer und Katholischer Theologen, des sog. Jaeger-Stihlin-Kreises,
wichtige Beitridge zum interkonfessionellen Gesprich lieferte (vgl. z.B.: Dialog der Kirchen
Bd. 9-10, Freiburg-Gottingen 1995-98).

In der Kirchlichen Zeitgeschichte, seinem dritten Forschungsschwerpunkt, entwickelte
Mehlhausen ein markantes Profil durch umfassende Gelehrsamkeit, beginnend mit Untersu-
chungen zur Barmer Theologischen Erklarung. Seine gute Kenntnis des 19. Jahrhunderts bot
ihm dafiir ein solides Fundament, und seine Erfahrungen mit kirchlicher Praxis schérften die
historische Wahrmehmung und Urteilskraft. Auch hier zeigte sich wieder die Verbindung der
beiden Elemente Kirche und Wissenschaft. 1980 wurde er Mitglied und 1985 stellvertreten-
der Vorsitzender der Evangelischen Arbeitsgemeinschaft fiir Kirchliche Zeitgeschichte, seit
1989 war er deren Vorsitzender (bis 1998 bzw. 2000). In dieser Eigenschaft war er Mither-
ausgeber der ,,Arbeiten zur Kirchlichen Zeitgeschichte und des ,Kirchlichen Jahrbuchs™.
Als Vorsitzender der Arbeitsgemeinschaft bemiihte er sich intensiv, der Forschung neue We-
ge zu bahnen. Das zeigte sich besonders nach der deutschen Wiedervereinigung 1990, als die
schwierige Aufgabe anstand, die Vergangenheit der evangelischen Kirche in der DDR — ge-
gen die politische und fiir journalistische Ausbeutung durch Sensationszeithistoriker — wis-
senschaftlich exakt mit der notigen Seriositdt und Sensibilitdt aufzuarbeiten. Mehlhausen
initiierte seit 1992 einige Pilotprojekte fir Detailuntersuchungen, welche den kirchlichen
Alltag im sozialistischen Staat aufhellen sollten, um anhand von mikrohistorischen Moment-
aufnahmen die Makrostrukturen genauer erfassen zu kdnnen. Seit 1996 war er Vorsitzender
des vom Rat der EKD eingesetzten wissenschaftlichen Beirats fiir das Forschungsprojekt
..Die Rolle der evangelischen Kirche im geteilten Deutschland. Seine eigenen Studien galten
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vornehmlich der NS-Zeit und der Frithgeschichte der EKD. Der umfassende Artikel ,,Natio-
nalsozialismus und Kirchen® (TRE 24, 1994, 43-78), der das traditionelle Stichwort ,.Kir-
chenkampf* programmatisch abloste, war eine innovative Gesamtdarstellung in Kurzform.
Mehlhausen befaBte sich eingehender u.a. mit Jochen Klepper, Bruno Bettelheim und der
Widerstandsproblematik. (Vgl. z.B. den von ihm herausgegebenen Sammelband ,,Zeugen des
Widerstands®, Tiibingen 1996.) Welch Renommee er sich im Laufe der Zeit erwarb, zeigte
auch seine Herausgebertitigkeit bei der ,,Zeitschrift fiir Kirchengeschichte®, den Zeitschriften
,.Evangelische Theologie™ und ,,Verkiindigung und F orschung” sowie bei den ,,Arbeiten zur
Kirchengeschichte® und bei der 4. Auflage der ,Religion in Geschichte und Gegenwart"™.

Mehlhausen hat niemals isolierte Forschungsarbeit im wissenschaftlichen Elfenbeinturm
betrieben, sondern er hat seine kirchengeschichtliche und theologische Kompetenz einge-
bracht in das Gespriich der Fachdisziplinen und in die Korrelation von Wissenschaft und Kir-
che. Er hat sich immer wieder beteiligt an Kongressen und Fachtagungen, Sammelbinden
und Gemeinschaftswerken. Er war prisent, wenn entsprechende Aufgaben gelost werden
muBten, und er hat sich weit {iber das normale Maf in aufreibender Weise Arbeit aufbiirden
lassen, die andere nicht leisten konnten. Als er seit dem Herbst 1998 durch einen Schlaganfall
in langem Koma der Mitwelt entrissen wurde, blieben die erschiitterten Kolleginnen und
Kollegen ihm in Gedanken und Fiirbitten verbunden. Seine Liebenswiirdigkeit im Umgang
mit Menschen unterschiedlicher Temperamente (auch bei thematischen Kontroversen), seine
Bestimmtheit in der sachlichen Argumentation, seine didaktische Vermittlungsfihigkeit ge-
geniiber den Studierenden, seine Beféhigung zu strategischem Denken beim Forschungsein-
satz und seine Sorgfalt in den kleinen Dingen wissenschaftlichen Arbeitens erwarben ihm
breite Anerkennung. Die Fiille von Beanspruchungen hinderte ihn daran, das geplante Lehr-
buch iiber die Kirchengeschichte des 19. und 20. Jahrhunderts zu verfassen. Fiir diese schwie-
rige Aufgabe war er in besonderer Weise qualifiziert, wie die vielen einschlédgigen Einzelbei-
triige beweisen. Immerhin hat er noch eine iiberarbeitete Auswahlsammlung vorbereiten kon-
nen, die 1999 unter dem bezeichnenden Titel ,,Vestigia Verbi. Aufsitze zur Geschichte der
evangelischen Theologie® erschien. (Dort findet sich S. 549-561 ein Verzeichnis seiner Pu-
blikationen.)

Wolf-Dieter Hauschild

Nachruf auf Erwin Wilkens (1914-2000)

Was Dienst an der Sache von Theologie und Kirche bedeutet (unter Ausschlufl der vielfach
iiblichen Eitelkeit der Selbstdarstellung), hat man an Erwin Wilkens sehen kénnen. Er hat
sich stets mit kirchlicher Zeitgeschichte befaBt und wichtige Beitrdge dazu erarbeitet, auch
wenn er keine eigentliche Forschung auf diesem Felde betrieb. Seine Kenntnisse brachte er in
die Evangelische Arbeitsgemeinschaft fiir Kirchliche Zeitgeschichte als deren Mitglied 1978
92 ein. Geboren am 11. Juli 1914 in Lingen/Ems (gest. am 28. Januar 2000), hat er aktiv iiber
langere Zeit hinweg die evangelische Kirchengeschichte in der zweiten Hilfte des 20. Jahr-
hunderts mitgestaltet, zwar nicht in der ersten Reihe der ,Galionsfiguren” des deutschen
Protestantismus, aber unmittelbar hinter diesen wirksam, ihnen stets zur Seite stehend, oft im
Nacken sitzend, nicht jedoch in den Riicken fallend. Wilkens war keine bischofliche oder
pastorale, wissenschaftliche oder technokratische Erscheinung. Er war ein praxisorientierter
Intellektueller bzw. ein theologisch versierter Kirchenmann von eindrucksvollem Format. Er
wubte vieles besser als andere, die sich von Berufs wegen zu den Kirchenfenstern hinaus-
lehnten und im Licht der Offentlichkeit agierten. Da} er damit in den kirchlichen Gremien
nicht hinterm Berge hielt, machte ihm wenig Freunde, doch quer durch alle Lager und Tem-
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peramente schitzte man seine Sachkompetenz. Mit grofler Zielstrebigkeit packte er alle thm
gestellten Aufgaben an und fiihrte sie einer ihn befriedigenden Losung zu, auch wenn andere
unzufrieden blieben. Wenn man bei manchen heutigen Kirchenleitungen eine gewisse Zag-
haftigkeit (,,Timiditdt“, wie er mit Hanns Lilje gerne sagte) und Opportunitétsbemiihung,
Dauerdiskussionsbediirftigkeit und Profillosigkeit erblicken kann, dann fillt auf, dal Wilkens
ein typischer Représentant einer anders gearteten Generation war, ndmlich derer, welche die
evangelische Kirche zu erstaunlicher Bliite gebracht hat.

Wahrscheinlich bewirkte das die Prigung durch den sog. Kirchenkampf in der akademi-
schen Jugendzeit (wihrend des Theologiestudiums in Miinster, Tiibingen und vor allem Got-
tingen 1933-38) als Mitglied der Bekennenden Kirche. Noch stérker bestimmend war wohl
die Doppelexistenz als Geistlicher (Vikar der Hannoverschen Landeskirche seit 1938, Pastor
seit 1941/43) und als Soldat (seit 1937/39, seit 1941/42 Offizier an der nordlichen Ruflland-
front). Wer in relativ jungen Jahren lernen mufite, in bedrohlichen Situationen sein Leben
einzusetzen und dabei die als richtig erkannten religiésen und moralischen MalBstibe zu be-
herzigen, der hat wesentliche Einsichten flir das weitere Leben gewonnen, fiir den gehéren
selbstlose Pflichterfiillung und sachbezogene Zielstrebigkeit zu elementaren Grundtugenden.
Darum war es angemessen, wenn Wilkens auch spéter auf jene Erlebnisse éfter zu sprechen
kam und wenn er die damit verbundene Katastrophenerfahrung als kritische Norm kirchli-
chen Handelns prisent hielt. So stand sein Lebenswerk nach 1945 paradigmatisch fiir die
allgemein gewonnene Einsicht, daf christlicher Glaube die politische Verantwortung bertick-
sichtigen muB. Wenn der westdeutsche Protestantismus hier ein beachtliches Profil entwik-
kelt hat in der Verbindung von Treue zum evangelischen Bekenntnis und Sorgfalt der sozia-
lethischen Konkretionen, dann hat Wilkens dazu in den ihm zugewiesenen Positionen einen
nicht unbeachtlichen Beitrag geliefert. Denn die Kirche des Wortes benétigte entsprechende
Verlautbarungen, und hier war der Ort, wo Wilkens stets effektiv zur Stelle war. Die Akten,
die heute in kirchlichen Archiven lagern, sind voll von klugen Briefen, Entwiirfen und Me-
moranden aus seiner Feder. Vieles hat er in Zeitungs- , Zeitschriften- oder Lexikonbeitrdgen
publiziert. ,,Politischer Dienst der Kirche” (Giitersloh 1978) und ,,Bekenntnis und Ordnung™
(Hannover 1993) lauten die charakteristischen Titel zweier groBerer, zusammenfassender
Werke. In letzterem ist eine knappe Auswahl seiner Verdffentlichungen aufgelistet (S. 231f),
und dieses Buch, eine Mischung aus Autobiographie und Sachdarstellung zu den Kon-
fliktthemen des Protestantismus zwischen 1945 und 1990, hat als — allerdings subjektiv ge-
fiirbte — Ubersicht iiber die kirchliche Zeitgeschichte einen nicht geringen Wert.

Wilkens amtierte 1945-51 als Gemeindepastor in Hannover-Herrenhausen und Féhrum-
Eixe (Kreis Peine) und beteiligte sich schon damals an den vielfdltigen Auseinandersetzun-
gen, die den Nachkriegsprotestantismus in Fortsetzung ungeldster Kirchenkampffragen und
in Wahrmehmung neuer Probleme (vor allem der Ost-West-Konfrontation und der Wieder-
bewaffnungsdiskussion) spalteten. Er gehorte kirchlich wie politisch zu den sog. Konservati-
ven, doch an ihm war zeitlebens gut zu exemplifizieren, wie wenig solche Etikettierungen in
der konkreten Sachdebatte besagen. Er schitzte seinen umstrittenen Landesbischof August
Marahrens, weil dieser schon dem Loccumer Vikar Wilkens manche Einblicke in die
Schwierigkeiten kirchenleitender Verantwortung geboten hatte, und er verteidigte dessen
moralische Integritit auch spéter gegen pauschalisierende Verurteilungen. Und doch war er in
der Sache zumeist recht entfernt von Marahrens® Positionen. Ahnliches galt fiir den von ihm
mit Hochachtung genannten bayerischen Landesbischof Hans Meiser, den ersten Leitenden
Bischof der VELKD, in deren Hannoveraner Kirchenamt er 1951 als relativ junger Oberkir-
chenrat berufen wurde. Bis 1964 arbeitete er dort in der entscheidenden Aufbauphase, als
nicht nur die kirchenpolitischen und sozialethischen Auseinandersetzungen um Grundfragen
von Staat und Kirche gefiihrt wurden, sondern auch die liturgischen und rechtlichen Grundla-
gen des kirchlichen Lebens geordnet wurden (mit Agendenwerk, kirchlicher Lebensordnung,
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Pfarrerdienstrecht u.a.). Er erwies sich darin als Lutheraner, daf er die Kunst des theologi-
schen Unterscheidens in Konfrontation mit verworrenen Praxisproblemen beherrschte: die
Differenzierung zwischen Gesetz und Evangelium, Reich Gottes und Reich der Welt, Recht-
fertigung aus Glauben und Heiligung aus Verantwortung. Er war beteiligt unter anderem an
den Vorarbeiten zu den Heidelberger Thesen tiber die politische und moralische Legitimitat
der Atombewaffnung zwecks Friedenssicherung 19569.

Der mit ihm seit Kirchenkampfzeiten verbundene Prdsident der EKD-Kirchenkanzlei
Heinz Brunotte holte ihn 1964 heriiber in das Amt eines mit der kirchlichen Offentlichkeits-
arbeit in ihrer weitrdumigen Dimension vertrauten Oberkirchenrats. Und auch zum damaligen
EKD-Ratsvorsitzenden Kurt Scharf bestand ein gutes Verhiltnis wechselseitiger Wertschiit-
zung, die auf den Respekt vor der Ernsthaftigkeit der jeweiligen — durchaus unterschiedlichen
— Position gegriindet war. Entsprechendes galt filir die beiden Ratsmitglieder Gustav Heine-
mann und Richard von Weizsédcker. In der EKD hat Wilkens wihrend eines guten Dezenni-
ums seine iiber das normale Mal} hinausgehende, wegen des Kairos ,,historisch® zu nennende
Bedeutung entfaltet, 1964ff als Oberkirchenrat, 1974-80 als Vizeprisident der EKD-
Kirchenkanzlei in Hannover (des heutigen Kirchenamts). Als wichtigstes Beispiel ist hier zu
nennen seine Arbeit an der sog. Ostdenkschrift 1965, zu der er wesentliche Teile im Entwurf
beisteuerte und deren ausgewogene Konzeption er mitgestaltete. Er scheute nicht das uner-
miidliche Engagement in den Auseinandersetzungen im kirchlichen und politischen Raum,
die auf die Verdffentlichung der Denkschrift folgten. Er formte damit ein wichtiges Stiick
politischer Verantwortung der evangelischen Kirche und verteidigte diese insbesondere ge-
gen die scharfen Angriffe konservativer Kreise. Von der Sache und der theologischen Be-
griindung her war er in bewegten Zeiten nun ein Mann der Mitte, der nicht unbedingt ver-
mitteln wollte zwischen den polarisierten Standpunkten, sondern der das Schiff der evangeli-
schen Kirche auf klarem Kurs zu halten sich bemiihte. Das zeigte er u.a. in den heftigen De-
batten um das Antirassismus-Programm des Okumenischen Rates der Kirchen, um die staat-
liche Gesetzgebung zum Schwangerschaftsabbruch (§ 218 StGB), um das politische Enga-
gement von Pfarrern, um das Volkskirchenkonzept, um die Kritik der Bekennenden Gemein-
schaften, um die Friedensfrage (Raketennachriistung), um den Ost-West-Gegensatz. Tatkraf-
tig bewies er es beim Gesprich mit politischen Parteien und kirchlichen Gruppierungen, bei
der Vertretung der EKD gegentiber staatlichen Instanzen und in den publizistischen Medien.
Stets ging es ihm nicht um krude Interessenvertretung, vielmehr um theologische Verant-
wortung in einer Kirche, die sich ihres Propriums bewulf3t bleiben sollte. Dal} die mit riesigem
Aufwand betriebene Strukturreform der EKD 1970-76 mit der neuen Grundordnung etwas
absonderlich scheiterte, erschiitterte ihn nicht weiter, weil er stets mehr vom Geist des durch-
setzungsfidhigen Arguments als vom Fleisch des institutionalisierten Imponiergehabes hielt.
Dennoch war er fiir weltliche Eitelkeiten nicht unempfénglich; dal die Bonner Evangelisch-
Theologische Fakultdt ihm 1976 die Ehrendoktorwiirde — wahrlich verdient — verlieh, hat ihn
mit stolzer Freude erfiillt, weil er sonst ..in Bonn® zu keiner Zeit etwas hatte werden wollen,
was er durchaus gekonnt hitte.

Ein betrichtliches Stiick seiner Lebensarbeit hat Wilkens in Beitrége fiir das ., Kirchliche
Jahrbuch™ gesteckt. Immerhin war er lange Jahre zusammen mit Gottfried Niemeier der ei-
gentliche Verfasser dieses langfristig wertvollen, jedoch vom Publikum kaum beachteten
Periodikums. Nachdem er schon vorher Berichte tiber die VELKD geliefert hatte, verfalite er
seit dem KJ 1960 die umfangreichen Dokumentationen iiber ,,Die Kirchen in der Deutschen
Demokratischen Republik® (bis zum Jahrgang 1973). Diese wurden durch ihre Sachkunde
und ihren Materialreichtum {iberall, nicht zuletzt in der DDR, geschétzt. Von 1974—-1992/93
war er Mitherausgeber des Jahrbuchs und verfaite umfangreiche Beitrige zu den Sam-
melthemen ,.Kirchliche und theologische Grundsatzfragen* sowie ,.Kirche in Staat und Ge-
sellschaft™. Seine kritisch kommentierte Dokumentation ,,Die Diskussion um die Friedens-
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frage in der EKD* (KJ 1983, 217-368) stellte kenntnisreich ein kompliziertes Thema dar.
Seine KJ-Beitridge werden der kiinftigen Historiographie eine niitzliche Quellenbasis bieten.

Wolf-Dieter Hauschild






Forschungsberichte

Jochen-Christoph Kaiser

Das Marburger Projekt zur Erforschung der Zwangsarbeit in Kirche und Diakonie,
1939 — 1945

Vorbemerkung

Es geht im Folgenden nicht oder nur am Rande um die allgemein- und kirchenpolitischen
Rahmenfaktoren zur Zwangsarbeiterproblematik, die als bekannt vorausgesetzt werden.
Deshalb hier nur soviel: Am 7. Juli des vergangenen Jahres stellten die protestantischen
Kirchen und ihre Diakonischen Werke unter Federfithrung der EKD und des DW der EKD
die Erklarung ,Erinnerung wach halten — gemeinsam Verantwortung iibernehmen® vor, in
der sie ankiindigten, gemeinsam 10 Mio. DM in die Bundesstiftung ,,Erinnerung, Verant-
wortung und Zukunft* einbringen zu wollen.' Das ,,Marburger Projekt™ ist eine der Folgen
dieses gemeinsamen kirchlich-diakonischen Engagements; es entstand aus einer aktuellen
politischen Initiative, ist aber selbst dezidiert historisch ausgerichtet und soll Einzelheiten
und Hintergriinde der Zwangsarbeit im kirchlichen Raum kliren. Es ist die Hoffrung von
Auftraggebern und Projektmitarbeitern, bei den Recherchen auf noch lebende Angehdrige
des betroffenen Personenkreises zu stoBen, so daf3 diese — meist schon hochbetagten —
Menschen noch eine Entschddigung erhalten kénnen.

Entstehung

Als im Laufe des Jahres 1999 die Debatte um die Entschddigung von Zwangsarbeiterinnen
und Zwangsarbeitern in der deutschen Offentlichkeit einen ersten Hohepunkt erreichte,
griffen auch die beiden GroBkirchen in die Diskussion ein und mahnten Wirtschaft und
Politik nachdriicklich, unverziiglich angemessene Entschddigungsregelungen auf den Weg
zu bringen, um den rasch kleiner werdenden betroffenen Personenkreis iiberhaupt noch zu
erreichen.

In diesem Zusammenhang tauchte in den Medien die Frage nach der Verstrickung auch
der Kirchen und ihrer Vorfeldorganisationen innerhalb des ,,Problemfeldes Zwangsarbeit*
auf. Das Diakonische Werk der EKD reagierte darauf erfreulich schnell mit einer Umfrage
unter den ihm angeschlossenen Einrichtungen sowie den Fach- und Landesverbanden und
vergab Anfang 2000 einen Forschungsauftrag, der innerhalb eines begrenzten Raums
(Nordelbien) der Frage nachgehen sollte, welche diakonischen Institutionen dieser Landes-
kirche Zwangsarbeiterinnen und Zwangsarbeiter beschiftigt hatten.

Die von Harald Jenner verfafite Studie — inzwischen im Internet und als Broschiire pu-
bliziert’ — konnte aufzeigen, daB3 auch in den Einrichtungen der Inneren Mission in Ham-
burg und Schleswig-Holstein Menschen aus West-, vor allem aus Osteuropa zwangsver-
pflichtet worden sind. Die Frauen unter ihnen arbeiteten zum Teil im Pflegebereich, haupt-
sichlich jedoch in den Grofikiichen und Nahstuben, die Ménner dagegen in angeschlosse-
nen Handwerks- und Gartenbaubetrieben sowie in der Landwirtschaft. Gleichwohl blieb

! Text in: www.diakonie.de/publikationen/pressemitteilungen/000712 zwangsarbeiter.htm.
www.diakonie.de/infos/nachrichten/zwangsarbeiter/index.htm und ,,Verletzte Menschenwiirde®. NS-
Zwangsarbeiter in der Diakonie: Hintergriinde — Teilergebnisse — Forschungsperspektiven, in: Diakonie
Korrespondenz 7/00.
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die Zahl der ermittelten Personen verhiltnismafig klein im Vergleich zu der jener Men-
schen, die in der Kriegswirtschaft und den Kommunen zwangsweise titig waren: Jenner
kommt im ganzen auf etwa 60 Personen,’ — eine Zahl, die weit unter einem Promille der
tatsichlich in der Region nach Kriegsausbruch zwangsweise Beschiiftigten liegt.

Unabhingig von diesem begrenzten Projekt, das die Diakonie als eine Art ,,Probeboh-
rung® verstand, von deren Erfolg es abhingen sollte, ob ein grofieres Forschungsunterneh-
men zum Thema in Gang gebracht werden wiirde, hatten auch andere Landeskirchen* und
Diakonische Werke sowie einzelne Einrichtungen und Privatinitativen damit begonnen, an
diesem Thema zu arbeiten.” Noch bevor erste Ergebnisse publiziert werden konnten, be-
schlossen das Kirchenamt der EKD und das DW der EKD im August 2000, eine grofiere
historische Untersuchung zu finanzieren, die im Rahmen des Deutschen Reiches in den
Grenzen von 1937, also unter Einschluff der ehemaligen Ostgebiete, der Zwangsarbeiter-
problematik intensiver nachgehen soll. Der V{. dieses Beitrags wurde darum gebeten, das
Projekt vorzubereiten und mit Hilfe von zwei wissenschaftlichen Mitarbeitern durchzufiih-
ren. — Anfang 2001 hat das Marburger Unternchmen seine Arbeit aufgenommen; es ist
zunichst auf ein Jahr befristet.® In diesem Zeitraum werden die Historiker Dr. Harald Jen-
ner/Hamburg und Dr. Jens Murken/Giefen sowie der Berliner Osteuropahistoriker Dr. An-
dreas Kossert ihre Forschungen zu ausgewihlten Landeskirchen und —verbénden der Dia-
konie aufnehmen. Unterstiitzt dabei werden sie von eigenstindigen Projekten einzelner
Landeskirchen und DWs, die ebenfalls wissenschaftliche Mitarbeiter/innen zur Erfor-
schung der Zwangsarbeit in ihren Regionen eingestellt haben oder dies in Kiirze tun wer-
den; dazu gehoren die DWs und Landeskirchen im Rheinland (Dr. Uwe Kaminsky), in
Bayern, in (beiden) Hessen und in Wiirttemberg.

Zielsetzungen des Projekts

Das Projekt geht der Frage einer Beschiftigung von Zwangsarbeitern und Zwangsarbeite-
rinnen in Einrichtungen von Kirche und Diakonie wihrend der Kriegszeit nach. Neben
eigenen Forschungen der Projektmitarbeiter, die sich auf ausgewihlte Lander/Provinzen
des ehemaligen Deutschen Reiches sowie auf die Leitungsebenen der Deutschen Evangeli-
schen Kirche (DEK) und der Inneren Mission (Central-Ausschuf3) konzentrieren, wird eine
enge Kooperation mit allen bereits angelaufenen oder in Planung befindlichen wissen-
schaftlichen Vorhaben dhnlicher Art angestrebt. Die Ergebnisse des Projekts sollen — mog-
lichst unter EinschluB fremder Arbeiten zum gleichen Thema — in einem Sammelband vor-
gestellt werden, der im Herbst 2002 erscheinen wird. Der Hauptteil des Bandes besteht aus
Beitréigen, die sich aus regionaler Sicht mit Zwangsarbeitern im kirchlich-diakonischen
Raum beschiftigen. Daneben werden zwei Aufséitze allgemeinere Themen behandeln:
ndmlich einmal die Frage von Verantwortung und Schuld der Kirche und ihrer Inneren
Mission auf diesem Felde in theologischer, politisch-historischer, moralischer und rechili-
cher Perspektive und dann den Komplex der seelsorgerlichen Betreuung der betroffenen
Menschen durch Kirche und Innere Mission in der Kriegszeit.

Unter Beriicksichtigung der Fluktuation kann man ca. 100 Personen hochrechnen.

Vel. die Herbsttagung der Synode der Evangelischen Kirche Berlin-Brandenburg vom 15.11.—
18.11.2000: Wort des Bischofs zur Einbringung des Berichts der Kirchenleitung am 15. November 2000,
in: www. ekibb.net/info/bericht.htm.

Fiir Wiirttemberg vgl. www.diakonie-wuerttemberg.de/aktuell/akt pres.html#zwang: flir Baden:
www.diakonie.de/infos/nachrichten/zwangsarbeiter/pfalz bericht.htm; fiir die v. Bodelschwinghschen
Anstalten in Bethel: www.bethel.de/page/termine/1 1 5/2.htm.

Vgl. auch die Website www.projekt-zwangsarbeit.de.
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Vorgehen

Nach einer einleitenden Explorations- und Reflexionsphase werden die Mitarbeiter und der
Projektleiter die erhaltenen Unterlagen in staatlich-kommunalen, kirchlichen und diakoni-
schen Archiven sichten und einer ersten Auswertung unterziehen. Parallel dazu sollen
Kontakte zu vergleichbaren Forschungsprojekten entweder neu gekniipft oder ausgebaut
werden mit dem Ziel, durch regen Informationsaustausch Doppelarbeit zu verhindern,
Hinweise auf mogliche Quellenfundorte auszutauschen und Beitrdge fiir den geplanten
Sammelband auch aus anderen, verwandten Projekten zu erhalten. Die auf Initiative des
DW Westfalen am 11. September 2000 im Diakonissenmutterhaus Miinster tagende Fach-
konferenz aller an diesem Thema Arbeitenden hat bereits die Grundlage eines breitgefi-
cherten einschligigen Kommunikationsnetzes geschaffen; weitere Fachkonferenzen in
Stuttgart (Februar 2001) und Bochum (Mirz 2001) werden die gekniipften Kontakte vertie-
fen.

Probleme

Die historisch-handwerklichen sowie methodischen Probleme des Forschungsprojekts diir-
fen nicht unterschitzt werden. Angesichts der vergleichsweisen geringen Zahl der in Kir-
che und Diakonie titigen Zwangsarbeiterinnen und Zwangsarbeiter ist es mit erheblichen
Schwierigkeiten verbunden, ihre Spuren im kirchlichen Milieu nachzuweisen und weiter zu
verfolgen. Und selbst wenn dies gelingt, werden die einzelnen Menschen hinter den weni-
gen erhaltenen Statistiken und seltenen Korrespondenzen resp. Krankenakten als Individu-
en nur selten sichtbar. Diese Kalamitidten nehmen noch zu, wenn endlich ermittelte kon-
krete Personen nach komplizierten Recherchen ihrem heutigen Aufenthaltsort zugeordnet
werden sollen. Deshalb blieben — anders als bei Zwangsarbeit in der Kriegswirtschaft oder
den groBen Kommunen — die ,.Erfolge™ der Spurensicherung in evangelischen Einrichtun-
gen bislang verschwindend gering, was {ibrigens auch fiir die katholische Kirche und ihre
Werke zutrifft: Selbst wenn man hier mit hoheren Zahlen insgesamt erfafter Einzelschick-
sale aufwarten kann, bleibt der Nachweis der noch lebenden betroffenen Personen und ih-
res aktuellen Wohnorts ausgesprochen mithsam.” Es bleibt deshalb abzuwarten, ob die von
der katholischen Kirche bereitgestellten Gelder tatsdchlich in ihrer Gesamtheit zur Aus-
zahlung an unmittelbar Betroffene gelangen kénnen.®

Fazit

1. Die Einrichtung eines Forschungsprojekts zur Geschichte der Zwangsarbeit im Raum
von Kirche und Diakonie ist Resultat eines kirchenpolitischen Diskussionsprozesses,
der mit vollem Recht die Kirchen und thre Substrukturen als Teil der deutschen Gesell-
schaft auch der Jahre des Dritten Reiches betrachtet und ihnen damit ihren Teil an Mit-
verantwortung-und schuld an den Geschehnissen jener Zeit zuspricht. — Den Initiatoren
in Kirche und Diakonie geht es in erster Linie darum, diese Mitverantwortung- und
schuld offentlich sowie vor jenen einzugestehen, die Zwangsarbeit geleistet haben. Da-
zu miissen diese Menschen soweit irgend mdglich namentlich erfaBt und mit ihrem
derzeitigen Wohnort ausfindig gemacht werden. Das Projekt kann dabei behilflich sein.

" Das belegten anschaulich die Referate auf der am 10./11.02.2001 in der katholischen Akademie der Di-
ozese Stuttgart-Rottenburg stattgefundenen Tagung iiber Zwangsarbeit; vel. www.akademie-
rs.de/70.htm.

Die katholische Kirche hat 5 Mio. DM fiir die Direktentschidigung und noch einmal die gleiche Summe
fiir die sogen. Versohnungsarbeit zur Verfiigung gestellt. Auerdem wird neben einschligigen For-
schungsarbeiten in jeder Didzese auch ein historisches Projekt unter Federfithrung der ,,Kommission fiir
Zeitgeschichte“/Bonn durchgefiihrt. Ndheres unter www.caritas.de.

8
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Andererseits konzentriert sich das Marburger Forschungsunternehmen primér auf den
historischen Kontext der Zwangsarbeit und versucht, mit wissenschaftlichen Methoden
und Fragestellungen zur Kldrung der damaligen Verhiltnisse beizutragen. Es wird sich
nicht auf die Rekonstruktion mehr oder weniger spektakuldrer Einzelfdlle beschrianken,
sondern ist darum bemiiht, im Endergebnis auch zu reprisentativen Aussagen zu kom-
men, mit der die Zwangsarbeit in Kirche und Diakonie als Teil der Lebenswirklichkeit
der Kriegsjahre unter den Bedingungen eines totalitdren und menschenverachtenden
Regimes begriffen wird. Dies diirfte auch Antworten auf die Frage bereitstellen, warum
Kirche(n) und Diakonische Werke nicht schon frither diesen Aspekt ihrer jiingeren Ge-
schichte in den Blick nahmen und warum Zwangsarbeit vielfach nicht als Unrecht ge-
gentiber den Betroffenen verstanden worden ist.

Fiir die erfolgreiche Arbeit des Marburger Projekts wird es von entscheidender Bedeu-
tung sein, in engster Weise mit vergleichbaren Unternehmungen zu kooperieren — tber
Kirche und Diakonie hinaus! Wie bereits angedeutet, tragen dazu an erster Stelle iiber-
regionale Fachtagungen bei, die als Informationsbérsen dienen und bisher auch schon
rege genutzt wurden. Gerade angesichts der kurzen Laufzeiten der Anstellungsvertrige
wissenschaftlicher Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter ist es zwingend notwendig, von-
einander zu lernen und — nachvollziehbare — perstnliche Profilierungsinteressen gegen-
iiber moglichst rasch zu gewinnenden Ergebnissen zurtickzustellen. — Dies scheint in-
zwischen zu gelingen; daB in diesem Zusammenhang auch eine informelle Kooperation
mit katholischen Parallelprojekten praktiziert wird, gehort zu den begriilenswerten Be-
gleiterscheinungen einer Konfessionsgrenzen iiberschreitenden (kirchen-)historischen
Forschung, der man freilich nicht unterstellen sollte, sie sei nur das Paradigma einer de-
fensiven Lagerbildung derjenigen, die als moralisches Gewissen der Gesellschaft
schlieBlich selbst in die Schufllinie 6ffentlicher Kritik gerieten.

Wissenschaftliche Forschung ist von vorwissenschafilichen Interessen und damit ver-
bundenen prizisen Fragestellungen abhangig und muss bereit sein, auch zuzugestehen,
daf} die erhofften Ergebnisse aus dem zur Verfiigung stehenden Material nicht oder nur
bruchstiickhaft ermittelt werden konnen. Angesichts der absoluten Zahlen von
zwangsweise Beschiftigten in Diakonie und Kirche sowie der wenigen Menschen, die
als Betroffene heute noch leben, konnte sich als ein Ergebnis des Projekts heraus-
kristallisieren, dafl bestimmte Fragen offen bleiben und der intendierte Zweck der Auf-
traggeber des Projekts nicht oder nur ansatzweise erreicht wird. Das beriihrt die Vali-
ditit der gleichwohl zu gewinnenden historisch-kirchengeschichtlichen Erkenntnisse
jedoch kaum: Auch wenn das Projekt nicht alles aufdecken und erkldren kann, was mit
dem Gegenstand zu tun hat, wird es dazu beitragen, jene Spielrdume auszuloten und die
Problemzonen schérfer zu konturieren, in denen sich die scheinbare Normalitit kirchli-
chen Lebens unter den Bedingungen der NS-Diktatur und denen eines totalen Krieges
entfaltete. Das transzendiert die Schwarz-Weil-Raster von ,,Gut und Bose™ ebenso wie
es neue Perspektiven und Facetten der Mitverantwortlichkeit und Mitschuld innerhalb
der in Kirche und Diakonie Tétigen aufzeigt. Auch wenn die (Kirchen-)Geschichte kei-
ne Rezepte fiir . richtiges” Handeln in heutiger Zeit bereithdlt, vermag sie aus der
Kenntnis des Vergangenen fiir aktuelle Herausforderungen zu sensibilisieren, und wenn
ihr das gelingt, hat sie schon einiges erreicht.
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MATTHIAS BENAD/WOLFGANG MOTZKAU-VALETON/KERSTIN STOCKHECKE: Zwangsarbei-
ter und Kriegsgefangene in den v. Bodelschwinghschen Anstalten Bethel 1939-1949. Ein
Zwischenbericht vom September 2000 der Forschungsstelle fiir Diakonie- und Sozialge-
schichte an der Kirchlichen Hochschule Bethel.

In diesem Bericht iiber die Recherchen zur Zwangsarbeit in den Bodelschwinghschen An-
stalten in Bethel wird unter 1. Das Entschiddigungsgesetz und sein politisches Umfeld be-
schrieben, eine historisch-chronologische Orientierung liber Zwangsarbeit 1939-1945 ge-
geben; er informiert 2. {iber den Einsatz von Zwangsarbeitern in Bethel und seinen Toch-
terkolonien anhand von Archivalien und liefert 3. in einer Dokumentation ein Fundstellen-
verzeichnis der quantitativen Angaben, ein allgemeines Fundstellenverzeichnis und ausge-
wihlte Quellen.
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Tagungsberichte

»Kirche, Staat und Gesellschaft nach 1945. Konfessionelle Prigungen und sozialer
Wandel“. Studientagung der Kommission fiir kirchliche Zeitgeschichte der Evangeli-
schen Kirche von Westfalen in Zusammenarbeit mit der Kommission fiir kirchliche
Zeitgeschichte des Erzbistums Paderborn, der Kommission fiir kirchliche Zeitge-
schichte des Bistums Miinster und der Katholischen Akademie Schwerte vom 23. bis
25. Miirz 2000 in Schwerte.

In seinem GruBwort wies Domkapitular Theo Ahrens (Paderborn) darauf hin, daf} dies die
erste konfessionsiibergreifende Tagung der zeitgeschichtlichen Kommissionen sei; der
westfilische Prises Manfred Sorg betonte, wie wichtig die wissenschaftliche Begleitung
fiir die Anwendungspraxis der Kirche sei. Im Anschlufl an die Gruiworte fiihrte Prof. Dr.
Bernd Hey (Bielefeld) in die Tagungsthematik ein und verwies auf die Moglichkeiten des
komparatistischen Ansatzes und die Tatsache, dal die Kirchengeschichte Teil der Profan-
geschichte sei.

Die Referate von Prof. Dr. Axel Schildt, Hamburg (Die 60er Jahre — Politik, Gesellschafi
und Kultur am Ende der Nachkriegszeit) und Privatdozent Dr. Frank-Michael Kuhle-
mann, Bielefeld (Nachkriegsprotestantismus. Religionssoziologische und mentalitdtsge-
schichtliche Perspektiven') umrissen den allgemeinen Rahmen der Tagung und setzten sich
vor allem mit den Fragen der Periodisierung, den Umbriichen und Neuansitzen in der
Nachkriegsgeschichte der Kirchen auseinander.

Schild qualifizierte die 60er Jahre als Ende der Wiederaufbauperiode der Nachkriegszeit,
fraglich aber schien ithm, ob diese mit den 50ern eine Einheit bildeten oder aber die 50er
Jahre die Vorgeschichte zu den 60ern darstellten. Die ,langen 60er Jahre* umfassen jeden-
falls fiir ithn bereits auch das letzte Drittel der SOer Jahre. Fiir die 60er Jahre sind eine Reihe
neuer Entwicklungen signifikant. Eine neue Gesellschaft bildet sich heraus, nachdem der
Zustrom aus dem Osten versiegt ist; die Bevolkerung verjiingt sich und bewegt sich in
Richtung einer multikulturellen Gesellschaft. Eine Zunahme der weiblichen Erwerbsarbeit
ist zu verzeichnen, steigender Konsum ldfBt eine Wohlstandsgesellschaft entstehen, mit
gleichzeitigem Anstieg der Fiirsorgeempfinger.

Es fand die Transformation der modernen Industriegesellschaft zur postindustriellen
Gesellschaft statt, Verteilerkonflikte wandelten sich zu Kulturkdmpfen. Erstmals wurden
jetzt die Fehler der Wiederaufbauphase, die man als konzeptionslos empfand, als Defizite
kritisiert. Die Debatten waren nicht mehr beherrscht vom Diskurs iiber metaphysische
Schuld, sondern tiber konkrete Konflikte.

Die Kirchen legten Wert auf breiten gesellschaftlichen Diskurs, ihre synodalen Gremien
profilierten sich dabei als Vordenker (z. B. in der Ostdenkschrift). Man sprach nicht mehr
von Gemeinschaft, sondern von Gesellschaft. Die gesellschaftliche Kompetenz schien auf
die SPD tiberzugehen; mit dem Begriff der ,,formierten Gesellschaft* wollte sich aber auch
die CDU konzeptionell auf die gesellschaftlichen Verdnderungen einstellen.

Kuhlemann bezeichnete die Forschungslage zum Nachkriegsprotestantismus als nicht be-
friedigend, vor allem durch die Engfithrung auf kirchenamtliche Verlautbarungen. Er pli-
dierte deshalb dafiir, binnenkirchliche Perspektiven aufzubrechen zugunsten einer menta-

'Vel. den Abdruck seines iiberarbeiteten Referats, S. 1-29.
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lititsspezifischen oder auch geschlechterspezifischen Sichtweise. Mit seinem eigenen
mentalititsgeschichtlichen Ansatz wolle er nicht die kirchlichen Eliten, sondern die Bevél-
kerungsgruppen, nicht nur die ideelle Seite, sondern auch Implikationen des sozialen Han-
delns in den Blick nehmen. Kuhlemann verortet den Protestantismus zwischen 1945 und
den 60er Jahren in einem radikalen Neuanfang trotz traditionaler Uberhinge und der Ver-
strickung in die ideologischen Ansitze der NS-Zeit. Trotz seiner zunichst vorhandenen
Riickwirtsgewandtheit kam es im Nachkriegsprotestantismus zu einer grundlegenden Neu-
orientierung: Protestanten bejahten mehrheitlich das parlamentarische System; die stattfin-
dende Entkonfessionalisierung ging einher mit gleichzeitiger Akzeptanz der Gemein-
schaftsschule. Das Godesberger Programm entspannte das Verhéltnis von Protestantismus
und SPD; in der Wiederbewaffnungsdebatte standen die Kirchenfithrer auch gegen die
Adenauer-Politik; das neue nationalprotestantische Selbstverstdndnis war gesamtdeutsch,
aber nicht nationalistisch oder volkisch, sondern von friedensbewegter Neutralitit. So trage
— meinte Kuhlemann resiimierend — der Nachkriegsprotestantismus bereits Kontinuititsli-
nien zu den 60er Jahren, die freilich einen zweiten Neuanfang signalisierten.

In der sich anschlieBenden Diskussion wurden Kuhlemanns Thesen in Frage gestellt,
vor allem unter dem Hinweis, dal zwischen dem ersten und zweiten Umbruch qualitativ
stiarker gewichtet werden miisse.

Uber ein Ereignis, das nicht nur binnenkirchliche Relevanz entfaltete, referierte Privatdo-
zent Dr. Wilhelm Damberg (Miinster). In seinen Ausfithrungen tiber ,, Katholiken im Um-
bruch. Zur historischen Verortung des 1I. Vatikanischen Konzils (1962—-1965) " betonte er,
daB das II. Vatikanische Konzil das Verhiltnis von Kirche und Gesellschaft in besonderer
Weise definiert habe. Die Kirche wurde dabei nicht mehr nur monoklerikal definiert, son-
dern die Bedeutung der Laien stéirker hervorgehoben, der Gottesdienst gleichzeitig als Fei-
er der lokalen Pfarrgemeinde angesehen. In der Aulenwahrnehmung wurde das Verhéltnis
zwischen Kirche und AuBenwelt jetzt unter den Begriffen von Offnung und Dialog ver-
standen.

Nach 1945 sollten zundchst die Vergesellschaftungsformen von vor 1933 wiederbelebt
werden im Sinne einer kirchenzentrierten Struktur. Die Mobilisierung und Rechristianisie-
rung der Gesellschaft in den 50er Jahren dauerte aber nur kurz, spétestens mit den enden-
den 50er Jahren wurde klar, da3 bereits Erosionsprozesse eingesetzt hatten. Seit der Einbe-
rufung des II. Vatikanums kamen Transformationsprozesse in Gang in Form eines Ge-
meindekatholizismus mit vielfdltiger Pluralisierung und in Folge davon Konflikte mit dem
kirchlichen Zentralismus.

Prof. Dr. Benedikt Kranemann (Erfurt) gab einen Uberblick tiber die ,, Liturgiereform im
Bistum Munster” und setzte dabei bereits mit der Wende zum 20. Jahrhundert ein. Seit
Anfang des Jahrhunderts waren zwar schon Forderungen nach Teilnahme der Glaubigen
und die Ablehnung einer nur passiven Frommigkeit oder mehr Muttersprachlichkeit laut
geworden; diese hatten zu einer Erneuerung des liturgischen Lebens im Bistum gefiihrt.
Mit dem II. Vatikanum setzte aber ein neuerlicher Reformwille ein. In den Eingaben fiir
die Konzilsberatungen aus dem Bistum Miinster wurde die Liturgie dann als zentraler
Vollzug der Kirche mit hoher Verpflichtung fiir die Gldaubigen angesehen, eine umfassende
Verwendung der Volkssprache, eine Reform des MeBkanons u.a.m. eingefordert. 1964/65
kam es zur Bildung einer Liturgiekommission, die die Aufgabenstellung entwickelte, an
der sich auch Laienverbidnde beteiligten und die 1973 zur Einrichtung eines Referats fiir
Fragen des Gottesdienstes im Bischéflichen Generalvikariat fiihrte.

Seit 1970 begann die Umsetzung des Reformprogramms, an dem es viel Kritik gab so-
wohl von seiten traditionalistischer als auch sehr liberaler Kreise. 1994 duflerte sich u. a.
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das Didzesanforum im Zuge von Rezeption und Fortgang der Liturgiereform zum Ende des
20. Jahrhunderts und damit zu den Fragen einer zeitgemidBen Mefgestaltung, der Mitwir-
kung von Laien bis hin zur Leitung von Sakramentenliturgien, der neuen Rolle von Frauen
in der Liturgie, dem Wunsch nach mehr Lebens- und Glaubensfreude in den Gottesdien-
sten. Diese Problemanzeigen fiihrten zur impliziten Offenlegung von Defiziten der Litur-
giereform. 1991 wurde das liturgische Fortbildungsseminar durch das Di6zesanbildungs-
werk eingerichtet, damit einher ging die Neuentdeckung liturgischer Feiern, die nun auf
sehr unterschiedliche Glaubensbiographien antworteten.

Trotz aller Kontinuitdt der liturgischen Erneuerung im Bistum Miinster im
20.Jahrhundert ist der Wandel der Reformmalinahmen doch auch mit Verdnderungen in
Kirche und Gesellschaft verkniipft. Dabei spielten gesellschaftliche Umbriiche eine Rolle,
mit den damit verbundenen neuen Leitbildern und Werten sowie einer allgemeinen Skepsis
gegeniiber Ritualen.

Neuansitze in den Bereichen ,,Finanzen und Strukturen® gab es zum Teil unmittelbar nach
dem Kriegsende 1945, zum Teil aber auch in der Umbruchsituation der 60er Jahre. In sei-
nem Vortrag tiber ,, Die Neuordnung der Kirchensteuererhebung in Westfalen nach dem 2.
Weltkrieg* wies Privatdozent Dr. Jiirgen Kampmann (Lohne) darauf hin, dall das Orts-
kirchensteuersystem sowie die Bemessung der Kirchensteuer nach der Lohnsteuer in der
NS-Zeit nicht abgeschafft worden seien, noch sei spiter von den Besatzungsméchten dort
eingriffen worden. Diskussionen um Neuregelungen entstanden erst seit Mitte Mai 1949.

In seinem Ko-Referat ,, Von der Ortskirchensteuer zur Didzesankirchensieuer betonte der
Justitiar 1. R. des Bistums Miinster Dr. Karl Eugen Schlief, dali die Geschichte der Kir-
chensteuer beispielhaft das Verhéltnis von Staat und Kirche aufzeige. Die Kirchensteuerge-
setze der Lander galten nach 1945 zunichst weiter. Bei der Kirchensteuerreform nach 1945
aber wurde das Ortskirchensteuersystem nicht als geeignetes Instrumentarium angesehen,
um zu einer gerechten Verteilung des Kirchensteueraufkommens zu kommen. Im Jahre
1950 war NRW das letzte Land, in dem die Ditzesansteuer eingefiihrt wurde. Es konnte
nun eine Didzesan- oder Ortssteuer oder beides erhoben werden. 1962 kam es zum Ab-
schluf} der Neuordnung, die mit der Geltung der zentralisierten Didzesankirchensteuer und
der Absage an die dezentralisierte Ortskirchensteuer die véllige kirchliche Selbstbestim-
mung brachte.

In seinem zweiten Referat beleuchtete Privatdozent Dr. Wilhelm Damberg (Miinster) un-
ter dem Titel ,, Alle Macht den Rdaten? “ Reformen in Leitung und Verwaltung des Bistums
Miinster zwischen 1965 und 1972%, die 1965/66 in einer Phase des Dialogs zwischen Prie-
stern und Laien unter dem Stichwort des Laienapostolats des II. Vatikanums begannen.
1967 kam es zu einem Ausbau des Ritesystems, d. h. zu einem Ausbau von Gremien wie
Priesterrat, Dechantenkonferenz, Didzesankomitee; es entstand eine Gemengelage von
Gremien, an denen Priester beteiligt waren. Ab 1969/70 sollte mittels eines Strukturplans
ein Strukturwandel des Bistums in Gang gesetzt werden. Mit der Forderung nach GroR-
pfarreien sollten konziliare Dienste erfiillt werden, das Ritesystem schlieBlich Exekutive
und Legislative vereinen. Unter dem Stichwort ,,Pragmatische Wende* wurden einzelne
Punkte verwirklicht: Die Dienstleistung wurde nun zum Kriterium fiir die Aufgaben,
gleichzeitig kam es zum Abschied von der globalen Zukunftsplanung.

Nach dem Vatikanum setzte ein Paradigmenwechsel ein, in dem sich die Kirche nicht
mehr als der Welt gegeniiberstehend empfand, sondern den Dienst der Kirche an der Welt
propagierte. 1971/72 erfolgte wegen mangelnden Geldes ein sehr schneller Umbruch, auch
die mentale ,,GroBBwetterlage” dnderte sich wegen verschiedener duBerer Gegebenheiten
(Olkrise). Jetzt orientierte man sich in der Seelsorge pragmatisch am kleinen Kreis; Verlie-
rer der Entwicklung des Aufbruchs nach dem Vatikanum waren die Verbinde.
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Studiendirektor i. R. Helmut Geck (Recklinghausen) beschrieb in seinem Referat ,, Kirche
in einer Zeit des Umbruchs — Die Verwaltungs- und Finanzreform von 1965/69° parallel
dazu die evangelischen Verhiltnisse. Eingangs wies er darauf hin, daf die Kirchen in der
unmittelbaren Nachkriegszeit zu den privilegierten Gruppen gehdrten, was auch beinhalte-
te, daB3 die kirchliche Verwaltung von den Besatzungsméchten unbehelligt weiterarbeiten
durfte. Mit der kirchlichen Verwaltungs- und Finanzreform sollte den Prinzipien der Tran-
sparenz, Gerechtigkeit und Konzentration zur Durchsetzung verholfen werden. Die Bilanz
der kirchlichen Reformen — so meinte Geck — sei generell positiv zu beurteilen. Daf} die
kirchlichen Reformbestrebungen in die 60er Jahre fielen, sei kein Zufall, denn auch diese
miiBten im Kontext der gesellschaftlichen Reformbewegung gesehen werden.

Eine zweite Abteilung der Tagung war der Thematik ,,Bildung und Wissenschaft™ vorbe-
halten.

Prof. Dr. Joachim Kuropka (Vechta) sprach iiber ,, ‘Kulturkampf™ in der Nachkriegsdra?
Zum Konflikt zwischen Lénderregierungen und katholischer Kirche um die Konfessions-
schule . Bereits auf der ersten Bischofskonferenz nach dem Zweiten Weltkrieg im August
1945 wurden Forderungen nach der Bekenntnisschule erhoben. In Bayern etwa wurden die
schulischen Verhiltnisse der vor-nationalsozialistischen Zeit hergestellt. In NRW forderte
dagegen die SPD zum Volksentscheid gegen die Bekenntnisschule auf. Das Gesetz von
1952 erklirte die Bekenntnisschule als Regelschule. Es kam zu einer Vielzahl von Schul-
kidmpfen auf verschiedenen Ebenen, in Oldenburg entstanden aber im Vergleich zu Nieder-
sachsen nur gemiBigte Konflikte. In Niedersachsen wurde die Gemeinschaftsschule als
Regelschule eingefiihrt, die Bekenntnisschule nur in Ausnahmefillen. 1965 endeten die
Auseinandersetzungen mit dem Abschlull des Konkordats in Niedersachsen.

Studienrat Dr. Albrecht Geck referierte tber den , Neuanfang des evangelischen Religi-
onsunterrichts in der Nachkriegszeit”. Die Nachkriegszeit bedeutete einen konzeptionellen
Neuanfang des Religionsunterrichts in Westfalen, bei dem die Kirchenleitung letztlich be-
schloB, nicht ldnger von Religionsunterricht, sondern von christlicher Unterweisung zu
sprechen. Hinter den inhaltlichen und methodischen Zielvorgaben stand die Einsicht, daf3
der Religionsunterricht als Verkiindigung den Rahmen und die Institution Schule sprenge,
zudem werde dieser der gesellschaftlichen Entwicklung nicht mehr gerecht.

In seinem Referat , Vom ,akademischen Bieresel® zum ,theophilen Revoluzzer? Kon-
fiktpunkte und Protestformen katholischer Studierender in der Studentenbewegung* wies
Dr. Thomas Grofibélting (Minster) darauf hin, dall die 68er-Bewegung vom ,.Ereignis®
zum ,,Gegenstand® mit 30j4hrigem Dienstjubildum mutiert sei. Diese Protestbewegung sei
als Produkt und Motor eines Verdnderungswillen zu verstehen, der mit dem Ende der 60er
Jahre zu einem grundlegenden Wandel gefiihrt habe. In dieser Zeit entwickelten sich auch
die Studentengemeinden zu kritischen Einrichtungen. Thre Angehorigen waren in einer
besonderen seelsorgerlichen Situation, angesiedelt zwischen Schule und Beruf und verse-
hen mit einem Hang zur Wissenschaftsglaubigkeit. Zu Beginn der 60er Jahre war die Seel-
sorge an allen Studenten durchaus nicht selbstverstindlich; zu dieser Zeit lésten sich viele
Studenten von kirchlichen Beztigen und wollten ihre akademische Freiheit verwirklichen.
Wiihrend 1963 die Situation in den katholischen Vereinigungen von allgemeiner Lethargie
gekennzeichnet war, hatte sich 1969 das Selbstverstindnis des Dachverbandes geéndert, es
kam auch zu Konflikten mit der Bischofskonferenz. Im Sommer 1971 distanzierten sich
verschiedene Gruppierungen von dem Gemeindevertretertag. Ein Gros der Gemeinden
erteilte der Katholischen Deutschen Studenten Einigung (KDSE), dem Dachverband der
Studentengemeinden, eine Absage; es gab aber durchaus einen EinfluB der Studentenbe-
wegung auf die katholischen Studentengemeinden.
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Dr. Norbert Friedrich (Bochum) bezog sich in seinem Referat ,, Theologische Fakultdten
und Theologiestudierende in den 60er Jahren in Westfalen — Uberlegungen zum Generati-
onswechsel in der evangelischen Kirche“ zunichst auf Thesen von Martin Greschat, wo-
nach sich die volkskirchlichen Strukturen analog zur gesellschaftlichen Situation verdn-
derten, mit gleichzeitiger Folge von Traditionsbruch und Wertewandel. Ein solcher Tradi-
tionsbruch mull auch fiir die theologischen Fakultiten in Westfalen, ndmlich Bochum,
Miinster, Bethel, diagnostiziert werden. Binnentheologische Konflikte zeitigten der Streit
um Bultmanns Entmythologisierungsdebatte, Moltmanns Theologie der Hoffnung, die Be-
freiungstheologie, die Auseinandersetzungen um die Bekenntnisbewegung ,,Kein anderes
Evangelium® oder die Positionen der Theologin Dorothee Sélle.

Die Studentenbewegung setzte in Bochum zeitlich versetzt ein (etwa im Verhiltnis zu
Berlin).

Wichtige Themen der Studentenbewegung waren die Frage nach der Demokratisierung
der Universitét oder die personliche ,,Sinnfrage®.

Abschlielend referierte OKR i. R. Dr. Martin Stiewe (Bielefeld) tiber ,, Die Regelung der
gesetzlichen Feiertage in Nordrhein-Westfalen 1945—-1951)*.

Ein dritter und letzter Abschnitt der Tagung beschéftigte sich schlieBlich mit der ,,Konfes-
sionellen sozialen Arbeit®.

Reinhard van Spankeren M. A. (Miinster) vom ,,Arbeitskreis Diakonie und Geschichte*
informierte liber die ,, ‘Reform von Kirche und Gesellschaft* — Die Diakonie im Umbruch
von 1968 . In dieser Umbruchsituation wandelte sich der Glaube der Viter zum Dienst an
der Gesellschaft. Diakonie bedeutete Priasenz in der Gesellschaft; wihrend die geistliche
Leitfunktion blieb, kamen neue Gegenstinde und methodische Ansétze hinzu, der Kontakt
zur Nachbardisziplin der Humanwissenschaften wurde ausgebaut, dagegen verblalite die
Mutterhausdiakonie und die ménnliche Diakonie. Van Spankeren versteht die Studenten-
bewegung als Speerspitze einer Protestbewegung, die nahezu alle gesellschaftlichen Berei-
che erreicht habe, auch die Diakonie.

Die Soziologie entwickelte sich zu einer neuen Leitwissenschaft; Armut sollte politisch
bekédmpft werden, die Psychiatriereform war signifikant bedeutend, der Begriff der Pla-
nung wurde als relevant angesehen. Die Diakonie im Wiederaufbau wurde Diakonie im
Sozialstaat, damit einher ging die innere Sozialstaatsgriindung der Diakonie, es fand ein
paradigmatischer Wechsel statt, an dessen Ziel nicht mehr das Reich Gottes stand. Van
Spankeren restimierte, daf’ in den 68er Ereignissen schon Keime ganz anderer Entwicklun-
gen angelegt waren, die heute spiirbar sind, etwa in der konsumistischen Gesellschaft.

Katholischerseits gab Prilat Joseph Becker (Paderborn) einen Uberblick tiber die ,, Be-
deutung der Sozialgesetzgebung fiir den kirchlich-sozialen Dienst in der Gesellschaft am
Beispiel des Caritasverbandes fiir das Erzbistum Paderborn e. V.. Becker fiihrte aus, dal
die Sozialpolitik emen Rahmen bot fiir das soziale Handeln der Kirche. Die Auftragsaus-
filhrung fiir den Staat einerseits und die Motivation fiir die Kirche andererseits kam aber
dem Ausbalancieren eines Spagats gleich.

Die Geschichte der sozialen Gesetzgebung ist eng verbunden mit der politischen Herr-
schaft. Die Caritas stehe immer unter Legitimationszwang gegeniiber den Erwartungen von
Kirche und Gesellschaft. Die groe Zahl der Hauptamtlichen zeige die Professionalisierung
der Arbeit. Im Zuge von ,,68" kam es zu einer Geringschiatzung des Ehrenamtes und zu
einer Aufwertung der Professionalisierung der Hauptamtlichen. Nach 1967 wurde die Ca-
ritas zunchmend Partner der Gebietskorperschaften, die kirchlich-soziale Arbeit wurde
politischer. Es gestaltete sich schwierig, Okonomie und Ethik zusammenzubringen. Neue
Herausforderungen ergaben sich in den 80er Jahren und natiirlich auch seit der Einigung
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1989. Mit dem drohenden Sozialabbau verband sich die Gefahr der Entsolidarisierung der
Gesellschaft. Becker qualifizierte demgegeniiber die ,,68er" als eine Bewegung zur Solida-
risierung der Gesellschaft.

AbschlieBend referierte Kerstin Winkler (Bielefeld) tiber ,, Beruf oder Berufung: Frauen-
erwerbsarbeit und Mutterhausdiakonie (1950—1980) — am Beispiel Sarepias”. Sie verwies
auf das Leitbild der Diakonisse, dem Berufung zugrunde liege und Dienen hochstes Ansin-
nen sei. In der Mutterhausdiakonie bestand dennoch eine Verbindung von Beruf und Beru-
fung.

In der Diakonissenschaft verwirklichte sich die religiose Gemeinschaft als Lebens- und
Versorgungsgemeinschaft nach dem Familienmodell: Das Vorsteherpaar entsprach den
Eltern, die Diakonissen deren Téchtern.

Winkler exemplifizierte die These, da3 zwischen der Konzeption der 20er Jahre und der
50er Jahre keine groflen Unterschiede in Bezug auf das Kriterium der Berufung auszuma-
chen seien, am Beispiel des Diakonissenhauses Sarepta in Bethel und der Hilfsschwestern-
schaft der Ansgarschwestern und der Ravensberger Schwestern.

Eine freie Hilfsschwesternschaft unter einem Mutterhausdach mache nur Sinn, wenn sie
sich in das Modell der Diakonie einfiigt. Mit den Ansgarschwestern bewédhrte sich dieses
Modell nicht, sie wurden kein Bindeglied, sondern entwickelten sich zu einer eigenstindi-
gen religigsen Gemeinschaft.

Dagegen hatte die Schwesternschaft der Ravensberger Schwestern, deren Ausbildung —
anders als bei den Ansgar-Schwestern — bereits in Bethel stattgefunden hatte, keinen eman-
zipatorischen Ansatz und entwickelte sich so zu einem funktionierenden Bindeglied. Wih-
rend sich die Ansgar-Schwestern dem Mutterhausideal entzogen, pflegten die Ravensber-
ger Schwestern engen Kontakt zum Mutterhaus.

Insgesamt aber fiihrte die Bildung freier Hilfsschwesternschaften zur Verbindung der
Elemente von Berufung und Beruf — Dienen und Erwerbsarbeit. Seit den 60er Jahren 6ff-
nete sich die Mutterhausdiakonie — unter der Arbeitsmarktorientierung — auch verheirateten
Frauen. Erst 30 Jahre spiter aber kam es auch zur Entwicklung eines neuen Leitbildes.

Der Vortrag von Prof. Dr. Matthias Benad (Bielefeld) tiber ,, Aggiornamento auf evange-
lisch? Beobachtungen zum Wandel im deutschen Protestantismus der 60er und 70er Jah-
re " mufite leider wegen Krankheit entfallen.

Gertraud Grinzinger M. A.

Die Referate werden in einem Sammelband verdffentlicht.
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Protestantische Kirchen in Zentral- und Osteuropa unter kommunistischer Herr-
schaft — Die Phase der Errichtung der kommunistischen Herrschaft — . Internationale
Arbeitstagung im Diakoniewerk Gallneukirchen/Osterreich vom 11. bis 14. Januar
2001, veranstaltet von der Universitit Aarhus/Dinemark, der Internationalen Or-
dass-Stiftung Oslo/Norwegen und der Evangelischen Arbeitsgemeinschaft fiir Kirch-
liche Zeitgeschichte.

Diese Tagung bildete die Fortsetzung eines internationalen Symposions, das im Oktober
1999 in Schlof Sandbjerg bei Senderborg/Dinemark stattgefunden hatte (vgl. Bericht in
Mitteilungen 18, S. 371.). Die jetzige Veranstaltung sollte durch die Gegeniiberstellung von
Fallbeispielen die vergleichende Beurteilung der Kirchenpolitik durch die neuen Machtha-
ber in den mittel- und osteuropdischen Landern ermoglichen.

Prof. Dr. Dr. Hartmut Lehmann (Gottingen) verwies in seinem Referat unter dem Thema
» Zwischen den Miihlsteinen. Protestantismus — Totalitarismus in der Zeit nach dem Zwei-
ten Weltkrieg" auf die ganz unterschiedliche Stellung der Kirchen in den Lindern des spi-
teren Ostblocks. Viele wurden unterdriickt, verfolgt und deportiert, dementsprechend gebe
es eine Vielzahl sehr spezieller Erinnerungen und Erfahrungen. Die Aufarbeitung dieser
Geschichte sei insofern erschwert, als viele Quellen — entstanden in der Zeit der Diktatur —
nicht leicht zu interpretieren seien.

Die Kirchen hatten allgemein unter dem Druck zu leiden, der auf sie ausgeiibt wurde, es
kam zur Unterwanderung durch Geheimdienste, die christliche Lehre galt nun als biirger-
lich. Die neuen sozialistischen Regierungen betonten ihren Friedenswillen und ihr Ziel der
Herstellung sozialer Gerechtigkeit; der politisch-moralische Effekt dieses Anspruchs auf
die protestantischen Kirchen sei nicht zu unterschétzen. Zwar sei an der Redlichkeit dieser
von Lehmann als .,Versuchungen der neuen Gesellschaft” apostrophierten Ziele zu zwei-
feln gewesen, dennoch kooperierten viele Pfarrer mit den staatlichen Entwiirfen.

Charakteristisch sei — im Gegensatz zum Internationalismus, auf den man sich berief —
die Nationalisierung der Religion, wodurch die protestantischen Kirchen vor groBe Pro-
bleme gestellt waren. In der Sowjetunion beispielsweise suchte sich die orthodoxe Kirche
mit Stalin zu solidarisieren, diese kirchliche Unterstiitzung wire aber vielleicht nicht in
diesem Ausmal notig gewesen. Andererseits gebe es keine Parallele zur Begeisterung der
evangelischen Kirche fiir Hitler 1933 zur Haltung gegeniiber Stalin 1945. Aber sowohl die
etablierten Kirchen als auch die Freikirchen mufiten sich entscheiden, wie man sich dem
neuen Regime gegeniiber verhalten solle, wie mit der Vergangenheit umzugehen sei, woher
man Funktionstriger bekdme, wo deren Ausbildung stattfinde, wie wichtig ethische Ele-
mentarformen seien. Betrachte man die Situation in den osteuropéischen, kommunistischen
Léndern, so sei zu fragen, ob die Krisen nach 1945 einen Antrieb fiir das Religitse dar-
stellten und Strukturen beeinflussen konnten. Zu fragen sei weiterhin, ob diese Krisen zu
einer Erneuerung der Religiositit, des Milieus fiihrten. Die vollzogene Sakralisierung der
Nation kénne nicht mit dem Phanomen der Sikularisierung erklirt werden. Zusammenfas-
send meinte Lehmann, die protestantischen Bewegungen in Ostmitteleuropa seien zwei
grundlegenden Anforderungen ausgesetzt gewesen: den Anspriichen des Kommunismus
als Hilfsreligion und den Anspriichen des Nationalismus.

In seinem Grundsatzreferat analysierte Dr. Michael Schifer (Miinchen) den ,, Totalitaris-
mus als politische Religion"; er bezeichnete die Geschichte der totalitiren Regime als Ge-
schichte ihrer Deutung, denn umstritten sei von Anfang an gewesen, die Gewaltregime als
Ganzes auf einen Begriff zu bringen; inzwischen aber sei ein ,.stiller Sieg* des Totalitaris-
musbegriffs zu konstatieren.
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Das Konzept der politischen Religionen sei als innerweltliche Erlésungsreligion zu ver-
stehen, wobei Politik und Religion in ein néheres Verhéltnis gebracht werden; damit einher
gehe — so Schifer — die Verabsolutierung des Staates, die urspriinglich nur dem Transzen-
denten zukam. Die begriffliche Etablierung des Phdnomens, Politik mit religiosen Katego-
rien zu deuten, geht auf Eric Voegelin zurilick, wurde aber schon von Hannah Arendt auf-
gegriffen und von Raymond Aron aufgenommen. Nach dem Ende des Zweiten Weltkriegs
sei dieses Konzept in den Hintergrund getreten und erst in den 80er Jahren wieder belebt
worden. Werde nun das Totalitarismuskonzept mit dem Konzept der politischen Religion
verkntipft, so bote dies die Moglichkeit der Dynamisierung, freilich unter Einschluf3 des
Definitionsproblems von Religion. In der politischen Religion werde jedenfalls die Trans-
zendenz selbst erzeugt, die groBBe Transzendenz mutiere aber zur kleinen Transzendenz, ein
Verfall des Transzendenzbezuges — nicht authentisch, sondern produziert — sei zu konsta-
tieren.

Prof. Dr. Otto Luchterhandt (Hamburg) erdffnete mit seinem Beitrag tiber ,, Sowjeruni-
on/Rufiland" die Reihe der Fallbeispiele. Vor der Revolution sei der Platz der Religion
unbestimmt gewesen, danach wurde eine radikale, materialistische Religionskritik formu-
liert; da Religion als Phianomen des Uberbaus, der Klassenspaltung, als falsches Bewult-
sein begriffen wurde, schien ihre effektive Bekampfung Teil eines erfolgreichen Aufbaus
des Sozialismus; als Endziel war definiert die Befreiung des Menschen von der Religion.
Der Art. 13 des zweiten Parteiprogramms von 1919 habe einen religionsfeindlichen Ansatz
gehabt, herbeigefiihrt werden sollte die Befreiung der Massen von religiosen Vorurteilen,
jedoch unter Vermeidung der Verletzung von religiosen Gefiihlen. Leitmaxime aber war
u.a. die Repressivitit, die Verbannung der Religion aus der Offentlichkeit, die Verdrin-
gung und Beherrschung der Religionsgemeinschaften; die Kirchen sollten sich vorbehaltlos
dem Regime unterwerfen, wobei die auBlenpolitische Dimension der Religionspolitik, be-
sonders in der Anfangszeit, durchaus eine Rolle spielte. In die Zeit von 1917 bis 1921 fiel
der Versuch der planméfBigen Mobilisierung der werktitigen Massen, der sich in vier
Punkten zusammenfassen 14Bt: 1. Durchsetzung des linksliberalen Konzepts (Verstaatli-
chung von Grund und Boden, Einfithrung der Zivilehe), 2. Agitation und Propaganda, 3.
Revolutiondrer Terror, 4. Durchsetzung von Gehorsam. Die Kirchen wurden nun rechtsun-
fihig, es gab ein Verbot hierarchischer Organisationsstrukturen. Nach 1921 setzte u. a.
auch eine Liberaliserung der Religionspolitik ein, da Lenin im Zusammenhang mit der
Agrarpolitik jede neue Stérung oder Belastung der Wirtschaft vermeiden wollte. Dennoch
kam es 1922 wihrend der Hungersnot zum Konflikt — mit einem Ergebnis zuungunsten der
Kirche - als die Kirchenschitze versilbert werden sollten. In den 30er Jahren beugte sich
die orthodoxe Kirche immer gegeniiber staatlichen Zumutungen, dies entsprach ihrer volli-
gen Gleichschaltung.

In seinem Beitrag tiber die Verhéltnisse in der DDR verwies Prof. Dr. Peter Maser (Miin-
ster) darauf, da} die Grundelemente fiir die ,,antifaschistisch-demokratische Umwilzung*
in der SBZ schon Anfang 1939 auf der ,,Berner Parteikonferenz der KPD* gelegt wurden.
Zwar wurden hier Bestandsgarantien fur die Kirchen abgegeben, aber gelten sollten diese
nur unter der Bedingung, daf} die Kirchen nach Kriegsende aktiv an der Durchsetzung einer
antifaschistischen Gesellschaftsordnung mitarbeiten wiirden. Schon wihrend der Kriegszeit
hatte es in der Sowjetunion Bemiihungen um die Organisation der antifaschistischen Akti-
onseinheit gegeben; eine besondere Rolle spielte das , Nationalkomitee Freies Deutsch-
land®, dem im ,,Arbeitskreis fiir Kirchliche Fragen“ auch Geistliche wie Friedrich Wilhelm
Krummacher, der spatere pommersche Bischof, angehorten. Es schien nicht ausgeschlos-
sen, dall ein Kommunist der Kirche angehérte ebenso wie ein Christ Mitglied der kommu-
nistischen Partei sein kénne. Ulbricht lieB aber dennoch 1945 alle Organisationen der biir-
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en wurde von deren ausdriicklicher Bereitschaft zur Zusammenarbeit im ,,Block der antifa-
schistisch-demokratischen Parteien Deutschlands® abhingig gemacht. Diese gaben ihre
Zustimmung oft unter schweren Bedenken, weil sie es in der historischen Situation fiir
unabdingbar hielten. Auch die Griindung von Massenorganisationen wie der Freien Deut-
schen Jugend diente der weiteren Umgestaltung der Gesellschaft im Sinne der SED; als
besonders wirksames Instrument zur grundlegenden Umgestaltung der gesellschaftlichen
Machtverhéltnissen wurde neben der Griindung von neuen Parteien und Massenorganisa-
tionen die Entnazifizierungskampagne eingesetzt, als weiteres politisches Machtinstrument
diente ebenso die ,,Deutsche Zentralverwaltung der Justiz“, dazu kamen Bodenreform und
Schulreform.

Die Jugendarbeit war zunichst noch nicht durch einen einheitlichen kommunistischen
Jugendverband organisiert, sondern durch ,.JJugendausschiisse* auf ,,demokratischer antifa-
schistischer Grundlage®, die auf Gemeindeebene agierten. Zum Zentralrat der Freien Deut-
schen Jugend, gegriindet 1946, gehdrten zunidchst noch der Berliner Didzesan-
Jugendseelsorger Robert Lange und der evangelische Jugendpfarrer Oswald Hanisch. Fiir
die SED-Fiihrung spielte die Kirchenpolitik von Anfang an eine herausragende Rolle, weil
die Kirchen, insbesondere die evangelische Kirche fiir sie ein Problem blieben. Da die SED
es vermied, Rechtspositionen fiir die Kirchen verbindlich festzulegen, blieb die Kirchen-
politik fiir die SED eine strategisch-politische Ermessensfrage. Die privilegierte Position
der DDR-Kirchen, im Vergleich zum Schicksal der Kirchen in den iibrigen sowjetischen
Satellitenstaaten, basierte auf den sowjetischen ,,Garantien®, von denen die sowjetische
Fihrung niemals grundlegend abwich. Neben den staatlichen Vorgaben existierten auch
innerkirchliche Probleme wie die Auseinandersetzung mit den aus dem Kirchenkampf
iberkommenen kirchlichen Gruppierungen.

Uber die Situation in Jugoslawien referierten Prof. Dr. Ludwig Steindorff (Kiel) und Dr.
Vincenc Raisp (Wien). Steindorff betonte, dal die Politik gegeniiber den Religionsge-
meinschaften eingebunden war in die Nationalitdtenpolitik. Nach dem Vorbild der Sowjet-
union sollten die Kirchen nicht Triger des Nationalismus werden. In seinen Ausfithrungen
bezog sich Steinhoff vor allem auf die evangelische Kirche in Kroatien und Bosnien-
Herzegowina. Die Lage der protestantischen Kirche war abhingig von #uferen Faktoren,
etwa der Enteignung volksdeutschen Vermdgens; ihre Ansprechpartner waren die 1944/45
gebildeten Kommissionen fiir Glaubensfragen. Seit 1945 war der Religionsunterricht kein
Pflichtfach mehr, erst 1953 wurden die Fakultiten geschlossen, aber 1954 wurde die theo-
logische Ausbildungsstitte in Sarajewo wiedererdffnet, da der Staat nicht wollte, daB das
Studium im Ausland absolviert wurde. Auf die ,,wilde Zeit” folgte ab 1950 ein innerer
Umschwung mit mehr Rechtssicherheit. Der jugoslawische Staat verlangte nicht feindselig
die Hoheit tiber die Kirchen, diese aber lagen im Windschatten des Systems. Innerkirchli-
che Zisuren gab es 1950/51, mehr noch aber 1960, als Senior Popp nach Deutschland
tibersiedelte.

., Die historischen Konstellationen 1945 und das Problem des Kommunismus in Oster-
reich” beleuchtete Prof. Dr. Ernst Hanisch (Salzburg). Hanisch ging davon aus, daB die
Unabhingigkeitserklarung Osterreichs vom April 1945 nie in die Gefiihlswelt der Bevélke-
rung eingedrungen war. Die Alliierten konzentrierten alle Macht auf die Militirherrschaft
und es kam zu dem Paradoxon, da3 die Demokratie mit diktatorischen MaBnahmen einge-
fiihrt wurde. Die Sowjets lieBen zu, daB Osterreich gesamtdeutsch wihlen und am Mar-
shall-Plan teilnehmen konnte. Ab Herbst 1945 hatte die Staatsregierung die Kompetenz fiir
Gesamtosterreich. Die Titer stilisierten sich rasch als Opfer, die stdndestaatlichen Eliten
bezeichneten sich 1945 als Opfer der faschistischen Verfolgung. Die , 6sterreichische Wie-
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dergeburt” revitalisierte die politischen Parteien. Die OVP wollte sich als revolutionire
Neugriindung verstanden wissen.

1945 war die Stunde der Kommunisten, die Volksfront und Demokratie auf ihre Fahnen
geschrieben hatten. Mit dem Innen- und Erziehungsressort hatten sie zwei Schliisselstel-
lungen im Kabinett Renner inne. Der Religionsunterricht wurde unter dem kommunisti-
schen Kultusminister Fischer wieder eingefiihrt. Bei der Wahl im November 1945 erhielten
die Kommunisten aber nur fiinf Prozent, die Mehrheit der Bevolkerung fiirchtete den
Kommunismus mehr als den Nationalsozialismus. Die Kirchen boten in dieser Situation
wieder Heimat und ,,Vergebung der Siinder®, die Ausgetretenen traten wieder in die Kirche
ein, es hiduften sich Nachtaufen von Kindern. Kritisch vermerkte Hanisch, daf3 sich die
Frage der Aufarbeitung des NS-Regimes nicht stellte.

In seinem Beitrag tiber ,, Ungarn " beschrankte sich Prof. Dr. Laszlo Tokéczki (Budapest)
auf die reformierte Kirche in Ungarn. In Ungarn bewirkte der Kommunismus eine grof3e
Erschiitterung. Unter diesem Eindruck wurden sich die frommen Menschen ihres Glaubens
noch bewufiter. Viele junge Ungarn fliichteten vor dem Kommunismus, andere wurden in
die Sowjetunion deportiert, es geschahen viele Gewalttétigkeiten.

In den protestantischen Kirchen gab es Personen, die bereit waren zu kollaborieren. Die
laizistische Fithrung der Reformierten Kirche vor 1945 wurde in einer ersten Konzepti-
onspolitik inhaftiert und enthauptet. Die Protestanten hatten keinen Papst, deshalb konnte
die Deprivilegierung der Katholiken dennoch nicht Gleichsetzung bedeuten. Noch 1949
kam es zur Verfolgung der wohlhabenden Bauern, gegen die die Kirchenfiihrung aber nicht
protestierte. Religion wurde zur Privatsache erklart, aber selektiv bestraft. 200 Pfarrer wur-
den direkt verfolgt; die Gemeinden bekamen Vertrauensménner. Die Vereinbarung von
1948 mit dem Staat bedeutete die totale Kontrolle tiber die Kirchenfithrung und ihre Pazifi-
zierung. Zwar funktionierten die kirchlichen Traditionen noch, aber die Propaganda des
Atheismus zeigte seine Wirkung. Der ethische Zustand der Kirchen wie der Gesellschaft
war nicht schlecht, ein Ri} aber entstand durch Kollaborateure; die Kollaboration aber
wurde nicht aufgearbeitet. Der Volksaufstand von 1956 steigerte dies zu einer geistigen
Tragodie. Fiir ihn — so meinte Tékeczki — heille der Unterschied zwischen Lutheranern und
Reformierten Lajos Ordass.

Dr. Olgierd Kiec (Poznan) berichtete tiber das Beispiel , Polen“. Die evangelisch-
augsburgische Kirche war die einzig anerkannte lutherische Kirche. Die mit der Oder-
NeiBe-Grenze vollzogene Grenzverschiebung bedeutete auch eine konfessionelle Ver-
schiebung. Der kirchliche Grundbesitz wurde von der Bodenreform ausgeschlossen. Es gab
den Terror gegen die Priester, aber auch die Bewahrung alter Rituale. Die Polonisierung
des katholischen Klerus war nicht gleichbedeutend mit der Akzeptanz der katholischen
Fiihrung.

Im September 1945 wurde das Konkordat gekiindigt, was sich negativ auf das national-
staatliche Leben auswirkte. Beim Bau des ethnisch homogenen Staates wurden die prote-
stantischen Kirchen mit dem Deutschtum gleichgesetzt. Die Repolonisierung im Westen
Polens mull mit der Rekatholisierung gleichgesetzt werden. In Niederschlesien etwa wur-
den die ehemals evangelischen Geb#ude an die katholische Kirche gegeben. Im Jahre 1947
kommt es zur Laisierung des Schulwesens, auch die kirchlichen Feiertage wurden aufge-
hoben. Kardinal Stefan Wyszynski unterzeichnete das erste Abkommen mit dem kommu-
nistischen Staat. Die Kirchen verfiigten nur iiber wenig Freiraum; sie muflten sich an den
Kommunismus anpassen oder sich zum Westen halten.

Die lutherische Kirche hatte eine schwache Position, sie war dezimiert, die Volksdeut-
schen waren teilweise keine voll berechtigten Gemeindeglieder. Die Haltung der Geistli-
chen war nicht einheitlich, eine Minderheit wollte sich auf die deutsche Vergangenheit
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berufen. In den wiedergewonnenen Gebieten wurde zu deren Legitimation die Polonisie-
rung durchgefiihrt. Die Schliisselrolle der lutherischen Kirche lag in ihrem Gegengewicht
zur Vormachtstellung des Katholizismus. Der Staat bot zwar Akzeptanz an, im Gegenzug
aber mufite die Kirche Loyalitdtsbekundungen abgeben. Es gab nicht nur Konflikte zwi-
schen deutschfreundlichen und deutschfeindlichen Pastoren.

Die Leitung der evangelisch-augsburgischen Kirche versuchte eine nationale Kirche ge-
gen den Katholizismus aufzubauen, deren politische und zahlenméBige Aufwertung nach
1945 konnte aber nicht gelingen. Thre einzige Uberlebensstrategie lag im ,,Schweigen und
Schwanken®. Im katholischen Klerus gab es unterschiedliche Gruppierungen beziiglich der
Haltung zum kommunistischen Staat. Die katholische Kirche gewann mehr EinfluB im
Kampf gegen den Kommunismus. Die Gleichberechtigung der Konfessionen wurde nicht
durchgesetzt. Die verbliebenen Deutschen wehrten sich gegen die Assimilierung.

Zu den Verhéltnissen in Rumdnien verlas Stadtpfarrer Christian Player einen Text seines
Vaters Dr. Dietmar Player, der wegen Krankheit verhindert war. Er beschiiftigte sich be-
sonders mit der evangelischen Kirche A. B. in Ruménien. Die Voraussetzungen dieser Kir-
che waren von Anfang an denkbar ungiinstig: Sie war eine Minderheitenkirche, eine vom
Nationalsozialismus mit beeinflufite Kirche, deren Glieder dem Mittelstand angehérten,
und sie war im deutschen Siedlungsgebiet angesiedelt. Die neuen Machthaber begegneten
ithr von Anfang an mit Mifltrauen, da sie mit Krieg und Faschismus identifiziert wurde.
Durch die Vertreibung und Internierung der Deutschen gab es kaum Zukunftschancen fiir
die Kirche.

Player nannte die Zeit von 1944 bis 1953 die ,.Zeit der Entrechtung und Bewahrung®.
Im Januar 1945 wurden arbeitsfdhige Deutsche deportiert, viele kiampften noch in deut-
schen Verbinden. Die mit der Agrarreform vollzogene Enteignung richtete sich zugespitzt
auf die deutsche Volksgruppe, der kirchliche Besitz sollte mit enteignet werden. 1948 voll-
zogen sich weitere Einschnitte, nachdem die ruménische Arbeiterpartei die alleinige Macht
in Hénden hatte; die neue Verfassung verhinderte Redefreiheit, Versammlungsfreiheit und
Zusammenschliisse. Dieses Jahr brachte auch eine Machtprobe zwischen Kirche und Staat
(das Konkordat mit der katholischen Kirche wurde aufgekiindigt), der Staat zog das
Schulwesen an sich, groBer Pfarrermangel herrschte. Ein Stiick Bewahrung vollzog sich im
., Tauwetter™ nach Stalins Tod; durch das Verhandlungsgeschick von Bischof Miiller wurde
die evangelische Existenz gefestigt.

Die Jahre 1953 bis 1969 bezeichnete Player als ,,Zeit der Festigung und Bewiihrung®,
wobei der Ungarnaufstand von 1956 eine Verschérfung der Situation bedeutete. Es kam zu
Schauprozessen, in deren Verlauf Pfarrer Mockel, ein NS-Gegner, zu lebenslanger Haft
verurteilt wurde. In dieser Zeit fand eine neue Hinwendung zur Bibel statt und die Ge-
meinden pragten die Pfarrer mehr als das Studium.

Die Zeitspanne von 1945 bis 1948 kénnte man nach Ansicht von Mgr. Josef Szymeczek
(Nydek) in der Tschechoslowakei bereits als Zeit der Vorbereitung einer neuen Kirchenpo-
litik bezeichnen. Zwischen 1945 und 1948 konnte sich die kommunistische Partei keinen
Kampf gegen die Kirchen erlauben. Die Kommunisten waren bestrebt, mit der katholi-
schen Kirche nicht in einen Konflikt zu kommen. Von Februar 1948 bis Frithling 1949
tibernahmen die Kommunisten die totale Macht, danach bereitete die Partei eine neue Kir-
chenpolitik vor, wobei Direktangriffe gegen die Kirchen nicht opportun schienen. So wur-
de nach auBen zwar die Religionsfreiheit deklariert, nach innen aber deren Liquidation
vorbereitet. Verhindert werden sollte auBerdem, dafl die Religion eine Waffe der Gegner
des Regimes werde, vielmehr sollten die Kirchen als Verbiindete des Regimes ausgenutzt
werden. Zwar war das Endziel der Kirchenpolitik die Liquidation der Kirche, aber dieses
Ziel sollte erreicht werden ohne daf ein Kulturkampf entstiinde. Mit der Realisation des
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Vorhabens, die katholische Kirche durch Vereinbarungen zu unterwerfen, begann man im
Frithling 1949; die kirchliche Hierarchie sollte sowohl von den Gl4ubigen als auch vom
Vatikan 1soliert werden. Zum Zeichen der Religionsfreiheit brauchten Mitglieder der
kommunistischen Partei nicht aus der Kirche auszutreten; auch 122 Priester waren Mitglie-
der der kommunistischen Partei.

Das Stadtamt fiir kirchliche Angelegenheiten, besetzt mit Kommunisten und Stalinisten
ohne Kirchenkenntnisse, sollte die Aufsicht iiber die Kirchen gewihrleisten. Die Geistli-
chen brauchten staatliche Genehmigungen, die meist nur fiir eine Gemeinde galten; kirchli-
che Vorschriften muften durch Staatsorgane gebilligt werden. In der Mitte der 50er Jahre
fand ein Wechsel in der Taktik statt; 1956 wurde das Stadtamt aufgelost, die rechtlichen
Kompetenzen gingen auf das Kultusministerium iiber. Es kam zur Liquidation des Grund-
besitzes, zur SchlieBung von Schulen und einem Minimum von kirchlicher Lehre an den
Schulen. Die Gesellschaft entwickelte sich hin zum Atheismus, wobei — nach seiner An-
sicht — letztlich unklar sei, aus welchem Grunde.

Uber die Situation im Baltikum referierten Dr. Riho Altnurme (Tartu), Artis Burovs (Riga)
und Dr. Auronas Baublys (Klaipeda).

Altnurme untersuchte vor allem die Zeit von 1944 bis 1950 in Estland. Er wies darauf hin,
dal} die kommunistische Herrschaft im Baltikum bereits 1940 begann. Vom Sommer 1940
bis Sommer 1941 wurden 15 Pastoren deportiert, 53 Geistliche flohen nach Deutschland.
Im Jahre 1940 wurde die theologische Fakultdt geschlossen und die atheistische Propagan-
da etabliert. Der Sicherheitsdienst war an den Pastoren interessiert, um Information tiber
die Glaubigen zu erhalten.

Unter der deutschen Okkupation 1941 gab es zunichst eine gemiBigte Vorgehensweise
aus politischen Interessen; von 1949 bis 1951 fanden die groBten Aktionen gegen Religion
und Kirche statt. 1949 kam es zum Verbot der Konfirmandenlehre, der Bischofsstellver-
treter wurde nach Sibirien deportiert, viele Pfarrer waren bis 1951 verhaftet, die meisten
lutherischen Geistlichen wurden antisowjetischer Aktivitit beschuldigt. Die Aufgabe der
Bevollmichtigten lag in der Registrierung der Gemeinden, der Verminderung und Uber-
wachung der Téatigkeit der Kirchen.

In der Stalin-Zeit war die Gleichschaltung der Freikirchen ein vorrangiges Ziel. Staatli-
che Organe versuchten die religiosen Gemeinschaften in die Gesellschaft zu integrieren,
um die Gesellschaft zu stabilisieren.

Artis Burovs wies in seinem Referat iiber Lettland darauf hin, daB mit dem Einbruch der
Sowjetarmee 1944 der Rat der Religiosen Angelegenheiten dem Volkskommissariat und
spiter dem Ministerrat unterstellt war. Die evangelisch-lutherische Kirche litt unter der
Willktir von Beamten, unter Angriffen gegen Kirchen und Pfarrer, Ubergriffe geschahen
auch durch Letten selbst. Nach 1953 #nderte sich mit der Liberalisierung und dem einset-
zenden Tauwetter die Politik. In der Kirche aber gab es kein Tauwetter. 1959 begann eine
intensive Industrialisierung und der Kampf gegen biirgerlichen Nationalismus.

Auronas Baublys beschiftigte sich in seinen Ausfithrungen iiber Litauen vor allem mit der
reformierten Kirche, da tiber die lutherische noch kaum Forschungen vorlidgen. In einer
ersten Phase der Repression 1940/41 fand die Sequstrierung des kirchlichen Eigentums und
der Bankkonten statt, 1941 kam es zum Verbot des Religionsunterrichts an &ffentlichen
Schulen. In einer zweiten Phase, die von 1944 bis 1946 reichte, fand eine ,,milde Riick-
kehr* der sowjetischen Macht statt; bis 1945 gab es Religionsunterricht an den Schulen,
kirchliches Eigentum und Bankkonten blieben bis 1946 in kirchlichen Hinden.

In der dritten Phase 1947 bis 1965 zeigte sich das ,,echte Gesicht“. 1948 gab es ein neu-
es Religionsgesetz, das kirchliche Organe und Vereine verbot, die Gemeinden muBten sich
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registrieren lasssen, erlaubt war nur privater Konfirmandenunterricht. 1958 fand die erste
und letzte Synode unter strenger Kontrolle der Behorden statt. 1965 endete die begrenzte
Souverdnitit der baltischen Staaten. Zwar wurden die Formen der Tradition wiederbelebt,
nicht aber die geistlichen Inhalte.

Baublys wies darauf hin, daf die Religionspolitik der Sowjetunion in Richtung Lettland
und Estland sehr koordiniert war.

Beim anschliefenden Rundgespriach oblag es dem derzeitigen Erzbischof der ELKRAS
(Evangelisch-lutherischen Kirche in Ruflland und anderen Staaten) Georg Kretschmar, eine
Zusammenfassung der disparaten Beitrdge, die nach seiner Auffassung nicht von grofen
Thesen geprédgt waren, zu versuchen. Er meinte, die Vergleichbarkeit ergibe sich nur an-
hand der sowjetischen Politik. Im Gegensatz zu den Kirchen in der Sowjetunion seien die
Kirchen in den sozialistischen Staaten und im Baltikum mit den Methoden der Unterdriik-
kung, die angewendet wurden, nicht umgebracht worden.

Der AbschluB dieser Tagung, auf der junge Wissenschaftler aus den Lindern des ehemali-
gen Ostblocks erste Forschungsergebnisse préisentierten, war dem Andenken des ungari-
schen Bischofs Lajos Ordass (1901-1978) gewidmet. Die Referate dazu hielten Prof. Dr.
Tibor Fabiny jr. (Budapest) und Prof. Dr. Eric W. Gritsch (Baltimore/USA).

Fabiny bezeichnete Ordass als einen Theologen des Kreuzes (“theologian of the cross®). Er
betonte, dal Ordass ein Zeuge der Theologie war entgegen einer — nach seiner Meinung
verkehrten Auffassung —, Ordass ,,was not ultimately motivated by theological considera-
tions®. Unter dieser Voraussetzung beschéftigte er sich mit Ordass , as the witness of dra-
matic truth® und ,,as a witness of the cross of Christ”“. Ordass wurde zweimal inhaftiert,
zum ersten Mal nachdem er 1947 in Lund zum Vizeprisidenten des Lutherischen Welt-
bundes gewihlt worden war, zum zweiten Mal nach seiner 1956 erfolgten Rehabilitation
im Jahre 1957 durch staatliche Stellen, aber auch durch die Hilfe einiger Kirchenleute; bis
zu seinem Tod 1978 sollte er sein Amt nicht mehr ausiiben. 1949 lehnte er ein Arrange-
ment mit dem kommunistischen Staat ab, das ihm die Freiheit gebracht hitte mit dem Be-
harren darauf, ,,that he needs justice and not amnesty*. So lebte er in den folgenden 20 Jah-
ren im Land Kadars und der Kirche Kaldys in totaler Isolation und hatte zugleich die Last
zu tragen, nicht verstanden zu werden.

Gritsch hob hervor, da3 Ordass kein akademischer Theologe gewesen ist. Er hatte sich in
Gegensatz zu seinem Land und seiner Kirche gesetzt. Er protestierte nach seiner Riickkehr
aus den USA 1947 oft gegen die Maflnahmen des Staates, aber im Gegensatz zu Bon-
hoeffer und Berggrav entwickelte Ordass keine Widerstandsstrategien; sein Leben war
vom Motiv der Nachfolge bestimmt.

Gertraud Griinzinger M. A.

Die Referate der Tagung werden in einem Sammelband verdffentlicht.
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Diakonie- und Zeitgeschichte in der Diskussion. Werkstatt-Tag am 24. Februar 2000
in der Kirchlichen Hochschule Bethel, veranstaltet von der Forschungsstelle fiir Dia-
konie- und Sozialgeschichte an der Kirchlichen Hochschule Bethel und der Arbeits-
gruppe Diakoniegeschichte beim Archiv des Diakonischen Werkes Westfalen, Miin-
ster.

Dieses historisch-theologische Symposion war Wolf Kitzner, dem langjdhrigen Leiter des
Hauptarchivs der v. Bodelschwinghschen Anstalten Bethel, gewidmet. Inzwischen sind
wichtige Beitrage dieses Werkstatt-Tages als Forum Diakonie 23 (Beitrdge zur Diakonie-
und Zeitgeschichte) unter dem Titel ,,Traditionsabbruch, Wandel, Kontinuititen®, heraus-
gegeben von Matthias Benad und Reinhard von Spankeren. Miinster 2000, erschienen. Das
Heft umfafBit folgende Artikel: Jochen-Christoph Kaiser: |, Uberlegungen zur Neuinter-
pretation des Sozialen Protestantismus”,; Ursula Krey: ,, Gertrud Baumer — ein Beispiel
feministischer Theologie?"; Thorsten Altena: , Afrikanische Kinder in Bethel als Personi-
fizierung des Missionsaufirages; Hans-Walter Schmuhl: ,, Der Evangelische Arztetag in
Bethel im Jahre 1928"; Martin Hamburger: ,, ‘Bethel zu Dank verpflichtet?’. Der
Kreuznacher Anstaltsleiter Johannes Hanke (1887-1958)“; Nicolas Tsapos: ,, Linguisti-
sche Analyse von Krankenakten betreuter Patientinnen der von Bodelschwinghschen An-
stalten Bethel 1896—1945°; Jan Cantow: ., Evakuiert nach dem Osten ‘. Paul Braune und
die Menschen jidischer Herkunft in den Hoffnungstaler Anstalten 1896-1945"; Barbara
Randzio: ,, Psychiatriereform in Bethel wahrend der 1970er Jahre; Reinhard van Span-
keren: , Impulse: Berichte zu weiteren Beilrdgen des Symposions .



Nachrichten
Neuerscheinungen

Erschienen sind:

DOKUMENTE ZUR KIRCHENPOLITIK DES DRITTEN REICHES. Hg. von der Evangelischen
Arbeitsgemeinschaft fiir Kirchliche Zeitgeschichte. Bd. 1V:1937-1939. Vom Wabhlerla3
Hitlers bis zur Bildung des Geistlichen Vertrauensrates (Februar 1937—August 1939). Be-
arbeitet von Gertraud Griinzinger und Carsten Nicolaisen. Chr. Kaiser/Giitersloher Ver-
lagshaus. Giitersloh 2000.

MEHLHAUSEN, JOACHIM/SIEGELE-WENSCHKEWITZ, LEONORE (Hg.): Zwei Staaten —
zwei Kirchen? Evangelische Kirche im geteilten Deutschland. Ergebnisse und Tendenzen
der Forschung. Evangelische Verlagsanstalt. Leipzig 2000.

ZEUGEN EINER BESSEREN WELT. Christliche Mértyrer des 20. Jahrhunderts. Hg. im Auf-
trag der Deutschen Bischofskonferenz und der Evangelischen Kirche in Deutschland von
Karl-Joseph Hummel und Christoph Strohm. Evangelische Verlagsanstalt. Leipzig 2000.

Demniichst erscheinen in der Reihe ,,Arbeiten zur Kirchlichen Zeitgeschichte*:

SCHNEIDER-LUDORFF, GURY: Christliche Antworten auf politische Fragen. Magdalene
von Tilings Theologie der Geschlechterbeziehungen als politisches Programm in der Wei-
marer Zeit.

KUHNE, MICHAEL (Bearb.): Die Protokolle der Konferenz der evangelischen Landeskir-
chen in der Sowjetischen Besatzungszone 1945-1949.

WEINDEL, MATTHIAS (Bearb.): Leben und Lernen hinter Stacheldraht. Die Evangelischen
Lagergemeinden und Theologischen Schulen in England, Italien und Agypten. Eine Do-
kumentation mit einem Geleitwort von Gerhard Schafer.

Im Mai 2001 erscheint:

LEPP, CLAUDIA/NOWAK, KURT (Hg.): Evangelische Kirche im geteilten
Deutschland (1945-1989/90). (Sammlung Vandenhoeck). Vandenhoeck &
Ruprecht. Gottingen 2001. ca. 349 Seiten, Paperback, ca. DM 39,80--, ISBN
3-525-01623-9.

Wie ist die kirchliche Nachkriegsgeschichte zukiinftig zu erzidhlen: als eine Geschichte
oder zwei Geschichten? Sind es, zumindest fiir die Jahre der organisatorischen Trennung,
die Geschichten zweier Kirchen, die sich nicht zu einer Gesamtgeschichte verkniipfen
lassen? Oder setzte sich die zusammengehorige deutsche Protestantismusgeschichte auch
wihrend der kirchlichen Teilung fort?

Der Sammelband mochte auf dem Gebiet der kirchlichen Zeitgeschichte eine integrale
Geschichtsschreibung voranbringen. Unter vergleichender und beziehungsgeschichtlicher
Perspektive zeichnen die Autoren — Theologen, Historiker, Soziologen und Politologen aus
Deutschland, Frankreich und den USA - die kirchlichen Entwicklungslinien in die
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Geschichte des geteilten Deutschlands ein. Sie suchen nach Konvergenzen und
Divergenzen und betrachten hierzu die Zeit der organisatorischen Einheit bis 1969 sowie
die Phase der ,besonderen Gemeinschaft® zwischen den evangelischen Kirchen und
Christen in Ost und West.

Der Band bietet einem breiteren, interessierten Publikum sowohl einen Uberblick als
auch tiefere Einblicke in die Geschichte der evangelischen Kirche in der Zeit der deutschen
Teilung.

Inhalt: I. Vorgeschichte von Martin Greschat: 1. Die evangelische Kirche in der deutschen
Zusammenbruchgesellschaft; 2. Besatzungszonen und Kircheneinheit; 3. Die Stuttgarter
Schulderkldrung; 4. Das Darmstadter Wort; 5. Die Griindung der EKD in Eisenach; 6.
Zweierlei Staatsgriindungen — II. Entwicklungsetappen der Evangelischen Kirche von
Claudia Lepp: 1. Von der doppelten Staatsgriindung bis zum Mauerbau (1949-1961); 2.
Vom Mauerbau bis zur Kirchentrennung (1961-1969); 3. Getrennte Existenz in
»besonderer Gemeinschaft™ (1969-1989); 4. Die ,.friedliche Revolution® (1989/90) — III.
Herausforderungen: 1. Vergangenheit und Schuld von Dan Diner; Vergangenheit und
Schuld — Kommentar zum Beitrag von Dan Diner von Kurt Nowak; 2. Verantwortung fiir
den Frieden von Anke Silomon; 3. Die offizielle Religionspolitik und die evangelischen
Kirchen in der DDR von Robert F. Goeckel; 4. Kirchliche Eigenstidndigkeit in Staat und
Gesellschaft der DDR von Detlef Pollack, 5. Protestantismus und Demokratie in
Westdeutschland von Hartmut Ruddies; 6. Kirchenalltag in Ost und West: die Gemeinden
von Sylvie Le Grand, 7. Die Kirchen — Europa — die Okumene von Katharina Kunter — 1V.
Entwicklung und Kontroversen der Forschung: 1. Die Geschichte der evangelischen
Kirchen in der DDR — Beobachtungen zur neuesten Entwicklung der Forschung von
Harald Schultze; 2. Die Geschichte der evangelischen Kirchen in der Bundesrepublik —
Schwerpunkte und Perspektiven der Forschung von Thomas Sauer — Zeittafel.

Veroffentlichungen von Mitgliedern und Mitarbeiterinnen aus dem Bereich der
Kirchlichen Zeitgeschichte im Jahr 2000

BENAD, MATTHIAS:

— Zum Verhiltnis von Arzten und Theologen in den diakonischen Einrichtungen wihrend
der 20er Jahre. Die v. Bodelschwinghschen Anstalten in Bethel als Beispiel. In: Prote-
stantismus und soziale Frage. Profile in der Zeit der Weimarer Republik. Hg. von Trau-
gott Jdahnichen und Norbert Friedrich (Bochumer Forum zur Geschichte des sozialen
Protestantismus. 1). Miinster u.a. 2000.

— (Mithg.): Traditionsabbruch, Wandlung, Kontinuititen (Beitrige zur Diakonie- und
Zeitgeschichte. Forum 23). Miinster 2000.

DOERING-MANTEUFFEL, ANSELM:

— Westernisierung. Politisch-ideeller und gesellschaftlicher Wandel in der Bundesrepublik
bis zum Ende der 60er Jahre. In: Karl Christian Lammers, Axel Schildt, Detlef Siegfried
(Hg.): Dynamische Zeiten. Die 60er Jahre in den beiden deutschen Gesellschaften.
Hamburg 2000, S. 311-341.

— Eine neue Stufe der Verwestlichung? Kultur und Offentlichkeit in den 60er Jahren. In:
ebd., S. 661-672.

— Die ideologische Blockbildung im Kalten Krieg und ihre Bedeutung fiir den westdeut-
schen Protestantismus in den 1950er und 1960er Jahren. In: Joachim Mehlhausen, Leo-
nore Siegele-Wenschkewitz (Hg.): Zwei Staaten — Zwei Kirchen? Evangelische Kirche
im geteilten Deutschland. Ergebnisse und Tendenzen der Forschung. Leipzig 2000, S.
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33-45.

Internationale Geschichte als Systemgeschichte. Strukturen und Handlungsmuster im
europdischen Staatensystem des 19. und 20. Jahrhunderts. In: Wilfried Loth, Jiirgen
Osterhammel] (Hg.): Internationale Geschichte. Themen — Ergebnisse — Aussichten.
Miinchen 2000, S. 93-115.

GRESCHAT, MARTIN:

Okumenisches Handeln der Kirchen in den Zeiten des Kalten Krieges. In: Okumenische
Rundschau 49, 2000, S. 7-25.

»Mehr Wahrheit in der Politik®. Das Tiibinger Memorandum von 1961. In: V{Z 48, Heft
3, 2000, S. 491-513.

Die christliche Mitgift Europas — Traditionen der Zukunft. Stuttgart 2000.
Protestantismus und Evangelische Kirche in den 60er Jahren. In: Schildt, Axel (Hg.):
Dynamische Zeiten. Hamburg 2000, S. 544-581.

GRAF, FRIEDRICH WILHELM:
Aufsitze und Artikel

Wozu noch Theologie? Uber die spannungsreiche Einheit von Kritik und Gestaltung.
In: Frankfurter Allgemeine Zeitung, 17. August 2000, Nr. 190, S. 11.

Die Nation — von Gott ,.erfunden”“? Kritische Randnotizen zum Theologiebedarf der
historischen Nationalismusforschung. In: Gerd Krumeich, Hartmut Lehmann (Hgg.):
,»Gott mit uns®. Nation, Religion und Gewalt im 19. und frithen 20. Jahrhundert. Got-
tingen 2000, S. 285-317.

Protestantische Kirchen und Wissenschaftskultur — eine geschiedene Ehe? In: Hans-
Peter Burmeister (Hrsg.): Paul Tillichs Theologie der Kultur. Ein AnstoB fiir kirchliche
Neubesinnung. Loccum 2000 [Loccumer Protokolle 15/00], S. §1-96.

Der deutsche Protestantismus nach der Wiedervereinigung. In: Andreas Wirsching
(Hrsg.): Die Bundesrepublik Deutschland nach der Wiedervereinigung. Eine interdiszi-
plindre Bilanz. Miinchen 2000 [Schriftenreihe der Philosophischen Fakultiten der Uni-
versitdt Augsburg 60: Historisch-sozialwissenschaftliche Reihe], S. 99—114.

Die Erlanger Theologie 1870—-1918. In: Gerhard Miiller, Horst Weigelt, Wolfgang Zorn
(Hgg.): Handbuch der Geschichte der Evangelischen Kirche in Bayern, Bd. 2: 1800~
2000. St. Ottilien 2000, S. 121-135.

Theologische Stromungen. In: Gerhard Miiller, Horst Weigelt, Wolfgang Zorn (Hgg.):
Handbuch der Geschichte der Evangelischen Kirche in Bayern, Bd. 2: 1800-2000. St.
Ottilien 2000, S. 249-269.

Das 21. Jahrhundert — ein religionsloses Zeitalter? In Rainer Biirger]l, Andreas Nohr
(Hgg.): Kirchliche Prisenz im offentlichen Raum — Glaube und Architektur im 21.
Jahrhundert. Berichte und Ergebnisse des 23. Evangelischen Kirchenbautages vom 15.
bis 19. September 1999 in Hamburg im Auftrag des Arbeitsausschusses des Evangeli-
schen Kirchenbautages. Darmstadt 2000, S. 81-94.

Ein Theoretiker unaufhebbarer Differenzerfahrungen. Laudatio auf Reinhart Koselleck.
In: Das Jahrbuch der Deutschen Akademie fiir Sprache und Dichtung, Darmstadt, Jg.
1999. Goéttingen 2000, S. 139-145.

Der Staat als Garant des Gemeinwohls. Zur Kritik der etatistischen Grundorientierung
der kirchlichen Soziallehren und die Neuorientierung theologischer Sozialethik. In:
Klaus D. Hildemann (Hrsg.): Abschied vom Versorgungsstaat? Erneuerung sozialer
Verantwortung zwischen Individualisierung, Markt und biirgerlichem Engagement.
Miilheim a. d. R. 2000, S. 39-54.

Moralisierende Wehklage. Eine Grundsatzerklirung von "Brot fiir die Welt" wird der
Globalisierung nicht gerecht. In: Der Uberblick, 36. Jg., Heft 3, 2000, S. 89-92.
Okonomisierung des Sozialen — Gefahr oder Chance? In: Karl Heinz Bierlein (Hrsg.):
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Gute Haushalterschaft iiben. Ein diakonisches Unternehmen stellt sich den gesell-
schaftlichen Herausforderungen. Rummelsberg 2000, S. 45-61.

Die Kultur des Helfens. Der Sozialstaat muf} sich neu definieren. In: Diakonie: Theori-
en, Erfahrungen, Impulse [Magazin der Fihrungskrifte] 3, Juni 2000, S. 32-35.

Die Kirche braucht eine corporate identity: In Zeiten raschen Wandels wird die Plura-
litdt zunehmen. Die harten, fordernden Religionen gewinnen an EinfluB. In: Odyssee
2000. Ein Sonderdruck von DER TAGESSPIEGEL, Berlin 2000.

Anglo-Saxon Studies in Heidelberg: Georg Jellinek, Max Weber und Ernst Troeltsch,
zus. mit engl. und japan. Ubersetzung. Tokio 2000.

Tagtraum vom Biirgerhumanismus. Aus Liebe zum Vaterland: Die Geschichtsbilder des
deutschen Juden Hans Baron. In: Frankfurter Allgemeine Zeitung, 24. Juni 2000, Nr.
144, Beilage S. I'V.

Mehr Demokratie wagen — mit Troeltsch. Der Theologe der Kultur und seine Wirkung:
Japans Kulturprotestanten erinnern sich ihrer Heidelberger Wurzeln. In: Frankfurter
Allgemeine Zeitung, 6. Dezember 2000, Nr. 284, S. N 6.

Einleitung. In: Friedrich Wilhelm Graf (Hrsg.): Ernst Troeltschs ,,Historismus®.
Gtitersloh 2000 [Troeltsch Studien 11], S. 9-22.

Lexikonartikel

Art.: Faschismus. In: RGG, Bd. 3, 4. Aufl. Tiibingen 2000, Sp. 36-39.

Art.: Fretheit. IV. Kirchengeschichtlich. In: ebd., Sp. 309-313.

Art.: Freies Christentum/Weltbund fiir Freies Christentum und Religiosen Fortschritt.
In: ebd., Sp. 303,

Art.: Gesellschaften, theologische. In: ebd., Sp. 838f.

Art.: Historismus: II. Kirchengeschichtlich, III. Systematisch-theologisch. In: ebd., Sp.
1795f.

GRUNZINGER, GERTRAUD:

Chronologie und Nekrolog. In: Kirchliches Jahrbuch fiir die Ev. Kirche in Deutschland,
123. Jg. 1996. Giitersloh 2000, S. 497-534.

(Bearb. zusammen mit Carsten Nicolaisen): Dokumente zur Kirchenpolitik des Dritten
Reiches. Bd. IV: 1937-1939. Vom Wahlerla3 Hitlers bis zur Bildung des Geistlichen
Vertrauensrates (Februar 1937-August 1939). Hg. von der Ev. Arbeitsgemeinschaft fiir
Kirchliche Zeitgeschichte. Giitersloh 2000.

Elisabeth von Thadden (1890-1944). In: Zeugen einer besseren Welt. Christliche Mar-
tyrer des 20. Jahrhunderts. Hg. von Karl-Joseph Hummel und Christoph Strohm. Leip-
zig und Kevelaer 2000, S. 192-208.

KUHLEMANN, FRANK-MICHAEL:

Perspektiven der Gesellschaftsgeschichte (hg. zusammen mit P. Nolte, M. Hettling u. H.
W. Schmuhl). Miinchen 2000.

Gesellschaftsgeschichte und Interdisziplinaritéit. In: P. Nolte, M. Hettling, F.-M. Kuh-
lemann u. H.-W. Schmuhl (Hg.): Perspektiven der Gesellschaftsgeschichte. Miinchen
2000, S. 43-46.

Die neue Kulturgeschichte und die kirchlichen Archive. In: Der Archivar. Mitteilungs-
blatt fir deutsches Archivwesen. Jg. 53, 2000, S. 230-237 (zugleich in: Aus evangeli-
schen Archiven Nr. 40, 2000, S. 7-29).

Friedrich Naumann und der Kirchliche Liberalismus. In: vom Bruch, R. (Hg.): Friedrich
Naumann in seiner Zeit. Berlin 2000, S. 91-113.

— Biirgertum und Religion. In: P. Lundgreen (Hg.): Sozial- und Kulturgeschichte des

Biirgertums. Eine Bilanz des Bielefelder Sonderforschungsbereichs (1986-1997). Got-
tingen 2000, S. 293-318.



LEPP, CLAUDIA:

Die evangelische Kirche als , Klammer* im geteilten Deutschland. Rollenerwartung und
Rollenwandel 1948 bis 1969. In: Joachim Mehlhausen/Leonore Siegele-Wenschkewitz
(Hg.): Zwei Staaten — zwei Kirchen? Evangelische Kirche im geteilten Deutschland. Er-
gebnisse und Tendenzen der Forschung. Leipzig 2000, S. 66—84.

Wege des Protestantismus im geteilten und wiedervereinigten Deutschland. In: Ge-
schichte in Wissenschaft und Unterricht 51, 2000, S. 173-189.

NICOLAISEN, CARSTEN:

(Bearb. zusammen mit Gertraud Griinzinger): Dokumente zur Kirchenpolitik des Dritten
Reiches Bd. 4: 1937-1939. Vom Wahlerlafl Hitlers bis zur Bildung des Geistlichen
Vertrauensrates (Februar 1937—August 1939). Giitersloh 2000.

Nationalsozialistische Herrschaft. In: Handbuch der Geschichte der evangelischen Kir-
che in Bayern. Hg. von Gerhard Miiller, Horst Weigelt und Wolfgang Zorn. Bd. II:
1800-2000. St. Ottilien 2000, S. 297-330.

Bibliographie zur Kirchlichen Zeitgeschichte. In: Kirchliches Jahrbuch fiir die Ev. Kir-
che in Deutschland, 123. Jg. 1996. Giitersloh 2000, S. 468—496.

Kreuz und Hakenkreuz — Kirche zwischen Anpassung und Widerstand. In: Kirchen und
Staat. Vom Kaiserreich zum wiedervereinigten Deutschland. Hg. von der Bayerischen
Landeszentrale fiir politische Bildungsarbeit. Miinchen 2000, S. 76-93.

Friedrich Justus Perels (1910-1945). In: Zeugen einer besseren Welt. Christliche Miirty-
rer des 20. Jahrhunderts. Hg. im Auftrag der Deutschen Bischofskonferenz und der
Evangelischen Kirche in Deutschland von Karl-Joseph Hummel und Christoph Strohm.
Leipzig/Kevelaer 2000, S. 369-383.

Der Miinchner Protestantismus um 1900. In: Personlichkeiten im alten Schwabing. Hg.
von der ev.-luth. Erléserkirche Miinchen-Schwabing zu ihrem 100-jdhrigen Bestehen.
Miinchen 2000, S. 7-27.

Zwischen Anpassung und Selbstbehauptung. Die bayerische Landeskirche im ,,Dritten
Reich®. In: Zeitschrift fiir bayerische Kirchengeschichte 69, 2000, S. 211-226.

NOWAK, KURT

Kirchengeschichte des 19./20. Jahrhunderts: Teil I. In: Geschichte in Wissenschaft und
Unterricht 51 (2000) 3, S. 190-207.

Kirchengeschichte des 19./20. Jahrhunderts: Teil II. In: Geschichte in Wissenschaft und
Unterricht 51 (2000) 4, S. 259-267.

Wir haben die Wahl: Das symbolische Kapital der Kirchen. In: Die Zeichen der Zeit 3,
2000, S. 23-26.

Zehn Jahre danach: die Verantwortung von Theologie und Kirche in der Gesellschaft
(1989-1999). Hg. von Kurt Nowak und Leonore Siegele-Wenschkewitz. Leipzig 2000.
Die Konstruktion der Vergangenheit: zur Verantwortung von Theologie und Kirche fiir
den Gedéachtnisort ,,1989%. In: ebd., S. 3-20.

Wege in die Politik: Friedrich Naumann und Adolf von Harnack. In: Friedrich Naumann
in seiner Zeit. Hg. von Riidiger vom Bruch. Berlin/New York 2000, S. 27-48.

Heute vor 10 Jahren (Gesprdach und Diskussion). 4. Juni 1999. In: Tobias Hollit-
zer/Reinhard Bohse (Hg.): Heute vor zehn Jahren. Leipzig auf dem Weg zur Friedlichen
Revolution. Bonn u. a. 2000, S. 192-215.

Hermann Reinmuth (1902-1942). In: Karl Joseph Hummel/Christoph Strohm (Hg.):
Zeugen einer besseren Welt. Leipzig 2000, S. 119-136.

RADDATZ, CARLIES MARIA;

Zur Geschichte der Gemeinde Béhmischer Exulanten in der Nachkriegszeit: das Ende
der Bohmischen Exulantenkasse. In: Um Gottes Wort vertrieben. 350 Jahre Evange-
lisch-Lutherische Gemeinde B6hmischer Exulanten in Dresden. Dresden 2000, S. 24—
28.
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Werner Thmels (1926-1949). In: Zeugen einer besseren Welt. Christliche Martyrer des
20. Jahrhunderts. Im Auftrag der Deutschen Bischofskonferenz und der Evangelischen
Kirche in Deutschland hg. von Karl-Joseph Hummel und Christoph Strohm. Leipzig
2000, S.418-438.

SCHULTZE, HARALD:

Stasi-Belastungen in den Kirchen? Die Debatten in den Evangelischen Kirchen zu Be-
funden und Unterstellungen (1990-1996). Kirchliches Jahrbuch der EKD 1996, Liefe-
rung 2. Giitersloh 2000, S. 285-407.

Das Leitbild Demokratie. Konvergenzen und Differenzen in den Positionen der Evan-
gelischen Kirche in Deutschland und des Bundes der Evangelischen Kirchen in der
DDR. In: Joachim Mehlhausen/Leonore Siegele-Wenschkewitz (Hg.): Zwei Staaten —
zwei Kirchen? Evangelische Kirche im geteilten Deutschland. Ergebnisse und Tenden-
zen der Forschung. Leipzig 2000, S. 157-172.

SILOMON, ANKE:

Oskar Briisewitz (1929-1976). In: Zeugen einer besseren Welt. Christliche Mirtyrer des
20. Jahrhunderts. Im Auftrag der Deutschen Bischofskonferenz und der Evangelischen
Kirche in Deutschland hg. von Karl-Joseph Hummel und Christoph Strohm. Leipzig
2000, S. 439-458.

STEINBACH, PETER:

Die Eliten haben die Freiheit riskant verspielt: Die Historiker Wolfgang und Hans
Mommsen werden siebzig. In: Tagesspiegel Nr. 17221 vom 3.11.2000, S. 33.

Politik lenkt von Versdumnissen ab (Gastkommentar zur Rechtsextremismus-Debatte).
In: Passauer Neue Presse Nr. 257 vom 8.11.2000, S. 2.

Wider das Vergessen und Verdréngen: Die Ludwigsburger Zentrale Stelle und die deut-
sche Vergangenheitsbewiltigung. In: Universitas: Zeitschrift fiir interdisziplinire Wis-
senschaft. Jg. 55, 2000, Nr. 653, S. 1051-1068.

Sebastian Haffner — Publizist mit Mut zum Tabubruch. In: MUT. Forum fiir Kultur,
Politik und Geschichte Nr. 399 vom November 2000, S. 56—59.

Die Mehrheit der Bevolkerung gegen Rechtsextremisten. In: Die Mahnung Jg. 47, 2000,
Hett 11/12 vom $.11/1:12 2000 S 1f:

Den Opfern, die nie ein Grab fanden: Zum Theresienstidter Gedenkbuch. In: ebd., S. 5f.
Ein Denkmal zum 17. Juni 1953? In: Neue Gesellschaft fiir Bildende Kunst (Hg.): Ver-
lorene Inhalte — Verordnetes Denkmal — Beitrige zum Wettbewerb ., 17. Juni 1953
Berlin 2000, S. 17-25.

Erste Adresse der deutschen Vereinigungsgesellschaft: Der Berliner ,,Links-Verlag® —
Markenzeichen fiir eine solide Erforschung der Sozial- und Kulturgeschichte der DDR,
der Umbruchsituation, der Machtapparate. In: Passauer Neue Presse Nr. 228 vom
5102000 S5 172

Remigranten im deutschen Rundfunk: ,Nun bin ich fremd und will und kann’s nicht
glauben®. In: Tribiine: Zeitschrift zum Verstandnis des Judentums 39, 2000, Heft 155,
S. 157-167.

Warum Rekruten am 20. Juli vereidigt werden. In: Rheinischer Merkur 29 vom
25720005 F.

Zur Diskussion um die Wehrmacht(s-ausstellung). In: Die Mahnung Jg. 47, 2000, Heft
7 vom 1.7.2000, S. 3.

Zur Mythologie der Nachkriegszeit: Die NS-Wehrmacht als ,,Zelle des Widerstands®
und als Fluchtpunkt der ,,inneren Emigration®. In: Michael Th. Greven u. Oliver von
Wrochem (Hg.): Der Krieg in der Nachkriegszeit: der Zweite Weltkrieg in Politik und
Gesellschaft der Bundesrepublik. Opladen 2000, S. 39-50.
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Die Macht der einen braucht die Dummbheit der anderen: Gedanken zu: . Nach zehn Jah-
ren” von Dietrich Bonhoeffer. In: Peter Jorg Becker u.a. (Hg.): Scrinium Berolinense:
Thilo Brandis zum 65. Geburtstag. Berlin 2000, S. 912-936.

Wer hilt stand? Zum Fehlschlag des Umsturzversuches vom 20. Juli 1944. In: MUT.
Forum fiir Kultur, Politik und Geschichte Nr. 395, Juli 2000, S. 68—78.

Kurt Gestein. In: Die Mahnung, Jg. 47, 2000, Nr. 6 vom 1.6.2000, S. 3.

Widerstehen im Jahrhundert der Diktaturen. In: Andreas GrieBinger (Hg.): Grenzginger
am Bodensee — Georg Elser — Verfolgte, Fliichtlinge, Opportunisten. Konstanz 2000, S.
115-146.

Antisemitismus und Widerstand. In: Tribiine: Zeitschrift zum Verstindnis des Juden-
tums 39 (2000), Heft 2, S. 120-136.

Henryk Skrzypczak: Uber ,,Eska®, auch ,,Eskanowitsch* genannt. In: IWK 36, 2000,
Heft 1, S. 1-11.

Krise des Parteienstaates? In: Recht und Politik 36, 2000, H. 2, S. 68—74.

Der Beitrag der Ludwigsburger Zentralen Stelle zur deutschen Vergangenheitsbewalti-
gung, In: Recht und Politik 36, 2000, Heft 3 (im Druck).

Vergangenheitsbewiltigung als Politikum. In: Deutsche UNESCO-Kommission (Hg.):
Geschichte und Erinnerung — Gedéchtnis und Wahrnehmung. Bonn 2000, S. 48—68.
MifBbrauch der Macht — ist der Parteienstaat am Ende? In: Universitas 55, Nr. 646, April
2000, S. 381-395.

Paul Lobe. In: Die Mahnung Jg. 47, 2000, Nr. 4 (April), S. 6f.

Geteilter Himmel? Der Aufstand vom 17. Juni 1953, der Mauerbau und die militirische
Intervention in Prag als Herausforderungen fiir die politische Orientierung des deut-
schen Protestantismus. In: Joachim Mehlhausen/Leonore Siegele-Wenschkewitz (Hg.):
Zwei Staaten — zwei Kirchen? Evangelische Kirche im geteilten Deutschland. Ergebnis-
se und Tendenzen der Forschung. Leipzig 2000, S. 46—65.

Geschichte, die noch qualmt: Zur neuen Reichstagsbrandkontroverse. In: Die Mahnung,
Jg. 47,2000, Nr. 3 vom 1.3.2000, S. 3f.

Zum Umgang mit belasteter Vergangenheit: Moglichkeiten und Grenzen politisch-
rechtlicher Aufarbeitung und die Notwendigkeit einer Kultur des Erinnerns. In: Thomas
Hoppe (Hg.): Friedensethik und internationale Politik: Problemanalysen, Losungsansét-
ze, Handlungsperspektiven. Mainz 2000, S. 156-176.

Berlin, Berlin...I. In: Die Mahnung Jg. 47, 2000, Nr. 1, S. 8.

Berlin, Berlin...II. In: ebd. Nr. 2, S. 8.

Berlin, Berlin...III. In: ebd., Nr. 3, S. 8.

Sittengeschichte: Interview mit Michael Burleigh. In: Borsenblatt fiir den Deutschen
Buchhandel Nr. 83 vom 17.10.2000, S. 14-17.

Fundamentale Dokumentation zur Widerstandsgeschichte. In: Die Mahnung Jg. 47,
2000, Nr. 2, S. 6.

Paul Lobe: Politiker eines geraden Weges. In: MUT. Forum fiir Kultur, Politik und Ge-
schichte Nr. 390, 2000, S. 28-31.

Erinnerung und Gedenken in Deutschland: Ein Pladoyer gegen die Ritualisierung des
..Nie wieder!". In: Prisma: Zeitschrift der Universitit GHS Kassel Nr. 60/Febr. 2000, S.
68-76.

., wWenn jeder wartet, bis der andere anfiingt...“ Widerstehen im Jahrhundert der Diktatu-
ren. In: Stefan Immerfall (Hg.): Parteien, Kulturen und Konflikte: Beitrdge zur multi-
kulturellen Gegenwartsgesellschaft. Festschrift fiir Alf Mintzel. Wiesbaden 2000, S. 19—
50.

STENGEL, FRIEDEMANN:
— Zur Rolle der Theologischen Fakultiten in der DDR 1980—1990. In: Zehn Jahre danach:
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die Verantwortung von Theologie und Kirche in der Gesellschaft (1989-1999). Hg. von
Kurt Nowak und Leonore Siegele-Wenschkewitz. Leipzig 2000, S. 32-78.

— Zur Kirchen- und Hochschulpolitik der SED am Beispiel der Martin-Luther-Universitit
Halle-Wittenberg in den fiinfziger Jahren. In: Vortrdge und Abhandlungen zur Akade-
mie- und Wissenschaftsgeschichte 1999/2000 (Acta Historica Leopoldina 36/2000).
Heidelberg 2000, S. 27-61.

STROHM, CHRISTOPH:

— Christoph Strohm/Karl-Joseph Hummel (Hg.) im Auftrag des Sekretariats der Deut-
schen Bischofskonferenz und der EKD: Zeugen einer besseren Welt. Christliche Mirty-
rer des 20. Jahrhunderts. Leipzig 2000.

— Dietrich Bonhoeffer (1906-1945). In: ebd., S. 312-330.

— Art. Dietrich Bonhoeffer. In: Markus Vinzent unter Mitarbeit von Ulrich Volp u. Ulrike
Lange (Hg.): Metzler Lexikon Christlicher Denker. 700 Autorinnen und Autoren von
den Anfingen des Christentums bis zur Gegenwart. Stuttgart/Weimar 2000, S. 114-118.

Landeskirchliche Vereinigungen fiir Kirchengeschichte

Kirchengeschichtliche Kammer der Evangelischen Landeskirche Anhalts
Vorsitzender: OKR Dietrich Franke

Veroffentlichungen: 1989 Gebet und Aufbruch — Kirchengemeinden in Anhalt im Herbst
1989. Authentische Zeugnisse und Berichte gesammelt und kommentiert.

Projekte: Kirchengeschichte in den 30er und 40er Jahren ,,Juden und Christen®,
NachlaBsichtung des ehemaligen Kirchenpréisidenten Dr. Martin Miiller.

Sonstiges: Den Vorsitz in der Kirchengeschichtlichen Kammmer tibernimmt ab dem Jahr
2001 Kirchenprésident Helge Klassohn.

Verein fiir Kirchengeschichte in der Evangelischen Landeskirche in Baden
Vorsitzender: Dr. Martin Schneider, Geschdfisfiihrer: Dr. Udo Wennemuth

Veranstaltungen: ,,Wo Kinder versammelt sind, ist heiliger Boden!* Zur Lebens- und Wir-
kungsgeschichte der ,,Mutter Jolberg* (30.6.00).

Verdffentlichungen: Die Union Nr. 7 (Juni 2000); darin Artikel von J. Ehmann (Omnem
vitam fidelium poenitentiam esse? — zum Schuldbekenntnis des Papstes, Theologische Ge-
gensitze), U. Wennemuth (Der ,,Schild des Glaubens®“ als Erbe und Herausforderung —
Zum 100. Geburtstag von Jorg Erb); Die Union Nr. 8 (Dezember 2000); darin Artikel von
G. Gunn-Wolfhard (Das Christusjahr 2000, die Christuskirchen und wir, ,,Ein gesundes,
kriftiges, evangelisches Gemeindeleben®) und E. Marggraf (Regine Jolberg und die An-
fange der sozialpddagogischen Frauenbildung).

Projekte: Die Badische Landeskirche im Zweiten Weltkrieg und in der Nachkriegszeit.

Die Evangelische Landeskirche in Baden im ,,Dritten Reich® — Quellen zu ihrer Geschich-
{e:

Reformierte Spuren in Baden.

Vorschau auf Veranstaltungen: Geschichte der Diakonie in Baden im 19. und 20. Jahrhun-
dert (6.7.2001);Geschichte der Badischen Landeskirche in Bildern: Fotos und Grafiken
(12.10.-20.12.2001).

Kooperationen: Landeskirchliches Archiv; Landeskirchliche Bibliothek: Verein fiir Kir-
chengeschichte der Erzdiozese Freiburg; Hessische Kirchengeschichtliche Vereinigung;
Universitit Heidelberg; Padagogische Hochschule Heidelberg.



107

Verein fiir bayerische Kirchengeschichte
Vorsitzender: Dr. Helmut Baier

Verdffentlichungen: Strohm, Albert: Wilhelm Strohm als Briiderpfarrer in Rummelsberg
1928-1936. Eine Fallstudie. In: Zeitschrift fiir bayerische Kirchengeschichte 68, 1999, S.
133-155.

Willett, Olaf: Die soziale Situation Erlanger Professorenfrauen und Professorentdchter
1743-1933. In: Ebd., S. 156-178.

Arbeitsgemeinschaft fiir Berlin-Brandenburgische Kirchengeschichte
Vorsitzender: OKR i. R. Dr. Ulrich Schréter, Geschdfisfiihrer: Dr. Wolfgang Krogel

Veranstaltungen: Kirchengeschichtliche Frithjahrstagung am 31.3.2001 in Berlin.
Verdffentlichungen: Jahrbuch fiir Berlin-Brandenburgische Kirchengeschichte, Herbergen
der Christenheit, Archivberichte.

Projekte: Archivtag am 19.5.2001, Ausstellungen, z. B. zu Fremdarbeitern.

Kooperationen: geplant ist Ausstellungsaustausch mit anderen Archiven.

Sonstiges: Praktikantenausbildung.

Vereinigung fiir Bremische Kirchengeschichte e. V.
Vorsitzender: Dr. Johannes Bergemann

Veroffentlichungen: Bd. 22 der Publikationsreihe ,,Hospitium Ecclesiae®.

Projekte: Bremische Evangelische Kirche im Nationalsozialismus

Evangelische Theologiegeschichte Bremens.

Evangelische Kirche und Judenchristen 1933 bis 1945 in Bremen.

Kooperationen: Wittheit zu Bremen; Vereinigung der Freunde der Antike; Forderkreis
antiker Kunst und Numismatik; Historische Gesellschaft; Ev. Arbeitskreis; Stiftung Bre-
mer Dom; Verein fiir niederséchsisches Volkstum; Die MAUS — Gesellschaft fiir Familien-
forschung.

Arbeitsgemeinschaft fiir mecklenburgische Kirchengeschichte
Vorsitzender: Pastor i. R. Dr. Michael Bunners, Geschdfisfithrer: Kirchenarchivrat Eber-
hard Piersig

Verdffentlichungen: Jahrbuch fiir Mecklenburgische Kirchengeschichte — Mecklenburgia

Sacra. Bd. 3. 2000, darin:

— Ereignisse aus dem kirchlichen Leben der Kirchgemeinde Prillwitz mit den Kirchdor-
fern Hohenzieritz, Weisdin, Blumenholz, Usadel/November 1934 bis Juli 1935, aufge-
zeichnet von Heinrich von Hoyningen genannt Huene im Gefingnis des Landgerichts
Neustrelitz im Juli 1935. Kommentiert von Erhard Piersig.

Vorschau: Landesbischof D. Dr. Niklot Beste (geb. 1901, gest. 1987). Symposium zum

100. Geburtstag mit Themen zur Zeitgeschichte, u.a. ,,Theologische Fakultit in Rostock im

20. Jahrhundert®, ,,Dichter Uwe Johnson und die Kirche in Mecklenburg*

Der Nazidichter Kurt Eggers (geb. 10.11.1905, gest. als SS-Offizier) als cand.theol. in

Kratzeburg (Mecklenburg-Strelitz) und seine Widerlegung durch Heinrich Schwartze (geb.

22.9.1903), urspriinglich Religioser Sozialist, spiter SED-Mitglied.

Gesellschaft fiir niedersichsische Kirchengeschichte
Vorsitzender und Geschdifisfiihrer: Dr. Hans Otte

Veranstaltungen: Jahrestagung der Gesellschaft (27.-29.5.2000) in Einbeck; Vortrag von
Gerhard auf dem Brinke: ,,Die Predigerseminare auf der Erichsburg®.
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Tagung zur Ortskirchengeschichte: ,,Wie erforsche ich die Geschichte meiner Kirchenge-

meinde?” (16.-18.2.2001 im Kloster Loccum), dort Referate zur Zeitgeschichte:

— Prof. Dr. Martin Cordes: Kirche und Schule in Niedersachsen. Beispiele aus der Ortsge-
schichte.

— Dr. Thomas Jan Kiick: Die kirchliche Zeitgeschichte in Niedersachsen. Einfiihrung in die
Methoden und Probleme.

Verdffentlichungen: Jahrbuch der Gesellschaft fiir niedersdchsische Kirchengeschichte 97,

1999, darin u.a.:

— Scharf-Wrede, Thomas: Das Bistum Hildesheim und die Kirchengemeinde Hameln St.
Augustinus in der Zeit des Nationalsozialismus — ein ,,Blick nach innen*“—.

— Cordes, Martin: Die Sozialwissenschaftliche Studiengesellschaft in der ev.-luth. Landes-
kirche Hannovers und ihr Leiter Johann Gottlieb Cordes ..im Schatten* der Jahre 1933
bis 1945.

— Treidel, Rulf Jirgen: Intentionen und Wirkungen der Offentlichkeitsarbeit Evangelischer
Akademien im Nachkriegsdeutschland (1945-1962).

Caritas und Diakonie in Niedersachsen 1933-1945. Hg. von Hans Otte und Thomas

Scharf-Wrede (erscheint im Friihjahr 2001 im Verlag Olms, Hildesheim).

Projekte: Edition der Wochenbriefe des Landesbischofs D. August Marahrens.

Edition der Rundschreiben der Deutschen Christen Hannovers.

Edition der Rundschreiben der Bekenntnisgemeinschaft der Ev.-lutherischen Landeskirche

Hannovers (jeweils in Zusammenarbeit mit dem Landeskirchlichen Archiv Hannover).

Oldenburg

Verdffentlichungen: Reinhard Rittner: Hans Roth und Rudolf Bultmann — oder das Ringen
um moderne Theologie. In: Oldenburger Jahrbuch 100, 2000, S. 137-159.

Projekte: Rittner, Reinhard: Wilhelm Flor (1882-1938) — Anwalt fiir Kirche und Recht.
Erscheint voraussichtlich in: Theologische Wissenschaft und Kirchenleitung. Rolf Schifer
zum 70. Geburtstag (Mohr-Siebeck). Tiibingen 2001.

Kooperationen: Gesellschaft fiir niederséchsische Kirchengeschichte.

Verein fiir ostdeutsche Kirchengeschichte
Vorsitzende: Prof. Dr. Peter Maser/Stellv.: Pfarrer i. R. Dr. Christian-Erdmann Schott

Verdffentlichungen: Beitrage zur ostdeutschen Kirchengeschichte. Hg. im Auftrag des Ver-

eins fiir ostdeutsche Kirchengeschichte von Peter Maser, Dietrich Meyer und Christian-

Erdmann Schott. Folge 4. Diisseldorf 2001; darin zeitgeschichtliche Beitréige:

— Schott, Christian-Erdmann: Zehn Jahre Johanniter in den neuen Bundeslindern. Eine
Zwischenbilanz.

— Maser, Malwine: ,Noch viele Schritte sind nétig*. Die Geschichte und Funktion der
,,Ostkirchlichen Information®.

— Heimann, Richard: Deutschland und Ostmitteleuropa. Die Verstindigung mit Polen und
Tschechien als politische Aufgabe nach der deutschen Einheit.

Verein fiir Pfilzische Kirchengeschichte
Vorsitzender: Pfr. Dr. Bernhard H. Bonkhoff, Geschdftsfiihrer: Michael Schifer

Veranstaltungen: ,Bismarck und die Pfalz®. Vorstellung der restaurierten Bismarck-
Kirchenfenster von 1932 in der protestantischen Kirche Deidesheim.

Verdffentlichungen: Bonkhoff, Bernhard: Bild-Atlas zur pfilzischen Kirchengeschichte.
Bd. 1: Bildteil (Bd. XX der Veroffentlichungen des Vereins fiir Pfilzische Kirchenge-
schichte) mit 1000 Fotos vom 3. bis 20. Jahrhundert (darin breit dokumentiert die Verstrik-
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kung der pfilzischen Landeskirche in der NS-Zeit und der kirchliche Wiederaufbau in der
Nachkriegszeit). Speyer 2000; Bd. XX, 2 (Textbd.) erscheint spiter, kann in der Geschéfts-
stelle vorbestellt werden.

Vorschau: Jahrestagung vom 4.-5.5.2001 in Landau mit Themen (auch zeitgeschichtli-
chen) der Stadt- und Kirchengeschichte.

Kooperationen: Bd. XIX der Veroffentlichungen des Vereins fiir Pfilzische Kirchenge-
schichte (Konersmann, Kirchenregiment) und Bd. XXI (Baumgart, Biographie Roemmich)
wurden gemeinsam mit dem Rheinischen Kirchengeschichtsverein ediert. Fiir die Edition
der Kirchenvisitationen soll der gleiche Weg gewihlt werden. Bei Tagungen wird mit 6rt-
lichen Geschichtsvereinen kooperiert.

Sonstiges: Blitter fiir pfalzische Kirchengeschichte und religiése Volkskunde. Bd. 66/67,
1999/2000 enthélt neben Kurzbiographien der Vereinsgriinder eine groBere Arbeit von
Schriftleiter Pfr. Friedhelm Hans tiber den Stifter der Deidesheimer Bismarck-Fenster Pfar-
rer Fr. M. Wambsganf (1867-1945) und die Edition des Lebenslaufs des jur. OKR, Regie-
rungsprésidenten und Stellvertreter des NS-Gauleiters Karl Barth (1896-1962) sowie eine
Studie iiber das Vorkommen kirchengeschichtlicher Themen im Religionsunterricht.

Arbeitsgemeinschaft fiir Pommersche Kirchengeschichte
Vorsitzender: Dr. Norbert Buske

Veranstaltungen: 28. Tagung der Arbeitsgemeinschaft fiir Pommersche Kirchengeschichte
(17.-20.8.2000); Festakt ,,1000 Jahre Bistum Pommemrn (Kolberg)“ in Greifswald
(30.9.2000).

Projekte: Darstellung der Greifswalder Domeinweihung 1989. Eine Dokumentation; Der
Vertrag zwischen dem Land Mecklenburg-Vorpommern und den beiden evangelischen
Landeskirchen 1994. Eine Dokumentation.

Kooperationen: Gesellschaft fiir pommersche Geschichte, Altertumskunde und Kunst e.V.;
Historische Kommission flir Pommern.

Ausschul} fiir rheinische Kirchen- und Kirchliche Zeitgeschichte
Vorsitzender: Prof. Dr. Karl Heinrich Faulenbach, Geschiiftsfiihrer: Dr. Dietrich Meyer

Verdffentlichungen: Seim, Jirgen: Iwand-Studien. Aufsitze und Briefwechsel Hans-
Joachim Iwands mit Georg Eichholz und Heinrich Held. K6ln 1999 (Schriftenreihe des
Vereins fiir Rheinische Kirchengeschichte. 135).

Witschke, Reinhard (Hg.): Diakonie bewegt. 150 Jahre Innere Mission und Diakonie im
Rheinland. K6ln 1999 (Schriftenreihe des Vereins fiir Rheinische Kirchengeschichte. 140).
Mof, Christoph: Briefe der Diisseldorfer Familie Gliicksmann. Schicksal einer christlich-
jidischen Familie 1939-1945. Diisseldorf 2000.

Projekte: Druck der Referate der Tagung ,,Ev. Kirche im Rheinland in der Zeit der Weima-
rer Republik® vom 4.-6.10.1999.

Druck der Protokolle des rheinischen Rats und Bruderrats 1934—1945.

Kaminsky, Uwe: Dokumentation tiber NS-Zwangsarbeiter in der rheinischen Kirche (For-
schungsauftrag bis 2001).

Gedenkbuch fiir Mitarbeiter/innen der Kirche, die durch kirchliche Behorden wihrend der
Zeit des Nationalsozialismus verfolgt wurden (Beaufiragung von zwei Historikern durch
die Kirchenleitung im Jahre 2001).

Kooperationen: Mit der Mahn- und Gedenkstitte Diisseldorf (Publikation, Lesung von
Texten in Kirchenkreisen).



110

Verein fiir Schlesische Kirchengeschichte
Vorsitzender: Pfarrer em. Dr. Christian-Erdmann Schott, Geschdfisfiihrer: Pfarrer em.
Reinhard Hausmann

Veranstaltungen: ,,500 Jahre Protestantismus in Schlesien. Ein evangelischer Beitrag zum
Millenium des Bistums Breslau im Jahre 2000“. Wissenschaftliche Arbeitstagung in Ver-
bindung mit der Didzese Wroclaw der Ev. Kirche Augsburgischer Konfession in Polen
vom 12.-15.10.2000 in Breslau.

Verdffentlichungen: Jahrbuch fiir Schlesische Kirchengeschichte 79, 2000.

Vorschau auf Veranstaltungen: ,,.Die Kirchen in Schlesien zwischen 1933 und 1945 — unter
besonderer Beriicksichtigung von Katharina Staritz™. Wissenschaftliche Arbeitstagung vom
11.-14.10.2001 in Breslau/Wroclaw. In diesem Zusammenhang soll eine Gedenktafel in
deutscher und polnischer Sprache fiir Vikarin Lic. Katharina Staritz (1903-1953) enthiillt
werden. Staritz hatte im Herbst 1941 in Breslau gegen die Verordnung des NS-Staates zum
Tragen des Judensternes protestiert, kam ins KZ Ravensbriick, hat aber iiberlebt.
Kooperationen: Ev. Kirche Augsburgischer Konfession in Polen (Didzese Wroclaw), ver-
treten durch Bischof Ryzard Bogusz.

Verein fiir schleswig-holsteinische Kirchengeschichte
Vorsitzender: Prof. Dr. Dr. Johannes Schilling

Veranstaltungen: Vortrag von Dr. Stephan Linck: Kirchliche Diskriminierung von Christen
judischer Herkunft in der Zeit des Nationalsozialismus™ (18.10.2000).

Verdffentlichungen: Wolfes, Matthias: Hermann Mulert. Lebensbild eines Kieler liberalen
Theologen (Schriften des Vereins fiir Schleswig-Holsteinische Kirchengeschichte. 50).
Neumdtinster 2000.

Projekte: Schleswig-Holsteinische Kirchengeschichte. Bd. 6/2 in Vorbereitung.

Kommission fiir kirchliche Zeitgeschichte der Evangelischen Kirche von Westfalen
Vorsitzender: Prof. Dr. Bernd Hey

Veranstaltungen: ,Kirche, Staat und Gesellschaft nach 1945. Konfessionelle Prigungen
und sozialer Wandel“. Tagung vom 23.-25. Mirz 2000 in der Katholischen Akademie
Schwerte.

Veroffentlichungen: Druck der Vortrige der o.a. Tagung im Frithjahr 2001 als Bd. 21 der
,»Beitrdge zur Westfilischen Kirchengeschichte® (Luther-Verlag Bielefeld). Hg. von Bernd
Hey.

Projekte: Die Kommission konstituiert sich 2001 neu. Fiir 2002/3 wird wieder eine groBere
Studientagung angestrebt. AuBlerdem sind kleinere Workshops zu aktuellen Problemen mit
historischer Relevanz geplant (z.B. zum Strukturwandel der Landeskirche).

Kooperationen: Gute Kontakte bestehen zu den parallelen Kommissionen bzw. Ausschiis-
sen im ev. Rheinland und in den kath. Bistiimern Miinster und Paderborn.

Verein fiir wiirttembergische Kirchengeschichte
Vorsitzender: Dr. Hermann Ehmer

Veranstaltungen: Predigt. Jahrestagung am 7.10.2000 mit einem Vortrag von PD Dr. S.
Hermle tber ,.Kriegspredigt im Zweiten Weltkrieg®.

Verdffentlichungen: Thierfelder, Jorg und Losch, Michael: Der evangelische ,,Feldbischof*
Marcel Sturm — ein ,,Briickenbauer* zwischen den evangelischen Christen Deutschlands
und Frankreichs. In: Blitter fiir wiirttembergische Kirchengeschichte 99, 1999, S. 208-253.
Vorschau auf Veranstaltungen: Jahrestagung 2001 in Zusammenarbeit mit der Ev. Akade-
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mie Bad Boll am 19./20.10.2001 tiber ,Kirche in der Weimarer Republik® (Arbeitstitel).

Vorstellung des Instituts fiir kirchliche Zeitgeschichte des Kirchenkreises Reckling-
hausen

Seit seiner Griindung im Jahre 1990 ist das Institut fiir kirchliche Zeitgeschichte (IKZG)
des Kirchenkreises Recklinghausen Informations-, Dokumentations- und Forschungszen-
trum fiir die kirchenkreisgeschichtlich orientierte Aufarbeitung der kirchlichen Zeitge-
schichte des Ruhrgebietes. Dariiber hinaus hat es sich in den vergangenen Jahren zum
Zentrum der Kirchenkreisgeschichtsforschung in dieser Region entwickelt.

Gegenstand der Kirchenkreisgeschichtsforschung sind:

— die Geschichte der Institution ,,Kirchenkreis* als einer kirchenrechtlich, kirchenpolitisch
und theologisch relevanten Verwaltungseinheit der evangelischen Kirche,

— die Geschichte jedes einzelnen Kirchenkreises als einer konfessionspolitisch bedeutsa-
men Erscheinungsform des institutionalisierten Protestantismus einer Region und

— der Vergleich der Geschichte unterschiedlicher Kirchenkreise zur Erfassung kirchen-
kreisspezifischer Erscheinungsformen protestantischer Kirchlichkeit im Kontext der
Religions- Kultur-, Politik-, Wirtschafts-, Sozial- und Mentalititsgeschichte einer Epo-
che.

Eine von diesen Forschungsinteressen geleitete regionalgeschichtlich orientierte Kirchen-

kreisgeschichtsforschung leistet einen wichtigen Beitrag zur Erforschung kirchenge-

schichtlicher Zusammenhinge auf iiberregionaler Ebene.

Kirchenkreisgeschichtsforschung wird im IKZG nicht um ihrer selbst willen betrieben.

Deswegen werden ihre Ergebnisse durch intensive Offentlichkeitsarbeit innerhalb der Kir-

chenkreise fiir das Gemeindeleben fruchtbar gemacht.

Gestaltungsformen der Offentlichkeitsarbeit sind:

— Dokumentationsausstellungen zur Geschichte von Kirchenkreisen,

— Vortrdge zur Geschichte von Kirchenkreisen,

Exkursionen zu kirchenkreisgeschichtlich relevanten Stitten kirchlichen Lebens in Kir-

chenkreisen und

Fihrungen durch das Kirchenkreismuseum Recklinghausen.
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Kommission fiir Zeitgeschichte

Vorsitzende: Prof. Dr. Ulrich von Hehl / Dr. Friedrich Kronenberg,
Geschdfisfiihrer: Dr. Karl-Joseph Hummel

Veranstaltungen: Zeitzeugentagung ,,Katholiken und Kirche in Deutschland 1958—1975¢
Veroffentlichungen: Clemens, Gabriele: Erziehung zu ,.anstindiger Unterhaltung®. Das
Theaterspiel in den katholischen Gesellen- und Arbeitervereinen im deutschen Kaiserreich.
Eine Dokumentation (Vertffentlichungen der Kommission fiir Zeitgeschichte. Reihe A.
46). Paderborn 2000.

Nordblom Pia: Fiir Glaube und Volkstum. Die katholische Wochenzeitung , Der Deutsche
in Polen™ (1934-1939) in der Auseinandersetzung mit dem Nationalsozialismus (Verof-
fentlichungen der Kommission fiir Zeitgeschichte. Reihe B. 87).

Richter, Ingrid: Katholizismus und Eugenik in der Weimarer Republik und im Dritten
Reich. Zwischen Sittlichkeitsreform und Rassenhygiene (Verdffentlichungen der Kommis-
sion fiir Zeitgeschichte. Reihe B. 88). Paderborn 2000.

Rolli, Lukas: Familie im Wiederaufbau. Katholizismus und biirgerliches Familienideal in
der Bundesrepublik Deutschland 1945-1965 (Verdffentlichungen der Kommission fiir
Zeitgeschichte. Reihe B. 89). Paderborn 2000.

Tischner, Wolfgang: Die katholische Kirche in der SBZ/DDR 1945-1951. Die Formierung
der katholischen Subgesellschaft im entstehenden sozialistischen Staat (Veréffentlichungen
der Kommission fiir Zeitgeschichte. Reihe B. 90). Paderborn 2000.

Grypa, Dietmar: Die katholische Arbeitnehmerbewegung in Bayern nach dem 2. Weltkrieg
1945-1963 (Verdffentlichungen der Kommission fiir Zeitgeschichte. Reihe B. 91). Pader-
born 2000.

Hummel, Karl-Joseph/Strohm, Christoph (Hg.): Zeugen einer besseren Welt. Christliche
Martyrer des 20. Jahrhunderts. Leipzig/Kevelaer 2000.

P. Pierre Blet SJ: Papst Pius XII. und der Zweite Weltkrieg. Aus den Akten des Vatikans.
Paderborn 2000.

Marschall, Werner (Bearb.): Adolf Kardinal Bertram. Hirtenbriefe und Hirtenworte. K&ln
2000.



Hinweise

Die Abschlufitagung des Forschungsprojektes ,,Die Rolle der evangelischen Kirche im
geteilten Deutschland® wird vom 22. bis 24. November 2001 in der Franzosischen
Friedrichstadtkirche in Berlin stattfinden.

Die Tagung, die in Zusammenarbeit mit der Evangelischen Akademie zu Berlin veranstal-
tet wird, beginnt am 22. November mit einem 6ffentlichen Vortrag zum Thema | Irritatio-
nen im geeinten Deutschland. Das schwierige Erbe der Teilung und die Kirchen® und ei-
nem anschliefenden Empfang des Rates der EKD. Am Freitag, den 23. November, stehen
ein Vortrag iiber die ,,Deutsche Geschichte in der Epoche des Ost-West-Konflikts* sowie
die Préasentation der Ergebnisse des Forschungsprojektes auf dem Programm. Am Abend
wird sich ein Podium mit der ,,politischen Rolle der evangelischen Kirchen im geteilten
Deutschland™ auseinandersetzen. Zugesagt hierfiir haben Rechtsanwalt Rolf Henrich, Bi-
schof Prof. Dr. Wolfgang Huber, Studienleiterin Ulrike Poppe, Préses Dr. Jiirgen Schmude,
Ministerprdsident Dr. h.c. Manfred Stolpe und MdB Dr. Wolfgang Schiuble. In den Vor-
trdgen am Samstagmorgen wird eine Bilanz des Forschungsprojektes gezogen und werden
kiinftige Forschungsaufgaben im Bereich der kirchlichen Zeitgeschichte nach 1945 aufge-
zeigt.

Veroffentlichungen

OLDENBURGISCHE KIRCHENGESCHICHTE. Hg. von Rolf Schifer in Gemeinschaft mit
Joachim Kuropka, Reinhard Rittner, Heinrich Schmidt. Isensee Verlag. Oldenburg 1999.

Erstmals werden in diesem Band 1200 Jahre Kirchengeschichte in Oldenburg dargestellt —
beginnend mit den Anfingen bei Bischof Willehad und endend mit den 60er Jahren des 20.
Jahrhunderts. Mittelalter und Reformation, Gegenreformation und Neuzeit, evangelische
und katholische Kirche werden in Wort und Bild anschaulich gemacht.

Fir die vier Verfasser — zwei Historiker und zwei Theologen — war es wichtig, die
Wechselwirkung des Glaubens mit dem gesellschaftlichen Leben herauszuarbeiten. Worin
duflert sich das Selbstverstindnis des christlichen Glaubens in den verschiedenen Epochen?
Welche Organisation hat sich der Glaube gegeben? Wie hat er kulturbildend gewirkt? Wie
hat sich das Christentum als gestaltende Kraft im privaten und 6ffentlichen Leben erwie-
sen? Fiir den Bereich der Evangelisch-Lutherischen Kirche in Oldenburg, der sich mit dem
Gebiet des Bischoflich Miinsterschen Offizialats deckt, wird hiermit eine zusammenfas-
sende und allgemeinverstandliche Geschichte vorgelegt.

Besonders hinzuweisen ist auf das Kapitel von Reinhard Rittner iiber ,,Die evangelische
Kirche in Oldenburg im 20. Jahrhundert (S. 643-787) sowie den Beitrag von Joachim
Kuropka tiber ,,.Die katholische Kirche im 20. Jahrhundert* (S. 523-641).

SPUREN UND WIRKUNGEN DER SCHLESISCHEN EVANGELISCHEN KIRCHE IM NACH-
KRIEGSDEUTSCHLAND. Im Auftrag der Gemeinschaft evangelischer Schlesier hg. von
Christian-Erdmann Schott. Bergstadtverlag Wilhelm Gottlieb Korn. Wiirzburg 2000.

In dieser reprisentativen Dokumentation wird zum ersten Mal nach den positiven Wirkun-
gen gefragt, die das Einstromen geflohener und vertriebener evangelischer Schlesier fiir
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den Nachkriegsprotestantismus in Deutschland gehabt hat. Die Zeit fiir eine solche Zwi-
schenbilanz scheint gekommen, nicht nur, weil sich die Spuren schlesischer Kirchlichkeit
zu verwischen beginnen, aber in Dank und Wahrheit verdienen festgehalten zu werden;
sondern auch wegen der neuen Fragestellungen, die sich im Blick auf die europiische
Kernregion Schlesien und ihre ckumenische Zukunft zu Wort melden. Hier werden die
Erinnerungen an die Spuren von gestern als Wegmarken und Wegweiser fiir Verstiandigung
zwischen Polen, Tschechen und Deutschen und der notwendig gewordenen Neugestaltung
der gemeinsamen Zukunft uniibersehbar wichtig und zunehmend gebraucht.

Der Band ist gegliedert in: I. Die Evangelische Kirche der schlesischen Oberlausitz; I1.
Evangelische Landeskirchen; III. Schlesische Einrichtungen/Institutionen und IV. Der
Schlesische Kirchentag.

RELIGIONSPADAGOGISCHE BIBLIOGRAPHIE 1933-1945. BEARBEITET VON DR. ANJA
RINNEN UND PROF. DR. FOLKERT RICKERS. HG. vOM COMENIUS-INSTITUT.

Die CD umfafit die gesamte, im Zeitraum des ,,Dritten Reiches” erschienene evangelische,
katholische, deutschchristliche und deutschgldubige religionspidagogische Literatur, und
zwar in den Bereichen Elementarerziehung, Familienerziehung, Kindergottesdienst, Kom-
munion- und Firmunterricht, Jugendarbeit, Katechumenen- und Konfirmandenunterricht,
Religionsunterricht und Erwachsenenbildung.

In die Datenbank sind ca. 7200 Literaturhinweise aus Zeitschriften, Monographien,
Sammelwerken, Rezensionen und Unterrichtsmaterialien aufgenommen.

Tagung iiber ,,Evangelische Miirtyrer — Biographien, Wirkungsgeschichte und aktu-
elle Bedeutung*

Von Menschen, die bis an die letzte Grenze fiir ihre Uberzeugung einstehen, geht eine ei-
gentiimliche Faszination aus. Thre Motive erheischen Respekt, ihre Standhaftigkeit erregt
Bewunderung. Dabei macht gerade das Fragmentarische und Bruchstiickhafte ihrer Bio-
graphie die Wirkung von Mirtyrern aus. Sie reicht weit iiber den gewaltsamen Tod hinaus,
pragt Glaubenseinstellungen und Lebenshaltungen ganzer Generationen.

Im evangelischen Raum riicken Martyrer unausgesprochen in die Nihe eines ,.Heili-
gen™. lhrer wird gedacht, sie werden verehrt. Der Blick in Schulbiicher, in Erbauungs- und
Predigtliteratur, aber auch die Untersuchung der Namensgebung von kirchlichen Gebduden
macht deutlich, wie bedeutsam ihr Lebenslauf fiir die protestantische Frommigkeit ist.
Darin driickt sich ein Bediirfnis nach glaubhaften Vorbildern und tragfihiger Orientierung
aus. Auch in einer kirchenkritischen Offentlichkeit stehen Namen wie Jan Hus, Dietrich
Bonhoeffer oder Martin Luther King fiir die Tragweite und Ernsthaftigkeit christlicher
Nachfolge. Zugleich provozieren Menschen wie Oskar Briisewitz, der sich 1976 aus Pro-
test gegen die Diskriminierung junger Christen in der DDR selbst verbrannte, bis heute
Auseinandersetzungen.

Im Blick auf ausgewihlte Biografien aus dem deutschsprachigen Raum wird in diesem
Seminar den religiosen Uberzeugungen von Mirtyrern nachgegangen, kritisch nach deren
Wirkungsgeschichte gefragt und ihre aktuelle Bedeutung herausgestellt. Der Kirchenhisto-
riker Dr. Bjorn Mensing, der die Tagung mit veranstaltet, widmet sich in seinem Habilita-
tionsprojekt dem Thema der Mirtyrerverehrung in Deutschland vom 16. bis 20. Jahrhun-
dert.
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Folgende Vortrige sind vorgesehen:

Dr. Bjorn Mensing: ,,.Blutzeugen des Kirchenkampfes“. Ihr Gedenken im deutschen Prote-
stantismus

Dr. Heinrich Rathke: Vergessene Mirtyrer des Stalinismus — ihre Wiederentdeckung heute.
Prof. Dr. Folkert Rickers: Mértyrer und Mértyrerinnen als Thema des Religionsunterrichts
und der kirchlichen Bildungsarbeit.

Dr. Burkhart Mecking: ,.Die Leidensgeschichte anderer und meine eigene Lebensge-
schichte® — Mirtyrerbiographien als Quelle der Spiritualitit.

Evangelisches Bildungswerk Bayreuth/Bad Berneck e.V.

Freitag, 18. Mai, 18.00 bis Sonntag, 20. Mai 2001, 13.00 Uhr.

Leitung: Dr. Michael Kuch (Evangelische Heimvolkshochschule) und Dr. Bjérn Mensing
(Tel. Anmeldung unter 09232/99390).

Vorabdruck des ,,Handbuchs zur Organisation der deutschen evangelischen Kirchen
1919-1949«

Als Folge 19a der ,,Mitteilungen* wird im Juni 2001 der Vorabdruck des ersten Teils
des Handbuchs zur Organisation der deutschen evangelischen Kirchen 1919-1949
(und ihrer personellen Besetzung) erscheinen.

Der Vorabdruck umfafit ca. 120 Seiten im DIN-A 4-Format und enthilt die Abschnitte
,»Gesamtkirche™ (mit den Unterabschnitten ,,Neuordnung nach 1918, , Nationalsozialisti-
sche Herrschaft®, ,Neuordnung nach 1945%) sowie ,,Zusammenschliisse” (mit den Unter-
abschnitten ..Lutherische Zusammenschliisse®, ,.Reformierte Zusammenschliisse® und
»Freikirchliche Zusammenschliisse™). .

Dieser Vorabdruck wird nicht in den kostenlosen Verteiler der ,Mitteilungen® iiber-
nommen. Interessenten konnen ihn gegen Einsendung von DM 3,-- (in Briefmarken, am
besten mit adressiertem Freiumschlag!) tiber die Geschifts- und Forschungsstelle der Ev.
Arbeitsgemeinschaft fiir Kirchliche Zeitgeschichte, Schellingstr. 3 VG, 80799 Miinchen
bezichen.















	Front matter
	Inhaltsverzeichnis
	leere Seite
	Nachkriegsprotestantismus in Westdeutschland religionssoziologische und mentalitätsgeschichtliche Perspektiven
	leere Seite
	Spitzengespräche zur Gesprächsstrategie des Bundes der Evangelischen Kirchen in der DDR 1978-1989
	leere Seite
	Nachruf auf Eberhard Bethge (1909-2000)
	Nachruf auf Hermann Kunst (1907-1999)
	Nachruf auf Joachim Mehlhausen (1935-2000)
	Nachruf auf Erwin Wilkens (1914-2000)
	leere Seite
	Das Marburger Projekt zur Erforschung der Zwangsarbeit in Kirche und Diakonie (1939-1945)
	leere Seite
	"Kirche, Staat und Gesellschaft nach 1945. Konfessionelle Prägungen und sozialer Wandel" Studientagung der Kommission für kirchliche Zeitgeschichte der Evangelischen Kirche von Westfalen in Zusammenarbeit mit der Kommission für kirchliche Zeitgeschichte des Erzbistums Paderborn, der Kommission für kirchliche Zeitgeschichte des Bistums Münster und der Katholischen Akademie Schwerte vom 23. bis 25. März 2000 in Schwerte
	Protestantische Kirchen in Zentral- und Osteuropa unter kommunistischer Herrschaftv - die Phase der Errichtung der kommunistischen Herrschaft - internationale Arbeistagung im Diakoniewerk Gallneukirchen/Österreich vom 11. bis 14. Januar 2001, veranstaltet von der Universität Aarhus/Dänemark, der Internationalen Ordass-Stiftung Oslo/Norwegen und der Evangelischen Arbeitsgemeinschaft für Kirchliche Zeitgeschichte
	Diakonie- und Zeitgeschichte in der Diskussion Werkstatt-Tag am 24. Februar 2000 in der Kirchlichen Hochschule Bethel, veranstaltet von der Forschungsstelle für Diakonie- und Sozialgeschichte an der Kirchlichen Hochschule Bethel und der Arbeitsgruppe Diakoniegeschichte beim Archiv des Diakonischen Werkes Westfalen, Münster
	Back matter

